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1.1	 Problemstellung

Am 29. Februar 2009 wird ein junger Mann Zeuge des Absturzes einer Boeing 
737 rund sechs Kilometer entfernt vom Amsterdamer Großflughafen Schiphol. 
Vier Minuten vor der ersten Reuters-Meldung veröffentlicht er über sein Mobil-
telefon eine Nachricht beim Online-Dienst Twitter. In schneller Abfolge mel-
den sich weitere Augenzeugen mit Mitteilungen und Fotos auf dieser Internet-
Plattform. Schließlich beginnt die übliche Live-Berichterstattung auf CNN.

Die Katastrophen und Unglücke dieser Welt erreichen uns immer schneller und 
unmittelbarer. Kaum ein Tag vergeht, an dem die Berichterstattung nicht voll 
von solchen Ereignissen ist. Einige, wie Terroranschläge im Irak, in Afghanistan 
oder Indien, bleiben in Deutschland abstrakt wegen ihrer räumlichen Distanz. 
Andere geschehen in unmittelbarer Nähe wie der Einsturz des Kölner Stadt
archivs oder das Erdbeben in Italien im Frühjahr 2009. Der größten Heraus
forderung der Menschheit kann man sich ohnehin nirgendwo auf der Welt 
entziehen:  dem drohenden Klimawandel. Auch zu diesem Thema halten die 
Medien ständig neue Horrormeldungen bereit.
Bei der permanenten medialen Bombardierung mit Unglücken und Kata
strophen müsste – so könnte man meinen – jedem Bürger in Deutschland 
bewusst sein, dass wir in einer risikoreichen Welt leben. Führt man diesen 
Gedanken fort, könnte angenommen werden, dass Menschen alles ihnen Mög-
liche unternehmen, um sich vor Gefahren zu schützen.

Die Tatsache, dass dies nicht der Fall ist, bildet die Grundlage der vorliegenden 
Studie. Das Niveau der Persönlichen Notfallvorsorge in der deutschen Bevölke
rung – der offizielle Begriff lautet Selbstschutz – wird als wenig entwickelt 
angesehen (vgl. z. B. Dritter Gefahrenbericht der Schutzkommission beim Bun
desminister des Innern 2006). Dies ist insbesondere auf unzureichende Förder
maßnahmen für diesen Bereich zurückzuführen (vgl. Kapitel 2.5). 
Die Analyse von Peter Sloterdijk (1989: 122) bringt die Schwierigkeiten der För
derung von Selbstschutz und Vorsorge in drastischer Weise auf den Punkt: 
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„[N]ur der real geschehende Weltuntergang wäre eine überzeugende Warnung vor 
dem Weltuntergang. […] Somit wäre die einzige Katastrophe, die allen einleuchtet, 
die Katastrophe, die keiner überlebt.“

Das Zitat ist exakt auf die Problemstellung der vorliegenden Studie übertrag-
bar: Es zeigt sich immer wieder, dass es sich bei Selbstschutz bzw. Notfallvor-
sorge um äußerst komplexe Verhaltensweisen1 handelt und dass Menschen nur 
sehr schwer von ihrer großen Bedeutung überzeugt werden können (vgl. Lars-
son 1997: 11). Diese Tatsachen werden von aktuellen Konzepten der Vorsorgeför-
derung häufig nicht beachtet, weshalb es zu keiner Verbesserung des Vorsorge-
niveaus in der Bevölkerung kommt. Selbst die gesamte Berichterstattung über 
Unglücke und Katastrophen hat zu keiner nachhaltigen Verhaltensänderung in 
der Bevölkerung geführt (vgl. Allianz 2008: 33 f.). Es ist dringend erforderlich, 
eine grundlegende Neuentwicklung der Selbstschutz- bzw. Vorsorgeförderung 
vorzunehmen. 
Am Karlsruher Institut für Technologie (KIT) wurde ein vom Bundesamt für 
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) gefördertes Forschungspro-
jekt ins Leben gerufen, das die Grundlage für diese Neuentwicklung schaffen 
soll. Dabei geht es sowohl um die Erforschung vollkommen neuer Wege als auch 
um die Kanalisierung der Fülle von schon bestehenden Förderansätzen. Wei
teres Projektziel ist es, Selbstschutz bzw. Notfallvorsorge in Deutschland auf 
eine wissenschaftliche Basis zu stellen und einer Erfolgsevaluation zugänglich 
zu machen.
Die vorliegende Studie ist ein Forschungsbericht über den ersten Teil dieses 
Projektes. 

1	 Die Begriffe Handeln bzw. Handlung und Verhalten werden im thematischen Kontext der 
vorliegenden Studie folgendermaßen unterschieden:  Handeln bezieht sich auf ein sehr 
absichtsvolles und bewusstes Verhalten, das vor allem in der Anfangsphase der Vorsor-
ge vollzogen wird. Vorsorgeverhalten wird als mehr institutionalisiert und automatisiert 
verstanden.
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1.2	 Aufbau der Studie

Die Darstellung des Problemzusammenhangs beginnt in Kapitel 2.1 mit einer 
näheren Bestimmung des Forschungsgegenstandes Selbstschutz 2:  Über eine 
geschichtliche und rechtliche Einordnung wird zu einer kritischen Auseinan-
dersetzung mit dem Begriff Selbstschutz übergeleitet. Dieser Prozess mündet 
schließlich in der neuen Arbeitsbezeichnung Persönliche Notfallvorsorge und 
einer umfassenden Definition.
Im Anschluss wird in Kapitel 2.2 eine Bewertung der Maßnahmen der Persön-
lichen Notfallvorsorge vorgenommen. Dabei wird insbesondere ihre Wirksam-
keit in Bezug auf die Verminderung und Vermeidung von Schäden beurteilt. Vor 
diesem Hintergrund wird in Kapitel 2.3 der zweite Forschungsgegenstand der 
vorliegenden Studie, die Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge, definiert. In 
Kapitel 2.4 werden die aktuell durchgeführten Maßnahmen auf diesem Gebiet 
dargestellt und bewertet. Dies führt in Kapitel 2.5 zum Forschungsproblem und 
damit zum Kern der Untersuchung.

Für die Suche nach Lösungen erfolgt in Kapitel 3.1 die theoretische Einordnung 
des Forschungsproblems. Sie beginnt mit der Analyse des Zusammenhangs 
zwischen Risikowahrnehmung und Vorsorgeverhalten (Kapitel 3.1.2), der 
anscheinend die Grundlage der meisten aktuellen Fördermaßnahmen bildet. 
Diese Sichtweise wird durch die Theorien des gesundheitlichen Vorsorgever-
haltens wesentlich erweitert (Kapitel 3.1.3) und durch die Diffusionstheorie 
abgerundet (Kapitel 3.1.4). Als Abschluss dieses Bereiches wird ein eigenstän-
diges theoretisches Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge ent-
wickelt (Kapitel 3.1.5). Eine Übersicht der in der vorliegenden Studie genutzten 
Theorien und Modelle liefert Tabelle 1:

2	 Ausgangspunkt aller Überlegungen ist der offiziell gebrauchte Begriff Selbstschutz, der am 
Ende des Kapitels 2.1 durch die Arbeitsbezeichnung Persönliche Notfallvorsorge (vgl. Titel 
der Studie) ersetzt wird.



Empirische Untersuchung der Realisierung von Maßnahmen zur Erhöhung der Selbstschutzfähigkeit  |  Band 15

16

Name der Theorie Hauptaussage Quellen

Psychometrische 
Forschung zur 
Risikowahrnehmung

Mentale Modelle von Risiko entstehen durch 
Anwendung kognitiver Heuristiken.

Jungermann 1982
Slovic 1982
Covello 1983
Gregory 1991
Perrow 1992
Jungermann 1993a
Jungermann 1993b
Jungermann 1993c
Compare 1995
Renn 1997
Renn 2000
Kahnemann 2003

Kultur-soziologische 
Forschung zur 
Risikowahrnehmung

Die Bewertung von Risiken entsteht durch 
soziale Prozesse, insbesondere Risikokom-
munikation.

Douglas 1982
Fiorino 1989
Wiedemann 1989
Luhmann 1991
Peters 1996
Bechmann 1993
Krohn 1993
Otway 1993
Hribal 1999
Görke 1996
Renn 2000

Konzept der sozialen 
Verstärkung

Integration der psychologischen und kultur-
soziologischen Ansätze

Kasperson 1988 
Renn 2000

Kontinuitätstheorie des 
Gesundheitsverhaltens:
Protection Motivation 
Theory (PMT)

Angstreize führen zur Bildung von Schutzmo-
tivation beim Rezipienten. 
Die Absicht, vorsorglich zu handeln, wird als 
wirkliche Umsetzung gewertet.

Rogers 1975 
Maddux 1983
Prentice-Dunn 1986 
Mulilis 1990
Rogers 1997
Neuwirth 2000
Kroemker 2002 
Grothmann 2005a 
Gollwitzer 2006

Stadientheorie des 
Gesundheitsverhaltens:
Precaution Adoption 
Process Modell (PAPM)

Vorsorgeverhalten entwickelt sich in Stadien. 
Je nach Stadium sind unterschiedliche 
Variablen für die weitere Entwicklung von 
Bedeutung. Es existiert eine Lücke zwischen 
Absicht und Handeln.

Weinstein 1988 
Weinstein 1992
Weinstein 1998
Schwarzer 2001
Weinstein 2002
Luszczynska 2003

Health Action Process 
Approach (HAPA)

Hybrid-Modell aus Kontinuitäts- und Stadi-
entheorien

Schwarzer 1992
Schwarzer 1999
Renner 2003
Luszczynska 2004
Scholz 2005
Ziegelmann 2006
Schüz 2007
Schwarzer 2007

Diffusionstheorie Innovationsentscheidungen 
entwickeln sich in unterschiedlichen Phasen. 
Die Adoptionsrate in einem sozialen System 
wird von einer Reihe von Faktoren beeinflusst.

Rogers 1971 
Rogers 2003

Tab. 1  Tabellarische Zusammenfassung der verwendeten Theorien
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In Kapitel 3.2 werden mit Hilfe der theoretischen Erkenntnisse Lösungsvor-
schläge für die in Kapitel 2.5 analysierten Kritikpunkte erarbeitet und mit 
Erfahrungen aus erfolgreichen Fördermaßnahmen sowie Expertenvorschlägen 
ergänzt. Auf dieser Grundlage wird in Kapitel 3.3 ein neues Fördersystem der 
Persönlichen Notfallvorsorge entwickelt.

In Kapitel 4 folgen zwei empirische Untersuchungen zur Beurteilung und 
Modifizierung des vorgeschlagenen Fördersystems. Dazu wird zunächst eine 
Expertenbefragung durchgeführt, die der Bewertung zentraler Systemkompo-
nenten und der Strukturierung des weiteren Forschungsverlaufs dienen soll 
(Kapitel 4.1). Die Erkenntnisse dieser ersten Teilstudie fließen in die Konzep-
tion der repräsentativen Bevölkerungsbefragung (Kapitel 4.2) mit ein, in der 
vor allem das Forschungsproblem, die aktuelle Vorsorgeförderung und das 
erarbeitete Fördersystem untersucht werden sollen. Anschließend wird die 
inhaltliche Konzeption der Persönlichen Notfallvorsorge in einer Delphi-Studie 
näher bestimmt (Kapitel 4.3):  Experten definieren über mehrere Befragungs-
runden Mindeststandards in Bezug auf notwendige Ausbildungsinhalte und 
Ausstattungskomponenten der Vorsorge. Mit Hilfe der Methodik der Runden 
Tische wird in Kapitel 4.4 schließlich eine realitätsnahe Erprobung des vorge-
schlagenen Fördersystems auf lokaler Ebene durchgeführt.

Das Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge wird in Kapitel 5 einer 
Prüfung mit Methoden der schließenden Statistik unterzogen und entspre-
chend angepasst. Kapitel 6 dient der Integration aller durch die empirischen 
Untersuchungen gewonnenen Erkenntnisse in das vorgeschlagene Förder
system, wodurch konkrete Handlungsempfehlungen formuliert werden kön
nen. Abschließend wird ein Ausblick auf nachfolgende Untersuchungen gege-
ben, die im weiteren Verlauf des vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe (BBK) geförderten Forschungsprojekts durchgeführt werden. 
Aus Gründen des Umfangs sind sie aber nicht mehr Teil der vorliegenden Stu-
die. Kapitel 7 fasst schließlich die genutzten Quellen im Literaturverzeichnis 
zusammen, und Kapitel 8 bietet als Anhang eine Zusammenstellung weiterer, 
zum Verständnis der Studie notwendiger Materialien.
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2.1	 Forschungsgegenstand Selbstschutz

Dieses Kapitel dient der Darstellung und begrifflichen Bestimmung des For
schungsgegenstandes Selbstschutz. Als offiziell verwendeter Begriff bildet er 
den Ausgangspunkt der Studie.
Im ersten Teil des Kapitels steht die geschichtliche und rechtliche Entwick-
lung des Selbstschutzes in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg im Vor-
dergrund. Im zweiten Teil erfolgt die Begriffsbestimmung, die mit der Bildung 
einer neuen Arbeitsbezeichnung abgeschlossen wird. 

2.1.1	 Historische und rechtliche Einordnung

2.1.1.1	 Zivile Verteidigung – Zivilschutz – Selbstschutz 

Geschichtlich betrachtet stammt der Selbstschutz aus dem Bereich des Zivil-
schutzes, der wiederum ein zentraler Bestandteil der zivilen Verteidigung ist. 
Zivile Verteidigung 3 bezeichnet alle nicht-militärischen Maßnahmen im Vertei-
digungsfall (vgl. Schmitt 1998: 25). Darunter sind neben dem Zivilschutz auch 
die Aufrechterhaltung der Staats- und Regierungsgewalt, die Versorgung der 
Bevölkerung und die Unterstützung der Streitkräfte zu fassen (vgl. BBK 2005b). 
Zivilschutz wird definiert als „alle Maßnahmen, die erforderlich sind, um die 
Bevölkerung, lebens- und verteidigungswichtige zivile Betriebe und Anlagen vor 
Kriegseinwirkung zu schützen und deren Folgen zu beseitigen oder zu mildern“ (BBK 
2005b). Im Einzelnen handelt es sich um folgende Teilbereiche: Selbstschutz, 
Warnung der Bevölkerung, Schutzbau, Aufenthaltsregelungen, Katastrophen-
schutz, Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit, Maßnahmen zum Schutz von 
Kulturgut.

3	 Schmitt (1998: 25) ergänzt, dass bis 1964 „Zivile Verteidigung“ als „Zivile Notstandspla-
nung“ und „Zivilschutz“ als „Ziviler Bevölkerungsschutz“ und noch früher als „Ziviler 
Luftschutz“ bezeichnet wurde. 
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2.1.1.2	 Entwicklung des Selbstschutzes nach 1945

Sechs Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg wurde 1951 die private Organisation 
Bundesluftschutzverband (BLSV) gegründet. Doch erst nach Aufhebung des 
Gesetzes Nr. 23 des Kontrollrats der Alliierten im Jahr 1952, das den zivilen Luft-
schutz verbot, konnten die Aktivitäten des Zivilschutzes ausgeweitet werden 
(vgl. Schmitt 1998: 25).
So wurden 1953 schließlich auch die Bundesanstalt Technisches Hilfswerk (THW) 
und als administrative Unterstützung des Bundesministeriums des Innern 
(BMI) die Bundesanstalt für zivilen Luftschutz (BzL) errichtet (vgl. Schmitt 
1998: 25). In der Struktur des BLSV gab es im darauf folgenden Jahr eine zentrale 
Änderung:  Alleinige Mitglieder des Vereins waren nun der Bund, die Länder 
und die kommunalen Spitzenverbände (vgl. Krapf o. D.: 2). In einem vorläufigen 
Luftschutzprogramm, das das Bundeskabinett 1955 genehmigte, wurden als zen-
trale Ziele ein ausreichender Schutzbau und die Verbesserung der Selbstschutz-
fähigkeit der Bevölkerung festgelegt (vgl. Schmitt 1998: 25).
Die rechtliche Grundlage des Zivilschutzes wurde 1957 mit dem Ersten Gesetz 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung (ZBG) geschaffen (vgl. 
Schmitt 1998:  26). Dessen Umsetzung wurde in die Hände des 1958 gegrün-
deten Bundesamtes für zivilen Bevölkerungsschutz (BZB) gelegt. Die Aufgaben 
des Bundesamtes waren vor allem die Ausbildung leitender Zivilschutz-
kräfte, die Leistung technischer Dienste sowie die Zivilschutzforschung (vgl. 
Schmitt 1998: 27). Durch das ZBG (§ 31) wurde darüber hinaus der BLSV in eine 
bundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Sitz in Köln 
umgewandelt (vgl. Krapf o. D.: 2). Als Aufgaben des BLSV wurden vor allem die 
Aufklärung der Bevölkerung über Angriffswaffen aus der Luft und die Organi-
sation und Ausbildung ehrenamtlicher Helfer für den Selbstschutz definiert 
(vgl. Krapf o. D.: 3). Bereits 1960 hatte der Verband 1.670 hauptamtliche und 
rund 135.000 ehrenamtliche Mitarbeiter (vgl. Krapf o. D.: 4), vier Jahre später 
waren es bereits 300.000 Helfer in fast 1.000 Selbstschutzzügen (vgl. Schmitt 
1998: 28). 

Mitte der 60er-Jahre wurde man auf die Schwachstellen des Zivilschutzsys
tems in Deutschland aufmerksam (vgl. Schmitt 1998: 28): Durch eine fehlende 
Schutzraumbaupflicht reichten die Gesamtkapazitäten nur für 2 % der Bevöl-
kerung. Auch durch die nicht vorhandene Dienstverpflichtung und das reine 
Freiwilligenprinzip blieben die Helferzahlen im zivilen Bevölkerungsschutz 
weit hinter den Planungen zurück. 
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Die Gesetze, die zu einer Verbesserung dieses Zustandes beitragen sollten, 
scheiterten Mitte bzw. Ende der 1960er-Jahre (vgl. Schmitt 1998:  29; Krapf 
o. D.:  9):  Erwähnenswert in diesem Zusammenhang ist vor allem das Zivil-
dienstgesetz, das eine Dienstverpflichtung im zivilen Bevölkerungsschutz vor-
sah und mit dem Zivildienst, wie er heute verstanden wird, nichts zu tun hat. 
Ein Schutzbaugesetz und ein Selbstschutzgesetz, welche die Pflichten der Bür-
ger regelten, wurden 1965 erst verabschiedet, dann zunächst verschoben und 
1967 schließlich durch das Finanzänderungsgesetz vollständig ausgesetzt.
Mit dem Gesetz über die Erweiterung des Katastrophenschutzes von 1968 wurde der 
gesamte Luftschutzhilfsdienst dem friedensmäßigen Katastrophenschutz mit der 
Maßgabe angegliedert, im Verteidigungsfall zur Verfügung zu stehen (vgl. Schmitt 
1998:  29). 1974 wurde die Umbenennung des Bundesamtes für zivilen Bevölke-
rungsschutz in Bundesamt für Zivilschutz (BZS) vollzogen und 1976 schließlich das 
Gesetz über den Zivilschutz (ZSG) verabschiedet (vgl. BBK 2005b). § 11 des Gesetzes 
regelt noch eine weitere Änderung:  aus dem BLSV wird der Bundesverband für 
den Selbstschutz (BVS). Der BVS sollte ähnlich wie die Vorgängerorganisation die 
Bevölkerung über die Wirkung von Angriffswaffen und die Aufgaben und Maß-
nahmen des Selbstschutzes informieren sowie die Gemeinden und Behörden bei 
der Ausbildung im Selbstschutz unterstützen (vgl. Krapf o. D.: 9).

1996 kündigte sich mit dem Entwurf des Gesetzes zur Neuordnung des Zivil-
schutzes (ZSNeuOG) ein Paradigmenwechsel an. Mit Artikel 2 dieses Gesetzes 4 

wurde der BVS mit Wirkung zum 1. Januar 1997 aufgelöst und seine Öffent-
lichkeitsarbeit vom Bundesamt für Zivilschutz (BZS) übernommen (vgl. Krapf 
o. D.:  15). Gleichzeitig wurde mit dem ZSNeuOG am 25. März 1997 ein neues 
Zivilschutzgesetz (ZSG) verabschiedet. Für die neuen Regelungen war vor allem 
die Annahme maßgeblich, dass eine weitere Bedrohung durch die Staaten des 
Warschauer Paktes ausgeschlossen schien (vgl. Schmitt 1998:  31). Die Konse-
quenzen: „Danach wird der Bund künftig kein engmaschiges bundeseigenes Warn-
system unterhalten, keine Hilfskrankenhäuser mehr bauen, kein Sanitätsmaterial 
mehr bevorraten, die Katastrophenschutzschulen und Zentralwerkstätten aufgeben 
und keine Selbstschutzvollausbildung mehr anbieten“ (Schmitt 1998: 32).
Dieser Rückbau des Zivilschutzes wurde mit dem Gesetz zur Sanierung des Bun-
deshaushalts am 1. Januar 2001 fortgesetzt, durch das das BZS aufgelöst bzw. 
als Zentralstelle für Zivilschutz (ZfZ) dem Bundesverwaltungsamt angegliedert 

4	 Artikel 2 entspricht dem Gesetz über die Auflösung des Bundesverbandes für den Selbst
schutz.
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wurde (vgl. Glass 2000: 25). Nach dem Terroranschlag in New York am 11. Sep-
tember 2001 wurde dieser Trend ansatzweise mit der Herauslösung der ZfZ aus 
dem Bundesverwaltungsamt und der Schaffung des Bundesamtes für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) am 1. Mai 2004 umgekehrt.

Deutlich wird vor allem eins:  Seit der Gründung der Bundesrepublik ist der 
Zivilschutz und dadurch auch der Selbstschutz kontinuierlich abgebaut wor
den. Offensichtlich halten viele Politiker diesen Bereich in Zeiten von immer 
neuen Budgetkürzungen für entbehrlich. Ohne die Anschläge am 11. September 
2001 und die Bedrohung durch islamistische Terroristen in Europa hätte sich 
der skizzierte Trend vermutlich weiter fortgesetzt. 

2.1.1.3	 Aktuelle rechtliche Grundlagen des Selbstschutzes

Einige Autoren verfolgen den Zivilschutz und mit ihm auch den Selbstschutz 
bis zum Grundgesetz (GG) zurück. Wittenberg (2003: 24) verweist auf Artikel 2 
Absatz 2, in dem es heißt: „Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrt-
heit“ – und interpretiert diesen Absatz als die Festlegung der Bundesaufgabe des 
Zivil- bzw. Bevölkerungsschutzes. Noch deutlicher wird dies in Artikel 73 GG. 
Dort steht: „Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über […] die Verteidi-
gung einschließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung.“ Durch diese Regelung sind 
Zivilschutz und Selbstschutz zunächst als Aufgabe des Bundes definiert.
Konkrete rechtliche Aussagen über den Selbstschutz in Deutschland stammen 
aus dem schon erwähnten Zivilschutzgesetz (ZSG) vom 25. März 1997 (BGBl. 
I, 1997, S. 726 ff.) in der Fassung vom 27. April 2004 (BGBl. I, 2004, S. 630 ff.). 
Am 12. April 2009 erfuhr das Zivilschutzgesetz durch das Zivilschutzänderungs
gesetz (ZSGÄndG) (vgl. BGBl. I, 2009, S. 693-695) eine Überarbeitung. Seine neue 
Bezeichnung lautet nun: Gesetz über den Zivilschutz und die Katastrophenhilfe des 
Bundes (Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetz, ZSKG) (vgl. Artikel 1, 1). 
Obwohl dem Selbstschutz von Seiten des Bundes ansonsten eine hohe Bedeu-
tung zugesprochen wird (vgl. bspw. Nationale Strategie zum Schutz Kritischer 
Infrastrukturen), wurde bei der Konzeption des neuen Zivilschutzgesetzes die 
Chance verpasst, den Selbstschutz zu stärken: Die Angaben des alten Gesetzes 
sind in ihrer inhaltlichen Ausrichtung unverändert geblieben.

Besonders in §  5 sind Bestimmungen zum Selbstschutz zu finden. Er wird in 
Artikel 1 als Maßnahme der Bevölkerung, der Betriebe und Behörden gegen 
die Auswirkungen des Verteidigungsfalls definiert. Die Verantwortung für 
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den Selbstschutz tragen die Gemeinden. Um den Aufgaben des Aufbaus, der 
Förderung und Leitung des Selbstschutzes nachzukommen, können sich die 
Gemeindeverwaltungen nach Artikel 2 derjenigen Organisationen bedienen, 
die nach Landeskatastrophenschutzrecht dazu geeignet erscheinen. Vor allem 
sind dies nach §  26 ZSKG der Arbeiter-Samariter-Bund (ASB), die Deutsche 
Lebensrettungsgesellschaft (DLRG), das Deutsche Rote Kreuz (DRK), die Johan-
niter-Unfall-Hilfe (JUH) und der Malteser-Hilfsdienst (MHD).
Die Aufgaben des Bundes sind nach § 4 (1) Nr. 2 ZSKG vor allem die Entwick-
lung von Ausbildungsinhalten, nach § 4 (1) Nr. 4 die Information der Bevölke-
rung sowie nach § 24 die Förderung der Ausbildung der Bevölkerung in Erster 
Hilfe mit Selbstschutzinhalten und in häuslicher Pflege. Darüber hinaus muss 
der Bund nach § 29 alle Kosten übernehmen, die den Ländern, Gemeinden und 
Gemeindeverbänden durch das ZSKG entstehen. Ausgenommen davon sind 
jedoch Personal- und Sachleistungen, die im Rahmen der Verwaltung anfallen.

Für die Darstellung des in dieser Untersuchung relevanten rechtlichen Bereiches 
ist außerdem die Richtlinie für den Selbstschutz der Bevölkerung, Betriebe und 
Behörden entscheidend, die seit dem Jahr 2001 in Kraft ist. Dort wird unter Arti-
kel 2.1 der Selbstschutz „als alle Maßnahmen zum Aufbau, zur Förderung und Lei-
tung […] [definiert], die die Bevölkerung, Betriebe und Behörden in die Lage verset-
zen, sich im Verteidigungsfall vor Waffeneinwirkung zu schützen sowie die daraus 
herrührenden Schäden zu mindern.“ Diese Definition deckt sich mit der Defini-
tion des § 5 ZSKG und ist für die vorliegende Studie nur wenig aufschlussreich. 
Erweitert wird sie jedoch unter Artikel 2.2 durch den Zusatz, dass zum Selbst-
schutz auch die Nachbarschaftshilfe gehöre. Diese Aussage birgt bereits einen 
praktischen Ansatz in sich, wie weiter unten gezeigt werden soll.

Unter Artikel 3.4, 4.1 und 4.2 der Richtlinie wird festgelegt, dass die Zentral-
stelle für Zivilschutz im Bundesverwaltungsamt die Gemeinden entsprechend 
§ 4 ZSKG, also vor allem mit Information und Ausbildung, unterstützt und den 
zügigen und einheitlichen Aufbau des Selbstschutzes durch die Gemeindever-
waltungen sicherstellt. Der Verweis auf die Zentralstelle für Zivilschutz (ZfZ) 
ist damit zu erklären, dass die Richtlinie von 2001 stammt und das Bundesamt 
für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe noch nicht existierte. Beson-
ders bemerkenswert ist die Formulierung „zügiger und einheitlicher Aufbau des 
Selbstschutzes“5. 

5	 Dazu siehe: Kapitel 2.4 und 2.5
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Der Selbstschutz in Betrieben und Behörden wiederum soll nach Artikel 4.4 auf 
den Maßnahmen nach dem Arbeitsschutzgesetz und den Unfallverhütungs-
vorschriften basieren. Folglich bedarf der Selbstschutz am Arbeitsplatz keiner 
speziellen Förderung, da er bereits durch andere Institutionen gefördert und 
überwacht wird. Dazu zählen besonders die Berufsgenossenschaften mit ihren 
Vorschriften (BGV) (vgl. HVBG 2007):  In diesen werden Ziele für den Arbeits- 
und Gesundheitsschutz formuliert. Die Berufsgenossenschaftlichen Vorschrif
ten haben für die Unternehmen rechtsverbindlichen Charakter. Daneben exis
tieren die BG-Regeln für Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit (BGR), die der 
praktischen Umsetzung der BGV dienen. 
In den Unfallverhütungsvorschriften Grundsätze der Prävention (BGV A1) wird 
die Grundpflicht für jeden Unternehmer formuliert, „die erforderlichen Maßnah-
men zur Verhütung von Arbeitsunfällen, Berufskrankheiten und arbeitsbedingten 
Gesundheitsgefahren sowie für eine wirksame Erste Hilfe zu treffen“ (BGV A1, § 2). 
Was dies im Bereich der Rettungs- und Versorgungsausstattung bedeutet, ist in 
§ 25 festgelegt: So muss es bei einem Betrieb mit mehr als 1.000 Versicherten 6 

einen leicht erreichbaren Sanitätsraum sowie mindestens ein Rettungstrans-
portmittel geben.
Auch die Anzahl und der Umfang der Ausbildung von Ersthelfern hängt von der 
Größe eines Betriebes ab: Bis zu einer Größe von 20 Angestellten ist einer von 
ihnen zum Ersthelfer auszubilden. Bei größeren Betrieben 5 % der Belegschaft 
in Verwaltung und Handel und 10 % in allen sonstigen Betrieben. Mindestens 
ein Betriebssanitäter wird ab der Größe von 1.500 Versicherten 7 verlangt.

Artikel 5.1, 5.2 und 5.3 der Richtlinie für den Selbstschutz behandeln die Selbst
schutzförderung durch die lokalen Behörden angesichts eines bevorstehenden 
Krisenfalls. Das Bundesinnenministerium legt nach Artikel 5.1 den Zeitpunkt 
fest, ab dem Information, Beratung und Ausbildung konkret geplant werden 
müssen. Der Übergang in die Durchführungsphase bedarf nach Artikel 5.2 aber 
des Beschlusses der Bundesregierung. Im Verteidigungsfall sollen die Maßnah-
men nach Artikel 5.3, falls möglich, intensiviert werden. 
Für die im vorherigen Absatz dargelegte Planungsgrundlage für einen bevor-
stehenden Krisenfall muss folgendes Zwischenfazit festgehalten werden:  Das 
Erlernen von vorsorglichem und reaktivem Handeln darf nicht auf Situationen 

6	 Wenn das mögliche Unfallgeschehen es erfordert, gilt dies auch in einem Betrieb mit 100 
bis 1.000 Versicherten sowie auf einer Baustelle mit mehr als 50 Versicherten.

7	 In bestimmten Betrieben gilt dies bereits ab einer Anzahl von 250 Versicherten.
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beschränkt sein, in denen eine Gefahr bereits unmittelbar droht (vgl. SKK 
2002: 4). In solchen Fällen ist es meistens bereits zu spät, sich ausreichend vor-
zubereiten.

Artikel 6 der Richtlinie regelt schließlich die Kostenfrage. Dort heißt es:  „Der 
Bund trägt die Kosten der Gemeinden für die Ausbildung der Bevölkerung und die 
Schulung an der AKNZ 8. Das BVA 9 regelt die Einzelheiten der Kostenerstattung.“

Abschließend werden die Katastrophenschutzgesetze der deutschen Bundes-
länder betrachtet, die sich in Bezug auf den Selbstschutz deutlich unterschei-
den. Keine Erwähnung findet er in Bayern, Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, 
Niedersachsen, im Saarland, in Sachsen, Sachsen-Anhalt und damit fast der 
Hälfte der Bundesländer. In §  2 (1) Nr.  8 LKatSG Baden-Württemberg werden 
die Katastrophenschutzbehörden dazu verpflichtet, für eine Zusammenarbeit 
zwischen Katastrophenschutz und Selbstschutz (besonders dem betrieblichen 
Selbstschutz) zu sorgen. Im Katastrophenschutzgesetz des Landes Brandenburg 
(BdbBKG) werden entsprechend dem ZSG die Katastrophenschutzbehörden 
der Gemeinden zur Selbsthilfe- und Brandschutzförderung verpflichtet (§  3 
(2) Nr. 3). Gleiches gilt für Bremen (§ 12 (1) Nr. 7; § 45 (1) Nr. 7), Hamburg (§ 1 
(3); § 13 Nr. 4), Hessen (§ 1 (3); § 3 (1) Nr. 6), Nordrhein-Westfalen (§ 8; § 15 (4); 
§ 18 (2)), Rheinland-Pfalz (§ 3 (1) Nr. 4), Schleswig-Holstein (§ 6 (2) Nr. 10) und 
Thüringen (§ 1 (3)). Die Bestimmungen des Zivilschutzgesetzes werden also von 
knapp der Mehrzahl der Bundesländer aufgegriffen und bestätigt.

2.1.1.4	 Lösung des Selbstschutzes vom Zivilschutz

Auch wenn der Selbstschutz historisch und rechtlich zum Zivilschutz gehört, 
also den zivilen Schutzmaßnahmen im Verteidigungsfall zugeordnet ist (vgl. 
Dombrowsky 1987:  34; Andrews 1991:  164; Weidner 1992:  12; Glass 2002:  54), 
entspricht diese Festlegung nicht dem konzeptionellen Potenzial des Begriffes. 
Der Bundesverband für den Selbstschutz (BVS) (1988a: 31) bemerkte schon vor 
zwanzig Jahren, dass es sich bei dieser Beschränkung um Willkür handele und 
„den Bedürfnissen der Bevölkerung nicht gerecht“ werde. Und zwei Jahre früher 
(vgl. BVS 1986: 2) war bereits klar, dass der Selbstschutz auch in Bereichen wie 

8	 Akademie für Krisenmanagement, Notfallplanung und Zivilschutz

9	 Bundesverwaltungsamt
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Hochwasser, Sturm, Schneekatastrophen, Explosionen, Großbränden und Erd-
beben Leben retten und Schäden mindern kann. Glass (2000b: A-21) bringt es 
auf den Punkt: „Selbstschutz gehört auch im Frieden zum Gesamtbild des Schutz- 
und Hilfeleistungssystems.“ Diese Meinung wird von zahlreichen Experten 
unterstützt 10. Diese verweisen auch auf die Problematik der Zweiteilung des 
deutschen Hilfeleistungssystems – mit dem Zivilschutz in der Zuständigkeit 
des Bundes und dem Katastrophenschutz in der Zuständigkeit der einzelnen 
Bundesländer.
Als Ergebnis lässt sich zunächst festhalten, dass die Maßnahmen des Selbst-
schutzes sowohl bei kriegerischen Auseinandersetzungen als auch im natür-
lichen oder anthropogenen Katastrophenfall (vgl. Kiefer 1988:  32) anwendbar 
sind. Die Beschränkung auf nur einen Bereich würde die Möglichkeiten des 
Konzepts künstlich beschränken. Leider hat das BBK – zumindest auf seiner 
Internetseite (vgl. BBK 2009a) – die Lösung des Selbstschutzes vom Zivilschutz 
noch nicht vollzogen und spricht weiterhin von den Maßnahmen der Bevölke-
rung „in einem Verteidigungsfall“.
Darüber hinaus sind Selbstschutzfähigkeiten im Alltag der Menschen unver-
zichtbar. Dabei spielt es erneut keine Rolle, wie Schäden und Verletzungen 
zustande kommen (vgl. Schäfer 1994: 8). Von Bedeutung ist hier lediglich, dass 
Maßnahmen wie Erste Hilfe, Entstehungsbrandbekämpfung und Rettungstech
niken für alle Ereignisse, die täglich in unserem Umfeld passieren, genauso 
wirksam sind wie in einem Katastrophenfall oder dem sehr unwahrschein-
lichen Fall eines Krieges (Zivilschutz 1987a: 4). 

Im Folgenden werden der Begriff Selbstschutz und weitere, im vorliegenden 
Zusammenhang relevante Begriffe genauer analysiert.

2.1.2	 Entwicklung einer Arbeitsdefinition

2.1.2.1	 Relevante Begriffe im Kontext des Selbstschutzes

Ausgangspunkt aller Überlegungen ist der Begriff Schaden. Für ihn gibt es keine 
allgemeingültige Definition, da mit ihm stets eine normative Bedeutung ver-
bunden ist (vgl. Berg 1994: 7 ff.): Die Bestimmung eines Schadens ist in vieler-

10	 Vgl. auch:  Andrews (1989:  19); Weidner (1992:  12); Dusch (1996:  28); Glass (2002:  55); 
Wittenberg (2003: 24)
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lei Hinsicht eine Frage von Machtverteilungen. Darüber hinaus hängt sie von 
kulturellen, religiösen, ethnischen, politischen und moralischen Werten und 
Anschauungen ab. 
Schäden sind dennoch in gewissem Ausmaß intersubjektiv nachprüfbar (vgl. 
Ungerer 2001: 272; Renn 2007: 20), da die realen Auswirkungen eines Schadens 
für jeden Menschen Konsequenzen nach sich ziehen (vgl. Renn 2007: 20). Diese 
Vorstellung bildet die Grundlage des Begriffsverständnisses in der vorliegenden 
Studie. 
Die Konsequenzen resultieren aus den negativen Folgen eines Ereignisses, die 
sich im Speziellen als gesundheitliche Beeinträchtigungen von Menschen sowie 
als materielle oder funktionelle Beeinträchtigungen von Sachen manifestieren 
können (vgl. Dudenredaktion 2007: 1442). Bei den Beeinträchtigungen handelt 
es sich im ersten Fall beispielsweise um Verletzungen oder Gebrechen, im zwei-
ten beispielsweise um Verlust oder teilweise Zerstörung von Eigentum (vgl. 
Wahrig 2000: 1086). 
Dies entspricht einer naturwissenschaftlich-technischen Auffassung 11 von 
Schaden, bei der physisch messbare Veränderungen12 im Vordergrund stehen. 
Über die Unerwünschtheit von Schäden besteht ein breiter gesellschaftlicher 
Konsens (vgl. Renn 1992: 59). 

Der Begriff Gefahr bezieht sich auf die Möglichkeit eines zukünftigen Schadens, 
dessen Eintritt jedoch unsicher ist (vgl. Luhmann 1989: 11). Er umfasst auch die 
mögliche Schadenswirkung eines Ereignisses, Prozesses oder einer Schadens-
quelle (Gefährdung) (vgl. Merz 2006: 9). 
Der Begriff Bedrohung ist eng verzahnt mit dem Begriff Gefahr. Er betont jedoch 
vor allem ihre subjektive Empfindung und ihren unmittelbar bevorstehenden 
Wirkungseintritt (vgl. Ungerer 2001: 47).
Die Möglichkeit eines Schadens wird durch den Begriff Gefahr unbestimmter 
erfasst als durch den Begriff Risiko. Zwar gibt es auch für Risiko keine einheit-
liche Definition (vgl. Bechmann 1993: IX; Banse 1998: 9), dennoch ermöglicht 
die Untersuchung von Risiken eine wesentlich differenziertere Analyse der 
Schadensmöglichkeit, z. B. in Bezug auf Eintrittswahrscheinlichkeiten oder 
Wahrnehmungsprozesse (vgl. Kunreuther 1996:  119; Gassert 2003:  68; Merz 

11	 In den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften werden auch Schäden berücksichtigt, die 
nicht physisch messbar sind (vgl. WBGU 1999: 47)

12	 Diese Arten von Schäden lassen sich in Einheiten wie Toten, Verletzten, Vermögensver-
lusten und Umweltbeeinträchtigungen ausdrücken (vgl. WBGU 1999: 47 ff.). 
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2006:  13; Renn 2007:  64). Darüber hinaus wird der Begriff Risiko besonders 
dann verwendet, wenn die Möglichkeit eines Schadens auf das eigene Verhal-
ten zurückzuführen ist (vgl. Luhmann 1989: 23; Luhmann 1991: 30): „Risiko ist 
somit die Folge einer selbst getroffenen Entscheidung“ (Siegrist 2001: 50).

Zur Benennung von Schadensereignissen gibt es eine Reihe von Bezeichnungen. 
Wiederum existiert für keinen der Begriffe eine einheitliche Definition. Die im 
Folgenden präsentierten Begriffsbestimmungen sind jedoch im Kontext der 
vorliegenden Studie ausreichend.
Ein wichtiger Begriff ist der Notfall – verstanden als das Eintreten einer Gefahr 
(vgl. Wahrig 1986:  944). Der Wortbestandteil Not verweist auf den Umstand, 
dass etwas (dringend) benötigt wird (vgl. Dudenredaktion 2007: 1216). Häufig 
bezieht sich das auf die Maßnahmen der Notfallrettung (vgl. SKK 2006: 49; DIN 
13050:200209).
Ähnlich kann auch der Begriff Unfall definiert werden: Plötzliches, durch äußere 
Ursachen eintretendes Ereignis, das zu einem Schaden an Personen und/oder 
Sachen führen kann (vgl. SKK 2006:  67; DIN 13050:200209). Im Bereich der 
Unfallversicherungsträger wird die Definition auf den Menschen beschränkt 
(Hoffmann 1987: 14): „Die Voraussetzungen eines Unfalls sind als erfüllt anzuneh-
men, wenn ein von außen auf den Menschen einwirkendes, körperlich schädigendes, 
zeitlich begrenztes Ereignis vorliegt.“ 
Ein Schadensereignis größeren Umfangs ist ein Unglück. Es wird verstanden 
als schwerer Unfall (vgl. Wahrig 1986:  1331) oder – etwas differenzierter – als 
plötzlich eintretendes Ereignis, das erhebliche Gefahren für Menschen, Sachen 
oder die Umwelt verursacht und den Einsatz von Rettungskräften erforderlich 
macht (vgl. § 2 (1) SächsBRKG).
Nicht zuletzt geht es um den Begriff Katastrophe. Auch für diesen existiert eine 
Vielzahl von Definitionen. Hier wird er verkürzt als Schadensereignis verstan-
den, das so umfassend ist, dass die betroffene Region personell und materiell 
mit der Bewältigung überfordert ist und daher zusätzliche Hilfe von außen not-
wendig wird (vgl. Wittwer 1983: 20; GTZ 2001: 17).
Aus der Tradition des Begriffes Selbstschutz soll als Abschluss auch der Begriff 
Krieg als Schadensereignis definiert werden, und zwar als gewaltsamer Massen-
konflikt mit bestimmten Merkmalen (vgl. AKUF 2008).

In Katastrophen- und Risikomodellen bestimmen die Schadensmöglichkeit 
sowie der Grad, zu dem eine Person dieser ausgesetzt ist (Exposition), die Vul-
nerabilität (vgl. Grossi 2005: 26; Borst 2006: 781). Die Vulnerabilität (auch: Ver-
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wundbarkeit, Schadensanfälligkeit, Schadenspotenzial) beschreibt das mög-
liche Ausmaß eines Schadens für eine Person oder ein Objekt (vgl. Grossi 2005: 37) 
und ist von einer Reihe von weiteren Faktoren abhängig, wie beispielsweise der 
Fähigkeit zur Bewältigung des Schadensereignisses oder der Fähigkeit zu Erho-
lung und Wiederaufbau (vgl. Bohle 1994: 38).
Aus dem weiter oben beschriebenen breiten gesellschaftlichen Konsens in 
Bezug auf die Unerwünschtheit von Schäden (vgl. Renn 1992: 59) lässt sich das 
menschliche Streben nach Vermeidung und Reduzierung eines Schadens ablei-
ten (vgl. Berg 1994: 7). Dieses Streben entspricht dem für die vorliegende Studie 
zentralen Begriff der Vorsorge, welcher im Folgenden näher erläutert wird.

2.1.2.2	 Selbstschutz als Eigenvorsorge

Die Richtlinie für den Selbstschutz differenziert Selbstschutz in Artikel 3.1 als 
„Eigenvorsorge und Selbsthilfe der Bevölkerung, Betriebe und Behörden“. Diese 
Unterscheidung der beiden Teilbereiche Eigenvorsorge und Selbsthilfe macht 
analytisch Sinn:
Vorsorge auf der einen Seite (das Präfix eigen- unterstreicht lediglich den 
Umstand, dass die Bevölkerung selbst vorsorgt und nicht der Staat für sie) 
kann angelehnt an Plate (2001: 12) als die Summe aller Maßnahmen beschrieben 
werden, die erstens einer Gefahr, also der Möglichkeit eines Schadens, vorbeu-
gen 13, sie mit anderen Worten vermeiden, verhindern, zumindest jedoch ein-
schränken (vgl. auch: Ungerer 2001: 245). Zweitens sollen die Maßnahmen auf 
eine Gefahr vorbereiten, also vor einem möglichen Schadensereignis getroffen 
werden, um bei seinem Eintritt den Schaden abwenden oder abschwächen 
zu können. Dies bezieht sich auf den Begriff Schutz:  Bei Eintritt eines Scha-
densereignisses manifestiert sich Vorsorge als Schutz, durch den die Scha-
denswirkung abgewendet oder abgeschwächt, also bewältigt wird (vgl. Geiler 
2003: 875). 
Die Schutzwirkung, die eine Person entwickeln kann, entspricht ihrer Resilienz 
– hier vor allem verstanden als Bewältigungs- und Reaktionspotenzial sowie als 
die Fähigkeit, sich veränderten Umweltbedingungen anzupassen und während 
bzw. nach einem Schadensereignis die eigene Handlungsfähigkeit aufrechtzu-
erhalten bzw. wiederherzustellen (vgl. Birkmann 2008: 10).

13	 Als Synonyme für Vorbeugen gelten Prävention und Prophylaxe (vgl. Geiler 2003:  875; 
Brockhaus 2006: 54).
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Selbstschutz als (Eigen-)Vorsorge kann zusätzlich dadurch charakterisiert 
werden, dass zur Durchführung der Maßnahmen Fähigkeiten (vgl. Zivilschutz 
Aktuell 2001a: 14; BMI 2003) und Wissen (vgl. Schutzkommission 2001: 47; SKK 
2002: 4) erworben werden müssen. Die Menschen müssen die Zusammenhänge 
und Grundlagen der Vorsorge und der Gefahren erlernen und verstehen und sich 
zusätzlich die Fähigkeiten des Vorsorgeverhaltens aneignen. Beide Bereiche 
sind eng miteinander verwoben und lassen sich nicht eindeutig trennen. Es ist 
jedoch von Bedeutung, darauf hinzuweisen, dass Vorsorge in jedem Fall bedeu-
tet, Fähigkeiten zu erwerben, sie zu trainieren und zu optimieren (vgl. Weidner 
1992: 20; BBK 2004a: 4). Keinesfalls ist Vorsorge nur eine Form des Wissens.
Zum Bereich der Vorsorge gehört die Bevorratung von Lebensmitteln und 
Trinkwasser 14, von Hygieneartikeln, Medikamenten, Erste-Hilfe-Materialien, 
Batterien und batteriebetriebenen Rundfunkempfängern (vgl. Peek 2002: 518; 
BBK 2007a). Darüber hinaus wird empfohlen, sich Kenntnisse über das Packen 
von Notgepäck anzueignen und wichtige persönliche Dokumente stets sicher zu 
verwahren – sie also vor Schäden oder Zerstörung zu schützen (vgl. BBK 2007a). 
Vorsorge ist auch vorbeugender Brandschutz mit Maßnahmen wie der Instal-
lation von Rauchmeldern und dem Bereithalten von Feuerlöschern, Flucht
hauben und Löschdecken (vgl. Groetschel 2006d; BBK 2007a). Eng verzahnt mit 
letzterem Bereich ist der bauliche Selbstschutz. Dieser reicht von der Auswahl 
eines risikoarmen Ortes für den Hausbau mit Hilfe von Flächennutzungsplänen 
und Gefährdungsanalysen (vgl. Mileti 1993:  27) über bauliche Verstärkungen 
und Modifikationen (vgl. Dusch 1996: 28; Plate 2001: 20) bis hin zur Anordnung 
von Möbeln (vgl. Peek 2002: 518) und Entrümpelung von Dach und Keller (vgl. 
BBK 2007a).
Auch das Wissen darüber, wie ein Notruf richtig abgesetzt werden kann sowie 
die Aufstellung eines persönlichen Katastrophenplanes können im Schadenser-
eignis wesentlich dazu beitragen, negative Auswirkungen zu verhindern oder 
wenigstens abzuschwächen (vgl. Tierney 2000a: 37; Peek 2002: 518; BBK 2007a). 
Von großer Bedeutung als Vorsorgeinstrument ist zudem ein ausreichender 
Versicherungsschutz – vor allem in Bezug auf Gebäude, Hausrat und Elemen-
tarereignisse (vgl. Cuny 1983:  234; Plate 2001:  21). Das finanzielle Ruinrisiko 
für Einzelpersonen und Familien, das ein Unglück häufig nach sich zieht, kann 
hierdurch minimiert werden (vgl. Berz 2001: 14).

14	  Im Bereich Trinkwasser ist aber nicht nur die Bevorratung als Maßnahme zu erwähnen, 
sondern auch die vielen verschiedenen und teilweise recht einfachen Möglichkeiten der 
Trinkwasseraufbereitung (vgl. Haberer 1993: 91; Schutzkommission 2006: 80).
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2.1.2.3	 Selbstschutz als Selbsthilfe

Im Gegensatz zur Vorsorge, bei der es um Maßnahmen vor einem Schadens
ereignis geht, beschreibt die Selbsthilfe alle Maßnahmen, die nach dem Eintritt 
eines Schadensereignisses durchgeführt werden können. Die Schutzkommis-
sion (2006:  78) beschreibt Selbsthilfe als „Aktivitäten […], die darauf abzielen, 
sich Kapazitäten und Kompetenzen anzueignen“, die angesichts eines möglichen 
Zustands des „Mangel[s] an Problemlösungskapazitäten“ dennoch „lösungssouve-
rän machen“, so dass dieser Zustand „aus eigener Kraft […] überwunden werden“ 
kann. Der Mangel an Problemlösungskapazitäten besteht für die Bevölkerung 
vor allem in der Zeitspanne zwischen dem Eintritt eines Unglücks und dem 
Beginn professioneller Hilfe, der so genannten Isolationsphase (vgl. Zivilschutz 
1986b: 13), in der die Selbsthilfe greifen muss.
Auch hier sind wieder Wissen und Fähigkeiten notwendig, um die Situation aus 
eigener Kraft überwinden zu können und lösungssouverän zu werden. Dazu 
zählen Maßnahmen wie eine medizinische Erstversorgung durch lebensret-
tende Sofortmaßnahmen und weitere Erste Hilfe, grundpflegerische Betreuung 
im häuslichen Bereich, die Bekämpfung von Entstehungsbränden durch den 
Umgang mit Feuerlöschern und anderen Hilfsmitteln sowie Kenntnisse und 
Fähigkeiten beim Schutz gegen Natur- und anthropogene Katastrophen (vgl. 
Zivilschutz Aktuell 2001a: 14; BBK 2007a). Nach dem Eintritt eines Unglücks ist 
es zudem wichtig, Wissen darüber zu besitzen, wo offizielle Warnungen und 
Informationen zu erhalten sind und wie diese interpretiert werden können (vgl. 
Tierney 2000a: 37).

2.1.2.4	 Persönliche Notfallvorsorge als Arbeitsdefinition

Der Begriff und das Konzept Selbstschutz entstanden in einer Zeit, die stark 
durch die Erfahrungen des gerade überwundenen Zweiten Weltkrieges und 
eines bedrohlichen Kalten Krieges geprägt waren (vgl. Kapitel 2.1.1). Daher 
weckt der Begriff seit jeher bestimmte, unangenehme Assoziationen. Noch 
vor zwei Jahrzehnten wäre in diesem Zusammenhang Kriegsvorbereitung an 
erster Stelle genannt worden (vgl. BVS 1986: 3; Brackmann 1996: 133). Seither 
hat sich die weltpolitische Situation grundlegend gewandelt; das Begriffsver-
ständnis von Selbstschutz hat mit dieser Entwicklung jedoch nicht Schritt 
gehalten. 
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Vielfältige Assoziationen sind möglich: Sie reichen von Selbstverteidigung über 
Selbsthilfegruppen bis hin zu Eigenschutz (von z. B. Rettungskräften)15. Zudem 
fehlt es an einer ausführlichen und erschöpfenden Definition – besonders auch 
in Bezug auf Ausbildungs- und Ausstattungsstandards.
Dies zeigt die Notwendigkeit, die Zeichen- und Bedeutungsebene von Selbst-
schutz zu optimieren, festzulegen und zu standardisieren. Als erster Schritt 
wird nun eine alternative Arbeitsbezeichnung für Selbstschutz eingeführt, die 
zum Ziel hat, erstens verständlicher als der bisherige Begriff zu sein und damit 
zweitens die negativen Assoziationen zu vermeiden. Als Arbeitsbezeichnung 
wird Persönliche Notfallvorsorge (PNV) vorgeschlagen. 

Wie oben für Selbstschutz beschrieben, teilt sich auch der neue Begriff in zwei 
Konzepte auf, die das Verhalten in der Periode vor einem Schadensereignis 
(Vorsorge) und das Verhalten nach Eintritt des Schadensereignisses (Selbsthilfe) 
beschreiben. Im Grunde soll diese Aufteilung weiter beibehalten werden, da sie 
analytisch sinnvoll ist. Wegen möglicher Verwechslungen und Verwirrungen 
soll der Begriff für das Verhalten während des Schadensereignisses allerdings 
nicht weiter genutzt werden. Inhaltlich wird das Konzept übernommen, die 
Bezeichnung wird jedoch in Persönliche Notfallbewältigung (PNB) geändert.

Neben der begrifflichen ist die konzeptionelle Abgrenzung bislang ungeklärt. 
Vorsorgemaßnahmen können beispielsweise in Bezug auf die Versorgung im 
Alter, Arbeitslosigkeit oder chronische Erkrankungen getroffen werden. Auch 
wirtschaftliche Verluste können teilweise als Schäden verstanden werden. Dies 
alles fällt nicht unter Persönliche Notfallvorsorge. Bislang ließ sich nur durch das 
Aufzählen von Gefahren und entsprechenden Vorsorgemaßnahmen festlegen, 
was mit dem Begriff gemeint war. Daher werden nun ausdrücklich folgende 
Charakteristika der Persönlichen Notfallvorsorge festgelegt:
Es handelt sich um Vorsorge für Schadensereignisse, die auf den konkreten 
Zeitpunkt des Eintritts bezogen nicht vorhersehbar sind, sich in kürzester Zeit 
entwickeln oder plötzlich ereignen und die Möglichkeit unmittelbarer gesund-
heitlicher und materieller Schäden bis hin zum Tod oder finanziellen Ruin 
nach sich ziehen. Diese Bedingungen treffen weder für Renten-, Pflege- oder 
Arbeitslosenvorsorge zu noch für die Vorsorge in Bezug auf chronische Erkran-
kungen, Arbeitsunfähigkeit oder wirtschaftliche Verluste.

15	 Gibt man den Begriff Selbstschutz bei Google [02.04.2008] ein, so werden auf den ersten 
Ergebnisseiten ausschließlich Fundstellen zur Selbstverteidigung präsentiert.
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Akteur und Adressat der Persönlichen Notfallvorsorge ist die gesamte Bevölke-
rung 16 eines Landes (vgl. Bevölkerungsschutzmagazin 2002a: 5), da ein Unglück 
oder eine Katastrophe jeden treffen kann. Im einfachsten Fall ist nur ein Mensch 
von einer Gefahr betroffen und benötigt Hilfe (Adressat). Auf Grund seiner 
Kenntnisse und Fähigkeiten ist er aber in der Lage, den Schaden selbst von sich 
abzuwehren (Akteur). 
Der Begriff umfasst aber auch Situationen, in denen sich ganze Familien schüt
zen, Nachbarn und andere Gruppen sich gegenseitig helfen oder sich spontan 
größere Hilfsgemeinschaften bilden müssen (vgl. BMI 2003).
Die Gesamtheit der Akteure und Adressaten der Persönlichen Notfallvorsorge 
wird primär nicht durch das Alter von Personen oder durch eventuell vorhan
dene Behinderungen oder Erkrankungen beschränkt. Die betreffenden Perso
nen müssen lediglich in der Lage sein, Vorsorgemaßnahmen zu erlernen und 
anzuwenden. 
Genauso wie Persönliche Notfallvorsorge für die gesamte Bevölkerung gilt, gibt 
es auch keine eindeutige Festlegung auf bestimmte Orte. Die ausschließliche 
Beschränkung auf vorsorgliches und reaktives Handeln in der eigenen Woh-
nung oder im eigenen Haus (vgl. BLSV 1961: 1) ist zu einseitig. Zwar sind gewisse 
Maßnahmen, wie Bevorratung, Rauchmelder oder Dokumentensicherung, an 
diese Orte gebunden. Die erworbenen Fähigkeiten und das erlernte Wissen sind 
aber überall anwendbar, wo Gefahren auftreten, sei es zu Hause, in Verkehrs-
mitteln, beim Sport oder im Urlaub. 

Persönliche Notfallvorsorge bedeutet neben dem Erwerb von Fähigkeiten und 
Wissen auch die Anschaffung und Lagerung der Ausstattung, die zur Scha
densbewältigung genutzt werden kann. Begrenzt wird der Umfang sowohl der 
Ausstattung als auch der Ausbildung (d. h. des Erlernens der Fähigkeiten und 
des Wissens) durch finanzielle, zeitliche und motivationale Restriktionen der 
Bevölkerung, denen Rechnung getragen werden muss. Zu hohe Anforderungen 
würden die Umsetzbarkeit von Förderungsmaßnahmen negativ beeinflussen.
Ergänzt werden muss für den Bereich der Ausstattung zudem, dass diese an 
einem geeigneten Ort gelagert und in regelmäßigen Abständen auf Funktions-
fähigkeit überprüft werden muss, wobei unbrauchbare Bestandteile zu ersetzen 
sind: Lebensmittel verderben, Batterien laufen aus, Verbandszeug wird unsteril 

16	 In der vorliegenden Untersuchung beschränkt sich der Begriff „Bevölkerung“ auf alle Men
schen mit Wohnsitz in Deutschland, die diesen permanent nutzen sowie körperlich und geis
tig in der Lage sind, mit vorsorglichem und reaktivem Handeln auf Gefahren zu reagieren.
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und technische Geräte werden defekt. Die Neubeschaffung und der Austausch 
solcher Elemente bedeutet weiteren Aufwand für die Bevölkerung.

Die Persönliche Notfallvorsorge gibt den Menschen ein Instrumentarium (Maß-
nahmen: s. o.) an die Hand, das sie ab dem Zeitpunkt einsetzen können, ab dem 
sie sich von einer Gefahr bedroht fühlen. Die subjektive Wahrnehmung einer 
Bedrohung ist dabei der entscheidende Startpunkt für alle reaktiven Maßnah-
men, da nur das eigene, individuelle Bewertungssystem der Menschen darüber 
entscheiden kann, ob eine Bedrohung vorliegt oder nicht. Auf Grundlage die-
ser Bewertung wechselt der Mensch in den Zustand der Notfallbewältigung. Mit 
anderen Worten: Das Wissen und die Fähigkeiten, die sich das Individuum in 
der Phase der Vorsorge angeeignet hat sowie die Ausstattung, die in derselben 
Phase besorgt, gelagert und gewartet wurde, lagen vor dem Eintritt der Bedro-
hung in latenter bzw. inaktiver Form vor. Dann aber können all diese Kompo-
nenten wie ein Instrument oder Werkzeug angewendet werden. 

In Anlehnung an Riegel (2007: 6) kann der Bereich der Notfallbewältigung noch 
weiter differenziert werden: Er umfasst einmal die unmittelbare Reaktionsfähig-
keit im Fall einer Bedrohung, einen Schaden abzuwenden oder abzumildern. 
Genauso wichtig ist aber auch die Fähigkeit, nach einem Schadensereignis 
einen Zustand wiederherzustellen, der mit dem Ausgangszustand vergleich-
bar ist. Dies ist für ein Individuum in den meisten Fällen eine komplexe und 
schwierige Aufgabe. Dieser zweite Bewältigungsaspekt kann aber bereits in der 
Persönlichen Notfallvorsorge angelegt werden; zum Beispiel durch einen ausrei-
chenden Versicherungsschutz.

Schließlich vertreten einige Experten die Meinung, Persönliche Notfallvorsorge 
müsse ein freiwilliges Verhalten sein (vgl. BVS 1988a: 30; SKK 2002: 4). Grund-
legend ist dies eine attraktive Vorstellung; ob sie allerdings realistisch ist, ist 
fraglich. Ein Forschungsvorhaben, das auf der Suche nach neuen Konzepten der 
Vorsorgeförderung von einem rein freiwilligen Verhalten ausgeht, beschränkt 
sich von Anfang an viel zu stark. Daher wird der Aspekt der Freiwilligkeit in der 
Gesamtdefinition nicht berücksichtigt.

Alle bisher gewonnenen Erkenntnisse fließen in die folgende Definition von Per-
sönlicher Notfallvorsorge und Persönlicher Notfallbewältigung ein:
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Persönliche Notfallvorsorge soll eine einzelne Person – vor allem in ihrer Wohn-, 
Freizeit- und Reiseumgebung – dazu in die Lage versetzen, ein drohendes 
oder bereits eingetretenes Gefahrenereignis aus eigener Kraft zu bewältigen.
Das Gefahrenereignis (Notfall) ist auf den konkreten Zeitpunkt seines Beginns 
bezogen nicht vorhersehbar, kann sich in kürzester Zeit entwickeln oder plötz-
lich ereignen. Es birgt die Möglichkeit unmittelbarer gesundheitlicher Schäden 
bis hin zum Tod und materieller Schäden bis hin zum finanziellen Ruin in sich.
Durch eine Bewältigungsreaktion – die Persönliche Notfallbewältigung – kann 
die betroffene Person für sich selbst, für die eigene Familie, für die Mitglieder 
des Haushalts, für Nachbarn oder für fremde Menschen das Ereignis verhin
dern oder seine Schadenswirkung abwenden, begrenzen oder abmildern, bis 
diese Aufgabe von anderen Personen übernommen wird oder die Schadens-
wirkung erlischt. 
Die Kompetenz zur Notfallbewältigung  muss die Person vor Eintritt des 
Gefahrenereignisses erwerben. Dazu gehören Aneignung und Aufrechterhal-
tung des dafür notwendigen Wissens und der dafür notwendigen Fähigkeiten 
sowie die Beschaffung und Lagerung der dafür notwendigen Ausstattung – 
inklusive deren permanenter Verfügbarkeit, deren regelmäßiger Funktions-
überprüfung und dem regelmäßigen Austausch unbrauchbar gewordener 
Elemente. Persönliche Notfallvorsorge ist die Vorbereitung und Voraussetzung 
der Persönlichen Notfallbewältigung. 
Ziel des gesamten Vorsorgeprozesses ist es, den gesundheitlichen, materi-
ellen und finanziellen Zustand aus der Zeit vor Eintritt des Gefahrenereig-
nisses zu erhalten oder sich diesem Zustand so schnell wie möglich, so weit 
wie möglich wieder anzunähern. 

In Abbildung 1 ist das Zusammenspiel der in diesem Kapitel eingeführten und 
definierten Begriffe nochmals schematisch dargestellt:
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Abb. 1  Zusammenspiel der relevanten Begriffe der vorliegenden Studie

Im weiteren Verlauf der Untersuchung ist vor allem die Definition von Mindest-
standards für Ausbildungsinhalte und Ausstattungskomponenten der Persön-
lichen Notfallvorsorge von Bedeutung. Diese bilden die inhaltliche Grundlage für 
alle Ausbildungsaktivitäten und Ausstattungsempfehlungen. Durch die Fest
legung von Mindeststandards soll zudem versucht werden, die Zielgruppen der 
Vorsorgeförderung nicht zu überfordern. Diesen Fragestellungen wird in den 
empirischen Untersuchungen der vorliegenden Studie nachgegangen.
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2.2	� Verminderung und Vermeidung von Schäden  
durch Persönliche Notfallvorsorge

2.2.1	 Allgemeine Beurteilung der Bedeutung von Vorsorge

Persönliche Notfallvorsorge ist unverzichtbar. Diese Meinung vertreten Exper
ten einhellig. Sie sprechen von der entscheidenden Bedeutung von Vorsorge (vgl. 
Bevölkerungsschutz-Magazin 1992:  48), ihrer unwidersprochenen Notwendig-
keit (vgl. Schöttler 2000: 8), von Vorsorge als elementarer Basis zum Schutz der 
Bevölkerung (vgl. Scholl 2001:  11) und ihrer Lebenswichtigkeit (vgl. Andrews 
1991:  164). Zahlreiche weitere Beiträge ergänzen diese Sichtweise 17, die auch 
von staatlicher Seite unterstützt wird (vgl. Schmidt 2009: 5). So wird die Persön-
liche Notfallvorsorge („Selbstschutz“) als zentraler Bestandteil der so genannten 
Neuen Strategie zum Schutz der Bevölkerung angesehen (vgl. BMI 2003; Deutscher 
Bundestag 2003: 8). Die Innenminister und Innensenatoren der Länder fordern 
einstimmig mehr Vorsorgeförderung (vgl. BBK 2004c). Ohne sie könne kein 
Gefahrenmanagement wirkungsvoll funktionieren (vgl. Bundesverwaltungs-
amt 2003: 51; Deutscher Städte- und Gemeindebund 2006: 12). Das BMI (2004) 
resümiert: „Alle Strategien zum Schutz der Bevölkerung greifen aber zu kurz, wenn 
nicht zugleich die Fähigkeit der Bürgerinnen und Bürger gestärkt wird, sich vorbeu-
gend und beim Eintritt von Gefahren zu schützen.“ 
Es drängt sich jedoch schnell die Frage auf, welche Eigenschaften der Persön-
lichen Notfallvorsorge und -bewältigung für den Schutz der Bevölkerung so unver
zichtbar sind. Dies soll im Folgenden beantwortet werden.

17	 Vgl. auch: Kiefer (1988: 32); Snyder (1988: 18); Dombrowsky (1996: 24); Müller (1998: 89); 
Geier (2002b:  9); Bundesverwaltungsamt (2003:  31); FOCUS (2003:  189); Schwätzer 
(2005: 16); Geier (2008: 6)
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2.2.2	 Beurteilung professioneller Hilfe im Notfall

2.2.2.1	 Persönliche Notfallbewältigung in der Isolationsphase 

Die Isolationsphase ist die Zeitspanne zwischen dem Eintritt eines Unglücks 
oder einer Katastrophe und dem Beginn professioneller Hilfe (vgl. Zivilschutz 
1986a: 13). Nicht das Eintreffen der Rettungskräfte ist hier entscheidend, son-
dern der Zeitpunkt des Einleitens von Maßnahmen. Daher kann es dazu kom-
men, dass trotz eines massiven Einsatzes von Fachpersonal die Betroffenen 
zunächst längere Zeit auf sich allein gestellt sind (vgl. BVS-Intern 1987a:  1; 
Vogelbusch 1990: 18; Clausen 2003: 56; BBK 2004a: 4).
Der Isolationsphase begegnet man täglich im Rettungsdienst als so genanntes 
therapiefreies Intervall; aber auch bei Bränden, Verkehrsunfällen und größe
ren Schadenslagen ist stets eine derart kritische Zeitspanne zu überbrücken 
(vgl. BVS 1987: 1; BVS 1988b: 1). Charakteristisch für diesen Moment ist nicht 
nur, dass die Menschen auf sich selbst gestellt sind, sondern vor allem, dass 
die Maßnahmen in der Anfangsphase einer Gefahrensituation „über das Leben 
von Menschen oder den Erhalt von Sachwerten entscheiden“ (BBK 2004a: 4). In den 
ersten Minuten entscheidet sich zudem, ob ein Unglück beherrschbar bleibt 
oder außer Kontrolle gerät, da keine professionelle Hilfe so schnell eingreifen 
und schadensbegrenzend wirken kann wie die ersten Maßnahmen direkt vor 
Ort (vgl. Osang 1981:  50; Bevölkerungsschutz-Magazin 1992:  48). Der Unter-
schied zwischen getroffener und versäumter Vorsorge entscheidet in solchen 
Augenblicken oft darüber, ob man Leben, Gesundheit oder Besitz verliert (vgl. 
Roskind 2000: 3) 18.
Je nach Art und Schwere beispielsweise eines medizinischen Notfalls kann die 
betroffene Person das therapiefreie Intervall unterschiedlich lange tolerieren 
(vgl. Nadler 2004:  19):  Nach etwa fünf Minuten treten bei Erkrankungen, die 
einen Herz-Kreislauf-Stillstand oder einen Atemstillstand nach sich ziehen, 
irreversible Gehirnschäden auf. Demgegenüber stehen Eintreffzeiten des Ret
tungsdienstes in ländlichen Regionen mit einem Bundesdurchschnitt von zehn 
Minuten; 95 % der Einsatzorte werden innerhalb von 18 Minuten erreicht, die 
restlichen 5 % noch später (vgl. Nadler 2004: 19). Fasst man den gesamten Her-
gang eines Rettungseinsatzes analytisch genauer, so vergehen etwa fünf bis 
zehn Minuten zwischen dem Entdecken und Erkennen eines Notfalls und dem 

18	 Vgl. auch:  Bevölkerungsschutz-Magazin (1991:  35); Bevölkerungsschutz-Magazin 
(1999: 45); Zivilschutz Aktuell (2001b: 19)
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Absetzen des Notrufs. Die Gesprächszeit wird mit rund einer Minute angenom-
men. Bis zum Eintreffen von Rettungsdienstpersonal berechnet Issing (2006: 22) 
tagsüber ein therapiefreies Intervall von 14,6 bis 19,6 Minuten außerorts und 
12,9 bis 17,9 Minuten innerorts. Issing (2006:  22) beurteilt diese Zeitspannen 
wie folgt: „In zeitkritischen Notfallsituationen und bei einer unmittelbaren vitalen 
Gefährdung von schwerverletzten Personen ist ein therapiefreies Intervall von 12,9 
bis 19,6 Minuten zu lang.“
Die hier dokumentierte Lücke, also das therapiefreie Intervall bzw. die Isola
tionsphase, führt, falls nicht vorher interveniert wird, zwangsläufig zu gravie-
renden gesundheitlichen Schäden bis hin zum Tod. Eine wirkungsvolle Inter-
vention ist jedoch nur von Ersthelfern zu leisten. Zwar wird teilweise versucht, 
dem Problem mit First-Responder-Einheiten 19 zu begegnen, aber auch diese 
müssen erst alarmiert werden und den Notfallort erreichen. 

2.2.2.2	 Kapazitätsgrenzen professioneller Hilfe

Deutschland verfügt über ein großes Hilfspotenzial, um die Bevölkerung vor 
Gefahren zu schützen (vgl. Glass 2000b:  A-21). Dennoch darf dieser Umstand 
nicht dazu verleiten, auf vollständige Sicherheit zu vertrauen oder diese vom 
Staat zu verlangen: Vollständige Sicherheit gibt es nicht (vgl. Quoirin 2002) – 
der Staat kann nicht vor allen Lebensrisiken schützen (vgl. BVS 1987: 1).
Dies gilt umso mehr, als dass bei großen und ungewöhnlichen Schadenslagen 
die Ressourcen an Rettungskräften schnell an ihre Grenzen stoßen (vgl. Glass 
2002: 54; Schutzkommission 2006: 6; Allianz 2008: 31; Geier 2008: 6) und den 
Katastrophenschutz überfordern können (vgl. Roskind 2000:  3). Eine Überfor-
derung war laut Grothmann (2005:  12) bei der Elbe-Flut des Jahres 2002 klar 
erkennbar, und zwar „sowohl in finanzieller als auch in organisatorischer Hinsicht.“ 
Die Bevölkerung hat es in solchen Situationen unter Umständen nicht nur mit 
einer vergleichsweise kurzen Isolationsphase vor dem Anlaufen direkter staat
licher Hilfe zu tun. Sind die Grenzen des Hilfspotenzials erst erreicht, so kann es 
zu einer längerfristigen, unfreiwilligen Eigenverantwortlichkeit für Gefahren
abwehr und Schadensminderung kommen. In solchen Fällen muss die Fähig-

19	 Dazu vergleiche Nadler (2004: 19): „Sinn und Zweck der Einrichtung von First-Responder-
Systemen ist es, das so genannte therapiefreie Intervall bei zeitkritischen (medizinischen) 
Notfällen bis zum Eintreffen des Rettungsdienstes durch eine effektive und erweiterte 
Erste Hilfe zu überbrücken sowie den Rettungsdienst anschließend zu unterstützen.“
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keit der Bevölkerung zur Notfallbewältigung greifen (vgl. Weber 2004: 7) und 
die professionelle Hilfe ergänzen (vgl. BVS-Intern 1987a: 1). Aus diesem Grunde 
darf es auch von staatlicher Seite nicht zu einer Überbewertung der reaktiven 
Kräfte kommen (vgl. Glass 2000b: A-21): Die Folgen heutiger Katastrophen über-
fordern laut Dombrowsky (1983a: 12) jeden interventionistischen Katastrophen-
schutz, solange ihm keine Bevölkerung gegenübersteht, die zur Persönlichen Not-
fallbewältigung fähig ist (vgl. auch: Landsberg 2006: 10; Geier 2008: 6). Gerade in 
Zeiten leerer Kassen und den daraus resultierenden Kürzungen an den ohnehin 
schon begrenzten Hilfskapazitäten wird die Bedeutung von eigenverantwort-
licher Vorsorge noch zentraler (vgl. Weidner 1992: 20; Renn 1995: 259). 

2.2.3	 Aktuelle Dynamik möglicher Schadensereignisse

2.2.3.1	 Zunahme der Bedrohung durch Katastrophen

Das Klima der Welt verändert sich. Das zeigt die Studie Climate Change 2007 
des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) eindeutig (vgl. IPCC 
2007b:  5):  So waren elf der letzten zwölf Jahre (in Bezug auf die IPCC-Stu-
die: 1995-2006) die wärmsten seit Beginn der Aufzeichnung von Messungen der 
Erdoberflächentemperatur (seit 1850). Gleichzeitig wurden ausgedehnte Rück-
gänge von Gletschern und Eis an den Polkappen beobachtet, die bereits jetzt zu 
einem Anstieg des Meeresspiegels beigetragen haben. Weitere nachgewiesene 
Auswirkungen sind vor allem stärkere Winde, längere Dürreperioden und eine 
erhöhte Häufigkeit von Starkniederschlägen (vgl. Münchener Rück 2009:  32). 
Laut dem aktuellen Abschlussbericht einer Klimakonferenz im März 2009 in 
Kopenhagen (vgl. University of Copenhagen 2009) zeichnet sich im Vergleich 
zum IPCC-Report von 2007 ab, dass bereits weitere dramatische Veränderungen 
stattgefunden haben (z. B. in Bezug auf das Abschmelzen arktischer Gletscher) 
und tendenziell mit der denkbar schlechtesten Entwicklung zu rechnen ist.

Der beginnende Klimawandel wird enorme negative Auswirkungen auf der gan
zen Welt nach sich ziehen, vor allem in Form von häufigeren und intensiveren 
extremen Wetterlagen (vgl. Lauwe 2007:  2; WBGU 2007:  137; Münchener Rück 
2009: 31 ff.). Laut Schwarze (2002: 100) ist die Zahl der großen Naturkatastrophen 
seit den 60er-Jahren bereits auf das Dreifache angestiegen (vgl. auch: Berz 2001). 
Für Europa prognostiziert die IPCC (2007a: 11 f.) vor allem ein erhöhtes Risiko von 
Flutkatastrophen im Landesinneren(vgl. auch: Hornemann 2006: 9) und an den 
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Küsten sowie vermehrte Stürme. In Südeuropa muss zudem mit häufigeren Dür-
ren und extrem hohen Temperaturen gerechnet werden, was unter anderem zu 
Wasserverknappung und einer höheren Waldbrandgefahr führen wird. Ähnliche 
Auswirkungen wird der Temperaturanstieg auch in Mittel- und Osteuropa haben.
Das Umweltbundesamt (2007:  10) hat in einer Studie diese Prognosen für 
Deutschland bestätigt: Höhere Temperaturen und Wasserverknappung (durch-
schnittlich 30 % weniger Niederschläge im Sommer). Die Liste der möglichen 
Folgen des Klimawandels für die Gesundheit der Menschen ist umfangreich. Zu 
erwarten sind vermehrte Erkrankungen und Verletzungen durch Hitzewellen, 
Stürme, Überschwemmungen, Lawinen und Erdrutsche sowie durch veränderte 
Verbreitungsgebiete von Krankheiten wie der Frühsommer-Meningo-Enzepha
litis (FSME) (vgl. Umweltbundesamt 2007: 11). 
Wie dramatisch der Klimawandel von Experten beurteilt wird, lässt sich an der 
Aussage des UN-Generalsekretärs Ban Ki Moon ablesen, der die Bedrohung der 
Menschheit durch Klimawandel und Krieg gleichsetzte (vgl. Vorholz 2007: 23). Die 
Kriegsanalogie wurde auch von Lester Brown, dem Leiter des Earth Policy Institute 
in Washington, verwendet: Als Reaktion auf kommende Klimaphänomene hält er 
eine Mobilisierung wie in Kriegszeiten für unausweichlich (vgl. Vorholz 2007: 23). 
Weitere Gefahrensteigerungen sind laut Lauwe (2007: 2) auch unabhängig vom 
Klimawandel zu erwarten: Die rasante weltweite Mobilität der Menschen kann 
zur globalen Ausbreitung von Krankheitserregern führen (siehe:  Schweine
grippe 2009). 
Darüber hinaus besteht in Deutschland zusätzlich die Gefahr terroristischer 
Anschläge (vgl. BMI 2008: 9), was die geplanten Bombenattentate auf den Bahn-
verkehr im Juli 2006 und die Sicherstellung von 500 Kilogramm Sprengstoff bei 
der Festnahme von drei Terrorverdächtigen im Sauerland belegen.

Als Fazit wird Folgendes festgehalten: Auf der einen Seite ist es als sicher anzu-
nehmen, dass Katastrophen auf der ganzen Welt und in Deutschland zuneh-
men werden. Auf der anderen Seite werden die finanziellen Mittel beim Bevöl-
kerungsschutz gekürzt. Damit verbreitert sich die Lücke, in der die Menschen 
ungeschützt sind und die nur ihre Persönliche Notfallvorsorge ausfüllen kann. 
Dies bedeutet jedoch nicht, dass Vorsorge als Ersatz für den Bevölkerungsschutz 
gesehen werden und weitere Kürzungen rechtfertigen kann. Das professionelle 
Rettungssystem und das laienhafte Vorsorgesystem müssen stets so gut wie 
möglich entwickelt sein, damit sie ohne Wirkungsverluste ineinandergreifen 
können (vgl. auch: Dombrowsky 1983a: 12).
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2.2.3.2	 Unberechenbarkeit von Katastrophen

Die Zunahme der Katastrophen ist nur ein Aspekt der Bedrohungslage: Katastro-
phen sind darüber hinaus generell wenig berechenbar. Das liegt unter anderem 
an fehlinterpretierten Wahrscheinlichkeitsangaben, die über den Eintrittszeit-
punkt grundsätzlich nichts aussagen (vgl. Binswanger 1990: 267): „Auch wenn 
die Schadenswahrscheinlichkeit sehr gering ist, kann das Ereignis sich schon morgen 
ereignen.“ Besondere Bedeutung erlangt diese Erkenntnis, wenn man Gefahren 
betrachtet, deren Eintritt sehr unwahrscheinlich ist, die aber ein extrem hohes 
Schadenspotenzial besitzen – wie im Fall von Atomkraftwerken. Im Jahr 2006 
gab es einen Zwischenfall in einem schwedischen Atomkraftwerk, der laut 
SPIEGEL (2006a) der gefährlichste seit Tschernobyl gewesen sei. Ein Angestell-
ter wird mit den Worten zitiert, der Reaktor habe kurz vor der Kernschmelze 
gestanden. Zudem müsse mit diesem Fehler offenbar in allen schwedischen 
Atomkraftwerken gerechnet werden.
Auch mögliche Vulkaneruptionen in der Eifel werden verstärkt diskutiert, und 
zwar sowohl in Bezug auf den Eintrittszeitpunkt und –ort als auch in Bezug 
auf die genauen Schadensszenarien. Schreiber (2009: 16) fasst seine Erkennt-
nisse folgendermaßen zusammen: „Aus all den genannten Gründen besteht kein 
Zweifel, dass es in der Eifel wieder zu Vulkanausbrüchen kommen wird. Hierbei 
ist zu berücksichtigen, dass es nicht um einen einzelnen Vulkan geht, […] sondern 
dass es sich um zwei große Vulkanfelder handelt, in denen an irgendeiner Stelle 
ein neuer Vulkan ausbrechen kann […].“ Die zeitliche Vorhersage sei jedoch so 
gut wie unmöglich (vgl. Schreiber 2009: 14).
Abgesehen vom Eintrittszeitpunkt von Katastrophen sind auch deren Auswir
kungen und Ausbreitung unberechenbar (vgl. Weber 2004: 7). Dieses Phänomen 
wird in Bezug auf anthropogene Katastrophen unter dem Begriff Kritische Infra-
strukturen zusammengefasst. Er bezeichnet den Umstand, dass moderne Gesell-
schaften mit Subsystemen, wie Strom- und Wasserversorgung, Verkehr und 
Informationstechnologie, hochkomplexe und eng gekoppelte Systeme sind, in 
denen sich bereits einfache Störungen gegenseitig verstärken, sich aufschau
keln, andere Systeme beeinträchtigen und katastrophale Folgen nach sich zie-
hen können (vgl. Brackmann 1996: 136; Dikau 2005: 94; BMI 2008: 9) 20. Hoch-

20	 Das Bundesministerium des Innern definiert Kritische Infrastrukturen wie folgt (BMI 
2008:  9):  „Organisationen und Einrichtungen mit wichtiger Bedeutung für das staat-
liche Gemeinwesen, bei deren Ausfall oder Beeinträchtigung nachhaltig wirkende Ver-
sorgungsengpässe, erhebliche Störungen der öffentlichen Sicherheit oder andere drama-
tische Folgen eintreten würden.“ 
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komplexe Gesellschaften sind also extrem verletzlich (vgl. Roberts 2001:  179; 
Geier 2002b: 5; Bundesverwaltungsamt 2003: 5). 
Als Beispiel sei hier das Abschalten einer Hochspannungsleitung in 
Norddeutschland im Herbst 2006 erwähnt, das zu einem Stromausfall geführt 
hat, von dem europaweit zehn Millionen Menschen betroffen waren (vgl. SPIE-
GEL 2006b). Die Bilanz für Deutschland:  Steckengebliebene Aufzüge, ausge-
fallene Ampeln, ausgelöste Alarmanlagen und Brandmelder, die die Rettungs-
kräfte über Stunden in Atem hielten. Ein Sprecher der Kölner Polizei wird mit 
den Worten zitiert (vgl. SPIEGEL 2006b): „Die Leute haben sofort die 110 gewählt 
und gedacht, die Polizei kann den Strom in die Häuser zurückbringen.“ Vor allem 
muss aber gefragt werden, was passiert wäre, wenn dies an einem Wochentag 
geschehen oder ein längerfristiger Stromausfall eingetreten wäre. Dieser Frage 
geht das Grünbuch Risiken und Herausforderungen für die öffentliche Sicherheit 
in Deutschland nach: Es kommt zu dem Ergebnis, dass besonders auf Grund des 
uneinheitlichen Krisenmanagements wichtiger gesellschaftlicher Akteure und 
des geringen Vorsorgeniveaus der Bevölkerung mit einer nationalen Katastrophe 
zu rechnen sei (vgl. Reichenbach 2008: 27).
Ein weiteres Szenario (vgl. Reichenbach 2008: 32 ff.), das im Grünbuch behan-
delt wird, ist die Verbreitung von Seuchen in Deutschland. Unabhängig von den 
unterschiedlichen Auslösern, wie steigenden Temperaturen (z. B. Chinkungunya-
Virus) 21, weltweiter Mobilität (z. B. SARS-Virus) oder neuer Virustypen (z. B. 
Schweinegrippe), wäre als Folge mit einer völligen Überforderung des Gesund-
heitswesens zu rechnen. Insbesondere eine SARS-Epidemie würde schnell außer 
Kontrolle geraten und zum Erliegen des öffentlichen Lebens führen.

2.2.3.3	 Zunahme der Schäden durch Katastrophen

Nicht nur die Katastrophen selbst nehmen zu, sondern auch die durch sie verur-
sachten Schäden. „Der Trend zu immer mehr und höheren Schäden durch Unwetter 
seit Beginn der 90er-Jahre ist ungebrochen“, bilanziert die Sparkassenversiche-
rung Baden-Württemberg (2003). Eine Fortsetzung dieser Entwicklung sei zu 
erwarten (vgl. auch: Plate 2001: 23). Nach Schwarze (2002: 100) sind die volks-
wirtschaftlichen Schäden durch Naturkatastrophen seit den 60er-Jahren auf 
das Neunfache und die versicherten Schäden auf das Siebzehnfache gestiegen. 

21	 Der Chinkungunya-Virus wurde im Frühjahr 2008 in Mückeneiern nachgewiesen (vgl. 
Reichenbach 2008: 35).
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Allein zwischen 2001 und 2002 stieg auf Grund der Sommerfluten in Europa die 
Belastung von 20 Milliarden auf 55 Millarden US-Dollar. Unversichert waren 
Schäden im Wert von 10,4 Milliarden US-Dollar (vgl. Grothmann 2005: 2).
Für das Jahr 2007 bilanziert die Schweizerische Rückversicherungs-Gesell
schaft Swiss Re (2008: 3): Weltweit gab es durch Naturkatastrophen über 20.000 
Tote und rund 70 Milliarden US-Dollar Schaden, von denen 28 Milliarden US-
Dollar versichert waren. 
Statistische Auswertungen zeigen laut Swiss Re einen eindeutigen Trend zu 
mehr und teureren Schäden sowohl in Bezug auf Naturkatastrophen als auch 
bei anthropogenen Katastrophen (vgl. Swiss Re 2008: 3): An erster Stelle stehen 
dabei vor allem Sturm- und Flutschäden. Der Sturm Kyrill führte beispielsweise 
zu Schäden von rund 10 Milliarden US-Dollar in Deutschland, Großbritannien, 
Belgien und den Niederlanden. Davon waren 6,1 Milliarden US-Dollar ver-
sichert. Die im Sommer folgenden Überschwemmungen in Großbritannien 
zogen Schäden im Wert von 7,2 Milliarden US-Dollar nach sich, von denen nur 
rund 4,8 Milliarden US-Dollar von den Versicherungen getragen wurden. In 
Bezug auf anthropogene Katastrophen gab es mehrere Industriebrände mit ver-
sicherten Schäden von jeweils ca. 100 Millionen US-Dollar. 
Im Jahr 2008 setzte sich der Trend fort (vgl. Münchener Rück 2009: 35): Insge-
samt wurden 750 Naturkatastrophen mit einem Gesamtschaden von 200 Milli-
arden US-Dollar gezählt, von denen 45 Milliarden US-Dollar versichert waren. 
Mindestens 163.000 Menschen kamen ums Leben. 
Eine Analyse nach Katastrophenklassen enthüllt zudem, dass es im Jahr 2008 
mit 41 verheerenden Naturkatastrophen mehr Ereignisse der Klasse 5 22 gege-
ben hat als jemals zuvor (vgl. Münchener Rück 2009: 38).

Neben der bereits erwähnten Veränderung des Klimas wird für die weltweite 
Zunahme von Schäden vor allem der Anstieg der Weltbevölkerung verantwort-
lich gemacht: Im Zusammenspiel mit einer Ballung der Menschen in Großstäd
ten kommt es zu einer privatwirtschaftlichen und industriellen Wertekonzen
tration und einer vermehrten Besiedlung und Industrialisierung gefährdeter 
Gebiete (vgl. Strube 2000:  5; Schwarze 2002:  100; Lauwe 2007:  2; Münchener 
Rück 2009: 38). 

22	 Katastrophenklasse 5: Verheerende Katastrophe mit einem Gesamtschaden von mehr als 
500 Millionen US-Dollar und mehr als 500 Todesopfern
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2.2.3.4	 Permanente Bedrohung durch alltägliche Schadensereignisse

Risiken und Gefahren sind unvermeidbar (vgl. Schutzkommission 2001:  46) 
und Menschen werden ständig mit ihnen konfrontiert:  „[…] alle 4 Sekunden 
passiert in der Bundesrepublik ein Unfall“ (Bevölkerungsschutzmagazin 1991: 35). 
Die Gesamtzahl der Unfallverletzten betrug im Jahr 2007 rund 8,22 Millionen 
(ohne Bagatellunfälle) (vgl. BAUA 2009). Das bedeutet, dass ca. 10 % der Wohn-
bevölkerung jährlich eine Unfallverletzung erleiden. 
Ein weiteres Beispiel für eine permanente Bedrohung sind Brände (vgl. vfdb 
2003: 2; Groetschel 2006d, 2006g; EPS 2006): Rund 230.000 Brände werden jähr-
lich den Versicherungen gemeldet. Dabei werden 60.000 Menschen verletzt, 
6.000 bis 8.000 davon so schwer, dass sie lebenslange gesundheitliche Schäden 
davontragen. Etwa 600 Menschen sterben jährlich – 75 % in Privatwohnungen. 
Der wirtschaftliche Gesamtschaden beläuft sich auf rund 6 Milliarden Euro. 
Auch Verkehrsunfälle fordern viele Opfer. Das Statistische Bundesamt (2009) 
zählte im Jahr 2008 mehr als 413.000 Verletzte, davon 70.000 Schwerverletzte. 
Getötet wurden über 4.477 Menschen. Dabei ist ein leichter Rückgang im Ver-
gleich zu den Vorjahren erkennbar. Insgesamt gab es 2008 über 2,29 Millionen 
Verkehrsunfälle.
Zusätzlich bedroht wird die Bevölkerung durch häusliche Unfälle mit über 
6.000 Toten jedes Jahr (vgl. Statistisches Bundesamt 2005d). Dem plötzlichen 
Herztod fallen mehr als 120.000 Menschen jährlich zum Opfer, was 350 Toten 
am Tag entspricht (vgl. Fricke 1993:  65; Björn Steiger Stiftung 2008a). Damit 
ist dies die häufigste Todesursache in Deutschland außerhalb von Kliniken (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2007; Björn Steiger Stiftung 2008a).

Diese Zahlen machen deutlich, wie umfassend die tagtägliche Bedrohung ist, 
und welch große Bedeutung es hat, die Menschen auf solche Ereignisse vor-
zubereiten. Persönliche Notfallvorsorge kann helfen, Gefahren zu vermeiden, 
Schäden zu mildern und Leben zu retten. Würden die oben erwähnten Opfer 
innerhalb weniger Tage in einer Region sterben, wäre das in der allgemeinen 
Wahrnehmung (neben der logistischen, personellen und materiellen Überfor-
derung der Rettungskräfte) ein Supergau. Durch die Verteilung auf ein Jahr und 
eine große Fläche werden sie fast gar nicht wahrgenommen. Dennoch betreffen 
diese Ereignisse jeden Tag, jede Stunde und jede Minute überall in Deutschland 
Menschen, die ihnen oft hilflos gegenüberstehen.
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2.2.4	 Analyse der Wirksamkeit von Persönlicher Notfallvorsorge

2.2.4.1	 Personenschäden

Wie in Kapitel 2.2.2.1 bereits gezeigt, kann schnelles Eingreifen durch Maßnah-
men der Persönlichen Notfallvorsorge bzw. -bewältigung Menschenleben retten und 
gesundheitliche Schäden begrenzen (vgl. Dombrowsky 1983b:  189; Vogelbusch 
1990: 19; Roskind 2000: 2; Ross 2000). Das schnelle und fachgerechte Eingreifen 
entscheidet darüber, ob ein Unglück ohne Schaden überstanden werden kann 
(vgl. Zivilschutz Aktuell 2001a:  14). Bei Katastrophen und Unglücken hängt die 
Überlebenswahrscheinlichkeit verletzter Personen stark von den ersten notfall-
medizinischen Maßnahmen ab (vgl. Schäfer 1994: 7). 10 % der Unfallopfer sterben 
nach einer Untersuchung der Arbeitsgemeinschaft der Notärzte, weil keine ange-
messene Erste Hilfe geleistet wird (vgl. Schöttler 2000: 11). Und pro Minute, in der 
nach einem Kreislaufstillstand nicht mit Wiederbelebungsmaßnahmen begon-
nen wird, sinkt die Überlebenswahrscheinlichkeit des Betroffenen um 10 % (vgl. 
Issing 2006: 23). Positiv ausgedrückt: Viele Menschen könnten durch motivierte 
und ausgebildete Ersthelfer gerettet werden. Auch in Bezug auf Unfälle jeglicher 
Art kann festgehalten werden, dass sie zum Großteil durch Prävention verhindert 
oder im Schweregrad reduziert werden können (vgl. Lob 2008: 2). 
Ein Beispiel aus den USA zeigt die Effizienz von Vorsorge aus dem Bereich vor-
beugender Brandschutz: mindestens 93 % der Haushalte besitzen – wie gesetz-
lich gefordert – Rauchmelder. Dadurch konnte die Zahl der Brandtoten um 
40 % gesenkt werden (vgl. Groetschel 2006c).

2.2.4.2	 Sachschäden

Obwohl Menschenleben und Gesundheit bei Rettung und Vorsorge an erster 
Stelle stehen, dürfen die Sachschäden keinesfalls ignoriert werden. Sie kön-
nen beträchtliche negative Auswirkungen auf die Volkswirtschaft eines Landes 
ausüben, Unternehmen in den Ruin und Familien in den sozialen Abstieg trei-
ben. Auch hier entfalten Vorsorgemaßnahmen ihre außerordentliche Wirksam-
keit: Sachschäden können wesentlich reduziert, teilweise sogar vermieden wer-
den (vgl. Smith 1981: 38; Plate 2001: 18; DKKV 2002: 23; Peek 2002: 520; Dikau 
2005: 173; Kreibich 2005: 123; WCDR 2005: 12). 
Dabei sind zwei Aspekte von zentraler Bedeutung:  Erstens die Erkenntnis, 
dass die Vorsorgehandlungen, von denen hier die Rede ist, von den Betroffe
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nen selbst vorgenommen werden können (vgl. Homeland Security 2003: 14). 
Gerade diese privaten und teilweise laienhaften Anstrengungen scheinen 
häufig der entscheidende Faktor bei der Schadensreduktion zu sein (vgl. 
Grothmann 2005: 2). 
Zweitens können die Menschen die Vorsorge deshalb so gut selbst vornehmen, 
weil es sich häufig um sehr einfache Maßnahmen handelt. „Dabei ist diesem 
Bereich aber gerade bei verhältnismäßig geringem Mitteleinsatz eine hohe Effizi-
enz zuzuschreiben“ (Schäfer 1994: 7). Teilweise kann ein Brand allein durch das 
Schließen einer Tür oder den Gebrauch von Kleinlöschgeräten zu Beginn erfolg-
reich bekämpft werden (vgl. Schäfer 1994: 8). Selbst bestimmte Verstärkungen 
des Bauwerks können von den Betroffenen selber vorgenommen werden (vgl. 
Plate 2001: 19). Jede noch so kleine Vorsorgeaktivität kann bedeutende Ergeb-
nisse nach sich ziehen (vgl. Osang 1981: 51; Cuny 1983: 233; BBK 2004a: 5).

Eine Studie der Europäischen Union zu diesem Thema konnte zeigen, dass eine 
effektive Umsetzung der Brandschutzbestimmungen von Wohnhäusern 1 % 
bis 3 % der Baukosten ausmachen würde (vgl. BeneFEU 2002: 158). Das könnte 
europaweit 0,3 bis 1 Mrd. Euro pro Jahr an Sachschäden einsparen (vgl. Bene-
FEU 2002: 166). 
Bei Flutschäden ist die Schadensreduktion durch private Vorsorge besonders 
gut dokumentiert (vgl. Fink 1996: 38; Plate 2001: 18): Das Hochwasser an Rhein 
und Mosel im Jahr 1995 verursachte im Vergleich zum Flutereignis im Jahr 1993 
trotz ähnlicher Pegelstände nur etwa die Hälfte der Schäden. Zurückführen lässt 
sich dieser Umstand vor allem auf eine bessere Vorbereitung der Menschen, die 
beispielsweise elektrische Geräte aus den Kellern entfernten oder bewegliches 
Eigentum dagegen sicherten, fortgespült zu werden. Im Zusammenhang mit 
diesen Fluten werden weitere Maßnahmen genannt, wie Wasserbarrieren, 
strukturelle Änderungen des Hauses oder die Neuanordnung von Möbeln (vgl. 
Grothmann 2005: 2). Diese führten auch bei der Elbeflut zu Schadensreduzie-
rungen von bis zu 53 % (vgl. Kreibich 2005: 123).
Die International Commission for the Protection of the Rhine (2002: 8) gibt folgende 
Wirksamkeitsgrade bei Vorsorge an: 50 % bis 75 % werden erreicht, wenn das 
Gebäude abgedichtet wird. Falls die Ölheizung gesichert wird, können Gebäu-
deschäden um 50 % bis 65 % reduziert werden. Das Aus- und Umräumen von 
Mobiliar in Wohnbauten kann, je nach Vorwarnzeit, die Inventarschäden um 
20 % bis 80 % reduzieren.
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2.2.5	 Möglichkeiten finanzieller Vorsorge

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass eine Versicherungslösung gegen 
Katastrophenschäden als Teil einer ganzheitlichen Vorsorgestrategie von 
Experten dringend gefordert wird (vgl. Steinrücken 2008: 95): Der Prozess des 
Wiederaufbaus nach einem Schadensereignis wird durch die Existenz eigener 
Ressourcen begünstigt (vgl. Erickson 1976: 203). Die bereits erwähnte Konzen
tration von Vermögen und die zu erwartende Klimaänderung verleihen dem 
Problem eine zusätzliche Dringlichkeit (vgl. Schwarze 2002:  99). Eine indivi
duelle Versicherungsvorsorge vermeidet den Rückgriff auf Steuergelder (vgl. 
Kunreuther 1978b: 31) und verteilt die Kosten des Wiederaufbaus auf das ver-
sicherte Kollektiv (vgl. Mileti 1993: 34). Die Kostenverteilung auf die Mehrheit 
der Bevölkerung kann vor allem durch eine Versicherungspflicht realisiert wer
den, die alle Naturgefahren umfasst (vgl. Steinrücken 2008: 95). Dies kann auf 
unterschiedliche Weise gestaltet werden wie in Spanien mit einer umfassenden 
Versicherungspflicht oder in Frankreich und Großbritannien durch eine Ein-
bindung in andere Versicherungsverträge (vgl. Schwarzer 2006: 221 ff.). Dieses 
sogenannte Pooling würde nach Meinung des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW 2009: 4) für erhöhte Akzeptanz in der Bevölkerung sor-
gen. Darüber hinaus könnten über die Prämiengestaltungen Anreize zur Vor
sorge geschaffen werden (vgl. Hornemann 2006: 41; Steinrücken 2008: 95). 
Nach einer Katastrophe ist zudem selbst bei staatlichen Hilfsfonds nicht immer 
mit sofortiger und ausreichender Unterstützung zu rechnen. Dies belegt die 
Analyse der Swiss Re (2008: 15) zur Flutkatastrophe in Deutschland im Sommer 
2002: Der Wiederaufbau sollte durch einen Fonds mit einem Ausgabenvolumen 
von 7,1 Mrd. Euro finanziert werden. Weitere 1,2 Mrd. waren vom Bund für den 
Wiederaufbau der Infrastruktur vorgesehen. Probleme ergaben sich vor allem 
dadurch, dass die Hilfe unabhängig vom effektiven Schaden zugeteilt wurde. So 
erhielten Gewerbebetriebe eine maximale Soforthilfe von 15.000 Euro, was nur 
einem geringen Teil des Gesamtschadens entsprach. Auch mussten viele Fami-
lien bis ins Jahr 2003 auf ihre Entschädigung warten.
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2.3	� Forschungsgegenstand:  
Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge

Die Darlegungen und Folgerungen des vorangehenden Kapitels zeigen deut-
lich die Unverzichtbarkeit von Persönlicher Notfallvorsorge (PNV). Aus dieser 
Erkenntnis lässt sich direkt die Forderung ableiten, dass große Anstrengungen 
unternommen werden müssen, um ein hohes Vorsorgeniveau in der deutschen 
Bevölkerung herbeizuführen. Die Verantwortung für diese Aufgabe trägt in 
erster Linie der Staat (vgl. Art. 2 Abs. 2 GG).

Die Anstrengungen, die ein hohes Vorsorgeniveau schaffen sollen, werden als 
Fördermaßnahmen (oder auch: Förderungsmaßnahmen) bezeichnet. 
Das Verb fördern hat zwei Bedeutungsbereiche: Zunächst – wie beispielsweise 
im Bergbau gebraucht – enthüllen, aufdecken (vgl. Köster 1969:  332), empor
heben (vgl. Wahrig 2000: 490) und herausschaffen (vgl. Machensen 1967: 331). 
Die hier relevante Konnotation bezieht sich jedoch auf einen anderen Bereich, 
nämlich auf unterstützen, helfen (vgl. Dudenredaktion 2002:  375), belehren, 
begünstigen (vgl. Machensen 1967:  331) sowie aufbauen (vgl. Dudenredaktion 
2004: 387) und verstärken (vgl. Dudenredaktion 1999: 1282). Dementsprechend 
geht es bei der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (oder kürzer: Vorsorge-
förderung) darum, ein bestimmtes Vorsorgeniveau herzustellen und zu verstär-
ken sowie unzureichende Vorsorgezustände zu beheben. Das Vorsorgeniveau, 
das ein Individuum erreichen und aufrechterhalten soll, ergibt sich über die in 
Kapitel 2.1.2.4 angeregte Festlegung von Mindeststandards in Bezug auf Ausbil-
dung und Ausstattung. 

Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge wird definiert als die Gesamtheit der 
Fördermaßnahmen, die dazu geeignet sind, ein hohes Vorsorgeniveau im Sinne der 
Persönlichen Notfallvorsorge herzustellen und aufrechtzuerhalten. 
Die Bandbreite der denkbaren Maßnahmen, die zu diesem Ziel führen, ist 
groß. Sie reicht von rein massenmedial verbreiteten Informationsangeboten 
über interpersonale Kommunikation, Vorbilder und sozialen Druck bis hin zur 
Schaffung von Anreizen und gesetzlichen Verpflichtungen. Welche Maßnah-
men oder Kombinationen von Maßnahmen für die Förderung der Persönlichen 
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Notfallvorsorge am besten geeignet sind, soll mit verschiedenen empirischen 
Untersuchungen ermittelt werden.
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2.4	� Aktuelle Förderungsmaßnahmen  
für Persönliche Notfallvorsorge in Deutschland

Bevor die eigentliche Problemstellung der vorliegenden Untersuchung dar-
gestellt werden kann, muss zunächst festgehalten werden, welche Konzepte 
aktuell in Deutschland eingesetzt werden, um die Vorsorgefähigkeit der Bevöl-
kerung zu fördern. Diese werden dann im folgenden Kapitel kritisch analysiert. 
Das Augenmerk der Darstellung liegt auf den von der Bundesverwaltung unter 
den Bezeichnungen Förderung des Selbstschutzes und Information der Bevölke-
rung realisierten Maßnahmen. Dieses Vorgehen begründet sich vor allem durch 
den Umstand, dass die Gemeinden, denen diese Aufgabe nach dem Zivilschutz- 
und Katastrophenhilfegesetz (ZSKG) zugewiesen wurde, den Vorgaben nur 
unzureichend nachkommen (vgl. Brackmann 1996:  133; Deutscher Städtetag 
2001; Glass 2001a: 18; Plate 2001: 47; Bundesverwaltungsamt 2003: 31; AGBF-
NRW 2005: 2).

Die wenigen Aktivitäten zur Vorsorgeförderung gehen also vor allem von der 
Bundesebene aus (vgl. BBK 2004e):  Nach Auflösung des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz im Jahr 1996 wurde die seit 1958 laufende Förderung von Erste-
Hilfe-Kursen23 dahingehend erweitert, dass in den geförderten Kursen nun 
auch Selbstschutzinhalte berücksichtigt werden. Aber auch dieses Programm 
wurde 2001 aufgrund der schlechten Finanzlage eingestellt. 
Neue Impulse ergaben sich durch die Ereignisse des 11. September 2001 (vgl. 
Kapitel 2.1.1.2). Die Konferenz der Innenminister und –senatoren verlangte 
einstimmig, Maßnahmen zur Selbstschutzförderung wieder aufzunehmen 
(vgl. BBK 2004c). Daraufhin kündigte der damalige Bundesinnenminister 
Otto Schily im Sommer 2002 an, Schulungen zur Selbsthilfe stärker zu för-
dern (vgl. Bevölkerungsschutz-Magazin 2002b: 52). Diese Ankündigung wurde 
zügig umgesetzt: Seit dem 1. Oktober 2002 wird das Programm zur Ausbildung 
der Bevölkerung in Erster Hilfe mit Selbstschutzinhalten wieder finanziert (vgl. 

23	 In den Jahren 1989 bis 1999 wurden jährlich zwischen 500.000 und 700.000 Menschen 
durch das Förderprogramm in Erster Hilfe ausgebildet, insgesamt rund 5,8 Millionen Per-
sonen (vgl. Deutscher Bundestag 1999: 3).
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Deutscher Bundestag 2003: 8). Diese Maßnahme umfasst jedoch lediglich die 
Unterweisung von Jugendlichen im Alter von 10 bis 16 Jahren (besonders der 
Jahrgangsstufen 8 und 9) außerhalb des Lehrplans an Ganztags- bzw. ganz
tagsbetreuenden Schulen (vgl. BBK 2004c). Man versprach sich durch „ebenso 
frühe[n] wie nachhaltige[n] Sensibilisierung der Zielgruppe die größten Erfolge“ 
(BMI 2003). Als Ziel wurde gesetzt, 10 % bis 12 % der Jahrgangsstufe 8 auszu-
bilden (vgl. BBK 2004c). Nach Angaben des BBK werden jährlich rund 88.000 
Schüler erreicht. Als mögliche weitere Zielgruppe der Kurse werden interes-
sierte Bürger in Erwägung gezogen, die bereit sind, in Notlagen zu helfen (vgl. 
AGBF-NRW 2005: 3). Diese Erweiterung wurde bisher aber nicht realisiert.24 
Die Schulungen werden von den Hilfsorganisationen 25 übernommen und von 
der Bundesverwaltung bezahlt. Gelehrt wird zurzeit das Modul Medizinische 
Erstversorgung mit zwölf Unterrichtseinheiten à 45 Minuten. Die klassischen 
Selbstschutzinhalte spielen dabei aber eher eine untergeordnete Rolle (vgl. MHD 
2004): Als Teil der ersten Unterrichtsstunde werden Themen wie Bevölkerungs-
schutz, Notfallvorsorge und Selbsthilfe angesprochen. Die nächste Erweiterung, 
die über die Themen der Ersten Hilfe hinausgeht, wird erst in Unterrichtsein-
heit 10 sichtbar: Hier geht es neben der Versorgung von Brandwunden um vor-
beugenden Brandschutz, Verhalten im Brandfall und den Umgang mit Lösch-
mitteln. Die 11. Unterrichtseinheit beschäftigt sich mit Schutzmöglichkeiten 
bei biologischen und chemischen Gefahren sowie mit Selbstschutzmaßnahmen, 
wie z. B. Lebensmittel- und Trinkwasserbevorratung, Hygiene, Energieausfall, 
Notgepäck, Dokumentensicherung, Hausapotheke usw. Unterrichtsstunde 12 
beschließt den Lehrgang mit Fallbeispielen und Zusammenfassungen. 

Fazit: Es ist fraglich, ob die erweiterten Inhalte, die in zwei Mal 45 Minuten abge-
handelt werden, erstens in dieser Zeitspanne ausführlich genug vermittelt wer-
den können und ob dieser Umfang zweitens generell als ausreichend bezeichnet 

24	 Nach Auskunft des BBK gab es verschiedene Versuche, die Ausbildungsinhalte und Förder-
maßnahmen zusammen mit den Hilfsorganisationen, der Feuerwehr, dem Technischen 
Hilfswerk und Vertretern der kommunalen Spitzenverbände neu zu strukturieren und 
zu beleben. Zu diesem Zweck fanden im Jahr 2003 verschiedene Treffen der genannten 
Organisationen statt. Die Bemühungen führten jedoch zu keinem Ergebnis und die Ziele 
wurden schließlich nicht weiter verfolgt.

25	 Realisiert werden die Kurse durch das Deutsche Rote Kreuz (DRK) und eine Bietergemein-
schaft, bestehend aus den anderen Hilfsorganisationen (ASB, DLRG, JUH, MHD).
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werden kann. Auch die sehr begrenzte Zielgruppe 26 der Förderungsmaßnahme 
lässt dieses Konzept im Kontext der Verbesserung des Vorsorgeniveaus der 
Gesamtbevölkerung als wenig erfolgversprechend erscheinen. Dennoch muss 
zugute gehalten werden, dass jede Vorsorgeförderung – und sei sie auch weitge-
hend auf den Bereich Erste Hilfe beschränkt – ein kleiner Erfolg ist. 
Geplant war auch stets, das Konzept wesentlich breiter anzulegen (vgl. BBK 
2004c): Beginnen sollte alles mit einem Motivationskurs von 2,5 Unterrichts-
einheiten, gefolgt von einer Ausbildung in medizinischer Erstversorgung 
mit zwölf Stunden und zwei vierstündigen Teileinheiten zu den Themen 
Feuerschutzmaßnahmen und Rettungsmaßnahmen. Darüber hinaus sollten 
Erwachsene die Möglichkeit bekommen, in zwölf Unterrichtseinheiten eine 
Grundausbildung in häuslicher Pflege zu erhalten. Dieser Ansatz wird jedoch 
im Moment nicht umgesetzt. 

Die Erste-Hilfe-Kurse mit Selbstschutzinhalten in Schulen sind eine zentrale 
Maßnahme der Bundesverwaltung in Bezug auf die Förderung von Persön-
licher Notfallvorsorge (vgl. BBK 2008). Tatsächlich gibt es aber noch andere Akti-
vitäten. Allein die Schaffung des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe (BBK) zum 1. Mai 2004 zeigt eine positive Reaktion auf die 
Erfordernisse eines modernen Bevölkerungsschutzes, die in der Politik aller
dings erst durch den 11. September 2001 verstanden worden sind. Der Begriff 
Bevölkerungsschutz ersetzt den Begriff Zivilschutz, der nur auf den Verteidi
gungsfall begrenzt war, und soll nun „alle Bereiche der zivilen Sicherheitsvor-
sorge fachübergreifend berücksichtigen und zu einem wirksamen Schutzsystem 
für die Bevölkerung und ihre Lebensgrundlagen verknüpfen“ (BMI 2004). Diese 
begriffliche Änderung unterstützt das Verständnis von Persönlicher Notfallvor-
sorge (vormals: Selbstschutz), das in Kapitel 2.1.2 entwickelt wurde.
Das BBK soll als Dienstleistungszentrum des Bundes für alle Behörden und 
alle am Bevölkerungsschutz mitwirkenden Organisationen und Institutionen 
dienen (vgl. BMI 2004). Dabei ist vor allem der Fachbereich Information der 
Bevölkerung im Zentrum für Notfallvorsorge, Notfallplanung und Internatio-
nale Beziehungen für den Bereich der Vorsorgeförderung interessant (vgl. Weber 

26	 Natürlich ist es wichtig, gerade junge Menschen für das Thema zu begeistern und sie aus-
zubilden. Ohne jedoch den folgenden Kapiteln vorweggreifen zu wollen, wäre zu prüfen, 
ob die Mittel für diese Förderung nicht für andere Maßnahmen besser zu gebrauchen wä-
ren und die Bundesländer solche Kurse nicht direkt in das Curriculum der Schulen auf-
nehmen sollten. 



Empirische Untersuchung der Realisierung von Maßnahmen zur Erhöhung der Selbstschutzfähigkeit  |  Band 15

56

2004:  10):  Auch wenn die Bevölkerung oder bestimmte Multiplikatoren (z. B. 
Gemeinden, Medien) hier nur mit Informationen versorgt werden, handelt es 
sich um eine Form der Vorsorgeförderung. Zentrale Aufgabe des Fachbereiches 
ist die Information der Bevölkerung über Schutzmöglichkeiten nach §  4 (2) 
ZSKG und die Unterstützung der Gemeinden bei ihren Aufgaben nach §  5 (1) 
ZSKG. Das Ziel ist dabei, das Vorsorgeniveau der Bevölkerung zu verbessern. 
Die Informationsangebote sind vielfältig (nach Weber 2004:  10):  Broschüren, 
das Magazin Bevölkerungsschutz, die Internetseiten www.bbk.bund.de, www.
denis.bund.de sowie seit 2009 auch www.bevoelkerungsschutz-portal.de, 
Informationsfilme, Ausstellungen, Pressemitteilungen, eine Bürgerhotline. 
Nach Angaben des Deutschen Städte- und Gemeindebundes (2006:  12) kön-
nen diese Informationsbausteine von den Bürgermeistern gezielt für die Auf-
klärung der Bürger genutzt werden. Darüber hinaus unterstützt das BBK die 
Gemeinden bei der Entwicklung eigener Kampagnen. Die wichtigsten Informa
tionsbausteine werden im Folgenden näher vorgestellt. 

Ein klassisches Instrument der Selbstschutzförderung war stets die Broschüre. 
Der BVS gab lange Zeit die Publikation Ihr Vorsorgepaket heraus, die schließ-
lich durch den Nachfolger Für den Notfall vorgesorgt ersetzt wurde (vgl. Bevöl-
kerungsschutz-Magazin 1991:  39). Diese Broschüre ist nach wie vor Standard 
bei der Information der Bevölkerung über Vorsorgemöglichkeiten. Sie enthält 
Hinweise zur Persönlichen Notfallvorsorge und zum richtigen Verhalten in Kri-
sensituationen (vgl. Glass 2008: 4; Mälchers 2008: 12 ff.). Das BBK verschickt das 
Heft kostenlos – bei Bedarf auch in großen Mengen – an Interessierte, Behör-
den, Organisationen und Multiplikatoren (vgl. BBK 2005a; Deutscher Städte- 
und Gemeindebund 2006: 12; BBK 2009a: 26).
Nach Angaben des BBK wurden seit 2004 jährlich durchschnittlich über 500.000 
Exemplare verteilt, wobei ein stetiger Rückgang von ca. 658.000 im Jahr 2004 zu 
ca. 393.000 im Jahr 2007 zu verzeichnen ist.
Auch andere Organisationen und Institutionen erstellen Broschüren und Merk-
blätter zur Vorsorgeförderung. Beispielhaft sollen hier die Flyer des Deutschen 
Komitees Katastrophenvorsorge e. V. (www.dkkv.org) zu Themen wie Sturm 
oder Dürre und die der Länderinnenministerien zu Rauchmeldern genannt 
werden. 

Das Internet bietet dem BBK weitere Möglichkeiten zur Information der Bevöl-
kerung. Seit 2002 gibt es das Informationsportal www.denis.bund.de. Die 
Bezeichnung deNIS steht für deutsches Notfallvorsorge-Informationssystem. Auf 
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knapp 3.200 verlinkten Seiten und in Download-Dokumenten (vgl. BBK 2007b) 
können beispielsweise Hintergrundinformationen zum Zivil- und Katas
trophenschutz und Hinweise über Vorsorgemaßnahmen und Verhaltensregeln 
bei Gefahren abgerufen werden (vgl. BMI 2003; Deutscher Städte- und Gemein-
debund 2006: 13). Darüber hinaus bietet deNIS IIplus den Entscheidungsträgern 
von Bund und Ländern im Fall von Großschadenslagen die Möglichkeit, schnell 
auf aktuelle Informationen zurückzugreifen, die für die Koordination des Ein-
satzes notwendig sind (vgl. BBK 2004b; BBK 2006). 
Das Angebot scheint von der Bevölkerung gut angenommen zu werden (BMI 
2003):  Von Mai 2002 bis August 2003 wurde über 600.000 Mal auf die Seite 
zugegriffen. Ca. 1.000 Zugriffe sind nach Angaben des BBK pro Tag zu verzeich-
nen. Dieser Traffic steigert sich bei Schadensereignissen auf 8.000 bis 10.000 
Zugriffe täglich. 

Als eine weitere Maßnahme werden an der Akademie für Krisenmanagement, 
Notfallplanung und Zivilschutz (AKNZ) in Ahrweiler Selbstschutz-Seminare für 
Ausbilder, Multiplikatoren, Lehr- und Führungskräfte angeboten (vgl. AKNZ 
2009: 65 ff.). Zusätzlich werden gelegentlich kleinere Kampagnen zu besonde-
ren Anlässen realisiert, wie beispielsweise ein Selbstschutz-Quiz im Rahmen 
der Grünen Woche 2008 in Berlin, bei dem Kurbelradios und Kurbeltaschen-
lampen verlost wurden (vgl. Mälchers 2008: 17 f.).

Als Fazit lässt sich Folgendes festhalten: Es existieren Förderungsmaßnahmen 
für Persönliche Notfallvorsorge in Deutschland. Die Ausbildung an den Schulen 
muss allerdings als ungenügend bezeichnet werden. Alle weiteren Aktivitäten 
beschränken sich auf Informationsangebote, deren Erfolg bisher nicht über-
prüft wurde und daher ungewiss ist. Es besteht weitgehend Konsens unter den 
Fachleuten, dass die Erfolgsmessung ein integraler Bestandteil der Öffentlich-
keitsarbeit sein muss (vgl. Esch 2003: 467; Fieseler 2006: 23). 
Im folgenden Kapitel soll die Problemstellung der vorliegenden Studie vor allem 
in Bezug auf die hier dargestellte Vorsorgeförderung herausgearbeitet werden.



58

2.5	� Forschungsproblem: Fehlentwicklungen in Bezug auf 
Vorsorgeniveau und Vorsorgeförderung in Deutschland

Bereits die kurze Analyse der aktuellen und offiziellen Maßnahmen zur 
Förderung der Persönlichen Notfallvorsorge in Deutschland hat gezeigt, dass 
dieses System wenig zielführend ist. Zusätzlich gibt es viele Experten, die 
den momentanen Zustand kritisieren. Die Kritik lässt sich in vier Kategorien 
zusammenfassen, die die Problemstellung der vorliegenden Studie verdeut
lichen (Tabelle 2):

Kritikkategorie Einzelaspekte der Kritik

1.	� Beurteilung von Vorsorge durch Politik 
und Verwaltung

Verantwortungsverlagerung

Schwierige Finanzlage

Auflösung des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz (BVS)

Fehlende Risikoanalysen

Keine Vorsorge als Schulunterricht

2.	 Vorsorgeniveau der Bevölkerung Geringes Vorsorgeniveau

Fehlendes Bewusstsein für Vorsorge

Geringe Bereitschaft und Akzeptanz

3.	 Kommunikationsannahmen und -konzepte Veraltetes Verständnis von Medienwirkung

Wahrnehmungsschwellen

Einfluss von Informationskampagnen

Verständnis von Botschaften

Limitationen der Mediendarstellung

Fehlende Zugangsmöglichkeiten

Unkontrollierte Angstreaktionen

4.	 Forschungsbedarf –

Tab. 2  Zusammenfassung der Kritik an der aktuellen Vorsorgeförderung
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2.5.1	 Beurteilung von Vorsorge durch Politik und Verwaltung

Die Bundesgesetzgebung hat den Gemeinden mit § 5 ZSKG die Aufgabe übertra-
gen, die Persönliche Notfallvorsorge in ihrem Zuständigkeitsbereich aufzubauen 
und zu fördern. Mit dieser Sachlage ist die Kritik der Verantwortungsverlage-
rung, einer Art Abschiebung, auf die unteren Verwaltungsebenen verbunden (vgl. 
Glass 2002: 54; Schöttler 2000: 12). Die Gemeinden verfügen meistens nicht über 
das für diese Aufgaben ausgebildete Fachpersonal. Die Mitarbeiter, die Vorsorge-
förderung als Zusatzaufgabe erledigen sollen, sind in der Regel nicht besonders 
engagiert (vgl. Glass 2001a: 18). Auch in der kommunalen Politik hat Notfallvor-
sorge einen schlechten Stand, da der Bau von Straßen und Parkplätzen dringender 
erscheint und politisch besser zu verwerten ist (vgl. Brackmann 1996: 133).
Die Gemeinden wehren sich gegen diese Verantwortungsverlagerung – zumin
dest so lange, wie der Bund für die Umsetzung seiner Anforderungen gemäß 
des ZSKG und der Richtlinie für den Selbstschutz keine finanzielle Unterstützung 
leistet. Laut Deutschem Städtetag (2001) sind die Gemeinden nicht willens, die 
Kosten für eine zusätzliche Personalstelle nur für Vorsorgeaufgaben (bundes-
weit ca. 4 Mio. Euro/Jahr) selber zu tragen. 
Die aktuelle Gesetzeslage wird vom Deutschen Städtetag (2001) außerdem als 
kein realistisches Konzept für die Persönliche Notfallvorsorge bezeichnet. Kriti
siert wird darüber hinaus, dass keine Anreize für kommunale Vorsorgeaktionen 
geboten und die Gemeinden finanziell über Gebühr belastet würden. Fazit des 
deutschen Städtetages (2001): „Die vorgelegte Konzeption bewirkt ein schleichen
des Sterben des Selbstschutzes.“ Und so kommt es vermutlich auch zu der voll-
kommen nichtssagenden Beschreibung der aktuellen Vorsorgeförderung in den 
Gemeinden (Deutscher Städte- und Gemeindebund 2006: 15): „Die Selbstschutz-
maßnahmen der Gemeinden nach dem Zivilschutzgesetz erstrecken sich im Wesent-
lichen auf planerische Maßnahmen bzw. organisatorische Vorsorgeplanungen sowie 
auf die Information der Bevölkerung.“ 

Die Förderung der Persönlichen Notfallvorsorge ist also in einem Dilemma aus 
gegenseitiger Verantwortungszuweisung zwischen Bundespolitik/-verwal
tung und Kommunalpolitik/-verwaltung gefangen. Erstaunlich ist, dass keine 
politische Ebene der Notfallvorsorge so viel Bedeutung beimisst, dass sie aus 
dem Dilemma aussteigt – also nachgibt – und damit die Sicherheit der Men-
schen in ihrem Zuständigkeitsbereich wesentlich erhöhen würde.
Natürlich darf an dieser Stelle nicht vergessen werden, dass der Bund die 
Gemeinden über das BBK mit Informationsmaterialien und Beratung unter-
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stützt (vgl. Kapitel 2.4). Trotzdem fehlt dann immer noch der Experte vor Ort, 
der sich ausschließlich auf die lokale Vorsorgeförderung konzentriert. Zu fra-
gen wäre auch nach der Wirksamkeit der bereitgestellten Materialien, die bei-
spielsweise in der Gemeindeverwaltung ausliegen. Dieses Problem soll jedoch 
unter der Kritikkategorie Kommunikationsannahmen und -konzepte näher analy-
siert werden. 

Das Interesse der Politik an Persönlicher Notfallvorsorge schwindet auch durch 
die allgemein schwierige Finanzlage des Staates (vgl. Allianz 2008:  27). Die 
Schutzkommission (2001: 49) beim Bundesminister des Innern sieht durch die 
extremen Etatkürzungen eine Gefahr für langfristige Planungen, einem zentra
len Element der Vorsorge. Glass (2002: 54) resümiert, dass die Finanzmittel im 
Bevölkerungsschutz überall radikal zusammengestrichen wurden. Dies ist nach 
Brackmann (1996: 133) ein Indikator für eine geringe politische Priorität dieses 
Bereiches. 
Einerseits kann niemand in der aktuellen Situation des Staates verlangen, 
unverhältnismäßig viel Geld für die Förderung von Vorsorge auszugeben. Auf 
der anderen Seite muss aber angemerkt werden, dass für bestimmte andere 
Bereiche, die auch die Sicherheit der deutschen Bevölkerung betreffen (z. B. 
Terrorismusabwehr), die aber politisch effektvoller verwertet werden können, 
Finanzmittel zur Verfügung stehen. In der Politik muss sich das Verständnis 
durchsetzen, dass Persönliche Notfallvorsorge kein Luxus ist, sondern ein inte
graler Bestandteil der Daseinsvorsorge. 

Am deutlichsten wurde das fehlende Verständnis von Politik und Verwaltung 
für Persönliche Notfallvorsorge in den 90er-Jahren. Auch hier spielten finanzielle 
Überlegungen eine große Rolle. Auslöser war jedoch die schwindende Bedro-
hung durch die Staaten des Warschauer Paktes (vgl. Bayrisches Staatsministe-
rium 2003: 182). Geier (2002a: 9) nennt die Zivilschutzreform dieser Jahre ein 
„beispielloses Demontageprogramm […] des Zivilschutzes“. Aufgelöst wurden 
unter anderem das Bundesamt für Zivilschutz und die Akademie für Zivile Ver-
teidigung. Geier (2002a:  9) vermutet, dass sich der Bund aus dieser Aufgabe 
zurückziehen, in jedem Fall aber die Zivile Verteidigung auf ein Minimum 
reduzieren wollte. 
Derselben Entwicklung ist auch die Auflösung des Bundesverbandes für den 
Selbstschutz (BVS) zum 1. Januar 1996 zuzuschreiben. Dabei herrschte im Vor-
feld bereits Konsens darüber, dass diese Bundesorganisation aus dem Bereich 
des Zivilschutzes gelöst und für alle Gefahrenarten ausgebaut werden müsste 
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(vgl. Glass 2002: 55). Die Auflösung des BVS hatte zur Folge, dass es fortan keine 
Schulungsangebote mehr für interessierte Bürger gab (vgl. Glass 2008: 4). Die 
Gemeinden unternahmen jedoch nichts, um diese Lücke zu schließen (vgl. 
Bundesverwaltungsamt 2003: 31; AGBF-NRW 2005: 2; Geier 2008: 6).

Weiterhin wurden in den Gemeinden kaum Risikoanalysen durchgeführt (vgl. 
Plate 2001: 28; Glass 2002: 54; Schwätzer 2005: 15), die für ein wirkungsvolles 
lokales Vorsorgekonzept und gezielte Förderungsmaßnahmen unerlässlich 
sind (vgl. Schutzkommission 2001: 47). Stattdessen wurde das Augenmerk auf 
Reaktion und Intervention gelegt, obwohl die Notwendigkeit von Prävention 
stets unbestritten war (vgl. Clausen 1995: 51; Schöttler 2000: 8). 

Genauso falsch liegen die Prioritäten in Bezug auf die Realisierung von Persön-
licher Notfallvorsorge als Schulunterricht. Dies wird seit vielen Jahren von 
staatlicher Seite abgelehnt (vgl. Clausen 1981: 15; Ungerer 2001: 237). Angeb-
lich fehlt dafür die Zeit (vgl. Ross 2000), wobei die Frage gestellt werden muss, 
ob es irgendetwas Wichtigeres gibt, was Kinder und Jugendliche lernen kön-
nen; ganz abgesehen vom Wert für eine zukünftige Gesellschaft, in der jun-
gen Menschen als Teil ihrer normalen Schulausbildung beigebracht werden 
könnte, anderen Menschen zu helfen, und Eigen- und Fremdhilfe eine Selbst-
verständlichkeit ist. Die Defizite der momentanen Ausbildungsförderung von 
Erster Hilfe mit Selbstschutzinhalten an Schulen wurden bereits angesprochen. 
Dieses Konzept wird auch von Experten als unzureichend angesehen (vgl. 
Wittenberg 2003: 25).

Als Ergebnis kann Folgendes festgehalten werden: In der Politik wird kaum die 
Notwendigkeit gesehen, die Persönliche Notfallvorsorge in Deutschland zu för
dern. Dies liegt auch an den „Zeiten relativer Ruhe“ (Lauwe 2007: 3), in denen 
finanzielle Mittel für den Bevölkerungsschutz tendenziell gestrichen werden. 
Das Bayrische Staatsministerium (2003: 182) ist ein Paradebeispiel für diesen 
Trend: „Durch den Wegfall der militärischen Bedrohung lässt sich derzeit aber eine 
Notwendigkeit zur Durchführung von konkreten Selbstschutzmaßnahmen durch die 
Gemeinden nicht begründen.“ 
Solange die Persönliche Notfallvorsorge keine politische Priorität besitzt, liegt 
natürlich auch deren Förderung brach. Flächendeckende Ausbildungsangebote 
hat es laut der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren NRW 
(2005: 2) seit 1990 nicht mehr gegeben. Die Gemeinden interessieren sich nicht 
für Vorsorgeförderung (vgl. Glass 2004:  1); obendrein besitzen sie weder die 
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dazu notwendigen Personalressourcen noch das notwendige Wissen (vgl. BVA 
2003: 30). Andererseits muss auf die zahlreichen Angebote in der Brandschutz-
erziehung hingewiesen werden – besonders in Städten mit Berufsfeuerwehren, 
von denen einige positive Beispiele bei der Entwicklung von Lösungsvorschlä-
gen aufgegriffen werden (vgl. Kapitel 3.2). Hier wäre aber wiederum zu prüfen, 
wie viele Menschen durch diese Aktivitäten erreicht werden und welche Vor-
sorgemaßnahmen sie schließlich zu Hause umsetzen. Darüber hinaus ist dies 
im Sinne einer ganzheitlichen Ausbildung zur Persönlichen Notfallvorsorge nur 
ein unzureichender Schritt, weil bei der Brandschutzausbildung viele andere 
Vorsorgeaspekte nicht behandelt werden.

2.5.2	 Vorsorgeniveau der Bevölkerung

Das Phänomen, dass Menschen allgemein dazu neigen, wenig Vorsorge für 
Ereignisse geringer Wahrscheinlichkeit, aber möglicherweise fatalem Scha
densausmaß zu treffen, ist durch die (vor allem US-amerikanische) Katastro
phenforschung hinreichend dokumentiert (vgl. Larsson 1997:  11; Grothmann 
2005:  3). Drabek (1986:  23) zeigt in seiner Zusammenfassung der Forschung, 
dass die Öffentlichkeit kaum Informationen über katastrophale Umweltein-
flüsse besitzt und sie stark unterschätzt. Diese Wissenslücke und die zu opti
mistische Wahrnehmung der Bedrohungslage halten die Menschen davon ab, 
Vorsorgemaßnahmen umzusetzen (vgl. Mileti 1993: 4; Peek 2002: 518). Daher 
ist die Persönliche Notfallvorsorge für die meisten Menschen nicht relevant (vgl. 
Ross 2000: 2). Das gilt auch für Bewohner von stark gefährdeten Gebieten, die – 
wie Kunreuther (1978a: 235) zeigte – erschreckend wenig Vorkehrungen gegen 
die Bedrohungen vor der eigenen Tür getroffen hatten und deren Wissen in 
Bezug auf die Gefahr erstaunlich begrenzt war.

Speziell auf Deutschland bezogen kommt die prominenteste Kritik am Vorsor
geniveau der Bevölkerung von einer staatlich eingesetzten Institution, der 
Schutzkommission beim Bundesminister des Innern. Wie schon im Jahr 2001 
beklagt nun auch der Dritte Gefahrenbericht der Schutzkommission (2006:  9 
f.) eine Selbstschutzlücke und eine Motivationslücke. Dies äußert sich laut dem 
Bericht (2006:  15) darin, dass die Bevölkerung auf sehr vieles nicht vorberei-
tet ist. Andere Experten spezifizieren das Problem noch weiter und sprechen 
beispielsweise vom Schwachpunkt Selbsthilfefähigkeit (Glass 2001:  54), einem 
Informationsdefizit der Bevölkerung (vgl. Quoirin 2002), einer Kompetenzlücke 
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der Laien (vgl. Wittenberg 2003:  35) oder vermuten allgemein ein niedriges 
Niveau der Persönlichen Notfallvorsorge 27. 
Unterstützung erfährt die Kritik auch durch verschiedene Studien:  In einer 
Untersuchung von Reusswig (2003:  2) sagten lediglich 22 % der Befragten in 
hochwassergefährdeten Gebieten in Ostdeutschland, dass sie Vorsorgemaß-
nahmen gegen Überschwemmungen durchgeführt hätten. In Westdeutschland 
waren es mit 26 % nur unwesentlich mehr. Im Fall der Elbeflut hatten nur 11 % 
der Anwohner ihre Häuser im Inneren auf die Flut vorbereitet. 9 % hatten ihre 
Heizung und Versorgungseinrichtungen in einem höheren Stockwerk unterge-
bracht und 7 % besaßen Wasserbarrieren (vgl. Kreibich 2005: 123). Auch eine 
Versicherungsvorsorge gegenüber Elementarschäden an Gebäuden durch bei-
spielsweise extreme Wetterereignisse findet nur in Ansätzen statt. Lediglich 
3,5 % der Gebäudeversicherungen enthalten eine Elementarschadenabdeck
ung, bei der Hausratversicherung liegt der Anteil bei 9 % (vgl. DIW 2009: 2).

Eine repräsentative Untersuchung des Deutschen Roten Kreuzes aus dem Jahr 
2001 zur Beurteilung des Ausbildungsstandes der bundesdeutschen Bevöl
kerung in Erster Hilfe deutet zunächst auf einen gegenläufigen Trend (vgl. 
Schäfer 2001:  69):  79 % der Befragten hatten an einer Erste-Hilfe-Ausbildung 
teilgenommen, was einen Anstieg von 13 % gegenüber dem Jahr 1993 darstellt. 
Allerdings lag der zuletzt absolvierte Kurs bei den Untersuchungsteilnehmern 
durchschnittlich 15 Jahre zurück (vgl. Schäfer 2001: 10). Dies ist vermutlich auch 
der Grund dafür, dass nur 35 % der Befragten sich in einer erlebten Notfallsitu-
ation sicher fühlten und sofort handelten (vgl. Schäfer 2001: 72). Besonders im 
Hinblick auf die Anwendung praktischer Maßnahmen kann davon ausgegan-
gen werden, dass nach wenigen Jahren nur ein geringer Teil der Kursteilnehmer 
diese noch korrekt anwenden kann. Dies zeigt auch eine weitere DRK-Studie 
(vgl. Koch 1994:  35 ff.):  Nach vier Jahren konnten nur noch 20 % der ehema-
ligen Teilnehmer die Herz-Lungen-Wiederbelebung richtig durchführen; nur 
25 % waren zu einwandfreien Maßnahmen in Bezug auf Bewusstlosigkeit und 
bedrohliche Blutungen in der Lage. 
Darüber hinaus bestehen laut neuesten Erkenntnissen insgesamt Zweifel an 
der effektiven Anwendung des Unterrichtsstoffes (vgl. Breckwoldt 2008): Nach 
Eintreffen des Notarztes wurden die Ersthelfer befragt, die den Kollaps einer 
Person beobachtet hatten. Über 45 % der Befragten hatten den vorliegenden 

27	 Vgl. auch: Clausen 1981: 15; Geier 2002b: 9; Notfallvorsorge 2002: 18; Bevölkerungsschutz-
magazin 2003b: 6; Bundesverwaltungsamt 2003: 30; Glass 2008: 4
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Kreislaufstillstand nicht erkannt. Durch die Befragung der Besatzung des 
ersteintreffenden Rettungswagens wurde zudem die Effektivität der in einigen 
Fällen durchgeführten Herzdruckmassage beurteilt, die für das Überleben des 
Betroffenen von zentraler Bedeutung ist. Die daraus errechnete effektive Laien-
reanimationsrate betrug lediglich 12,5 %. 
Die Studien zur Ersten Hilfe können dahingehend interpretiert werden, dass 
zwar formal der Ausbildungsstand als hoch erscheint, die Fähigkeiten und das 
Wissen in diesem Bereich aber als mangelhaft zu bewerten sind. 

Eine zwanzig Jahre alte Untersuchung im Auftrag des Bundesinnenminis
teriums ist wegen des zeitlichen Abstands heute nicht mehr direkt verwertbar. 
Auf Grund der aktuell ungenügenden Vorsorgeförderung ist aber eher noch von 
einer Verschlechterung des damaligen Zustands auszugehen. Dieser charak
terisierte sich beispielsweise dadurch, dass 48 % der Befragten sich weniger gut 
und 23 % überhaupt nicht in Bezug auf das Themenfeld Katastrophen- und Zivil-
schutz informiert fühlten (vgl. BVS-Intern 1988:  3). Bemerkenswert ist auch, 
dass etwa 20 % der Bevölkerung diese Begriffe noch nie gehört hatten. 
Die aktuelle Situation lässt sich – abgesehen von den in der vorliegenden Unter
suchung gewonnenen empirischen Erkenntnissen – am besten durch die Stu-
die der Allianz (2008) Katastrophenschutz auf dem Prüfstand abbilden: 63 % der 
Befragten hatten keine Verhaltensregeln für den Katastrophenfall festgelegt, 
28 % wüssten überhaupt nicht, was zu tun wäre, und bis zu 66 % verlassen sich 
auf Warnsysteme, die bei einem Stromausfall nicht funktionieren würden (vgl. 
Allianz 2008: 12). Die Studie kommt allgemein zu dem Ergebnis eines niedrigen 
Vorsorgeniveaus in Deutschland (vgl. Allianz 2008: 33 f.).
Die Folgen dieses mangelhaften Vorsorgeniveaus und der daraus resultie-
renden geringen Notfallbewältigungsfähigkeit der Bevölkerung könnten bei 
ungewöhnlichen oder besonders großen Schadenslagen viele Tote und weit rei-
chende Gesundheitsschäden sein (vgl. Ungerer 2001: 237).

Die oben erwähnten Beispiele beziehen sich auf die Defizite bei Fähigkeiten 
und Wissen der Bevölkerung in Bezug auf die Maßnahmen der Persönlichen 
Notfallvorsorge. Das Problem ist jedoch wesentlich vielschichtiger und setzt be
reits beim Bewusstsein für dieses Thema und seiner Wahrnehmung an. Die 
allgemeine Tendenz, Vorsorge als wenig wichtig wahrzunehmen, wurde zu 
Beginn dieses Kapitels bereits dargestellt. Dieses Phänomen lässt sich auch in 
Deutschland finden (Lauwe 2007: 3): „In der Regel rechnen die Bürger nicht damit, 
dass es sie selbst einmal hart treffen kann.“ Die Kritik des aktuellen Zustands 
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bestätigt auch eine kaum entwickelte Gefahrenwahrnehmung der Menschen 
(vgl. Ungerer 2001: 236), eine fehlende Kultur der Eigenvorsorge (vgl. Reusswig 
2003: 1) und ein trügerisches Sicherheitsbewusstsein (vgl. Pennekamp 2004: 6). 
Dieser Zustand ist nicht weiter verwunderlich, wenn man bedenkt, dass die 
Vorsorge vor Gefahren und Katastrophen in der Öffentlichkeit häufig tabuisiert 
oder einfach ignoriert wird (vgl. BVS 1986:  2; Brackmann 1996:  132; Ungerer 
2001: 236). Die meisten Menschen denken so lange nicht an Katastrophen, bis 
sie wirklich auftreten (vgl. Mileti 1984:  201; Mileti 2004:  202). Katastrophen 
müssen sich daher immer erst ereignen, bevor sie zum öffentlichen Thema 
werden (vgl. Holliday 1988:  18; Vorholz 2005:  24). Dieser Umstand ist darauf 
zurückzuführen, dass solche Ereignisse im Leben der meisten Menschen keine 
Rolle spielen (vgl. Tierney 2001b: 29) und dass sich das gesellschaftliche Erin-
nerungsvermögen an Schadensereignisse in Zeiten ohne sichtbare Bedrohung 
als Kurzzeitgedächtnis entpuppt (vgl. Fuchs 1998: 33; Glass 2001b: 14; FOCUS 
2003: 189). 
Zusätzlich wächst eine Vollkasko- und Blaulichtmentalität in der Bevölkerung 
(vgl. Schutzkommission 2006: 79). Die Versorgung mit Wasser, Strom, Gas, Tele-
fon usw. wird zu jedem Zeitpunkt als selbstverständlich angesehen (vgl. Stevens 
1997: 4). Im Fall auch nur geringfügiger Störungen vertrauen die Menschen auf 
eine reibungslose Gefahrenabwehr. Dabei lassen sie außer Acht, dass bei beson-
deren Schadenslagen nicht jedem sofort und umfassend geholfen werden kann 
(vgl. Müller 1998: 90; Bundesverwaltungsamt 2003: 30). Dies wird auch in einer 
Untersuchung in Ostdeutschland deutlich, in der 42,3 % der Bevölkerung den 
Staat bei der Vermeidung von Hochwasserschäden in der Pflicht sahen, aber 
nur 15,8 % die Privathaushalte (vgl. Reusswig 2003: 2). Die Studie der Allianz 
(2008:  20) kommt zu dem Ergebnis, dass 89 % der Untersuchungsteilnehmer 
ein mittleres bis großes Vertrauen in den staatlich organisierten Katastrophen-
schutz haben. Schließlich zweifeln viele Bürger auch daran, sich selber helfen 
zu können, und sehen sich Katastrophen hilflos ausgeliefert, wie eine Studie 
nach dem Hochwasser an der Elbe zeigt (vgl. DKKV 2002: 23).

Diese Wahrnehmungen und Einstellungen führen zwangsläufig zu einer 
geringen Bereitschaft und Akzeptanz gegenüber allen Vorsorgeaktivitäten. 
Menninger (1971: 117) berichtet von einem Flutereignis am Kansas River in den 
Vereinigten Staaten, bei dem die Gefahrenwahrnehmung der Einwohner der 
Stadt Topeka so gering war, dass sie alle Aufrufe, Vorsorgemaßnahmen zu tref-
fen, komplett ignorierten und weder ihr Eigentum noch sich selber in Sicher
heit brachten. Das Ergebnis war erschreckend: Es gab 10.000 Obdachlose, davon 
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mussten 3.000 Menschen teils aus dem zweiten Stock, teils unter Zwang per 
Boot gerettet werden. Ein Großteil der Betroffenen hatte noch nicht einmal 
ansatzweise seine Wertsachen in Sicherheit gebracht. 
Wenn die Bereitschaft zur Vorsorge selbst bei einer akuten Bedrohung so 
schwach ausgeprägt ist, verwundert es nicht, dass Beratungsangebote im nor-
malen Alltag vollkommen untergehen. So nutzte niemand die erste Sprech-
stunde eines neu gegründeten Zentrums für Persönliche Notfallvorsorge in 
Baden (Österreich), obwohl die Medien verstärkt über das Angebot berichtet 
hatten und alle Haushalte mit Postsendungen informiert worden waren (vgl. 
Zivilschutz Aktuell 1986:  13). Dies zeigt auch, dass Menschen durch Kommu
nikationsmaßnahmen allein nicht zur Vorsorge bewegt werden können. Im All-
tag ist jeder zu sehr mit Familie, Arbeit und Freizeit beschäftigt, als für solche 
Dinge noch Kapazitäten zu haben (vgl. Drabek 1986: 24). Selbst eine kostenlose 
Ausbildung in Persönlicher Notfallvorsorge stößt dann auf keine erkennbare 
Resonanz (vgl. AGBF-NRW 2005: 2). 

Als Fazit bleibt, dass weder Akzeptanz von noch Bereitschaft für Vorsorge oder 
Vorsorgeförderung in der Bevölkerung zu erkennen sind 28. Dies ist für eine Ver
besserung der aktuellen Situation aber zwingend notwendig (vgl. Schutzkom-
mission 2006: 6). 

2.5.3	 Kommunikationsannahmen und -konzepte

Zunächst sollen die zentralen Begriffe dieses Bereiches definiert werden, weil 
sie im weiteren Verlauf der Studie eine wichtige Rolle spielen. Wie bei den 
anderen bisher eingeführten Begriffen gibt es auch in diesem Fall keine allge-
meingültigen Definitionen. 
Das im Folgenden eingeführte Begriffsverständnis basiert auf der Systemtheo-
rie und geht in der hier genutzten Form auf Merten (1999: 103 ff.) zurück. Dort 
wird Kommunikation als einfachstes Sozialsystem verstanden. Dieses entsteht 
durch das Reflexiv-Werden der Wahrnehmung von zwei Personen:  Nehmen 
beide Personen die jeweils andere Person wahr und nehmen beide Personen 
zudem wahr, dass die jeweils andere Person sie wahrnimmt, so entsteht daraus 
ein System – und interpersonale Kommunikation in ihrer einfachsten, nonver-
balen Form beginnt. Zur Selbsterhaltung braucht das System mehr Struktur, 

28	 Vgl. auch: Kunreuther (1978b: 31); Perry (1990: 45); Andrews (1991: 64); Schäfer (1994: 9); 
Brackmann (1996: 132); Bevölkerungsschutzmagazin (1997: 12)
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die durch den sprachlichen Kanal geliefert wird. Lautsprachliche Kommunika-
tion verfügt daher über drei Informationsmodi:  die sprachliche Information, 
die sprachliche Metainformation und den nonverbalen Kanal. 
Massenkommunikation ist nach Merten (1999:  109 ff.) keine Kommunika-
tion im eingeführten Verständnis, bei dem die Kommunikanten gleichberech-
tigt sind. Zusätzlich handelt es sich nicht um Massen, sondern anonyme und 
disperse Publika. Merten (1999:  111) versteht Massenkommunikation als ein 
virtuelles Kommunikationssystem:  „Nicht zwischen Kommunikator und Rezipient 
besteht nun ein vergleichsweise diffuses, gleichwohl aber bindendes Kommunika-
tionssystem, sondern zwischen all den Rezipienten, die das Medium M rezipieren 
und unterstellen, dass man wahrnimmt, was andere wahrnehmen.“ Die Reflexivi-
tät der Wahrnehmung wird hier also nur unterstellt. Massenkommunikation 
besitzt eine wesentlich diffusere Struktur mit geringerer sozialer Kontrolle als 
die interpersonale Kommunikation.

Wie bereits gezeigt wurde, basiert die Vorsorgeförderung in Deutschland weit-
gehend auf unidirektional ausgerichteten Angeboten der Massenkommuni
kation. Damit sind Informationsmöglichkeiten 29 für die Bevölkerung gemeint, 
die keine (oder nur eine abstrakte) Gelegenheit zur Rückkopplung bieten, wie 
Broschüren, Internetseiten, Plakate, Anzeigen, lancierte Presseartikel, Spots 
usw.
Die ausschließliche Anwendung dieser Form von Förderungsmaßnahmen legt 
den Schluss nahe, dass die dafür Verantwortlichen Folgendes annehmen: Die 
Bevölkerung kann als diffuses Publikum allein schon dadurch zur Vorsorge 
bewegt werden, dass ihr Informationsangebote gemacht werden. Dies ent-
spricht einer veralteten Vorstellung von Medienwirkung, dem auf Harold 
D. Lasswell (1927) basierenden Reiz-Reaktions-Schema. Das Schema beschreibt 
Kommunikation als einen Prozess, bei dem ein Kommunikator in der Lage ist, 
Informationen an seine Rezipienten so zu übermitteln, dass alle diese erhalten, 
alle sie gleich verstehen und alle sich im Sinne des Kommunikators gleich ver-
halten (vgl. Maletzke 1963: 190 ff.; Schenk 1987: 34). Neuere Erkenntnisse der 
Kommunikationsforschung lehnen diese Sichtweise ab (vgl. Merten 1999: 55).
Darüber hinaus widersprechen zahlreiche weitere Wissenschaftler und Studien 

29	 Information wird hier verstanden als ein unidirektional ausgerichtetes Kommunikations-
angebot, das im vorliegenden Fall auf einem virtuellen Kommunikationssystem (Mas-
senkommunikation) basiert, in dem die für Kommunikation notwendige Reflexivität der 
Wahrnehmung bei den Teilnehmern lediglich angenommen wird (vgl. Merten 1999: 226).
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dem Ansatz: Ohne eine konkrete Bedrohung bilden reine Informationsangebote 
laut Weinstein (1984:  331) keine effektive Vorsorgeförderung. Dies liegt bei-
spielsweise an der fehlerhaften Annahme, die Informationen zur Persönlichen 
Notfallvorsorge würden die Menschen gut erreichen:  „Einfache Merkblätter 
und Broschüren bleiben zunehmend unterhalb der Wahrnehmungsschwelle“ 
(Dombrowsky 1996: 25). Zwei Ursachen sind für dieses Phänomen hauptsäch-
lich verantwortlich:  Zum einen, dass solche Informationsangebote im Alltag 
der Menschen mit ihren zahlreichen Verpflichtungen untergehen (vgl. Drabek 
1986:  24). Zum anderen ist die Konkurrenz um Aufmerksamkeit enorm (vgl. 
Weinstein 1984: 331; Schmidt 2000b: 262): Unzählige Unternehmen, Produkte, 
Organisationen und Vereine buhlen um unser Interesse. Für jede einzelne Infor-
mation bleibt nur sehr wenig Zeit und kognitive Kapazität (vgl. Boeken 1983: 36; 
Weinstein 2002: 34). In jedem Fall werden durch die Medien wesentlich mehr 
Informationen zur Verfügung gestellt, als der Einzelne verarbeiten kann (vgl. 
Renn 2000: 24; Schmidt 2000a: 84). Es ist nicht anzunehmen, dass zufällig ver-
breitete Informationen über Vorsorgemaßnahmen die Menschen besonders gut 
erreichen (vgl. Saarinen 1982: 28).

Dennoch nutzen Teile der Bevölkerung die Informationsangebote. Es wäre aber 
eine vorschnelle Annahme, zu glauben, dass sie ihr Verhalten entsprechend der 
Ratschläge verändern: Ein größerer Einfluss von Informationskampagnen auf 
das Vorsorgeverhalten wird als unrealistisch betrachtet (vgl. Larsson 1997:  20; 
Martin 2007: 898). Die Forschung hat gezeigt, dass sich die Überzeugungen von 
Menschen nur langsam ändern (vgl. Slovic 1986:  405; Carius 2003:  583). Auch 
Vorsorgeakzeptanz und -bereitschaft können auf diesem Weg nur unzureichend 
vermittelt werden (vgl. Ruhrmann 1996: 58). Darüber hinaus muss die Vermu-
tung korrigiert werden, dass die übermittelten Botschaften von jedem (gleich) 
verstanden werden und dem Kommunikator uneingeschränkt geglaubt wird 
(vgl. Otway 1993:  102). Insgesamt waren öffentliche Informationskampagnen 
zur Annahme von Vorsorgeverhalten in Zeiten ohne konkrete Bedrohung allge-
mein uneffektiv (vgl. Mileti 2004:  202) 30. Dasselbe lässt sich auch speziell für 
Deutschland feststellen: „Es wird deutlich, dass die zahlreichen Informationsmate-
rialien bisher kaum eine Veränderung der Verhaltensweisen innerhalb der Bevölke-
rung und auf Ebene der Kommunen bewirken“ (Pennekamp 2004: 6). 
Um die Aufmerksamkeit der Bevölkerung ohne eine konkrete Bedrohung auf 

30	 Vgl. auch: Sorensen (1984: 228); Gregory (1991: 7); Peters (1996: 1415); Glass (2000a: 25); 
Bundesverwaltungsamt (2003: 31)
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das Thema Vorsorge lenken zu können, wäre eine gewaltige Informationskam-
pagne notwendig (vgl. Mileti 2004:  202). Dabei ist der Erwerb von Sendezeit 
oder Anzeigenraum zu Werbezwecken sehr teuer (vgl. Weinstein 2002:  34). 
Hinzu kommt, dass die Öffentlichkeit auf eine permanente Ansprache angewie-
sen ist (vgl. Merten 1999: 235). Niemand könnte eine solche Dauer-Kampagne 
bezahlen, ganz abgesehen von der Gefahr, dass sie zu Abstumpfung und sogar 
Abwehrreaktionen führen könnte. 
Zudem ergeben sich weitere Probleme durch ein blindes Vertrauen in die 
Wirksamkeit von Informations- und Medienarbeit: Beispielsweise müssen die 
strengen Limitationen hinsichtlich der Länge und des Umfangs der Informa
tionen berücksichtigt werden, die durch das jeweilige Medium selbst entstehen 
(vgl. Weinstein 2002:  34). Darüber hinaus werden häufig die teils fehlenden 
Zugangsmöglichkeiten zu den einzelnen Angeboten außer Acht gelassen (vgl. 
Schutzkommission 2001:  47). Schließlich muss auf die Tatsache hingewiesen 
werden, dass massenmedial verbreitete Informationen über Gefahren und Vor-
sorge auch zu unkontrollierten Angstreaktionen (vgl. Luhmann 1986: 242; Com-
pare 1995: 33) und der Wahrnehmung einer unrealistisch erhöhten Gefahren-
wahrscheinlichkeit führen können (vgl. Wiedemann 1989:  9; Jungermann 
1993a: 188; Jungermann 1993c: 93). 

Als Fazit kann festgestellt werden, dass die Annahmen, die offensichtlich 
implizit den bisherigen Umgang mit Kommunikationsmaßnahmen im Rah-
men der Vorsorgeförderung bestimmt haben, weitgehend fehlerhaft sind. Die 
aktuellen Informationsangebote müssen als unzureichende Förderungsmaß-
nahmen angesehen werden. Glass (2008: 4) resümiert: „Es drängt sich der Ein-
druck auf, dass das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe mit 
der Broschüre ´Für den Notfall vorgesorgt´ eine Einbahnstraße zur Information der 
Bevölkerung befährt. Die Gegenrichtung, ein Feedback zur Rücklaufkontrolle über 
die Anwendung und Umsetzung der Ratschläge, ist nicht erkennbar.“ Möglicher-
weise ist aber nur die massenmediale Kommunikationsebene für die Vorsor-
geförderung nicht effektiv. Aus anderen Untersuchungen ist bekannt, dass die 
interpersonale Ebene von den meisten Menschen bevorzugt wird (vgl. Lorenzen 
2005: 6) und hier auch die beste Wirkung entfaltet (siehe Kapitel 3.1). In keinem 
Fall aber darf es beim bisherigen Vorgehen bleiben. Das lehren auch Beispiele 
aus der Vergangenheit: Die Informationskampagnen im Vorfeld zur Gurtpflicht 
konnten wenig ausrichten (vgl. Groetschel 2006 f.). In solchen Fällen muss der 
Staat regulierend und mit besonderen Mitteln eingreifen. 
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2.5.4	 Forschungsbedarf

Die vierte Problemkategorie soll belegen, dass Persönliche Notfallvorsorge bereits 
als Forschungsproblem erkannt wurde (vgl. Lindell 1992: 267; Müller 1998: 90; 
Marzi 2004:  2). Weinstein (1988:  380) beklagt zum Beispiel, dass ein Vorsor-
geprogramm meistens nicht damit beginnt, die Gedanken des Publikums zu 
untersuchen. Das soll sich in Deutschland mit der vorliegenden Untersuchung 
ändern. Auch bestehende Prozesse müssen untersucht und analysiert werden 
(vgl. SKK 2002:  4). Clausen (1993:  126) fordert, explizit zu erforschen, welche 
Potenziale im Bereich der Persönlichen Notfallvorsorge zur Verfügung stehen und 
wie sie erweitert werden können. Zukünftige Schwerpunkte der Zivilschutzfor-
schung wurden bereits 1996 wie folgt formuliert: Förderung der Selbsthilfe, bau-
licher Schutz, Information der Öffentlichkeit, Schaffung eines Risikobewusstseins 
(vgl. Feinendegen 1996: 46). 
Die Zielsetzung der vorliegenden Studie ist die passende Antwort auf die For
derung von Maaß (2008:  21), die anlässlich eines Themenheftes Selbstschutz 
der Zeitschrift Notfallvorsorge formuliert wurde: „Der Bereich des Selbstschutzes 
muss von daher von Grund auf durchdacht und neu aufgebaut werden. Es gilt Wider
sprüche in der Darstellung zu beseitigen und den Einstieg ins Thema deutlich zu 
erleichtern.“
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3.1	 Wissenschaftliche Lösungsansätze

3.1.1	� Stufenweise Auswahl und Kombination von theoretischer und 
empirischer Forschung

In diesem Kapitel werden für die zuvor analysierten Probleme (vgl. Kapitel 2.5) 
wissenschaftliche Lösungsansätze aus theoretischen Modellen und empiri
scher Forschung entwickelt. Dies erfolgt in vier Stufen: Die erste behandelt die 
Forschung zur Risikowahrnehmung, die stets als Erstes herangezogen wird, um 
Vorsorgeverhalten zu erklären. Zudem scheinen die meisten Förderkonzepte 
hauptsächlich auf dem Versuch zu basieren, die Risikowahrnehmung der Bevöl-
kerung mit Hilfe massenkommunikativer Maßnahmen in eine gewünschte 
Richtung zu beeinflussen. Doch die Beschränkung auf einen Faktor ist für ein 
theoretisches Fundament nicht ausreichend. Das wird in der zweiten Stufe 
durch verschiedene Modelle der gesundheitlichen Vorsorgeforschung deut-
lich, die weitere für Vorsorgeverhalten wichtige Variablen einführen und die 
Prozesshaftigkeit der Verhaltensänderung betonen. Der Kreis der hier verwen
deten Theorien wird in der dritten Stufe mit der Diffusionstheorie geschlossen, 
durch die der Fokus stärker auf die Verbreitung von neuem Vorsorgeverhalten 
in einem sozialen System gelenkt werden kann. Abschließend wird in der vier
ten Stufe aus den vorgestellten Theorien ein eigenes Modell zur Förderung der 
Persönlichen Notfallvorsorge (M3P) entwickelt.

3.1.2	 Entstehung von Risikowahrnehmung als Faktor des Vorsorgeverhaltens

3.1.2.1	 Risikoabschätzung versus Risikowahrnehmung

Geht es um die Frage, wie Menschen dazu bewegt werden können, sich Vor-
sorgeverhalten anzueignen, wird als Standardlösung meist genannt, dass die 
Risikowahrnehmung dieser Menschen durch Risikokommunikation so verän-
dert werden muss, dass ihnen die Notwendigkeit von Vorsorge bewusst wird 
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(vgl. Dusch 1996: 28; Ruhrmann 1996: 37; Müller 1998: 90; Schwarzer 1999: 117; 
Glass 2000a: 25; Plate 2001: 19; Dikau 2002: 100; Plapp 2002: 1). 
Risikowahrnehmung und Risikokommunikation sind Gegenstand der Risikofor-
schung 31. Zur Strukturierung, Erforschung und Regulierung von Risiken wurde 
vom International Risk Governance Council (IRGC) (2005) ein Ablaufmodell mit 
vier Phasen entwickelt (vgl. Abbildung 2). 

Abb. 2  Risikoablaufmodell des International Risk Governance Council (in vereinfachter Form) (vgl. IRGC 

2005: 13; Renn 2007: 67)

31	 Die vorliegende Studie bezieht sich auf die Vermeidung von Schäden. Daher wird Risiko 
hier nicht im Sinne der Möglichkeit von negativen und positiven Folgen von Ereignissen 
oder Handlungen begriffen, sondern nur in Bezug auf die negativen Folgen (vgl. dazu 
auch: Renn 2007: 21). 
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Das Modell ist in zwei Sphären geteilt:  Die Beurteilungssphäre (Assessment 
Sphere) und die Managementsphäre. Der Risikoprozess beginnt in der ersten 
Sphäre mit der Vorphase (Pre-Assessment), die vor allem aus einer begrifflichen 
Bestimmung der Risiken und ihrer Kontexte besteht (vgl. IRGC 2005: 13; Renn 
2007:  64). In der zweiten Phase (Risk Appraisal) geht es um die wissenschaft-
liche Beschäftigung mit den Risiken. Hier wird zwischen den Bereichen Risiko
abschätzung (Risk Assessment) und Risikowahrnehmung (Concern Assessment) 
unterschieden (vgl. IRGC 2005:  14). In der Phase Tolerability and Acceptability 
Judgement findet eine Risikocharakterisierung (Risk Characterisation) und Risiko
bewertung (Risk Evaluation) statt (a. a. O.). Grundlegend geht es dabei um die 
Interpretation des Risikos und die Bewertung der Akzeptabilität (vgl. Renn 
2007:  65). Abgeschlossen wird das Modell durch das Risikomanagement (Risk 
Management), einer Phase, in der Maßnahmen entwickelt und angewendet 
werden, um nicht tolerierbare Risiken zu vermeiden oder auf ein tolerierbares 
Maß zu reduzieren (vgl. Renn 2007: 66).

Für die vorliegende Studie ist die Unterscheidung von Risikoabschätzung und 
Risikowahrnehmung von besonderer Bedeutung. Der erste Bereich ist den 
naturwissenschaftlich-technischen Experten zugeordnet und wird von Renn 
(2007:  67) folgendermaßen definiert:  „Weil Risiken das Gemeinwohl ganzer 
Gesellschaften bedrohen können, ist es die Aufgabe der Wissenschaft und der risiko
regulierenden Behörden, möglichst genaue Risikoabschätzungen vorzunehmen. Bei 
der Risikoabschätzung geht es um den Prozess der Identifizierung, Charakterisierung 
und – wenn möglich – Quantifizierung von Risiken.“ Die Risikowahrnehmung 
andererseits bezieht sich auf die Wahrnehmung von Risiken durch Individuen 
und soziale Gruppen (vgl. Renn 2007: 77).

Wahrnehmung wird von Dikau (2005: 97) als Funktion definiert, „die [es] einem 
Organismus mit Hilfe seiner Sinnesorgane ermöglicht, Informationen in Form von 
Reizen aufzunehmen und zu verarbeiten.“ Je nach Art des Reizes kann zwischen 
visueller, olfaktorischer, gustatorischer, haptischer und auditiver Wahrneh-
mung unterschieden werden. Dieses Verständnis des Begriffes Wahrnehmung ist 
es auch, das einige Wissenschaftler bereits das Grundkonzept der Risikowahr-
nehmung kritisieren lässt:  Es gibt kein reales Objekt Risiko, das mit den Sin-
nesorganen wahrgenommen werden kann (vgl. Jungermann 1993a: 171; Otway 
1980:  35; Renn 2000:  14). Den Konflikt entschärft Dikau (2005:  97), indem er 
darauf hinweist, dass in der kognitiven Psychologie unter dem Begriff Wahrneh-
mung neben der Aufnahme von Reizen vor allem auch deren Interpretation ver-
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standen wird. Analog dazu kann Risikowahrnehmung als ein intuitives Beurteilen 
oder Einschätzen von Risiken durch Individuen und soziale Gruppen ohne den Rück-
griff auf exakte Daten oder Rechenmodelle verstanden werden (vgl. Renn 2000: 14; 
Plapp 2002:  1). Die Urteile werden durch psychologische und kultur-soziolo-
gische Faktoren beeinflusst und von den entsprechenden Forschungsdisziplinen 
untersucht.

3.1.2.2	 Psychologische Sichtweise

Die kognitive Risikowahrnehmung durch Individuen wird in der so genannten 
psychometrischen Forschung untersucht:  Ziel ist es, die mentalen Modelle von 
Risiko und ihre Determinanten zu beschreiben (vgl. Jungermann 1993a:  171). 
Mentale Modelle entstehen meist in unbewussten und nicht logischen Regeln 
folgenden Prozessen (vgl. Gassert 2003:  75) aus Erinnerungen, Erfahrungen, 
Stimmungen und gerade zugänglichem Wissen (vgl. Dikau 2005: 97). Mentale 
Modelle sind schnelle, intuitive, vage und bruchstückhafte Beurteilungen von 
Risiko (vgl. Akademie d. Wissenschaften 1992: 234).
Der Prozess, der zu einem mentalen Modell führt, wird – abgeleitet von dem 
griechischen Wort für Entdeckung (vgl. Perrow 1992:  370) – als Kognitive Heu-
ristik bezeichnet (vgl. Tversky 1977:  326). Heuristiken werden angewendet, 
um schwierige mentale Aufgaben einfacher zu machen (vgl. Slovic 1982: 464). 
Menschen tendieren dazu, Sachverhalte zu vereinfachen, weil sie sich nicht mit 
allen Facetten eines Problems auf einmal beschäftigen können (vgl. Gregory 
1991: 7). Eine Heuristik ist in einem solchen Fall eine Methode, durch die die 
Lösung eines Problems nicht systematisch durchgeführt werden muss (vgl. 
Jungermann 1993c: 91), sondern vielmehr im Sinne von Daumen- oder Schätz-
regeln (vgl. Perrow 1992: 370; Renn 2000: 24). Diese sind sehr allgemein, leicht 
anwendbar und anfällig für Fehlurteile (vgl. Akademie d. Wissenschaften 
1992: 234; Kahneman 2003: 1460). Tabelle 3 gibt einen Überblick über wichtige 
Heuristiken und andere Risikomerkmale. 

Eine der wichtigsten Heuristiken ist die so genannte Verfügbarkeit (vgl. Tversky 
1977: 333): Menschen bewerten ein Ereignis als wahrscheinlich, wenn es leicht 
vorstellbar oder leicht zu erinnern ist (vgl. Slovic 1982: 265). Dabei spielt auch 
die zeitliche Nähe eine Rolle (vgl. Jungermann 1982: 224). So entsteht beispiels
weise das Phänomen, dass kurz nach einem Flugzeugunglück das Absturzrisiko 
für wesentlich größer gehalten wird als in Zeiten, in denen es lange kein solches 
Ereignis mehr gegeben hat (vgl. Jungermann 1993c: 92). 
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Dimensionen der 
Urteilsbildung

Einzelkomponenten Beurteilung des Risikos wird 
beeinflusst durch:

Kognitive Heuristiken Verfügbarkeit Erinnerbarkeit, Vorstellbarkeit, zeitliche 
und räumliche Nähe

Überschätzung der 
eigenen Urteilsfähigkeit

Überschätzung der eigenen Urteils
fähigkeit

Kontextgebundenheit Kontext, unterschiedliche Formulie-
rungen, Betonung von Gewinnen und 
Verlusten

Vermeidung kognitiver 
Dissonanz

Nichtbeachtung von Informationen, die 
aktuellen 
Überzeugungen widersprechen 

Merkmale der 
Risikofolgen

Katastrophenpotenzial Anzahl der Todesfälle pro 
Ereignis

Schrecklichkeit Wahrnehmung des Risikos als beson-
ders furchtbar

Betroffenheit Entsteht dadurch, wie direkt die Scha
denswirkung die Menschen treffen kann.

Unmittelbarkeit Räumliche und zeitliche Nähe

Reversibilität Möglichkeit des Rückgängigmachens

Merkmale der 
Risikoursachen

Kontrollierbarkeit Kontrollierbarkeit

Bekanntheit Bekanntheit

Freiwilligkeit Ergibt sich dadurch, ob ein Risiko freiwil-
lig eingegangen oder auferlegt wird

Gerechtigkeit Gerechte Risiko-/Nutzenverteilung

Verantwortlichkeit Entsteht dadurch, ob Menschen oder die 
Natur für das Risiko verantwortlich sind

Tab. 3  Zusammenfassung von kognitiven Heuristiken und Faktoren mit Einfluss auf die Risikowahrneh-

mung

Eine der wichtigsten Heuristiken ist die so genannte Verfügbarkeit (vgl. Tversky 
1977: 333): Menschen bewerten ein Ereignis als wahrscheinlich, wenn es leicht 
vorstellbar oder leicht zu erinnern ist (vgl. Slovic 1982: 265). Dabei spielt auch 
die zeitliche Nähe eine Rolle (vgl. Jungermann 1982: 224). So entsteht beispiels
weise das Phänomen, dass kurz nach einem Flugzeugunglück das Absturzrisiko 
für wesentlich größer gehalten wird als in Zeiten, in denen es lange kein solches 
Ereignis mehr gegeben hat (vgl. Jungermann 1993c: 92). 
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Diese Heuristik hat direkten Bezug zu jeglicher Form von Kommunikations
management 32 in der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge:  Die Bevöl-
kerung wird Vorsorge nach Katastrophen und Unglücken immer mehr befür-
worten als in ereignislosen Perioden. Um in friedlichen Zeiten ein hohes 
Vorsorgeniveau ausschließlich mit massenkommunikativen Mitteln zu errei-
chen, würden permanente und gewaltige Kampagnen benötigt, die kaum 
finanzierbar wären und auf Dauer eher zu Abstumpfung oder Abwehrreak
tionen führen würden (vgl. Kapitel 2.5.3). 
Eine weitere Heuristik ist die Überschätzung der eigenen Urteilsfähigkeit 
(vgl. Akademie d. Wissenschaften 1992: 235), die sowohl für Laien als auch für 
Experten gilt (vgl. Covello 1983:  288). Auch die Kontextgebundenheit beein-
flusst stark die Sichtweise von Risiken (vgl. Tversky 1977:  335; Kahnemann 
2003:  1460):  „Naives Denken ist stets eingebunden in aktuelle Kontexte, die zum 
Teil durch unterschiedliche Formulierungen der Aufgabe oder des Entscheidungs-
problems manipuliert werden können. Ob in einer identischen Situation z. B. die 
Verluste oder Gewinne betont werden, führt häufig zu völlig divergierenden Ent-
scheidungen. Vorgestellter Schaden wird im allgemeinen eindringlicher bewertet 
als vorgestellter Nutzen […]“ (Akademie d. Wissenschaften 1992: 236). 
Schließlich muss die Vermeidung kognitiver Dissonanz berücksichtigt wer
den, die dazu führt, dass den aktuellen Überzeugungen widersprechende 
Informationen nicht beachtet oder diese heruntergespielt werden (vgl. Renn 
2000: 25). 

Bei der Beurteilung von Risiken achten Menschen zudem auf bestimmte Merk-
male der Risikoquelle. Dies sind nicht nur kognitive, sondern auch emotionale 
Faktoren. So führt das Bedürfnis, Angst zu reduzieren, häufig dazu, dass die 
Existenz von Risiken geleugnet wird (vgl. Covello 1983: 287).
In Bezug auf die Merkmale der Risikoquelle werden einerseits die möglichen 
Folgen beurteilt:  Besteht bei einem Ereignis das Risiko, dass viele Menschen 
auf einmal getötet werden, so wird das Katastrophenpotenzial dieses Ereig-
nisses höher bewertet als in dem Fall, in dem dieselbe Anzahl von Todesfällen 
in vielen Einzelereignissen eintreten könnte (vgl. Slovic 1993c:  96; Compare 

32	 Der Begriff Kommunikationsmanagement wird hier verstanden als die Gesamtheit aller 
intendierten, zielgerichteten und organisierten Kommunikationsmaßnahmen (z. B. 
Gespräche, Flugblätter, Pressemitteilungen, Werbung) eines Individuums oder eines ge-
sellschaftlichen Akteurs, die mit einer bestimmten Absicht (meist: Beeinflussung) an ein 
definiertes Zielpublikum gerichtet sind (vgl. auch: Merten 2000: 230 ff.; 252 ff.).
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1995: 31). Auch die so genannte Schrecklichkeit, also die Wahrnehmung eines 
Risikos als besonders furchtbar oder tödlich, führt häufig zu einer Überschät-
zung (vgl. Renn 1997:  95). Das Risiko wird ebenfalls umso höher empfunden, 
je direkter die Menschen von den Folgen betroffen wären (Betroffenheit) (vgl. 
Jungermann 1993c:  96), je näher die Risikoquelle räumlich oder zeitlich liegt 
(Unmittelbarkeit) (vgl. Plapp 2002:  1) und je weniger die Schäden rückgängig 
gemacht werden könnten (Reversibilität) (vgl. Görke 1996: 26).
Zusätzlich werden auch die Merkmale der Risikoursachen beurteilt: Dabei wird 
das Risiko als umso geringer betrachtet, je kontrollierbarer (Kontrollierbar-
keit) (vgl. Renn 1997:  95) es erscheint, je bekannter es ist (Bekanntheit) (vgl. 
Jungermann 1993a:  181), je freiwilliger es eingegangen wird (Freiwilligkeit) 
(vgl. Luhmann 1986: 242) und je gerechter die Risiko-/ Nutzenverteilung emp-
funden wird (Gerechtigkeit) (vgl. Compare 1995:  31). Darüber hinaus werden 
natürliche Risiken eher akzeptiert als anthropogene (Verantwortlichkeit) (vgl. 
Jungermann 1993b: 88). 
Auch Vertrauen zu offiziellen und verantwortlichen Stellen oder Personen 
beeinflusst die Risikobeurteilung (vgl. Siegrist 2001: 49).

Kritik an der psychologischen Sichtweise der Risikowahrnehmung wird von 
verschiedenen Seiten geäußert:  Görke (1996:  27) bemängelt, dass die Unter-
scheidung in reale Risiken, die von Experten als solche bewertet werden, und 
subjektive Risiken, wahrgenommen durch Laien, aufrechterhalten wird. Keine 
der beiden Sichtweisen kann jedoch als überlegen betrachtet werden. Men
schen würden in der psychologischen Perspektive als gefangen in ihren kog
nitiven Schemata betrachtet (vgl. Douglas 1982: 192). Dabei seien die mentalen 
Modelle veränderbar und würden durch den sozialen Kontext beeinflusst (vgl. 
Otway 1993: 103). 

3.1.2.3	 Kultur-soziologische Sichtweise

Die Kritik an der psychologischen Betrachtung der Risikowahrnehmung wird 
häufig von Forschern geäußert, die dieses Phänomen kultur-soziologisch 
erklären, wobei es sich nicht um eine einheitliche wissenschaftliche Sicht-
weise handelt (vgl. Wiedemann 1989: 4). Gemeinsam ist allen Ansätzen jedoch, 
dass die Bewertungen von Risiken als soziale Prozesse beschrieben werden 
(vgl. Schüz 1990:  219 ff.; Gassert 2003:  86). Der soziale Hintergrund (z. B. Bil-
dung, Beruf, Zugehörigkeit zu einer bestimmten Subkultur) bestimmt, wie 
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relevant Risiken empfunden werden (vgl. Wiedemann 1989: 4). Auch die Welt
anschauung sowie gesellschaftliche und politische Werte einer Person beein-
flussen deren Wahrnehmung (vgl. Peters 1996: 1450; Gassert 2003: 85). Görke 
(1996: 28) fasst die kultur-soziologischen Ansätze so zusammen: Hier „geht es 
nicht mehr allein darum, für wie gefährlich oder riskant einzelne Menschen eine 
bestimmte Technik- oder Lebensentscheidung halten, sondern darum, wie individu-
elle Risikowahrnehmungen zu gesellschaftlichen Risikokonstruktionen führen – und 
umgekehrt.“ 
Der Prozess, der die Vermittlung von gesellschaftlichen und individuellen Risi
kokonstruktionen bewerkstelligt, ist die Risikokommunikation. In einem ersten 
Schritt reduziert sie die Komplexität:  „Die unüberschaubare Menge von Risiko- 
und Gefahrenpotentialen moderner Gesellschaften kann vom Einzelnen nicht direkt 
erfasst werden. Es müssen sozial vermittelte Risikoselektionen erfolgen, die die indi-
viduelle Wahrnehmung und Bewältigung strukturieren“ (Krohn 1993:  11). Neben 
der Reduktion von Komplexität formt Kommunikation die Wahrnehmung der 
Menschen (vgl. Luhmann 1991: 13; Renn 2000: 24; Gassert 2003: 84) – und zwar 
immer dann, wenn Individuen oder gesellschaftliche Akteure ihre eigenen 
Wahrnehmungen anderen Menschen mitteilen (vgl. Görke 1996:  28). Werden 
die kommunizierten Wahrnehmungen von anderen bestätigt oder als berech-
tigt angesehen, werden sie sozial wirksam – was als soziokulturelle Regulation 
der Risikowahrnehmung bezeichnet werden kann (vgl. Görke 1996: 28).

Dieser hier zunächst allgemein beschriebene Prozess lässt sich sowohl auf der 
Ebene der Massenkommunikation als auch auf interpersonaler Ebene nachvoll-
ziehen.
Massenmedial gesehen geht es um die öffentliche Meinung, die eine normative 
und eine kognitive Funktion hat (vgl. Hribal 1999:  38). Die vorherrschenden 
Normen und Werte erzeugen einen Druck auf den Einzelnen. Aus diesem Grund 
tendiert er dazu, seine Meinung und besonders deren Äußerung entsprechend 
anzupassen (vgl. Schüz 1990 219 ff.; Bechmann 1993: XV). Die kognitive Funk-
tion bezieht sich auf die erwähnte Komplexitätsreduktion.
Es werden verschiedene Modelle der Risikokommunikation von Experten, z. B. 
Sicherheitsingenieuren, mit Laien, d. h. in der Regel dem Bürger, unterschie
den: das technische, das demokratische und das rhetorische Modell (vgl. Gas
sert 2003: 96 f.). Auch wenn sich diese Einteilung vor allem auf Kommunikati-
onsprozesse im Zuge der Akzeptanz von technischen Risiken bezieht, ist sie als 
Klassifikationssystem genauso für Risikokommunikation in anderen Kontexten 
anwendbar.
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Als technisch wird Risikokommunikation dann bezeichnet, wenn Experten die 
Öffentlichkeit als ungenügend informiert ansehen und sie über die Wahrheit 
informieren wollen (vgl. Plough 1987:  6; Fiorino 1989:  294). Die Kommuni
kation verläuft hier unidirektional und ist auf Überzeugung ausgelegt (vgl. 
Rowan 1994: 399). Dieser Typus beschreibt weitgehend die aktuelle Vorgehens
weise in Deutschland (vgl. Kapitel 2.4 u. 2.5.3): Es werden vor allem Kommu
nikationsmaßnahmen (z. B. Broschüren) eingesetzt, die weder Feedback noch 
Dialog zulassen. 
Das demokratische Modell sucht nach Dialog und Partizipation und bezieht den 
sozialen Kontext mit ein (vgl. Fiorino 1989: 294). Die Unterscheidung zwischen 
Laien und Experten wird nicht beibehalten, jede Beurteilung hat ihre Berech-
tigung (vgl. Gassert 2003: 100). Alle Beteiligten können den Prozess des Risiko
managements uneingeschränkt mitgestalten (vgl. Rowan 1994: 400).
Das rhetorische Modell bietet eine Kombination: Vom technischen Modell beein-
flusst liegt hier der Fokus auf dem Informieren der Menschen. Zudem sind Über-
zeugungsmaßnahmen zugelassen. Der Einfluss des demokratischen Modells 
sorgt dafür, dass nicht zwischen Experten und Laien unterschieden wird und 
keine Kommunikationsrichtung festgelegt ist (vgl. Gassert 2003: 102). 

Auf der Ebene der interpersonalen Kommunikation wird Risikowahrnehmung 
durch Freunde, die Familie, Arbeitskollegen und respektierte Offizielle vermit-
telt (vgl. Slovic 1987: 281). Man verhält sich letztlich so, wie es von der Bezugs-
gruppe, zu der man sich zählt, erwartet wird (vgl. Luhmann 1991: 12).

Auch die kultur-soziologische Sichtweise muss sich Kritik gefallen lassen. 
Vielfach wird bemängelt, dass es sich eher um einen beschreibenden Ansatz 
handelt (vgl. Kemp 1993: 120), bei dem eine Strukturierung aufgrund der vie-
len gesellschaftlichen und kulturellen Einflüsse und damit eine empirische 
Überprüfung nur schwer möglich ist (vgl. Werner 2004: 673). Darüber hinaus 
neigt der kultur-soziologische Ansatz bei extremer Auslegung dazu, die Exis
tenz objektiver Risiken ganz zu leugnen (vgl. Gassert 2003: 85). Dieser Umstand 
deutet bereits darauf hin, dass der Forschungsbereich teilweise ideologisiert ist 
(vgl. Renn 1991: 06-14; Renn 1992: 72).
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3.1.2.4	 Konzept der sozialen Verstärkung

Ein Ansatz, der die psychologische und die kultur-soziologische Forschung ver-
eint, ist das Konzept der sozialen Verstärkung von Kasperson (1988). Es bietet 
ein ganzheitliches Bild der Risikowahrnehmungsprozesse und schenkt psy-
chologischen, soziologischen und kulturellen Aspekten Beachtung (vgl. Renn 
2000: 40). Kasperson (1988: 181 f.) beschreibt das Konzept wie folgt: Der Prozess 
beginnt mit der Rezeption von Informationen über das Risiko. Diese Signale 
werden anschließend von sozialen und individuellen Verstärkungsstationen 
verarbeitet. Soziale Verstärkungsstationen sind beispielsweise die Medien, Bür-
gerinitiativen, Wissenschaftler, Meinungsführer und persönliche Netzwerke. 
Die verarbeiteten Informationen werden durch Kommunikation geformt und 
verbreitet. Gleichzeitig greift jeder Rezipient aber auch selbst in den Verstär-
kungs- oder Abschwächungsprozess mit seinen mentalen Modellen ein (vgl. 
kognitive Risikowahrnehmung). Die entstehenden Verhaltensreaktionen der 
Menschen erzeugen sekundäre Verstärkungen, die wiederum von sozialen 
Gruppen und von Individuen wahrgenommen werden und Auswirkungen drit-
ter Ordnung hervorrufen können.
Zusammengefasst lässt sich also sagen, dass sowohl psychologische Faktoren 
als auch soziale Einflüsse die Risikowahrnehmung formen. Auch scheint es so, 
als ob die gesellschaftliche Risikokonstruktion auf mentale Strukturen einwirkt 
und mentale Strukturen Auswirkungen auf die gesellschaftliche Risikokon-
struktion haben (vgl. Luhmann 1991: 13). Dennoch ist es auf Grund ihrer Kom-
plexität sehr schwer, eine allgemeine Theorie der Risikowahrnehmung zu ent-
werfen (vgl. Werner 2006a: 101).

3.1.3	 Einführung in die Theorien des gesundheitlichen Vorsorgeverhaltens

3.1.3.1	 Anwendbarkeit der Theorien des gesundheitlichen Vorsorgeverhaltens

Als grundlegendes Problem der aktuellen Förderung von Persönlicher Notfallvor-
sorge wurden in Kapitel 2.5 fehlerhafte Annahmen über die Wirkungsweise von 
Kommunikationsmaßnahmen aufgeführt. Dieser Kritikpunkt lässt sich nun im 
Anschluss an den Abschnitt zur Risikowahrnehmung weiter präzisieren: Das kri-
tisierte Verständnis von Kommunikation als einem Stimulus-Respons-Schema 
entspricht der Vorstellung, dass Risikokommunikations-Maßnahmen (Stimu-
lus) allein in der Lage seien, die Risikowahrnehmung (Respons 1) dergestalt zu 
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verändern, dass darauf aufbauend auch das Vorsorgeverhalten (Respons 2) ent-
sprechend beeinflusst werden kann. Diese Vorstellung ist jedoch zu eindimensio-
nal und besitzt nur ein geringes Potenzial als Basis für ein Fördersystem. Anhand 
verschiedener Theorien des gesundheitlichen Vorsorgeverhaltens wird im Fol-
genden gezeigt, dass wesentlich mehr Variablen und Prozesse für die Lösung der 
Problemstellung der vorliegenden Studie berücksichtigt werden müssen.

Es mag zunächst nicht direkt nachvollziehbar sein, dass Theorien des Gesund-
heitsverhaltens gewählt wurden, um Erkenntnisse für eine erfolgreiche Förde
rung der Persönlichen Notfallvorsorge abzuleiten. Die Begründung für diese 
Entscheidung fußt auf der Tatsache, dass die Untersuchungsgegenstände 
Gesundheit und Persönliche Notfallvorsorge in mindestens drei Hinsichten stark 
verwoben sind: 
Erstens ist auch die Vermeidung und Minimierung gesundheitlicher Schäden 
ein integraler Bestandteil der Persönlichen Notfallvorsorge (vgl. Kapitel 2.1.2). 
Viele Maßnahmen der Persönlichen Notfallvorsorge haben einen offensichtlichen 
Bezug zu Aspekten der Gesundheit, wie Erste Hilfe, Brandschutz oder Bevor
ratungsverhalten (bspw. Medikamente, Nahrungsmittel). Ein weiterer Schwer-
punkt der Persönlichen Notfallvorsorge liegt natürlich auf Sachschäden, die sich 
aber konzeptionell nicht eindeutig vom gesundheitlichen Bereich trennen las
sen: Viele Schadensereignisse, z. B. Fluten, bedrohen sowohl Sachvermögen als 
auch Gesundheit. 
Zweitens gleichen sich die Strukturen von Vorsorgeverhaltensweisen jeg
licher Art 33 in Bezug auf die Ziele (Schadensvermeidung bzw. -verminde-
rung), bestimmte Eigenschaften des Verhaltens (nötige Verhaltensänderung; 
dauerhafte Ausführung des Verhaltens) und die Hindernisse (vgl. auch: Schüz 
2007:  2), z. B. im Sinne von Kosten (finanziell, zeitlich, persönliche Anstren-
gungen). Präzisieren lässt sich dieser Gedanke mit einer Einführung in die 
Modelle des Gesundheitsverhaltens. Dort heißt es bei Scholz (2005: 389): „Unter 
einem Gesundheitsverhalten versteht man eine präventive Lebensweise, die Schä-
den fernhält […].“ Dies entspricht dem Grundverständnis von Notfallvorsorge 
in der vorliegenden Studie (vgl. Kapitel 2.1.2). 
Drittens wurden die Theorien des gesundheitlichen Vorsorgeverhaltens auch 
bereits mehrfach im direkten Kontext von Persönlicher Notfallvorsorge unter-
sucht: Die Protection Motivation Theory (PMT) wurde beispielsweise auf Erd-

33	 z. B. Anlegen eines Sicherheitsgurtes, Verzicht auf Nikotin, Anbringen von Rauchmel-
dern, Besuch eines Erste-Hilfe-Kurses, Bevorratung usw. 
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bebenvorsorge angewendet (vgl. Mulilis 1990) und in Bezug auf Klimaanpas
sungsverhalten zum Model of Private Proactive Adaptation to Climate Change 
(MPPACC) erweitert (Grothmann 2005a, 2005b). Das Precaution Adoption 
Process Model (PAPM) wiederum wurde als Grundlage für ein Förderungspro
gramm ausgewählt, das Vorsorgeverhalten gegen Stürze im Haushalt günstig 
beeinflussen sollte (vgl. McCrary-Quarles 2006: 56). 
Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass eine Übertragbarkeit der Theo
rien des gesundheitlichen Vorsorgeverhaltens auf das vorliegende Forschungs
problem nicht nur möglich, sondern auch äußerst sinnvoll ist.

3.1.3.2	 Unterscheidung von Kontinuitäts- und Stadientheorien

Alle Verhaltensweisen, die mit gesundheitsbewusstem und vorsorglichem 
Handeln zu tun haben, stellen hohe Anforderungen an die Fähigkeiten der 
Menschen zur Selbstregulation (vgl. Schüz 2007: 2): Meistens sind diese Verhal
tensweisen mit gewissen Einbußen in Bezug auf Vergnügen verbunden, und es 
erscheint wesentlich attraktiver, den gegenteiligen Verlockungen nachzuge
ben. Zudem konkurriert Vorsorgeverhalten im Alltag der Menschen häufig mit 
einer unüberschaubaren Menge von Aktivitäten und Verpflichtungen. Beson
ders große Probleme bereitet es den Menschen auch, den richtigen Zeitpunkt 
für eine Verhaltensänderung zu finden. Die Theorien des Gesundheitsverhal
tens untersuchen neben den Hindernissen vor allem den Einfluss bestimmter 
Faktoren, die das vorsorgliche Verhalten fördern. 
Zwei Kategorien von Theorien lassen sich in diesem Zusammenhang unterschei
den:  Kontinuitätstheorien auf der einen und Stadientheorien auf der anderen 
Seite (vgl. Weinstein 1998: 291; Scholz 2005: 389; Sniehotta 2005a: 222; Schwar-
zer 2006: 680; Schüz 2007: 2).

Lange Zeit dominierten die Kontinuitätstheorien Forschung und Anwendung 
im Gesundheitsbereich (vgl. Schüz 2007:  2). Dazu zählen Theorien wie das 
Health Belief Model (HBM) (Hochbaum 1958), die Theory of Reasoned Action 
(TRA) (Ajzen 1977), die daraus hervorgegangene Theory of Planned Behaviour 
(TPB) (Ajzen 1985), die Protection Motivation Theory (PMT) (Rogers 1975), die 
Social Cognitive Theory (SCT) (Bandura 1977) und das Information-Motivation-
Behavioural Skills Model (IMB) (Fisher 2003).
All diese Theorien basieren auf ähnlichen Annahmen (vgl. Maddux 
1993: 135): Eine Reihe von Variablen (z. B. soziale Normen, Risikowahrnehmung, 
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Ergebniserwartung) beeinflusst die Absicht, gesundheitsförderndes Verhalten 
zu beginnen. Je nach Ausprägung der Variablen kann jedes Individuum auf 
einem Kontinuum der Verhaltenswahrscheinlichkeit einem ganz bestimmten 
Wert zugeordnet werden (vgl. Scholz 2005:  390). Die Äußerung einer Verhal-
tensabsicht, z. B. in einer entsprechenden Befragung, wird als wirklich vor-
handene Absicht interpretiert. Sie mündet diesen Theorien zufolge schließlich 
direkt im entsprechenden Verhalten (vgl. Schüz 2007: 3). 
Förderungsmaßnahmen für Vorsorgeverhalten können aus den Kontinui
tätstheorien recht einfach abgeleitet werden, da angenommen wird, dass alle 
Zielpersonen der gleichen Förderung – also Beeinflussung derselben Varia-
blen – bedürfen, um die gewünschte Verhaltensabsicht hervorzurufen (vgl. 
Schüz 2007: 3). Zwar gibt es eine ganze Reihe von empirischen Studien, die die 
Kontinuitätstheorien unterstützen (vgl. Schüz 2007:  4). Jedoch zeigen andere 
Untersuchungen deutlich die Schwächen der in den Theorien vorausgesetzten 
Annahmen:  Sheeran (2002:  29) führte eine Meta-Analyse von Meta-Analysen 
zum Zusammenhang zwischen Absicht und Verhalten mit insgesamt über 
82.000 Untersuchungsteilnehmern durch. Dabei zeigte sich, dass eine Verhal-
tensabsicht allein nicht ausreicht, um ein tatsächliches Verhalten vorherzusa-
gen – es existiert eine Lücke zwischen Absicht und Verhalten. 

Im Gegensatz zu den Kontinuitätstheorien interpretieren die Stadientheorien 
den Prozess bis zu einer Verhaltensänderung als eine Folge von eigenständigen, 
qualitativ unterschiedlichen Stadien, die die Menschen auf ihrem Weg zum 
Handeln durchlaufen (vgl. Heckhausen 1987:  118; Schüz 2007:  4). Eine Ver-
haltensänderung ist demnach kein linearer Prozess, da unterschiedliche Ent
wicklungen inklusive des Rückschrittes in frühere Stadien möglich sind (vgl. 
Prochaska 1992: 825). Wechselnde Faktoren unterstützen in den verschiedenen 
Stadien den Fortschritt bzw. verhindern den Rückschritt (vgl. Schüz 2007: 5). 
Stadientheorien helfen dabei, entsprechende Variablen zu identifizieren (vgl. 
Weinstein 1998b: 452). 

Die Variablen, die in der vorliegenden Studie eine Rolle spielen, werden in 
Tabelle 4 zusammengefasst und definiert:
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Definition zentraler Variablen

Variable Erklärung

Risikowahrnehmung Die intuitive Bewertung eines Risikos durch Individuen 
oder soziale Gruppen 
(vgl. Kapitel 3.1.2)

Ergebniserwartung Die Erwartung, dass ein bestimmtes Verhalten zu einem 
bestimmten Ergebnis (hier vor allem: Schutzwirkung) führt 
(vgl. Bandura 1977: 193)

Kostenerwartung Die Erwartung, welche Kosten im Zusammenhang mit 
dem Vorsorgeverhalten entstehen; unter Kosten werden 
Zeit, Aufwand, finanzielle Ausgaben, Verlust von Ver
gnügen usw. gefasst. (vgl. Weinstein 1988: 365)

Selbstwirksamkeitserwartung
[Selbstwirksamkeitsüberzeugung]
[= prä-intentionale Selbstwirksamkeit]

Die Erwartung (Überzeugung), in der Lage zu sein, ein 
bestimmtes Verhalten ausführen zu können  
(vgl. Bandura 1977: 193)

Handlungs-Selbstwirksamkeits
erwartung
[=prä-aktionale Selbstwirksamkeit]

Eine optimistische Einstellung in der prä-aktionalen 
Phase; Menschen mit einer hohen Ausprägung rechnen 
mit einer erfolgreichen Umsetzung und beginnen wahr-
scheinlicher mit dem neuen Verhalten. 
(vgl. Schwarzer 1999: 121)

Beibehaltungs-Selbstwirksamkeits
erwartung
[= aktionale Selbstwirksamkeit]
[= Bewältigungsselbstwirksamkeit]

Die optimistische Überzeugung, Probleme und Hinder
nisse während der Handlungsphase erfolgreich über
winden zu können 
(vgl. Schwarzer 1999: 121)

Wiederherstellungs-Selbstwirksamkeits
erwartung

Das Vertrauen in die eigene Fähigkeit, nach Unter
brechung des Vorsorgeverhaltens wieder damit beginnen 
zu können 
(vgl. Schwarzer 1999: 121)

Selbstregulation Das individuelle Bemühen, erlernte oder gewohnte 
Reaktionen auf bestimmte Situationen zu vermeiden und 
sich in einer beabsichtigten Weise zu verhalten  
(vgl. Sniehotta 2005b: 566)

Planen Planen ist eine in die Zukunft gerichtete selbstregulato
rische Strategie. Es handelt sich um die simulierte Verbin-
dung konkreter Reaktionen mit zukünftigen Situationen.
(vgl. Sniehotta 2005b: 566)

Meta-kognitive 
Abschirm- und Durchhaltestrategien

Flavell (1984: 23) betrachtet u. a. alle Formen der Selbst-
regulation als Meta-Kognitionen. Im vorliegenden Fall sind 
damit Strategien gemeint, die das Individuum z. B. von 
seinem vorherigen Verhalten (Nicht-Vorsorge) ablenken 
oder sich auf die positiven, zukünftigen Aspekte konzen-
trieren lassen (verzögerte Belohnungsmuster) (vgl. auch 
Kapitel 3.1.3.5).
(vgl. Schwarzer 1992: 237; Scholz 2005: 402)

Tab. 4  Auflistung und Erklärung der Variablen mit Einfluss auf das Vorsorgeverhalten
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Nach Weinstein (1998a: 291) gibt es vier Definitionskriterien für eine Stadien-
theorie: 

1.	 Jede Stadientheorie verwendet eine Reihe von Regeln, nach denen ein Indi-
viduum einer begrenzten Anzahl von Stadienkategorien zugeordnet wer-
den kann. Hierbei muss bedacht werden, dass Stadien theoretische Kon-
strukte sind. Es können Prototypen für jedes Stadium definiert werden, die 
wenigsten Menschen werden sich jedoch anhand dieser Beschreibungen 
genau einordnen lassen. Daher sind Stadien Kategorien mit relativ geringen 
Unterschieden zwischen den einzelnen Mitgliedern desselben Stadiums und 
relativ großen Unterschieden zwischen den Mitgliedern unterschiedlicher Sta-
dien.

2.	 Stadientheorien bestehen aus einer Abfolge von Stadien. Dies bedeutet 
nicht, dass der Übergang in ein anderes Stadium unausweichlich oder irre-
versibel ist. Zusätzlich ist ein festgelegter oder minimaler Aufenthalt in 
einem Stadium nicht erforderlich: Falls alle Faktoren, die ein Individuum 
von der Umsetzung des Vorsorgeverhaltens überzeugen, gleichzeitig vor-
handen sind, kann es alle Stadien in wenigen Augenblicken passieren. Feh-
len jedoch zentrale Bestandteile, kann es vorkommen, dass Menschen nie-
mals ihr aktuelles Stadium verlassen.

3.	 Die dritte Eigenschaft einer Stadientheorie ist, dass die Menschen im sel
ben Stadium mit ähnlichen Hindernissen konfrontiert werden und ihnen 
daher mit ähnlichen Förderungsmaßnahmen geholfen werden kann.

4.	 Schließlich sind bestimmte Faktoren für die Menschen in unterschied-
lichen Stadien unterschiedlich wichtig für den weiteren Stadienfortschritt.

Diese Modellierung führt zu dem Schluss, dass Förderungsmaßnahmen für 
Verhaltensänderungen direkt auf Menschen in einem spezifischen Stadium zuge-
schnitten werden können bzw. sollten (vgl. Scholz 2005: 390). So werden irrele-
vante und überflüssige Informationen vermieden, die Widerstände hervorrufen 
können (vgl. Schüz 2007: 5). Dies ist insofern wichtig, als alle Maßnahmen, die 
nicht zum Stadium einer Person passen, den Abbruch der Verhaltensänderung 
zur Folge haben können (vgl. Schüz 2007: 43). 
Von stadienbasierter Förderung wird daher auch angenommen, dass sie effek-
tiver als eine Einheitsförderung ist, wie sie von den Kontinuitätstheorien postu-
liert wird. Dieser Aspekt macht Stadientheorien in Bezug auf die Entwicklung 
von Vorsorgeförderungsmaßnahmen attraktiv (vgl. Renner 2003:  183; Schüz 
2007: 5).
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Zu den bekanntesten Stadientheorien zählen:  Das Transtheoretical Model of 
Behaviour Change (TTM) (Prochaska 1983), das Precaution Adoption Process 
Model (PAPM) (Weinstein 1988) und der Health Action Process Approach 
(HAPA) (Schwarzer 1992).

Die im Folgenden näher vorgestellten Theorien wurden aus verschiedenen 
Gründen gewählt:  Bei der Protection Motivation Theory (PMT) und dem Pre-
caution Adoption Process Modell (PAPM) handelt es sich erstens um sehr 
anerkannte Vertreter der jeweiligen Theorietradition. Zweitens wurden beide 
bereits auf Bereiche der Persönlichen Notfallvorsorge angewandt (s. o.). 
Der Health Action Process Approach (HAPA) bildet als sehr aktuelles Hybrid-
Modell eine Verbindung der Kontinuitäts- und Stadientheorien. Damit kann 
HAPA die Vorteile von beiden Theorierichtungen nutzen. Es bildet deshalb die 
Grundlage für die Schaffung eines Modells der Förderung von Persönlicher Not-
fallvorsorge. 
Eine Übersicht und einen ersten Vergleich der drei Theorien bietet Tabelle 5.

Aspekte Protection 
Motivation Theory 
(PMT)

Precaution 
Adoption Process 
Modell (PAPM)

Health Action 
Process Approach 
(HAPA)

Hauptvertreter Rogers (1975) Weinstein (1988) Schwarzer (1992)

Entwicklung 
des 
Vorsorge
verhaltens

Lineares Kontinuum
[Bildung von 
Schutzmotivation]

Stadien Hybrid
Kontinuierliches 
Motivationsstadium 
Volitionsstadium
[Willensstadium]

Start des 
Modells

Informationen zur 
Gefahr

Stadium 1:
Kein Wissen über 
die Gefahr
Kein Nachdenken über 
Vorsorge

Motivationsphase:
Risikobewertung

Schlusspunkt 
des Modells

Bildung einer 
Vorsorgeabsicht
[= Schutzmotivation]

Permanentes 
Vorsorgeverhalten

Permanentes 
Vorsorgeverhalten /
Beenden des 
Vorsorgeverhaltens
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Aspekte Protection 
Motivation Theory 
(PMT)

Precaution 
Adoption Process 
Modell (PAPM)

Health Action 
Process Approach 
(HAPA)

Phasen des 
Modells

Informationen zur 
Gefahr
aus der Umwelt
aus der eigenen Person

Risikobewertung
Ergebnis:
Risikowahrnehmung

Bewältigungs
bewertung
Ergebnis:
Ergebniserwartungen,
Selbstwirksamkeits-
erwartungen

Stadium 1:
Kein Wissen über die 
Gefahr
Kein Nachdenken über 
Vorsorge

Stadium 2:
Wissen über die Gefahr 
vorhanden
Kein Nachdenken über 
Vorsorge

Stadium 3:
Wissen über die Gefahr 
vorhanden
Nachdenken über 
Vorsorge

Stadium 4:
Entscheidung gegen 
Vorsorge

Stadium 5:
Entscheidung für 
Vorsorge
Kein Handeln

Stadium 6:
Entscheidung für 
Vorsorge
Eine Vorsorgehandlung

Stadium 7:
Entscheidung für 
Vorsorge
Permanentes 
Vorsorgeverhalten

Motivationsphase
Ergebnis:
Bildung einer Absicht

Volitionsphase
Prä-aktionale Phase:
Planung und Initiative

Aktionale Phase:
Ausführen und  
Aufrechterhalten 
des Verhaltens

Post-aktionale Phase:
Wiederherstellen 
oder Beenden 
des Verhaltens

Tab. 5  Übersicht der in der vorliegenden Studie verwendeten Theorien des Gesundheitsverhaltens
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3.1.3.3	 Kontinuitätstheorien am Beispiel der Protection Motivation Theory (PMT)

Die Protection Motivation Theory (PMT) wurde von Rogers (1975) ursprünglich 
entwickelt, um das Verständnis von Angstreizen in der Gesundheitsvorsorge zu 
verbessern (vgl. Prentice-Dunn 1986: 154; Grothmann 2005a: 3). Ziel der Nut-
zung von Angstreizen ist es, Menschen angesichts einer bevorstehenden Gefahr 
zu beeinflussen und von bestimmten Handlungen zu überzeugen (vgl. Maddux 
1983:  469). Dadurch werden laut Rogers (1975:  98) bei Menschen kognitive 
Bewertungsprozesse in Gang gesetzt:  Bewertet werden vor allem die Bedro-
hung, die Wirksamkeit von empfohlenen Vorsorgemaßnahmen und die eigene 
Fähigkeit zur Realisierung dieser Maßnahmen. Rogers (1975: 99) vermutet, dass 
die Angstreize die Einstellungen der Rezipienten beeinflussen und Schutzmo-
tivation (Protection Motivation) erzeugen. Die Absicht der Rezipienten, die 
Empfehlungen des Kommunikators zu übernehmen, wird von der Stärke der 
Schutzmotivation bestimmt, die durch die kognitiven Prozesse erzeugt wird 
(vgl. Mulilis 1990: 620).

Abb. 3  Schematische Darstellung der Protection Motivation Theory (PMT)

Informationsquellen zur Gefahr
aus der Umwelt
- Kommunikation
- Beobachtungen
aus der Person
- Erfahrungen
- [Persönlichkeitsmerkmale]

Bewältigungs-
bewertung

Ergebnis:
- Ergebniserwartung
- Selbstwirksamkeits-
   erwartung
- Kostenerwartung

Schutzmotivation
=

Vorsorgeabsicht

Risikobewertung

Ergebnis:
Risikowahrnehmung
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PMT wurde später immer wieder überarbeitet und auch in der Katastrophen-
vorsorge angewendet, beispielsweise im Bereich der Vermeidung von Flutschä-
den (vgl. Grothmann 2005a). Die Phasen und Prozesse der Theorie werden im 
Folgenden (Abbildung 3) dargestellt:

In der ersten Phase werden die kognitiven Bewertungsprozesse 34 nach Rogers 
(1997: 114) durch verschiedene Quellen ausgelöst, beispielsweise durch (Angst-)
Reize aus Gesprächen und Beobachtungen. Je deutlicher die Anzeichen für eine 
Gefahr sind, desto weniger wahrscheinlich ist es, dass jemand die Situation als 
irrelevant empfindet (vgl. Kroemker 2002: 107).
In der zweiten Phase finden die Risikobewertung 35 und die Bewältigungsbewer-
tung statt. Sie erfolgen nacheinander, da Menschen erst davon überzeugt sein 
müssen, dass sie von einer Gefahr betroffen sein können (Risikobewertung), 
bevor sie über Vorsorgemaßnahmen nachdenken (Bewältigungsbewertung) 
(vgl. Neuwirth 2000: 722).
In der Phase der Bewertung des Risikos beurteilt eine Person die Wahrschein-
lichkeit und das Schadenspotenzial der Gefahr (vgl. Grothmann 2005a: 3). Dies 
entspricht der Bildung einer Risikowahrnehmung (vgl. Kapitel 3.1.2):  Für das 
Ergebnis der Beurteilung ist – wie im Konzept der sozialen Verstärkung bereits 
postuliert – eine Kombination aus Heuristiken und daraus resultierenden 
mentalen Modellen, Merkmalen der Risikoquelle, Wissen und Persönlich
keit sowie aus Werten, der sozialen Gruppenzugehörigkeit und Kommuni
kationsprozessen verantwortlich (vgl. Kroemker 2002: 101). Kommt die Person 
schließlich zu dem Ergebnis, dass sie von einer Gefahr bedroht ist, beginnt sie, 
über Bewältigungsstrategien nachzudenken (vgl. Neuwirth 2000: 722).
Damit erreicht sie die Phase der Bewältigungsbewertung. Hierbei wird zunächst 
die Reaktionswirksamkeit beurteilt, also eine Annahme darüber gebildet, ob die 
empfohlene Bewältigungsreaktion effektiv genug ist, um sich und andere zu 
schützen (vgl. Rogers 1997: 115). Geprüft wird darüber hinaus die so genannte 
Selbstwirksamkeit 36. Diese kann mit der Überzeugung einer Person umschrie-

34	 Zu Bewertungsprozessen allgemein vergleiche Lazarus (1966) und Lazarus (1984).

35	 Bei Rogers auch „Bedrohungsbewertung“ genannt

36	 Der Faktor Selbstwirksamkeit wurde erst 1983 bei der Überarbeitung der Theorie aufge
nommen (vgl. Maddux 1983: 470) und geht auf die Selbstwirksamkeitstheorie von Ban-
dura (1977:  211 ff.) zurück. Die Selbstwirksamkeitstheorie sagt aus, dass alle Prozesse 
psychologischer Veränderung durch die individuellen Erwartungen zum persönlichen 
Können und zur persönlichen Wirksamkeit erfolgen. 
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ben werden, die Vorsorgemaßnahmen selbst erfolgreich durchführen zu kön-
nen (vgl. Rogers 1997: 115). Die dritte Bewertung bezieht sich auf die Kosten für 
mögliche Schutzmaßnahmen. Neben finanziellen Aspekten werden darunter 
auch Kraft- und Zeitaufwand sowie Konflikte mit persönlichen und sozialen 
Normen verstanden (vgl. Kroemker 2002: 106).
Letztlich werden Risikobewertung und Bewältigungsbewertung kombiniert, 
um Schutzmotivation zu bilden. Der gesamte Prozess dient also als Quelle 
der Motivation für die Etablierung von Vorsorgemaßnahmen (vgl. Kroemker 
2002: 102). Die Motivation ist am stärksten, wenn Menschen empfinden, dass 
eine Bedrohung schwerwiegend ist und sie wahrscheinlich betreffen wird. 
Sie wird zusätzlich dadurch gesteigert, dass Menschen glauben, die entspre-
chenden Vorsorgemaßnahmen seien effektiv und von ihnen durchführbar und 
die Kosten der Umsetzung gering (vgl. Prentice-Dunn 1986: 155f.). Als hinder-
lich erweisen sich in diesem Prozess so genannte Belohnungen, die für den Fall 
zu erwarten sind, dass die Vorsorge nicht realisiert wird. Belohnungen können 
nach Rogers (1997: 115) intrinsisch sein, wie körperlicher oder psychologischer 
Genuss, oder extrinsisch, wie die Anerkennung durch Freunde und allgemeine 
soziale Zustimmung. 
Als intervenierende Variable initiiert und unterhält die Schutzmotivation das 
Verhalten und gibt ihm eine Richtung. Die Bewältigungsreaktion kann sich 
sowohl in einem Verhalten oder dem Unterlassen einer Verhaltensweise mani-
festieren (vgl. Prentice-Dunn 1986: 155 f.). 

Die Messung von Schutzmotivation gestaltet sich recht umständlich. Sie kann 
nicht direkt beobachtet, sondern nur durch geäußerte Verhaltensabsichten 
erschlossen werden (vgl. Prentice-Dunn 1986: 155; Rogers 1997: 116; Neuwirth 
2000: 723). Daraus ergibt sich ein besonders zentraler Kritikpunkt an den Kon
tinuitätstheorien: Selbst eine starke Verhaltensabsicht muss nicht zwangsläu-
fig zu dem beabsichtigten Verhalten führen (vgl. Gollwitzer 2006:  69). Dieses 
Problem wird auch als die Intentions-Verhaltens-Lücke bezeichnet und tritt bei 
denjenigen auf, die eine Verhaltensabsicht äußern, sie jedoch nicht umsetzen 
(vgl. Scholz 2005:  396). Daher schlägt Orbell (1998:  164) vor, Kontinuitätsthe-
orien wie PMT als Theorien der Entscheidungsmotivation zu bezeichnen, da sie 
sich vor allem mit den Prozessen der Absichtsbildung beschäftigen. Die Theo-
rien postulieren, dass Menschen, die beabsichtigen, ein Verhalten auszuführen, 
dies auch wahrscheinlicher tun werden als die, die keine vergleichbare Inten-
tion geäußert haben. Sie können jedoch nicht zwischen denjenigen unterschei-
den, die eine positive Verhaltensintention haben und handeln, und solchen, 
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die ebenfalls eine Verhaltensabsicht erklären, jedoch nicht handeln (vgl. Orbell 
a. a. O.). Daher gibt es auch bei den Kontinuitätstheorien den Trend, zusätz-
liche post-intentionale Variablen zu berücksichtigen, wodurch häufig bessere 
Verhaltensvorhersagen erreicht werden können. Die Konsequenzen beschreibt 
Scholz (2005: 403) so: „Dadurch wird, wenn auch meist implizit, eine mehr prozess-
hafte Betrachtung des Verhaltens vorgenommen. Dieser Prozesscharakter entspricht 
der Annahme von Stadienmodellen, in denen davon ausgegangen wird, dass die Per-
sonen sequenziell bestimmte Stadien während der Verhaltensänderung durchlaufen 
müssen, um erfolgreich ihr Verhalten zu ändern.“ 
In den beschriebenen Schwachpunkten der Kontinuitätsmodelle offenbart 
sich, dass Stadientheorien allem Anschein nach besser für die Herbeiführung 
einer Verhaltensänderung geeignet sind. Daher wird im Folgenden eine der 
bekanntesten Stadientheorien vorgestellt.

3.1.3.4	 Stadientheorien am Beispiel des Precaution Adoption Process Model (PAPM)

Das Precaution Adoption Process Model (PAPM) ist ein fundiertes Stadienmo-
dell 37 (vgl. Renner 2003:  183; Constanza 2005:  707). Grundlegendes Ziel von 
PAPM ist es, eine Erklärung dafür zu liefern, wie eine Person sich für Vorsor-
geverhalten entscheidet und diese Entscheidung schließlich auch umsetzt (vgl. 
Weinstein 2002:  21). Auf diesem Weg durchlaufen Menschen laut Weinstein 
(1988: 358) sieben unterschiedliche Stadien.
Weil es so schwierig ist, Personen von einem Stadium ins nächste zu bewegen, 
sieht Weinstein (1988:  358) die Übergänge als Barrieren an, die überwunden 
werden müssen. Eine Person hat nach Weinstein (1988: 359 ff.) ein bestimmtes 
Stadium dann erreicht, wenn sie die Idee akzeptiert oder die Aussage bestätigt, 
die dieses Stadium kennzeichnet. Dabei sind die Stadien kumulativ, weil ein 
Mensch in einem gegebenen Stadium auch mit den Statements übereinstimmt, 
die alle früheren Stadien definieren. 
Wenn ein Individuum neuen Informationen oder Erfahrungen ausgesetzt wird, 

37	 Das Transtheoretische Modell der Verhaltensänderung (TTM) (Prochaska 1983) ist zwar 
das am häufigsten angewendete Stadienmodell (vgl. Scholz 2005: 397); es wird aber auch 
stark kritisiert. Die Kritik bezieht sich vor allem auf die willkürliche Einteilung von Stadi-
en auf Grundlage zeitlicher Kriterien (vgl. Schwarzer 2006: 682). Zudem gibt es logische 
Fehler in den Stadienalgorithmen und nur wenig empirische Unterstützung (vgl. Renner 
2003: 182). Daher wird es nicht weiter berücksichtigt.
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sind Bewegungen zwischen den einzelnen Stadien möglich, und zwar sowohl 
vorwärts als auch rückwärts. Nach Weinstein (2002:  22) passieren Menschen 
gewöhnlich alle Stadien in der entsprechenden Reihenfolge, ohne einzelne aus-
zulassen. Die Bewegung zurück zu einem früheren Stadium kann jedoch auch 
auftreten, ohne notwendigerweise durch alle Zwischenstadien gehen zu müssen.
Abbildung 4 zeigt die sieben Stadien von PAPM, die eine Person annahmege-
mäß bis zum permanenten Vorsorgeverhalten durchläuft. 

Abb. 4  Schematische Darstellung des Precaution Adoption Process Model (PAPM)

In jedem Stadium gibt es ein charakteristisches kognitives Muster, welches 
den Entwicklungsgrad der Person beschreibt. Das charakteristische kognitive 
Muster in Stadium 1 ist, dass eine Person nichts von einer Gefahr weiß (vgl. 
Weinstein 1992: 170; Weinstein 1998: 293). Dieser Umstand wird von anderen 
Modellen meist ignoriert oder nicht explizit aufgeführt, obwohl er in einer 
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ganzheitlichen Prozessbetrachtung sinnvoll erscheint. Für einen Übergang in 
Stadium 2 muss das Informationsdefizit dieser Person über die Gefahr besei
tigt werden (vgl. Weinstein 2002: 25). Geschieht dies nicht, so verbleibt sie in 
Stadium 1.

Stadium 2 wird durch das folgende kognitive Muster bestimmt (vgl. Weinstein 
1988: 362; Weinstein 1998: 293; Weinstein 2002: 23):
•	 Die Person weiß von der Existenz der Gefahr.
•	 Die persönliche Relevanz der Gefahr ist ungeklärt.
•	 Über Vorsorgeverhalten wird nicht nachgedacht.

Die betreffende Person beurteilt nun, ob die Gefahr für sie relevant ist (vgl. 
Weinstein 1988: 365; Weinstein 1992: 170). Entscheidet sie sich dafür, wird sie 
dem dritten Stadium zugeordnet; entscheidet sie sich dagegen, verbleibt sie im 
zweiten Stadium. Die zentrale Variable für diese Entscheidung ist die Risiko
wahrnehmung (vgl. Sniehotta 2005a: 224). Daneben spielen die Ergebniserwar-
tung hinsichtlich der Vorsorge (Reaktionswirksamkeit bei PMT) und die Über-
zeugungen zur Selbstwirksamkeit eine Rolle (vgl. Luszczynska 2003:  95 ff.). 
Schließlich führt Weinstein (2002: 21 f.) noch zusätzliches Wissen und bereits 
gemachte Erfahrungen als Faktoren an, die den Fortschritt nach Stadium 3 
begünstigen. 
Als besonders wirksam für die Annahme des Vorsorgeverhaltens wird direkter 
Kontakt zu Freunden, Nachbarn und Menschen erachtet, die bereits über das 
Problem nachgedacht haben, sowie personalisierte Ansprache (z. B. Brief, An
ruf, Besuch) (vgl. Weinstein 2002: 25).

Menschen in Stadium 3 lassen sich durch das folgende kognitive Muster charak-
terisieren (vgl. Weinstein 1992: 170; Weinstein 1998: 293; Weinstein 2002: 21 ff.):

•	 Die Person weiß von der Existenz der Gefahr. 
•	 Die Person nimmt die Gefahr als grundlegend persönlich relevant wahr.
•	 Die Person beschäftigt sich mit diesem Problem.
•	 �Über Vorsorgeverhalten wird nachgedacht, es wurde aber noch keine Ent-

scheidung getroffen.

Für die betroffene Person stellt sich nun folgende Frage: Ist die Gefahr für mich 
persönlich so relevant, dass ich vorsorglich handeln muss? Beantwortet die Per-
son diese Frage für sich positiv, wechselt sie innerhalb des Modells ins fünfte 
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Stadium; verneint sie die Frage, wird sie damit dem vierten Stadium zuge
ordnet. 
Für den Übergang nach Stadium 5 ist die Risikowahrnehmung wieder von gro
ßer Bedeutung (vgl. Sniehotta 2005a: 224). Schwarzer (2001: 49 f.) weist aber auf 
einen wichtigen Umstand hin:  Risikowahrnehmung allein bringt eine Person 
nicht dazu, eine Vorsorgeabsicht zu bilden. Vor allem die Ergebniserwartung 
und die wahrgenommene Selbstwirksamkeit begünstigen die Bildung einer 
Absicht zur Verhaltensänderung. Hinzu kommt auch die Variable Kostenerwar-
tung (vgl. Weinstein 1988: 365). Diese bezieht sich auf Geld, Zeit, Aufwand, Ver-
gnügungseinbußen usw.
Die Stadien 4 und 5 konstituieren die Phase der Willensäußerung:  Die betref
fende Person hat nun eine bewusste Entscheidung in Bezug auf die Vorsorge 
getroffen und kann diese auch verbalisieren. Gegen Überredungs- und Überzeu-
gungsversuche ist sie wesentlich resistenter als Menschen, die sich noch keine 
Meinung gebildet haben (vgl. Weinstein 2002: 23). 

Menschen in Stadium 4 haben sich gegen Vorsorgeverhalten entschieden (vgl. 
Weinstein 1998: 293; Weinstein 2002: 21):

•	 Die Person weiß von der Existenz der Gefahr.
•	 Die Person nimmt die Gefahr als grundlegend persönlich relevant wahr.
•	 Die Person hat sich mit dem Problem beschäftigt.
•	 Die Person hat sich gegen Vorsorgeverhalten entschieden.
•	 �Die Person verbleibt im vierten Stadium, bis sie zurück ins dritte Stadium 

wechselt und dort ihre Entscheidung neu überprüft.

Stadium 5 erschließt sich folgendermaßen (vgl. Weinstein 1992: 170; Weinstein 
1998: 293; Weinstein 2002: 24):

•	 Die Person weiß von der Existenz der Gefahr.
•	 Die Person nimmt die Gefahr als persönlich relevant wahr.
•	 Die Person beschäftigt sich mit dem Problem.
•	 Die Person hat sich für Vorsorgeverhalten entschieden.

Bis zum Stadium 5 ähnelt das PAPM der PMT:  Für die Bildung einer Risiko-
wahrnehmung müssen die Menschen die Bedrohung bewerten; anschließend 
beurteilen sie die Wirksamkeit der Vorsorge (Reaktionswirksamkeit, Ergeb-
niserwartung) und ihre eigene Fähigkeit, das Vorsorgeverhalten umsetzen zu 
können (Selbstwirksamkeit) sowie die Kosten. PMT versteht das als einen line-
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aren Prozess. PAPM wiederum nimmt an, dass Menschen auf diesem Weg ein-
zelne Stadien durchlaufen und jeweils unterschiedliche Faktoren in den einzel-
nen Stadien unterschiedlich stark wirken. 

Die Entscheidung für das Vorsorgeverhalten (Stadium 5) ist jedoch etwas 
anderes, als es wirklich zu realisieren (Stadium 6) (vgl. Weinstein 2002: 24). Erst 
wenn die Person ihre Absicht in eine Handlung umgesetzt hat, kann sie ins sech-
ste Stadium eingestuft werden. Ansonsten verbleibt sie im Sinne des Modells 
weiter im fünften Stadium.
Für den Wechsel nach Stadium 6 spielen neben den Faktoren des vorherigen 
Übergangs (hier besonders: wahrgenommene Kosten) auch situative Faktoren, 
wie die Verfügbarkeit von Vorsorgeausstattung oder die detaillierte Anlei-
tung zum Vorsorgeverhalten durch andere Personen, eine große Rolle (vgl. 
Weinstein 1992:  179; Martin 2007:  898). Auch der erfolgreiche Abschluss des 
dritten Stadiums, d. h. die Bildung einer starken Absicht, ist von Bedeutung 
(vgl. Schwarzer 2001: 50). Damit ist gemeint, dass die Person den Entschluss 
zur Vorsorge wirklich ernsthaft getroffen haben muss; dann fungiert diese 
Entscheidung (Intention) als wesentlicher Faktor zum Überwinden der Bar-
riere zum Handeln (Stadium 6). Die Barriere ist das mindestens einmalige 
Ausführen einer Vorsorgehandlung. Das charakteristische kognitive Muster 
entspricht dem aus Stadium 5 (vgl. Weinstein 1992: 170; Weinstein 1998: 293; 
Weinstein 2002: 21). 

Die einmalige Ausführung einer Vorsorgehandlung beendet den Prozess jedoch 
nicht. Stadium 7 werden nur diejenigen zugeordnet, die eine längerfristige 
Verhaltensänderung erreicht haben:  Die Person muss das Vorsorgeverhalten 
permanent beibehalten und in ihrem Alltag institutionalisieren (vgl. Weinstein 
2002: 25). 
Für den Übergang nach Stadium 7 sind auch die Faktoren von Bedeutung, die 
den Wechsel nach Stadium 6 begünstigt haben. Hinzu kommt als neuer Fak-
tor der erfolgreiche Abschluss des vorherigen Stadiums, also der ersten Vorsor-
gehandlung (vgl. Schwarzer 2001: 50). Das charakteristische kognitive Muster 
stimmt mit dem aus dem fünften Stadium überein. 

Praktischer Nutzen von PAPM ist es, dass stets konkrete Maßnahmen abgeleitet 
werden können, die als wesentlich effektiver angesehen werden als allgemeine 
Informationsbemühungen (vgl. Weinstein 1998:  298; Weinstein 2002:  33):  Zu 
viele Informationen können Menschen von ihren Vorsorgevorhaben ablenken 
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(vgl. Weinstein 2002: 34). Die Fördermaßnahmen sollten zudem speziell auf die 
Personen ausgerichtet werden, die sich gegen Vorsorgeverhalten entschieden 
haben (Stadium 4). 

PAPM plädiert eindeutig für Face-to-face-Kommunikationssituationen, in 
denen direkter als über die Medien auf die Zielgruppe eingegangen werden 
kann (vgl. Weinstein 2002: 34). Nur so lassen sich auch die verschiedenen Fak-
toren, die für die Stadienübergänge eine Rolle spielen, gezielt anwenden. Expli-
zit wendet sich das Modell gegen rein massenkommunikative Maßnahmen: Mit 
ihnen können die Menschen nicht weiter als bis zum zweiten oder dritten Sta-
dium bewegt werden (vgl. Weinstein 1988: 363; Luszczynska 2003: 104). 
Als Kritik an PAPM ist anzumerken, dass Ungenauigkeiten bei der Messung 
umgesetzten und permanenten Verhaltens zu erwarten sind, da die Menschen 
sich dazu selbst einschätzen (vgl. Weinstein 1998:  294; Weinstein 2002:  34). 
Auch erscheint es ungünstig, als viertes Stadium die Entscheidung gegen Vor-
sorge und als fünftes die Entscheidung für Vorsorge zu konzipieren, wobei 
ansonsten alle Stadien aufeinander aufbauen und ein höheres Stadium stets 
einen Fortschritt im Sinne eines verstärkten Vorsorgeverhaltens bedeutet. 
Da auch PAPM einige Probleme offenbart, wird im Folgenden eine dritte Theorie 
vorgestellt, die Vorteile gegenüber PMT und PAPM besitzt: Als Hybrid-Modell 
kombiniert sie die empirisch gesicherten Eigenschaften von Kontinuitäts- und 
Stadientheorien (vgl. Scholz 2005:  403) ohne ihre gravierendsten Schwächen 
zu übernehmen. Darüber hinaus gibt es viele sehr aktuelle Studien zu diesem 
Modell.

3.1.3.5	 Health Action Process Approach (HAPA) als Hybrid-Modell

Der Health Action Process Approach (HAPA) von Schwarzer (1992) unternimmt 
eine Integration von Kontinuitätstheorien und Stadientheorien. HAPA wird 
daher als Hybrid-Modell verstanden (vgl. Renner 2003: 190 f.): Es beschreibt eine 
erste Kontinuitätsphase gefolgt von einer zweiten Phase, die aus einer Reihe 
von post-intentionalen Prozessen besteht. Auch soll HAPA nicht als geschlos-
sene Theorie angesehen werden, sondern vielmehr Förderungsmaßnahmen 
und Forschung zum Prozess der Verhaltensänderung anregen (vgl. Scholz 
2005: 401). Daher ist HAPA auch weniger umfangreich als andere Theorien (vgl. 
Renner 2003: 183). In Abbildung 5 ist das Modell schematisch dargestellt:
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Abb. 5  Schematische Darstellung des Health Action Process Approach (HAPA) 

Ein wichtiger Unterschied zwischen HAPA und den anderen Stadienmodel-
len, wie PAPM oder TTM, ist vor allem die geringe Anzahl von zwei (Haupt-)
Stadien:  Unterschieden werden eine prä-intentionale Motivationsphase und 
eine post-intentionale Volitionsphase 38 (vgl. Schwarzer 1992:  232; Schwarzer 
1999: 117; Scholz 2005: 401; vgl. auch: Heckhausen 1987: 118). 
In der Motivationsphase bildet das Individuum eine Absicht darüber, ob es 
eine empfohlene Vorsorgemaßnahme annimmt oder ein riskantes Verhalten 
aufgibt (vgl. Schwarzer 1992:  234). Dafür sind besonders drei Variablen von 
Bedeutung:  Als wichtigster Faktor gilt die Selbstwirksamkeitserwartung, an 
zweiter Stelle steht die Ergebniserwartung und an dritter Stelle die Risikowahr-
nehmung (vgl. Schwarzer 1992: 235). Diese Rangfolge konnte empirisch bisher 
allerdings nicht bestätigt werden (vgl. Schwarzer 1999: 118). 
Die Variable Selbstwirksamkeit wurde bereits bei der PMT und im PAPM einge
führt. Sie hat laut HAPA den wichtigsten Einfluss auf die Bildung einer Inten

38	 Der Begriff Volition bezeichnet Willensprozesse.

Risikowahr-
nehmung

Ergebnis-
erwartung

Handlungs-
Selbstwirksamkeit

Beibehaltungs-
Selbstwirksamkeit

Wiederherstellungs-
Selbstwirksamkeit

Motivationsphase Volitionsphase
Prä-aktionale Phase Aktionale Phase Post-aktionale Phase

Planung und
Initiative

Ausführen und
Aufrechterhaltung

des Verhaltens

Wiederherstellen
oder Beenden des

Verhaltens

Bildung einer
Intention



Empirische Untersuchung der Realisierung von Maßnahmen zur Erhöhung der Selbstschutzfähigkeit  |  Band 15

100

tion, da die Beurteilung der eigenen Selbstwirksamkeit der Entscheidung für 
oder gegen Vorsorge unmittelbar vorausgeht. Zuvor laufen jedoch andere Pro-
zesse ab: Als Erstes wird das eigene Risiko bewertet; dann eine Ergebniserwar-
tung in Bezug auf die Schutzwirkung der Vorsorgemaßnahme gebildet. Erst im 
Anschluss wird darüber nachgedacht, ob man selbst in der Lage ist, das Verhal-
ten auszuführen (vgl. Schwarzer 1992: 234; Scholz 2005: 402). 
Dies ist weitgehend mit der Protection Motivation Theory (PMT) mit ihren 
drei aufeinander folgenden Bewertungsprozessen vergleichbar:  Risikobewer-
tung, Bewertung der Reaktionswirksamkeit und Bewertung der Selbstwirksamkeit. 
Schwarzer (1992: 235) räumt jedoch ein, dass der situative Kontext und persön
liche Erfahrungen zu einer Verlagerung der Bedeutung bei den drei Variablen 
führen können. 
Als besonderer Aspekt der Ergebniserwartung sollte laut HAPA auch die soziale 
Ergebniserwartung betrachtet werden:  Menschen entwickeln häufig Überzeu-
gungen, weil sie einen sozialen Druck verspüren und Konflikte und Respekt-
verlust vermeiden wollen (vgl. Schwarzer 1992: 235). Dieses Konzept lehnt sich 
an die so genannten normativen Überzeugungen der Theory of Reasoned Action 
(TRA) (Ajzen 1977) und der Theory of Planned Behaviour (TPB) (Ajzen 1985) an. 
Wenn sich eine Person in der Motivationsphase für eine bestimmte Verhaltens-
änderung entschieden hat, muss sie ihre Absicht in eine Handlung umsetzen. 
Dies entspricht der Volitionsphase, die weiter in die prä-aktionale (Planung 
und Initiative des Verhaltens), die aktionale (Ausführen und Aufrechterhalten 
des Verhaltens) und die post-aktionale Phase (Wiederherstellen oder Beenden 
des Verhaltens) unterteilt wird (vgl. Scholz 2005: 402). 
Die Lücke zwischen Intention und Handlung wird nach den neuesten empirischen 
Erkenntnissen vor allem durch die selbstregulatorische Strategie des Planens 
(Ausführungsplanen und Bewältigungsplanen) geschlossen (vgl. Luszczynska 
2003:  105; Sniehotta 2005b:  575; Gollwitzer 2006:  109; Ziegelmann 2006:  159; 
Schüz 2007: 35; Schwarzer 2007: 164). Es sollte also eine Übersetzung der Absicht 
in detaillierte Anweisungen stattfinden, die darüber Auskunft geben, wie eine 
Verhaltensweise ausgeführt werden kann (vgl. Schwarzer 1992: 236). 
Als weitere selbstregulatorische Strategie hat sich Handlungskontrolle, also 
der Vergleich der gemachten Pläne (Soll-Zustand) mit ihrer Umsetzung (Ist-
Zustand), bewährt (vgl. Scholz 2006: 80). Beide Strategien sollten ab der post-
intentionalen, prä-aktionalen Phase angewandt werden (vgl. Scholz 2005: 402).

Sobald mit dem Verhalten begonnen wird (aktionale Phase), muss seine Aus-
führung ständig kontrolliert werden, damit es beibehalten wird. In dieser 
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Phase ist vor allem die Selbstwirksamkeit dafür entscheidend, dass genügend 
Willenskraft für die Beibehaltung des neuen Verhaltens aufgebracht werden 
kann (vgl. Schwarzer 1992: 236). Daneben sind meta-kognitive Abschirmungs- 
oder Durchhaltestrategien für den langfristigen Erfolg bedeutsam (vgl. Scholz 
2005: 402). Darunter fallen beispielsweise (vgl. Mahler 2008: 79):

•	 �Soziales Einbinden:	   
Die Personen, die eine Verhaltensänderung planen, sollen gemeinsam han
deln oder zusammen mit schon vorsorgenden Personen.

•	 �Starthilfen: 	  
Benötigte Materialien und Ausrüstungsgegenstände sollten leicht zugäng-
lich sein und vor Beginn der Handlung bereitgelegt werden.

•	 �Setzen von Prioritäten: 	  
Dem Vorsorgeverhalten sollte die gleiche Bedeutung gegeben werden wie an-
deren zentralen Lebensbereichen (z. B. Erwerbsarbeit, Freizeit).

In der post-aktionalen Phase werden die Erfahrungen mit der neuen Verhal-
tensweise bewertet, was je nach Ergebnis sowohl zur Wiederaufnahme des Ver-
haltens als auch zur Aufgabe führen kann (vgl. Scholz 2005: 402). Positiv wirkt 
sich eine hohe Wiederherstellungs-Selbstwirksamkeit aus. Diese entspricht der 
Überzeugung, auch nach einer Unterbrechung des Vorsorgeverhaltens wieder 
damit beginnen zu können (vgl. Schwarzer 1999: 121; Schwarzer 2007: 164).
Anscheinend gibt es je nach Phase unterschiedliche Selbstwirksamkeitserwar
tungen (vgl. Rodgers 2001:  749; Renner 2003:  183). Dies folgerten auch Lusz-
czynska und Schwarzer (2003:  97) aus einer empirischen Untersuchung. 
Sie vermuten die Existenz einer prä-aktionalen Selbstwirksamkeit (Hand-
lungs-Selbstwirksamkeit), dem Vertrauen der Menschen in sich selbst, ein 
neues Verhalten beginnen zu können (vgl. auch:  Schwarzer 1999:  121). Ist die 
neue Verhaltensweise realisiert, ist die Beibehaltungs-Selbstwirksamkeit 
(auch:  Bewältigungs-Selbstwirksamkeit) von Bedeutung, die der Überzeu-
gung entspricht, Hindernisse überwinden zu können (vgl. auch:  Luszczynska 
2004: 102). Schließlich nennen die Autoren die zuvor beschriebene Wiederher
stellungs-Selbstwirksamkeit.
Insgesamt spielen auch situative Faktoren immer wieder eine wichtige Rolle, da 
sie sich zu übermächtigen Hindernissen entwickeln können und dann vom Indi-
viduum meta-kognitiv nicht mehr bewältigt werden (vgl. Schwarzer 1992: 237).
Die Hybrid-Struktur von HAPA und wesentliche Ideen über das Zusammen-
wirken stadienspezifischer Variablen sollen in Kapitel 3.1.5 als Vorbild dienen, 
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ein eigenes Modell zur Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge zu entwi-
ckeln. Die im folgenden Kapitel vorgestellte Diffusionstheorie ergänzt die theo
retischen Grundlagen noch um einen für die Förderung zentralen weiteren 
Aspekt: die Verbreitung von Innovationen in einem sozialen System.

3.1.4	 Verbreitung von Vorsorge im sozialen System: Die Diffusionstheorie

Der Fokus der bisherigen Ausführungen lag vor allem auf individuellen Vorgän
gen bei der Übernahme von Vorsorgeverhalten. Mit der Diffusionstheorie soll 
nun abschließend ein theoretischer Erklärungsansatz eingeführt werden, der 
sich mit der Verbreitung von neuem Verhalten (oder allgemein: Innovationen) 
in einem sozialen System beschäftigt. 

3.1.4.1	 Die Phasen des Innovations-Entscheidungsprozesses

Die Diffusionstheorie von Rogers 39 (2003: 35) definiert Diffusion als den Prozess, 
durch den eine Innovation über bestimmte Kanäle in einem bestimmten Zeit-
raum unter den Mitgliedern eines sozialen Systems kommuniziert und ange-
nommen wird. Innovationen wiederum sind Ideen, Tätigkeiten oder Objekte, 
die von einem Individuum als neu angesehen werden. 
Diffusion ist nach Rogers (1971:  38) das zweite Stadium im Prozess des sozia
len Wandels, also der Veränderung von Struktur und Funktion eines sozialen 
Systems. Das erste Stadium wird als Erfindung (Invention) bezeichnet. Das 
dritte Stadium als Folge (Consequence), in dem Veränderungen durch Annahme 
oder Zurückweisung der Innovation auftreten.
Kommuniziert werden Innovationen durch verschiedene Kanäle (vgl. Rogers 
2003: 36). Massenmediale Kommunikationskanäle eigenen sich besser dazu, das 
Wissen über Innovationen zu transportieren. Interpersonale Kanäle sind effek-
tiver darin, Einstellungen gegenüber neuen Ideen zu formen oder zu ändern und 
daher die Entscheidung über die Annahme oder Zurückweisung neuer Ideen zu 
beeinflussen. Die meisten Menschen beurteilen eine Innovation nicht auf der 
Basis von wissenschaftlicher Forschung, sondern auf der Basis subjektiver Beur-

39	 Hinweis: Bei Everett Rogers, dem Erfinder der Diffusionstheorie, und Ronald Rogers, dem 
Erfinder der Protection Motivation Theory (PMT), handelt es sich um unterschiedliche 
Personen.



Kapitel 3.1

103

teilungen von ihnen nahestehenden Menschen. Diese dienen als Vorbilder und 
ihr Innovationsverhalten wird imitiert. Diese Annahme stimmt mit den Aussa-
gen der bisher vorgestellten theoretischen Modelle überein – insbesondere im 
Hinblick auf die Bedeutung von interpersonaler Kommunikation und der sozia
len Gruppenzugehörigkeit bei der Annahme von Vorsorgeverhalten.
Der Innovationsentscheidungsprozess wird analog zu den Stadientheorien als 
Folge von Phasen beschrieben. Dabei handelt es sich nach Rogers (2003: 36) um 
den mentalen Prozess, durch den ein Individuum sich vom ersten Wissen über 
eine Innovation bis hin zur Implementierung und der Bestätigung dieser Ent-
scheidung bewegt. Fünf Stadien werden für diesen Prozess angenommen:

a.	 Wissensstadium
b.	 Überzeugungsstadium
c.	 Entscheidungsstadium
d.	 Umsetzungsstadium
e.	 Bestätigungsstadium

Besonderen Einfluss auf den beschriebenen Entscheidungsprozess besitzen 
Innovationsmultiplikatoren (vgl. Rogers 2003:  37). Diese können als profes-
sionelle (Change Agent) und als nicht-professionelle Multiplikatoren (Change 
Aid) auftreten. Sie werden definiert als Individuen oder Gruppen, die versu-
chen, die Innovationsentscheidung von anderen Menschen in eine Richtung zu 
beeinflussen, die vom Träger der Veränderung (Change Agency) als wünschens-
wert angesehen wird (vgl. auch: Zaltman 1977: 17). Diese Rolle wird häufig von 
Meinungsführern (vgl. Kapitel 3.1.4.3) übernommen, also von Menschen, die 
in der Lage sind, die Einstellungen oder das Verhalten von anderen Menschen 
zu beeinflussen. Daneben gibt es eine Reihe von weiteren Personen oder Grup-
pen, die sich als Multiplikatoren eignen (vgl. Kapitel 3.3).

Im Folgenden wird beschrieben, welche Prozesse in den oben genannten Sta-
dien ablaufen und wie die Verbreitung einer Innovation günstig beeinflusst 
werden kann:
Im ersten Stadium entsteht Wissen dadurch, dass ein Individuum von der Exis
tenz einer Innovation Kenntnis erlangt und ein grundlegendes Verständnis 
ihrer Funktionsweise entwickelt (vgl. Rogers 2003:  162). Der Prozess wird zu 
diesem Zeitpunkt dadurch gestört, dass Menschen dazu tendieren, sich nur sol-
chen Informationen auszusetzen bzw. nur solche Informationen wahrzuneh-
men, die mit den eigenen Interessen und Einstellungen übereinstimmen (vgl. 



Empirische Untersuchung der Realisierung von Maßnahmen zur Erhöhung der Selbstschutzfähigkeit  |  Band 15

104

Rogers 2003: 164). Diese Vermeidung kognitiver Dissonanz und eine selektive 
Wahrnehmung führen dazu, dass sich Individuen nur dann für Innovationen 
interessieren, wenn letztere als relevant für die eigenen Bedürfnisse wahrge-
nommen werden.
Bedürfnisse können sich aber auch spontan entwickeln, wenn ein Individuum 
von einer Innovation erfährt. Ein Innovationsmultiplikator kann also unter 
Umständen allein durch den Hinweis auf die Existenz einer Innovation ein 
Bedürfnis schaffen und damit den Grundstein für die Annahme der Innova-
tion legen (vgl. Rogers 2003: 164). Dabei ist darauf zu achten, dass die Verbrei-
tung des Wissens über die Existenz einer Innovation insbesondere Aufgabe der 
Massenmedien sein sollte (vgl. Rogers 2003: 165 f.): Solche allgemein verständ-
lichen Informationen können gut über diesen Kanal verbreitet werden. Die 
Vermittlung des komplexeren Anwendungs- und Funktionswissens sollte vor 
allem durch Multiplikatoren erfolgen: Der interpersonale Kanal bietet die Mög-
lichkeit ausgedehnter Erklärungen und der Beantwortung von Fragen. 

Um in der Überzeugungsphase zu einer Entscheidung in Bezug auf die 
Annahme oder Ablehnung der Innovation zu gelangen, sucht das Individuum 
nun nach Informationen, die die Innovation und ihre Konsequenzen näher 
beschreiben und beurteilen (vgl. Rogers 2003: 168). Typische Fragen in dieser 
Phase sind:  Was sind die Auswirkungen der Innovation? – Was sind die Vor- und 
Nachteile in meiner Situation? Diese Informationen werden meistens bei nahen 
Bekannten oder Verwandten gesucht, deren subjektive Meinungen zur Innova-
tion sehr überzeugend wirken.
Das Ergebnis des Überzeugungsstadiums ist entweder eine positive oder eine 
negative Einstellung gegenüber der Innovation (vgl. Rogers 2003:  169). Auch 
wenn angenommen wird, dass Einstellungen und Verhalten tendenziell über
einstimmen, können beide teilweise voneinander abweichen. Diese Erkenntnis 
wurde bereits im Zusammenhang mit den Theorien der gesundheitlichen Vor-
sorge formuliert und wird im Folgenden aus Sicht der Diffusionstheorie noch 
weiter präzisiert.
Besonders charakteristisch ist die Diskrepanz zwischen Einstellungen und 
Verhaltensänderungen bei Vorsorge-Innovationen (vgl. Rogers 2003:  170). Eine 
Vorsorge-Innovation ist eine neue Idee, die ein Individuum annimmt, um das 
mögliche Auftreten eines ungewollten Ereignisses (z. B. eines Schadens) zu ver-
meiden. Dabei ist ungeklärt, ob dieses Ereignis wirklich eintritt, falls die Vorsorge 
nicht umgesetzt wird. Die Schutzwirkung der Vorsorge liegt zudem möglicher-
weise so weit in der Zukunft, dass der Vorteil dieses Verhaltens in der Gegenwart 
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sehr abstrakt bleibt. Das unerwünschte Ereignis kann durch die Vorsorge sogar 
so stark abgemildert werden, dass das Ereignis und die Wirkung der Vorsorge 
nicht wahrgenommen werden (vgl. Rogers 2003: 217). Darüber hinaus kann die 
Umsetzung der Vorsorge unangenehm sein, weil sie Zeit, Geld und Anstrengung 
kostet und unter Umständen auf bestimmte Vergnügen verzichtet werden muss. 
Unter diesen Bedingungen ist die Motivation von Individuen, eine Vorsorge-Innova-
tion anzunehmen, schwach (vgl. Rogers 2003: 170): Sogar wenn das Individuum eine 
Notwendigkeit für die Vorsorge erkennt und sie darüber hinaus leicht umsetzbar ist, 
wird sie dennoch häufig nicht angenommen. Daher ist die Annahme von präventiven 
Innovationen schwieriger als für nicht-präventive Maßnahmen. 
Als Möglichkeit, diesem Phänomen entgegenzuwirken, kann auf so genannte 
Handlungsschlüssel (Cue-to-Action) zurückgegriffen werden (vgl. Rogers 
2003: 170). Damit wird ein Faktor bezeichnet, der zu einem bestimmten Zeit-
punkt eine favorisierte Einstellung in eine Verhaltensänderung verwandelt. 
Einige Handlungsschlüssel entstehen von selbst. Zum Beispiel nehmen Frauen 
nach einer befürchteten Schwangerschaft oder nach einer Abtreibung eher 
Verhütungsmittel (Faktor:  Erfahrung) (vgl. a. a. O.). In anderen Fällen können 
Handlungsschlüssel von dem Träger einer Veränderung entwickelt werden – 
zum Beispiel durch die Schaffung von finanziellen Anreizen.

Nach der Bildung einer Einstellung wird in der nächsten Phase eine Entschei-
dung getroffen. Förderlich für den Entscheidungsprozess (besonders in Bezug 
auf die Annahme einer Innovation) ist die Möglichkeit, die Innovation wenigs
tens in Teilen ausprobieren zu können (vgl. Rogers 2003: 170). Die meisten Indi-
viduen werden eine Innovation nicht annehmen, ohne sie vorher getestet zu 
haben, um ihre Nützlichkeit für die eigene Situation zu bestimmen. Manchmal 
genügt es aber bereits, wenn Bekannte die Innovation getestet haben. Auch sind 
Demonstrationen effektiv, besonders dann, wenn der Vorführende ein Mei-
nungsführer ist. Generell gilt jedoch:  Innovationen, die in Teilen ausprobiert 
werden können, werden schneller angenommen (vgl. Rogers 2003: 171). 

Bis zum Umsetzungsstadium ist der Innovationsentscheidungsprozess ein 
rein mentaler Vorgang (vgl. Rogers 2003: 172). Die Umsetzung beinhaltet jedoch 
eine Verhaltensänderung, da die neue Idee nun realisiert werden muss. 
In dieser Phase werden häufig Fragen gestellt wie (vgl. Rogers 2003: 173): Woher 
bekomme ich die Innovation? – Wie nutze ich sie? – Wie funktioniert sie? – Mit wel-
chen Umsetzungsproblemen werde ich wahrscheinlich konfrontiert, und wie kann 
ich diese lösen?
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Auch wenn in der Anfangszeit der Diffusionsforschung zunächst davon ausge-
gangen wurde, dass die Annahme einer Innovation das genaue Kopieren der 
neuen Idee bedeutet, wird nun auch anerkannt, dass die Umsetzung möglicher-
weise eine Neuanpassung (Re-Invention), d. h. eine Änderung bzw. eine Modifi-
kation, bedeutet (vgl. Rogers 2003: 174).
Die Umsetzungsphase endet schließlich an dem Punkt, an dem die Innovation 
ein institutionalisierter Bestandteil des Verhaltens des Individuums ist (vgl. 
Rogers 2003: 173).

Im Bestätigungsstadium schließlich sucht das Individuum nach einer Ver-
stärkung der Innovationsentscheidung oder macht die vorherige Entscheidung 
rückgängig (vgl. Rogers 2003: 181). Diskontinuität bezeichnet die Entscheidung, 
eine Innovation zurückzuweisen, nachdem man sie vorher angenommen hatte 
(vgl. Rogers 2003: 182). Dabei kann es zu einer Art Auswechslung kommen, bei 
der eine neue Idee die zuletzt angenommene ersetzt. Auch ist eine Ernüchte-
rung möglich, wenn das Individuum unzufrieden mit der Leistung der Innova-
tion ist. 

Die Übereinstimmungen mit den Stadientheorien sind klar zu erkennen: Neben 
einer allgemeinen Prozesshaftigkeit und der Annahme von unterschiedlichen 
Stadien in diesem Prozess gleichen sich die Phasen besonders im Vergleich mit 
PAPM stark – auch wenn sie sich in ihrer Anzahl und Differenzierung unter-
scheiden. 

3.1.4.2	 Einflüsse auf die Adoptionsrate

Im Folgenden sollen nun die Aspekte aus der Diffusionstheorie herausgearbei-
tet werden, die für eine effektive Verbreitung von Innovationen bzw. Vorsorge
innovationen in einem sozialen System von Bedeutung sind. 
Die Verbreitung wird durch die so genannte Adoptionsrate beschrieben, der 
relativen Geschwindigkeit, mit der eine Innovation von den Mitgliedern eines 
sozialen Systems angenommen wird (vgl. Rogers 2003: 206). Sie wird allgemein 
gemessen als die Anzahl von Individuen, die die neue Idee in einem bestimmten Zeit-
raum (z. B. nach jeweils einem Jahr) annehmen.
Folgende Vorbedingungen des Innovations-Entscheidungsprozesses haben einen 
Einfluss auf die Adoptionsrate (vgl. Rogers 2003: 206 ff.) (vgl. auch: Abbildung 6):
•	 �Art der Innovationsentscheidung:	  
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Individuelle Entscheidungen werden schneller getroffen als solche durch 
Organisationen. Und je mehr Personen an der Entscheidung beteiligt sind, 
desto langsamer ist die Adoptionsrate.

•	 �Art der Kommunikationskanäle:	  
Ein unpassender Kanal, wie beispielsweise die Massenmedien bei komple-
xen Ideen, verlangsamt die Adoptionsrate. 

•	 �Art des sozialen Systems:	  
Hier spielen beispielsweise die Normen und Werte des Systems und die Ver-
knüpfungen der Kommunikationsnetzwerke 40 eine Rolle.

•	 �Ausmaß der Förderungsanstrengungen durch Multiplikatoren:	  
Wenn erreicht wird, dass bestimmte Meinungsführer eine Innovation anneh-
men, bedeutet dies eine große Unterstützung der Förderanstrengungen.

Abb. 6  Schematische Darstellung des Innovations-Entscheidungsprozesses mit Attributen der Innovation 

(angelehnt an Madlener 2005: 24) 

40	 Ein Kommunikationsnetzwerk besteht aus miteinander verbundenen Individuen, die 
durch strukturierte Informationsflüsse miteinander verknüpft sind (vgl. Rogers 2003: 332).
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Die Adoptionsrate wird laut Diffusionstheorie jedoch vor allem durch fünf 
Attribute einer Innovation beeinflusst (vgl. Abbildung 6):

•	 den relativen Vorteil,
•	 die Übertragbarkeit,
•	 die Komplexität,
•	 die Erprobbarkeit und
•	 die Beobachtbarkeit.

Der relative Vorteil ist der Grad, zu dem eine Innovation besser als die Idee 
wahrgenommen wird, die sie ersetzt (vgl. Rogers 2003: 212). Dabei geht es bei-
spielsweise um den Wunsch, durch die Annahme der Innovation einen höheren 
sozialen Status zu erlangen (vgl. Rogers 2003:  213). Auch finanzielle Anreize 
erhöhen die Adoptionsrate (vgl. Rogers 2003:  221). Diese Anreize können die 
Zielgruppe einer Innovation von deren Annahme direkt überzeugen und sozu-
sagen als Handlungsschlüssel dienen. Darüber hinaus können sie die Multipli-
katoren dazu motivieren, die Diffusionsrate durch vermehrte Aktivität zu erhö-
hen. Finanzielle Anreize führen einerseits dazu, dass auch solche Menschen die 
Innovation annehmen, die dies sonst nicht getan hätten. Andererseits ist die 
Entscheidung nach Rogers (2003: 221) aber auch als relativ schwach zu bewer-
ten und wird beim Ausbleiben weiterer Anreize schnell rückgängig gemacht.
Die Adoptionsrate einer Innovation wird zusätzlich von ihrer Übertragbarkeit 
beeinflusst. Die Übertragbarkeit wird als der Grad begriffen, zu dem eine Inno-
vation als übereinstimmend mit bestehenden Werten, Erfahrungen und Bedürf-
nissen der jeweiligen Person wahrgenommen wird (vgl. Rogers 2003: 224). Eine 
Idee, die übertragbar ist, ist weniger unsicher für den möglichen Annehmer 
und passt besser in die Lebenssituation des Individuums. Die Übertragbarkeit 
einer Innovation, so wie sie von den Mitgliedern eines sozialen Systems wahrgenom-
men wird, ist positiv mit der Adoptionsrate korreliert (vgl. Rogers 2003: 234).
Darüber hinaus spielt die Komplexität einer Innovation eine Rolle, also der Grad, 
zu dem eine Innovation als schwierig zu verstehen oder zu nutzen angesehen 
wird (vgl. Rogers 2003: 242). Generell lässt sich in diesem Zusammenhang fest-
halten: Die Komplexität einer Innovation, so wie sie von den Mitgliedern eines sozia
len Systems wahrgenommen wird, ist negativ mit der Adoptionsrate korreliert.
Die Erprobbarkeit einer Innovation ist wiederum der Grad, zu dem diese auspro-
biert werden kann, und sie ist positiv mit der Adoptionsrate korreliert (vgl. Rogers 
2003: 243). Und auch die Beobachtbarkeit übt einen Einfluss auf die Adoptions-
rate aus. Sie wird definiert als der Grad, zu dem eine Innovation sichtbar ist (vgl. 
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Rogers 2003: 244). Die Beobachtbarkeit, so wie sie von den Mitgliedern eines sozia
len Systems wahrgenommen wird, ist positiv mit der Adoptionsrate korreliert.

3.1.4.3	 Kommunikationsnetzwerke der Diffusion

Abschließend werden nun die Kommunikationsnetzwerke der Diffusion und 
deren Hauptakteure betrachtet. Ein Kommunikationsnetzwerk besteht aus 
miteinander verbundenen Individuen, die durch strukturierte Informations-
flüsse verknüpft sind (vgl. Rogers 2003: 332). In solchen Netzwerken spielen für 
die Beeinflussung der Innovationsentscheidungen von Individuen vor allem 
drei Gruppen von Akteuren eine entscheidende Rolle:  Die Meinungsführer, 
die professionellen Multiplikatoren und die nicht-professionellen Multipli
katoren.

Das Konzept der Meinungsführer stammt von Lazarsfeld (1944) und wurde 
vielfach überarbeitet. Es ist auch heute noch ein erfolgversprechender wissen
schaftlicher Ansatz, wie Weimann (1994: 286) aus seiner Meta-Studie von über 
3.900 Untersuchungen zum Thema Meinungsführer folgert.
Grundlegendes Ergebnis der Ursprungsstudie The People´s Choice war die 
Erkenntnis, dass nicht die Massenmedien die politischen Wahlentscheidungen 
der Menschen beeinflussen, sondern Familienmitglieder, Bekannte, Nach-
barn und Arbeitskollegen (vgl. Katz 1955:  32; Lazarsfeld 1964:  120; Lazarsfeld 
1969:  151). Die gerade für die damaligen Verhältnisse überraschende Einsicht 
war: Die Massenmedien sind weit weniger wirksam als bis dahin angenommen 
wurde (vgl. Katz 1964: 103). 
Zusätzlich zeigten die Daten, dass es offensichtlich Menschen gibt, die über-
proportional großen Einfluss auf die Wahlentscheidungen in ihrem Umfeld 
haben (vgl. Katz 1955: 32; Lazarsfeld 1969: 151). Sie werden als Meinungsführer 
bezeichnet. Charakteristisch für sie ist erstens ihre Verteilung über alle sozialen 
Ebenen und zweitens der Umstand, dass sie sich durch einen hohen Medien-
konsum auszeichnen. Weitere Eigenschaften der Meinungsführer sind ihre 
hohe Anzahl von sozialen Kontakten und ihre aktive Teilnahme am öffentlichen 
Diskurs (vgl. Brosius 1996: 565). Lazarsfeld interpretierte dieses Phänomen als 
den legendären Two-Step-Flow of Communication. Er nahm an, dass bestimmte 
Ideen von den Medien zu den Meinungsführern fließen und von ihnen dann 
(gefiltert) an die Meinungsfolger weitergegeben werden (vgl. Katz 1955:  32; 
Lazarsfeld 1969:  151). Massenmedien wirken nach dieser Hypothese nicht auf 
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einzelne und isolierte Individuen, sondern auf soziale Strukturen, in denen die 
Meinungsführer als Filter wirken und entscheiden können, ob eine Information 
ihren Einfluss entwickeln kann oder nicht (vgl. Kreutz 1971: 173). 
Besonders kritisiert wurde an diesem Modell die Reduzierung auf einen nur 
zwei Schritte umfassenden Prozess (vgl. Kreutz 1971: 173). Lazarsfeld (1964: 123) 
reagierte mit einer Überarbeitung seines ursprünglichen Konzepts und nahm 
nun einen vielstufigen Kommunikationsfluss an (Multi-Step-Flow): Die Informa-
tionen fließen von den Massenmedien über mehrere Zwischenebenen von Mei-
nungsführern, die sich untereinander austauschen, bis hin zu den Mitläufern.
Darüber hinaus wird kritisiert, dass Menschen sich meistens mit denen unter-
halten, die ihnen weitgehend zustimmen (vgl. Lazarsfeld 1964:  123). Dieser 
Umstand ist auch aus der Diffusionsforschung bekannt. Dort wird diese Eigen-
schaft als Homogenität von interpersonalen Diffusionsnetzwerken bezeichnet (vgl. 
Rogers 2003:  332):  Neue Ideen gelangen in das System meistens durch Mit-
glieder mit höherem Status oder mit größerer Innovationsneigung (vgl. Rogers 
2003:  288). Ein hoher Grad an Homogenität bedeutet in diesem Zusammen-
hang, dass diese Personen weitgehend untereinander bleiben und sich neue 
Ideen nur horizontal verbreiten. Dadurch können unsichtbare Grenzen für den 
Innovationsfluss in einem sozialen System entstehen. Diesem Umstand können 
Multiplikatoren dadurch begegnen, dass sie mit verschiedenen Arten von Mei-
nungsführern arbeiten. 
Neben den Meinungsführern spielen die Innovationsmultiplikatoren (Change 
Agents) eine entscheidende Rolle. Für die Multiplikatoren, die in der Regel 
einen Innovationsträger (Change Agency) vertreten, ist die Identifizierung und 
Einbindung der Meinungsführer ein zentraler Weg, die Innovation zu verbrei-
ten. 
Wie bereits in Ansätzen erwähnt wurde, ist es die Aufgabe der Multiplikatoren, 
in der Zielgruppe Bedürfnisse zu wecken, bestimmte Probleme zu themati
sieren und gleichzeitig Lösungen anzubieten (vgl. Rogers 2003: 337). Letztlich 
soll der Multiplikator die Mitglieder der Zielgruppe durch den ganzen Prozess 
der Innovationsannahme begleiten, sie beraten, motivieren und unterstützen, 
bis sie schließlich selber zu Multiplikatoren werden. Je enger und vertrauens-
voller der Kontakt zur Zielgruppe ist, desto erfolgreicher ist der Multiplikator 
(vgl. Rogers 2003: 339 ff.).
Neben professionellen 41 Multiplikatoren sind auch die nicht-professionellen 42 

41	 Entspricht in etwa hauptamtlichen Multiplikatoren und Vorsorge-Experten.

42	 Entspricht in etwa ehrenamtlichen Multiplikatoren mit geringerem Vorsorgewissen.



Kapitel 3.1

111

Multiplikatoren wichtig, und das vor allem aus zwei Gründen (vgl. Rogers 
2003: 351): Zum einen verursachen sie viel weniger Kosten (z. B. in Bezug auf 
Ausbildung, Aufwandsentschädigung, Gehalt), da sie vor allem ehrenamtlich 
arbeiten. Ihr Hauptvorteil ist aber der wesentlich engere Kontakt zu den ein-
zelnen sozialen Schichten. Nicht-professionelle Multiplikatoren sind weniger 
kompetent in Bezug auf die Innovation; diesen Umstand machen sie jedoch 
durch ihr größeres soziales Insider-Wissen wett. 

Durch die Arbeit der Multiplikatoren und Meinungsführer kann im Diffusions
prozess ein Zustand erreicht werden, in dem so viele Individuen eine Inno
vation angenommen haben, dass die weitere Adoptionsrate selbsterhaltend 
wird. An diesem Punkt bildet sich die so genannte kritische Masse 43 (vgl. 
Rogers 2003:  333). In diesem Zusammenhang kommt der Effekt zum Tragen, 
dass ein Individuum wahrscheinlicher eine Innovation annehmen wird, wenn 
mehr von den anderen Individuen in seinem persönlichen Netzwerk diese zuvor 
übernommen haben (vgl. Rogers 2003: 334). 

3.1.5	 Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P)

3.1.5.1	 Grundlagen des Modells

Begründet werden kann die Konstruktion eines neuen Modells damit, dass die 
Fördermaßnahmen für Persönliche Notfallvorsorge in Deutschland auf ein solides 
theoretisches Fundament gestellt werden müssen. Von Experten wird immer 
wieder Folgendes gefordert:  Erstens Förderprogramme auf wissenschaftlichen 
Erkenntnissen aufzubauen, zweitens die Bedürfnisse und die bereits beste-
hende Vorsorgeentwicklung der Zielgruppen zu berücksichtigen und drittens 
Erfolgsevaluationen durchzuführen (vgl. Renner 2003: 183; Schwarzer 2006: 683). 

43	 Die kritische Masse ist bei der Diffusion von interaktiven Innovationen wie E-Mail, Handy 
und Telefonkonferenz besonders wichtig, da jeder zusätzliche Annehmer der Innovation 
die Brauchbarkeit der Innovation für alle zukünftigen bzw. potenziellen Annehmer er-
höht (vgl. Rogers 2003: 333).
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Dies wurde bisher versäumt. Die daraus resultierenden Probleme sind in Kapi-
tel 2.5 ausführlich dargestellt worden.
Ziel des hier entwickelten Modells der Förderung von Persönlicher Notfallvor-
sorge (M3P) 44 ist es daher, die Basis für die Entwicklung eines Fördersystems 
zu schaffen, das ein Verhalten im Sinne der Persönlichen Notfallvorsorge bei der 
Bevölkerung auslösen soll. Dabei muss jedoch der aus der Diffusionstheorie 
bekannte Umstand beachtet werden, dass bei der Annahme von Innovationen 
stets mit Neu-Anpassung bzw. Modifikation der Innovation zu rechnen ist. Das 
bedeutet, dass nicht davon ausgegangen werden darf, dass Fördermaßnahmen 
ausschließlich die intendierten Verhaltensmuster hervorrufen, sondern auch 
abgewandeltes und individualisiertes Verhalten auftreten kann. 

Das Modell basiert auf einer Kombination aller bisher dargestellten Erkennt-
nisse von der Entstehung von Risikowahrnehmung über die Protection Motiva
tion Theory (PMT), das Precaution Adoption Process Model (PAPM), den Health 
Action Process Approach (HAPA) und die Diffusionstheorie. Die im Folgenden 
verwendeten Erkenntnisse wurden in den vorhergehenden Kapiteln ausführ-
lich dargestellt und werden nicht erneut durch Quellen belegt.
HAPA mit seinem Hybridcharakter bildet die Grundlage des Modells der Förde
rung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P). Dennoch gibt es einige Unter-
schiede: So besitzt das hier entwickelte Modell ein zusätzliches, prä-kognitives 
Stadium. Damit wird besonders PAPM, aber auch der Diffusionstheorie und 
PMT Rechnung getragen, die Wert darauf legen, dass die Prozesse der Annahme 
von Vorsorgeverhalten zunächst in einem ersten Stadium initiiert werden müs-
sen. Darüber hinaus wird auf ein post-aktionales Stadium verzichtet, da alle 
Ausprägungen des Verhaltens (Beginnen, Unterbrechen, Wiederaufnehmen) 
durch das Modell dargestellt werden können.
Die Zusammenfassung aller Modelle und Erkenntnisse, die zur Konstruktion 
des Modells beigetragen haben, wird in Anhang 8.1 tabellarisch dargestellt. 

Durch die Konzeption des Modells der Förderung von Persönlicher Notfall-
vorsorge (M3P) als Hybridmodell mit vier Stadien können die Menschen in 
bestimmte Zielgruppen eingeteilt und die Förderinstrumente speziell auf die 
Bedürfnisse des jeweiligen Entwicklungsgrades angepasst werden. Auch eine 

44	 Die Bezeichnung M3P ist eine weitere Verkürzung des Akronyms MPPP, das für Model of 
Promotion of Personal Precaution steht. Die Bezeichnung lehnt sich an Akronyme wie PMT, 
PAPM oder HAPA an.
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Erfolgsevaluation ist über das Modell möglich:  In wiederholten Befragungen, 
so genannten Panels, kann beispielsweise nachgeprüft werden, ob die Untersu
chungsteilnehmer im Zeitverlauf anderen Vorsorgestadien zugeordnet werden 
können. Darüber hinaus kann das Modell dazu beitragen, die Annahme von 
Vorsorgeverhalten besser zu verstehen und neue Impulse für die weitere For-
schung zu liefern.
Anders als bei den Modellen der gesundheitlichen Vorsorge wird durch die 
Verknüpfung mit der Diffusionstheorie der Blickwinkel des neuen Modells 
stärker auf die Verbreitung von Vorsorge in einem sozialen System gelegt. Die 
Verbindung zwischen den Theorien des Gesundheitsverhaltens und der Diffusi-
onstheorie ist nicht unüblich: So wurde beispielsweise im US-amerikanischen 
Bundesstaat Kentucky ein landesweites Informations-Austausch-System für 
Leichenbeschauer mit Maßnahmen etabliert, die aus der Kombination von 
PAPM und Diffusionstheorie abgeleitet wurden (vgl. Walsh 2007: 452).
Die spezielle Anwendung des Modells und der daraus abgeleiteten Förder
maßnahmen auf die Situation in der Bundesrepublik Deutschland wird in den 
Kapiteln 3.2 und 3.3 mit der Anwendung des Modells auf die zuvor analysier-
ten Problemfelder (vgl. Kapitel 2.5) unter Erweiterung durch Beispiele erfolg-
reicher Förderpraxis vollzogen. 

3.1.5.2	 Darstellungsweise und Struktur des Modells

Das Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P) gliedert 
sich in zwei Hauptbereiche (vgl. Abbildung 7): das Individuum und das Soziale 
System. Diese Aufteilung wird am linken Rand der Abbildung durch die beiden 
entsprechend benannten Kästen dargestellt. Damit wird zwischen den Prozes
sen unterschieden, die innerhalb einer Person ablaufen, und den Einflüssen, die 
von außen, also dem sozialen System, auf diese Person einwirken. 
Wie das Modell die Entwicklung des Vorsorgeverhaltens innerhalb des Indivi
duums erklärt, wird in der unteren Hälfte der Abbildung gezeigt. Die vier Stadien 
werden als Koordinatensysteme dargestellt, die nur aus dem I. Quadranten 
bestehen. Dies ist auf die Zielrichtung des Modells zurückzuführen: Grundsätz-
lich geht es um die Förderung der Entwicklung des Individuums zum perma-
nenten Vorsorgeverhalten. Daher wird in dieser Grunddarstellung des Modells 
eine rein positive Entwicklung gezeigt – dies ist nur im I. Quadranten möglich. 
Dennoch kann das Modell auch einen Stadienrückschritt oder die Entscheidung 
gegen Vorsorge darstellen (vgl. Kapitel 3.1.5.5).
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Abb. 7  Das Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P)
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Auf der y-Achse jedes Koordinatensystems ist jeweils die Wahrscheinlichkeit 
des Eintretens eines für den Stadienfortschritt wesentlichen Ereignisses ska
liert. Auf der x-Achse ist die Stärke der förderlichen Einflüsse abgebildet, die 
den Übergang in das nächste Stadium bewirken sollen.
Das Ereignis, für das eine Wahrscheinlichkeit angegeben wird, wechselt je nach 
dem Stadium, in dem sich die Person gerade befindet: Im ersten Stadium ist es 
die Wahrscheinlichkeit einer Beschäftigung mit der Vorsorgenotwendigkeit, im 
zweiten Stadium die Wahrscheinlichkeit einer positiven Entscheidung für Vor-
sorge, im dritten die Wahrscheinlichkeit einer ersten Vorsorgehandlung und im 
vierten die Wahrscheinlichkeit für permanentes Vorsorgeverhalten 45.
Durch die Darstellung als Koordinatensysteme wird die Hybrid-Struktur 
des Modells, also die Mischung aus Kontinuitäts- und Stadientheorien, 
deutlich:  Innerhalb der Stadien steigt die Stärke der förderlichen Einflüsse 
bestimmter soziokognitiver Variablen so lange (z. B. linear) an, bis die Wahr-
scheinlichkeit eines Ereignisses (z. B. einer Entscheidung für Vorsorge) p = 1 
erreicht, das Ereignis also eintritt. Damit kann die Person dem nächsten Sta-
dium zugeordnet werden, in dem nun andere oder anders ausgeprägte sozioko-
gnitive Variablen für die weitere Entwicklung von Bedeutung sind.
In Abbildung 7 sind alle vier Stadien gleich dargestellt:  Die förderlichen Ein-
flüsse (x-Achse) scheinen dieselbe Stärke zu besitzen und die Prozesslänge 
jeweils dieselbe zu sein. Diese Darstellungsweise wurde jedoch nur wegen ihrer 
Anschaulichkeit gewählt. In der Anwendung des Modells können die einzelnen 
Koordinatensysteme sich unterscheiden und je nach Skalierung oder Prozess-
länge schmaler oder breiter sein.
Zusätzlich wird die Existenz von bestimmten Schlüsselfaktoren, z. B. finan
ziellen Anreizen oder besonderen Erfahrungen, angenommen, die aus der 
Diffusionstheorie bekannt sind (vgl. Kapitel 3.1.4). Übertragen auf das vorlie-
gende Modell kann vermutet werden, dass diese Faktoren direkt zu einer Ent-
scheidung für Vorsorge (Entscheidungsschlüssel), direkt zu einer ersten Hand-
lung (Handlungsschlüssel) oder direkt zu permanentem Vorsorgeverhalten 
(Beibehaltungsschlüssel) führen können. 

45	 Die Einteilung in vier Stadien korrespondiert mit den vier Phasen des Marketing-Modells 
AIDA (vgl. Stewart 1992: 28 ff.); sie ist jedoch nicht durch dieses Modell inspiriert. Das Akro-
nym AIDA steht für Attention, Interest, Desire und Action: Zunächst muss eine allgemeine 
Aufmerksamkeit generiert werden (Beschäftigung). Anschließend soll die Zielgruppe sich 
weitergehend mit dem Thema beschäftigen und schließlich ein Bedürfnis – also eine po-
sitive Entscheidung – für das Produkt entwickeln. Zum Schluss erfolgt die Kaufhandlung. 
Diese Stufen entsprechen in Ansätzen dem Modell M3P und unterstützen seine Annahmen.
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Die gesamte Entwicklung des Individuums ist in ein Meta-Koordinatensystem 
eingebettet: Es zeigt auf der y-Achse die Wahrscheinlichkeit permanenten Vor-
sorgeverhaltens, was als eine Kombination aller Einzelstadien zu verstehen ist. 
Die x-Achse ist als die Gesamtheit aller förderlichen Einflüsse sowie als der suk-
zessive Entwicklungsfortschritt zu verstehen, der auch als Prozessverlauf der 
Entwicklung interpretiert werden kann.

Der Bereich Soziales System in Abbildung 7 ist abermals in zwei Bereiche auf-
geteilt. 
Der obere Bereich stellt schematisch die Diffusion der Vorsorgeinnovation dar. 
In der Mitte ist dazu der Träger der Innovation zu sehen, von dem alle Diffu-
sions- und Förderanstrengungen ausgehen. Diese verbreiten sich im sozialen 
System mittels professioneller und nicht-professioneller Multiplikatoren sowie 
über das Mediensystem. Die schwarzen Pfeile symbolisieren mögliche Kon-
takte zwischen dem Diffusions- bzw. Fördersystem und dem Individuum:  So 
kann der Träger der Vorsorgeinnovation direkt mit ihm in Kontakt treten oder 
auch vermittelt durch Multiplikatoren, durch das Mediensystem oder durch 
Menschen, die unwissentlich als Multiplikatoren fungieren.
Im unteren Bereich des sozialen Systems sind die Faktoren der Förderung nach 
Stadien differenziert aufgeführt:  Jeweils oberhalb des entsprechenden Stadi
ums werden diejenigen soziokognitiven Variablen als spitz zulaufende Kästen 
präsentiert, die besonders stark für den Übergang in das nächste Stadium von 
Bedeutung sind. Sie werden daher als Hauptvariablen bezeichnet. Dies bedeu-
tet jedoch nicht, dass sie nur in dem Stadium wirksam sind, über dem sie auf-
geführt werden. In den anderen Stadien ist ihre Wirkung nach den bisherigen 
Erkenntnissen nur wesentlich geringer. 

Das Zusammenwirken der Hauptvariablen innerhalb der Stadien ist in der 
Formel in der Mitte des Modells dargestellt, die auch im Folgenden aufgeführt 
wird: 
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Die Formel berechnet die Stärke der förderlichen oder hinderlichen Einflüsse 
pro Stadium, deren Werte auf der x-Achse des jeweiligen Stadiums abgebildet 
werden können. Die Stärke der Einflüsse wird hier verstanden als die Sum
me der Ausprägungen (d. h. Werte x) der Variablen k bis K (zweites Summen
zeichen). 
Grundlegend wird also angenommen, dass sich die Werte der Hauptvaria-
blen k bis K (also xk) additiv zueinander verhalten. Dies erscheint als die ein-
zig sinnvolle Kombination der Variablen, durch die sich die Einflüsse hinder-
licher Ausprägungen (d. h. negativer Werte x), förderlicher Ausprägungen (d. h. 
positiver Werte x) und neutraler Ausprägungen (d. h. Null) am besten zu einer 
Beurteilung der Gesamtwirkung der Hauptvariablen kombinieren lassen. Als 
Skalierung für die einzelnen Hauptvariablen bietet es sich also im Rahmen der 
Berechnung an, förderliche Ausprägungen mit positiven Werten, hinderliche 
Ausprägungen mit negativen Werten und neutrale Ausprägungen mit Null zu 
codieren.

Betrachtet man nur eine Person (N = 1), so hat das erste Summenzeichen keine 
Bedeutung. Betrachtet man jedoch eine größere Gruppe von Menschen, so lässt 
sich aus den Gesamtwerten jedes Einzelnen pro Stadium (x n) für die Untersu-
chungsteilnehmer n bis N ein Mittelwert errechnen. Dieser gibt an, ob je Sta-
dium insgesamt eher ein hinderlicher oder förderlicher Einfluss vorliegt.
Mit der Formel lassen sich einige Annahmen des Modells überprüfen. Errechnet 
man die Werte in einer Gruppe von Menschen beispielsweise für die Variablen, 
die für den Übergang von Stadium 2 nach Stadium 3 verantwortlich sind, so 
ergibt sich folgende Überlegung: Bei denjenigen aus der betrachteten Gruppe, 
die Stadium 1 zugeordnet werden, sollten die Werte dieser Variablen insge-
samt einen hinderlichen Einfluss zeigen – sonst wären diese Personen nach den 
Modellannahmen weiter entwickelt. In Stadium 2 sollten die Werte weniger 
hinderlich ausfallen und in Stadium 3 einen insgesamt förderlichen Einfluss 
offenbaren. Dies ist darauf zurückzuführen, dass diejenigen Untersuchungs-
teilnehmer mit den förderlichsten Werten den Übergang nach Stadium 3 schaf-
fen, also vor allem dort zu finden sind. Auch in Stadium 4 sollten die Werte 
weiterhin insgesamt einen förderlichen Einfluss zeigen. Kann dieses Phänomen 
für die Werte einer empirischen Untersuchung nachvollzogen werden, wäre das 
ein Hinweis auf das Zutreffen der Modellannahmen.
Ergänzt wird die Formel durch die nicht kontrollierbare Variable Vy, die bei-
spielsweise situative, persönliche oder unbekannte Gegebenheiten einschließt. 
Sie ist kaum erforschbar, letztlich jedoch allen anderen Variablen überlegen 
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und kann eine bestimmte Entscheidung oder ein bestimmtes Verhalten schein-
bar ohne jede theoretische Erklärung herbeiführen 46. Sie kann den Einfluss aller 
anderen Variablen in positiver oder negativer Richtung vollständig ausgleichen 
oder umkehren. Die Variable Vy kann in vielen Fällen aber auch gar keine Rolle 
spielen. Dann würde ihr Wert als Null oder nahe Null interpretiert werden.
Die höchste Wahrscheinlichkeit eines Übergangs in das nächste Stadium be
steht vermutlich an dem Punkt, an dem alle Werte am stärksten in die positive 
Richtung entwickelt sind. Dies muss jedoch nicht zwangsläufig der Fall sein. 
Der Wechsel in ein höheres Stadium ist auch früher möglich – beispielsweise 
wenn eine der Variablen besonders stark ausgeprägt ist, eine bestimmte Aus-
prägungshöhe bei allen Variablen erreicht ist oder ein Schlüsselfaktor seine 
Wirkung entfaltet (vgl. Kapitel 3.1.5.5). 

3.1.5.3	 Stadienentwicklung des Individuums

Im Folgenden werden die vier Stadien des Modells der Förderung von Persön-
licher Notfallvorsorge vorgestellt sowie die Variablen und Prozesse, die für die 
jeweiligen Stadienübergänge von Bedeutung sind.

3.1.5.3.1	 Prä-kognitives Stadium

Im prä-kognitiven Stadium findet keine Beschäftigung mit der Vorsorgenotwen-
digkeit statt, da die betreffende Person kein oder nur sehr wenig Wissen über sie 
besitzt. Die Bezeichnung Vorsorgenotwendigkeit ersetzt hier die Begriffe Gefahr 
oder Risiko. Der neue Begriff verweist darauf, dass es für die Person nicht um die 
Beschäftigung mit einer abstrakten Gefahr oder einem abstrakten Risiko geht, 
sondern um eine von der Person individuell empfundene Notwendigkeit zur 
Vorsorge. 
Ziel der Fördermaßnahmen für Personen, die dem ersten Stadium zugeordnet 
werden können, ist es also, sie dazu zu bewegen, sich mit der Vorsorgenot-
wendigkeit zu beschäftigen.47 Die Wahrscheinlichkeit p = 1 im ersten Koordi-
natensystem bzw. Stadium bedeutet daher, dass sich die betreffende Person 
mit der Vorsorgenotwendigkeit auseinandersetzt und damit dem zweiten 

46	 Vgl. Schwarzer 1992: 235, 23

47	 Ein solches erstes Stadium existiert im PAPM und in der Diffusionstheorie, jedoch nicht 
im HAPA.
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Stadium zugeordnet werden kann. Um diesen Zustand zu erreichen, muss die 
Stärke der Hauptvariablen (skaliert auf der x-Achse) so lange erhöht werden, 
bis die Person beginnt, über die Notwendigkeit von Vorsorge nachzudenken. 
Im ersten Stadium muss lediglich die Hauptvariable Wissen 48 beeinflusst 
werden. 

Hauptvariable 1.1: Wissen 
über die Vorsorgenotwendigkeit [statt Gefahr]

hinderlich
Sekundäre,  

vermittelnde Variablen
förderlich

•	 Keine Kommunikation
•	 Kommunikation, die kein 

Wissen in Bezug auf die 
Vorsorgenotwendigkeit 
schafft oder ein unrealis-
tisches und unzutreffendes 
Bild vermittelt

Kommunikation

•	 Kommunikation findet statt.
•	 Kommunikation vermittelt 

passendes Wissen in Bezug 
auf die Vorsorgenotwen-
digkeit.

•	 Es werden keine Erfah-
rungen gemacht und daher 
kein Wissen in Bezug auf 
die Vorsorgenotwendigkeit 
generiert.

Spezialfall:  
Erfahrung

•	 Erfahrungen führen zu einem 
Wissen in Bezug auf die 
Vorsorgenotwendigkeit.

•	 Es werden keine simulierten 
Erfahrungen angeboten und 
daher kein Wissen in Bezug 
auf die Vorsorgenotwendig-
keit generiert.

Spezialfall:  
Simulierte Erfahrung

(Öffentliche Übungen oder 
Demonstationen)

•	 Simulierte Erfahrungen 
führen zu einem Wissen in 
Bezug auf die Vorsorgenot-
wendigkeit.

Abb. 8  Hauptvariable 1.1 – Wissen

Die als Kasten mit Spitze dargestellte Hauptvariable aus der Gesamtübersicht 
des Modells (vgl. Abb. 7) ist in Abbildung 8 differenzierter dargestellt. Sie ent-
hält nun eine Tabelle mit drei Spalten. Die erste Spalte ganz links trägt die 
Bezeichnung hinderlich, die zweite Spalte die Bezeichnung sekundäre, vermit-

48	 Diese Variable wird auch für das erste Stadium im PAPM und in der Diffusionstheorie 
genannt.
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telnde Variablen, die rechte Spalte wurde mit förderlich gekennzeichnet. Eine in 
dieser Weise aufgebaute Tabelle findet sich auch bei allen Hauptvariablen der 
folgenden Stadien.
Zentraler Zweck der Tabelle ist es, sekundäre bzw. vermittelnde Variablen für 
die Hauptvariable aufzuführen. Damit wird versucht, die zahlreichen von 
PMT, PAPM, HAPA und Diffusionstheorie genannten Einflussvariablen stärker 
zu strukturieren. In vielen Fällen kann darauf geschlossen werden, dass eine 
bestimmte Variable den Stadienfortschritt nicht direkt beeinflusst, sondern 
zunächst nur eine oder mehrere der Hauptvariablen, die dann den Fortschritt in 
ein höheres Stadium unmittelbarer begünstigen. Zudem lassen sich die vermit-
telnden Variablen recht einfach mit konkreten Fördermaßnahmen verknüpfen 
(vgl. Kapitel 3.3).

Die Einteilung der vermittelnden Variablen in die Ausprägungen hinderlich und 
förderlich bezieht sich darauf, dass die Hauptvariable einerseits so beeinflusst 
werden kann, dass sie sich in einer für Annahme des Vorsorgeverhaltens för-
derlichen Weise entwickelt. Andererseits können die vermittelnden Variablen 
auch so auf die Hauptvariable einwirken, dass sie die Vorsorgeförderung behin-
dern. Damit soll die Unterscheidung in positive und negative Variablen, die die 
verschiedenen zugrunde liegenden Modelle häufig vorschlagen, überwunden 
werden. Letztlich können alle Variablen sich positiv oder negativ auswirken. 
Dies ist lediglich eine Frage der Ausprägung:  So ist die Wahrnehmung hoher 
Kosten für die Annahme von Vorsorgeverhalten eher hinderlich, während die 
Wahrnehmung hoher Risiken sich eher förderlich auswirkt. 

Im ersten Stadium wird zur Hauptvariablen Wissen als erste vermittelnde 
Variable Kommunikation aufgeführt. Kommunikation kann Wissen schaffen. 
Daher wäre eine förderliche Ausprägung dieser vermittelnden Variablen, dass 
Kommunikation überhaupt stattfindet, während eine negative Ausprägung 
das Fehlen von Kommunikation wäre. Gleichzeitig kann sich auch die Art der 
Kommunikation unterschiedlich auswirken: Die fehlerhafte Darstellung einer 
Gefahr wird sich beispielsweise eher hinderlich auf die Annahme von Vorsorge 
auswirken.
Als weitere vermittelnde Variable wird hier ein Spezialfall des Wissenserwerbs 
angegeben:  Durch Erfahrungen können Menschen Wissen über die Vorsorge-
notwendigkeit erlangen. Erfahrungen lassen sich nur schwer künstlich gene
rieren – im Ansatz ist dies aber über die Teilnahme an Übungen oder Demon
strationen (simulierte Erfahrungen) möglich.
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Erfahrungen werden im weiteren Verlauf des Textes immer wieder angespro
chen, da sie auch als Schlüsselfaktoren fungieren und direkt zum Vorsorgever-
halten führen können. 

3.1.5.3.2	 Prä-intentionales Stadium

Das zweite Stadium beginnt, sobald sich das Individuum mit der Vorsorgenot-
wendigkeit beschäftigt. Entscheidend ist es, sich die Vorstellung zu vergegen-
wärtigen, dass das Koordinatensystem des zweiten Stadiums in dieser Grund-
darstellung seinen Nullpunkt an der Stelle hat, an der die Wahrscheinlichkeit 
des vorhergehenden Stadiums den Wert p = 1 erreicht. Im zweiten Stadium wird 
auf der y-Achse die Wahrscheinlichkeit einer positiven Entscheidung für Vor-
sorge angegeben (vgl. Abbildung 7). Daher wird dieses Stadium in Anlehnung 
an HAPA als prä-intentionales Stadium bezeichnet.
Auf der x-Achse ist erneut die Stärke der förderlichen Einflüsse skaliert, die den 
Fortschritt in das nächste Stadium begünstigen. Diesmal handelt es sich um 
vier Hauptvariablen, die zusätzlich noch von vielen vermittelnden Variablen 
beeinflusst werden. Zu finden sind diese wiederum in den oberhalb des Koor-
dinatensystems liegenden, spitz zulaufenden Kästen und den darin enthal-
tenen Tabellen. Die große Anzahl von vermittelnden Variablen lässt sich darauf 
zurückführen, dass dieses Stadium bisher am besten untersucht wurde, da es 
weitgehend dem Untersuchungsbereich der Kontinuitätstheorien entspricht. 
Zur Erforschung dieses Stadiums haben aber auch Stadientheorien ganz ent-
scheidend beigetragen.

Eine Person, die diesem Stadium zugeordnet werden kann, besitzt ein grund-
legendes Wissen über die Vorsorgenotwendigkeit und hat sich mit dem Thema 
auseinandergesetzt, wenn auch möglicherweise nur minimal. Die Person ist 
aber noch zu keiner Entscheidung in Bezug auf die Annahme von Vorsorgever-
halten gelangt. Ziel aus Sicht der Vorsorgeförderung ist es daher, die betref
fende Person in diesem Stadium zu einer positiven Entscheidung für Vorsorge 
zu bewegen. 
Drei der Hauptvariablen von Stadium 2, Risikowahrnehmung, Ergebniserwar-
tung und Selbstwirksamkeitserwartung, werden von fast allen Kontinuitäts- und 
Stadientheorien in dieser Phase genannt und sind empirisch gut belegt. Auch 
wenn im HAPA Kostenerwartungen nicht genannt werden, so ist diese Variable 
dennoch Bestandteil der anderen Modelle und wird daher hier berücksichtigt. 
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Laut HAPA ist die Reihenfolge der drei Hauptvariablen so festgelegt, wie sie von 
links nach rechts im Modell angeordnet sind:  Zunächst muss eine Person für 
sich klären, ob sie sich bedroht fühlt. Anschließend wird, falls das grundlegend 
der Fall ist, nach Möglichkeiten Ausschau gehalten, diese Bedrohung zu redu-
zieren oder abzuwehren. Dabei wird die Person besonders darauf achten, ob ihr 
die Vorsorgemaßnahmen als effektiv erscheinen und welche Kosten im Sinne 
von Geld, Zeit, Anstrengung und Vergnügungseinbußen zu investieren sind. 
Als letztes wird sich die Person eine Meinung darüber bilden, ob sie in der Lage 
ist, die Vorsorge auszuführen. HAPA postuliert, dass Selbstwirksamkeitserwar-
tungen den unmittelbarsten Einfluss auf die Bildung einer Vorsorgeabsicht ent-
falten. Die genannten Bewertungsprozesse, deren Modellierung sich stark an 
PMT anlehnt, können in Sekundenschnelle ablaufen. 
An den Bewertungsprozessen ist auch das Zusammenspiel der Variablen gut 
erkennbar. Trotz des unvollständig ausgeprägten förderlichen Einflusses aller 
Variablen kann es zu einem frühen Sprung ins nächste Stadium kommen: Selbst 
jemand, der sich nur gering bedroht fühlt, kann sich für Vorsorge entschei-
den, sofern seine Ergebnis- und Selbstwirksamkeitserwartungen hoch und die 
Kostenerwartungen niedrig sind.

Die Hauptvariablen werden erneut durch eine ganze Reihe von sekundären 
bzw. vermittelnden Variablen beeinflusst, die in den entsprechenden Tabellen 
im Folgenden aufgeführt sind (vgl. Abbildungen 9-12). 
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Hauptvariable V2.1: Risikowahrnehmung

hinderlich Sekundäre,  
vermittelnde Variablen

förderlich

Psychologische (vor allem) kognitive Faktoren

•	 Es wird kein Wissen über 
die Vorsorgenotwendigkeit 
verbreitet.

•	 Die Relevanz der Vorsor-
genotwendigkeit wird nicht 
deutlich gemacht.

Wissen

•	 Es wird Wissen über die 
Vorsorgenotwendigkeit 
verbreitet.

•	 Die Relevanz der Vorsorge-
notwendigkeit wird deutlich 
gemacht.

•	 Ständige Erfahrungen und 
Konfrontationen mit Scha-
densereignissen führen zur 
Abstumpfung.

•	 Schadensereignisse werden 
zudem schnell vergessen.

Spezialfall:  
Erfahrung

•	 Erfahrungen mit einer Gefahr 
oder einem Schadensereig-
nis führen häufig kurzfristig 
zu einer erhöhten Risiko-
wahrnehmung.

•	 Keine Nutzung simulierter 
Erfahrungen

•	 Simulierte Erfahrungen, die 
die Relevanz der Vorsorge-
notwendigkeit nicht deutlich 
machen

Spezialfall:  
Simulierte Erfahrung

(Ausprobieren, 
Demonstration, Ergebniser-
wartung, Selbstwirksamkeit, 

Kostenerwartung)

•	 Nutzung simulierter Erfah-
rungen, die den Menschen 
die Relevanz der Vorsor-
genotwendigkeit deutlich 
machen

•	 Zu hohe Komplexität Komplexität
(Eigenschaft von Vorsorgever-

halten und Wissen)

•	 Möglichst optimale Vorsorge 
bei möglichst geringer 
Komplexität

•	 Keine Beachtung der 
kognitiven Heuristiken

Kognitive Heuristiken
(Verfügbarkeit, Überschätzung 
der eigenen Urteilsfähigkeit, 

Kontextgebundenheit, Vermei-
dung kognitiver Dissonanz)

•	 Beachtung der kognitiven 
Heuristiken

•	 Keine Beachtung der Merk-
male der Risiko-Folgen

Merkmale der Risiko-Folgen
(Katastrophenpotenzial, 

Schrecklichkeit, Betroffenheit, 
Unmittelbarkeit, Reversibilität)

•	 Beachtung der Merkmale der 
Risikofolgen

Abb. 9  Hauptvariable 2.1 – Risikowahrnehmung
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Hauptvariable V2.2: Ergebniserwartung

hinderlich Sekundäre,  
vermittelnde Variablen

förderlich

Psychologische (vor allem) kognitive Faktoren

•	 Kein Wissen wird vermittelt.
•	 Vermitteltes Wissen zeigt 

nicht die Wirksamkeit der 
Vorsorgemaßnahmen.

Wissen

•	 Wissen wird vermittelt und 
zeigt die Wirksamkeit der 
Vorsorgemaßnahmen.

•	 Schlechte Erfahrungen: Un-
wirksamkeit von Vorsorge-
maßnahmen wurde erlebt.

Spezialfall:  
Erfahrung

•	 Gute Erfahrungen: Wirksam-
keit von Vorsorgemaßnah-
men wurde erlebt.

•	 Keine simulierten Erfah-
rungen

•	 Simulierte Erfahrungen, die 
die Wirksamkeit nicht deut-
lich machen

Spezialfall:  
Simulierte Erfahrung

(Ausprobieren, Demonstration, 
Ergebniserwartung, 
Selbstwirksamkeit, 
Kostenerwartung)

•	 Simulierte Erfahrungen, die 
den Menschen die Wirksam-
keit deutlich machen

•	 Zu hohe Komplexität Komplexität
(Eigenschaft von Vorsorgever-

halten und Wissen)

•	 Möglichst optimale Vorsorge 
bei möglichst geringer 
Komplexität

•	 Zu geringe Übertragbarkeit Übertragbarkeit
(Eigenschaft von Vorsorgever-

halten und Wissen)

•	 Hohe Übertragbarkeit

Soziologische Faktoren

•	 Keine Identifikation und 
Nutzung entsprechender 
Zielgruppen

Soziodemografische 
Faktoren

•	 Identifikation und Nutzung 
entsprechender Zielgruppen

•	 Sozialer Druck bewirkt nega-
tive Ergebniserwartung.

Sozialer Druck
(Beobachtung von anderen, 
Vermeidung von Respekt
verlust, Vermeidung von 

Konflikten, Werte, Weltan-
schauung, Übertragbarkeit)

•	 Sozialer Druck bewirkt posi-
tive Ergebniserwartung.

•	 Vertrauen kann nicht aufge-
baut werden.

•	 Misstrauen entsteht.
Vertrauen

•	 Vertrauen kann aufgebaut 
werden.

Abb. 10  Hauptvariable 2.2 – Ergebniserwartung
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Hauptvariable V2.3: Kostenerwartung

hinderlich Sekundäre,  
vermittelnde Variablen

förderlich

Psychologische (vor allem) kognitive Faktoren

•	 Kosten sind oder scheinen 
zu hoch.

Höhe der Kosten
(Geld, Zeit, Aufwand,  

Genussverzicht)

•	 Kosten sind oder scheinen 
akzeptabel.

•	 Kein Wissen wird vermittelt.
•	 Vermitteltes Wissen lässt die 

Kosten als zu hoch erscheinen.
Wissen

•	 Wissen wird vermittelt und 
zeigt, dass die Kosten 
akzeptabel sind.

•	 Schlechte Erfahrungen: Zu 
hohe Kosten von Maßnah-
men wurden erlebt.

Spezialfall: Erfahrung
•	 Gute Erfahrungen: Kosten 

wurden als akzeptabel 
erlebt.

•	 Keine simulierten Erfahrungen
•	 Simulierte Erfahrungen, 

die die Kosten als zu hoch 
erscheinen lassen

Spezialfall: 
Simulierte Erfahrung

(Eigenschaft von Vorsorgever-
halten und Wissen)

•	 Simulierte Erfahrungen, 
die den Menschen deutlich 
machen, dass die Kosten 
akzeptabel sind

•	 Zu hohe Komplexität Komplexität
(Eigenschaft von Vorsorge

verhalten und Wissen)

•	 Möglichst optimale Vorsorge 
bei möglichst geringer 
Komplexität

•	 Zu geringe Übertragbarkeit Übertragbarkeit
(Eigenschaft von Vorsorgever-

halten und Wissen)

•	 Hohe Übertragbarkeit

Soziologische Faktoren

•	 Keine Identifikation und 
Nutzung entsprechender 
Zielgruppen

Soziodemografische 
Faktoren

•	 Identifikation und Nutzung 
entsprechender Zielgruppen

•	 Soziale Kosten erscheinen 
zu hoch (bei Übernahme des 
Vorsorgeverhaltens)

Soziale Kosten
(Beobachtung von anderen, 
Vermeidung von Respekt
verlust, Vermeidung von 

Konflikten, Werte, Weltan-
schauung, Übertragbarkeit)

•	 Soziale Kosten erscheinen 
gering (bei Übernahme des 
Vorsorgeverhaltens)

•	 Vertrauen kann nicht aufge-
baut werden.

•	 Misstrauen entsteht.
Vertrauen

•	 Vertrauen kann aufgebaut 
werden.

Abb. 11  Hauptvariable 2.3 – Kostenerwartung
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Hauptvariable V2.4: Selbstwirksamkeitserwartungen

hinderlich Sekundäre,  
vermittelnde Variablen

förderlich

Psychologische (vor allem) kognitive Faktoren

•	 Kein Wissen wird vermittelt.
•	 Vermitteltes Wissen vermin-

dert den Glauben der Men-
schen daran, dass sie das 
Vorsorgeverhalten umsetzen 
können.

Wissen

•	 Wissen wird vermittelt und 
verstärkt den Glauben der 
Menschen daran, dass 
sie das Vorsorgeverhalten 
umsetzen können.

•	 Schlechte Erfah-
rungen: Selbstwirksamkeit in 
Bezug auf das Vorsorgever-
halten wurde nicht erlebt.

Spezialfall: Erfahrung

•	 Gute Erfahrungen: Selbst-
wirksamkeit in Bezug auf 
das Vorsorgeverhalten wurde 
erlebt.

•	 Keine simulierten Erfahrungen
•	 Simulierte Erfahrungen, die 

die Selbstwirksamkeitser-
wartungen der Menschen 
verstärken oder verringern

Spezialfall: 
Simulierte Erfahrung

(Ausprobieren, Demonstration, 
Ergebniserwartung, 
Kostenerwartung)

•	 Simulierte Erfahrungen, die 
die Selbstwirksamkeitser-
wartungen der Menschen 
stärken

•	 Zu hohe Komplexität 
verringert Selbstwirksam-
keitserwartungen.

Komplexität
(Eigenschaft von Vorsorge

verhalten und Wissen)

•	 Möglichst optimale Vorsorge 
bei möglichst geringer 
Komplexität stärkt Selbst-
wirksamkeitserwartungen

•	 Zu geringe Übertragbarkeit Übertragbarkeit
(Eigenschaft von Vorsorgever-

halten und Wissen)

•	 Hohe Übertragbarkeit

Soziologische Faktoren

•	 Keine Identifikation und 
Nutzung entsprechender 
Zielgruppen

Soziodemografische 
Faktoren

•	 Identifikation und Nutzung 
entsprechender Zielgruppen

•	 Fehlende soziale Unterstüt-
zung schwächt Selbstwirk-
samkeitserwartung oder 
verstärkt sie nicht.

Soziale Unterstützung
•	 Soziale Unterstützung 

stärkt Selbstwirksamkeits
erwartung.

•	 Vertrauen kann nicht aufge-
baut werden.

•	 Misstrauen entsteht.
Vertrauen

•	 Vertrauen kann aufgebaut 
werden.

Abb. 12  Hauptvariable 2.4 – Selbstwirksamkeitserwartungen
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Im Unterschied zum ersten Stadium fällt eine erweiterte Unterteilung der 
Tabellen mit den vermittelnden Variablen auf, nämlich in psychologische Fakto
ren, bei denen es sich vor allem um kognitive Variablen handelt, und in soziolo-
gische Faktoren. 

Bei den psychologischen Faktoren spielt erneut die Variable Wissen eine wich-
tige Rolle 49. Während dieser Faktor im ersten Stadium noch Hauptvariable war, 
kann hier angenommen werden, dass Wissen keinen direkten Einfluss auf die 
Entscheidung für oder gegen Vorsorge ausübt. Vielmehr beeinflusst spezielles 
Wissen vor allem die Bewertungsprozesse hinsichtlich der Hauptvariablen 
Risikowahrnehmung und der Ergebnis-, Kosten- und Selbstwirksamkeitser-
wartungen. Fördermaßnahmen sollten also berücksichtigen, dass speziell 
Informationen zu diesen Hauptvariablen und möglichst in der angegebenen 
Reihenfolge den Zielgruppen zur Verfügung gestellt werden. 
Als Sonderfall von Wissen ist hier erneut Erfahrung aufgeführt. Häufig wird den 
Erfahrungen mit einem Schadensereignis eine zentrale Rolle bei der Annahme 
von Vorsorgeverhalten zugesprochen (vgl. Drabek 1986:  323 ff.). Erfahrungen 
können sowohl Schlüsselfaktoren sein als auch einen Einfluss auf die Haupt
variable ausüben. 
Obwohl wirkliche Erfahrungen, wie das Durchleben eines Wohnungsbrandes, 
sich nicht künstlich erzeugen lassen, können sie simuliert werden. Dies ist 
beispielsweise über die Teilnahme an Übungen, in Kursen, in Simulations
umgebungen oder, als schwächste Möglichkeit, in Filmen möglich. Simulierte 
Erfahrungen entsprechen den Forderungen der Diffusionstheorie nach der 
Möglichkeit, Vorsorgeinnovationen ausprobieren zu können oder wenigstens 
demonstriert zu bekommen. Es kann angenommen werden, dass die Variable 
Erfahrung auf alle Hauptvariablen wirkt. 

Für eine erfolgreiche Förderung muss das vermittelte Wissen in besonde-
rer Weise aufbereitet werden, und zwar in Bezug auf zwei weitere sekundäre 
Variablen, die aus der Diffusionstheorie bekannt sind:  Komplexität und Über-
tragbarkeit. Um eine Entscheidung für Vorsorge zu erreichen, sollte das Wissen 
möglichst wenig komplex sein und sich möglichst gut auf schon bestehende 
Verhaltensweisen und Ideen übertragen lassen. 
 

49	 Die vermittelnde Variable Kommunikation im ersten Stadium wird implizit in die Ausprä-
gungen von Wissen in den anderen Stadien integriert.
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Diese beiden Anforderungen an das vermittelte Wissen lassen sich auch auf die 
Konzeption der Persönlichen Notfallvorsorge anwenden 50: Nicht nur die Förder-
maßnahmen müssen sich an einer geringen Komplexität und einer hohen Über-
tragbarkeit orientieren, um erfolgreich zu sein, sondern auch das geförderte 
Vorsorgekonzept. Daran wird deutlich, dass Persönliche Notfallvorsorge neben 
der besten Wirksamkeit in Bezug auf die Schadensvermeidung oder -minde-
rung auch die Umsetzbarkeit im Sinne einer Akzeptanz durch die Bevölkerung 
berücksichtigen muss. Eine Anpassung des Vorsorgekonzepts an das Förder-
konzept wird auch bei verschiedenen anderen Variablen angeregt.

Im Fall der Hauptvariablen Risikowahrnehmung werden zusätzlich zu den be
reits beschriebenen vermittelnden Variablen alle psychologischen Erkenntnisse 
zur Entstehung von Risikowahrnehmung mit einbezogen (vgl. Kapitel 3.1.2.2). 

Die soziologischen Faktoren beziehen sich auf die Zugehörigkeit und Bezie-
hung von Einzelpersonen zu verschiedenen Gruppen. Auch im Zusammen-
hang mit Vorsorge werden immer wieder soziodemografische Eigenschaften 
genannt, denen ein Einfluss auf die Vorsorgebereitschaft zugesprochen wird. In 
einem elaborierten Förderungssystem können diese Faktoren genutzt werden. 
Zu den Vorsorge begünstigenden soziodemografischen Faktoren zählen Kin-
der im Schulalter (im Haushalt), Hauseigentum, hohes soziales Engagement, 
höheres Alter, höhere Bildung, höheres Einkommen sowie eine starke Gemein-
deverbundenheit (vgl. Perry 1990: 47; Lindell 2000: 478 ff.; Tierney 2001b: 157 
ff.; Peek 2002: 519). 
In Bezug auf die Risikowahrnehmung wird die Zugehörigkeit zu einer sozialen 
Gruppe als sehr bedeutsam angesehen (vgl. Kapitel 3.1.2.3). Daher scheint die 
Identifikation von wichtigen Gruppen, Strömungen und Subkulturen sowie 
deren gezielte Ansprache eine große Bedeutung zu haben. Die Nutzung von 
sozialen Subsystemen in der Vorsorgeförderung besitzt Eigenschaften eines 
Multiplikatorensystems, das im weiteren Verlauf der Studie eine zentrale Rolle 
einnehmen wird. 

Auch wenn sich der Fokus bei den einzelnen soziologischen vermittelnden Vari-
ablen unterscheidet, so geht es im Grunde immer um für die Annahme von Vor-

50	 Dies wird durch die Anmerkung Eigenschaft von Vorsorgeverhalten und Wissen unter den 
beiden vermittelnden Variablen Komplexität und Übertragbarkeit in der Tabelle deutlich 
gemacht.
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sorgeverhalten hinderliche oder förderliche Interaktionen mit der Gruppe (vgl. 
Abbildungen 9-12). 
Die Variable sozialer Druck kann sich beispielsweise förderlich oder hinderlich 
auf die Ergebniserwartung oder die Risikowahrnehmung auswirken. Wird der 
herrschenden Gruppenmeinung nicht gefolgt, kann die vermittelnde Varia-
ble soziale Kosten stark ansteigen, was auch die Kostenerwartungen insgesamt 
negativ beeinflussen würde. Soziale Unterstützungen schließlich, im Sinne von 
Anleitung und Beratung, sind besonders wichtig, um die Selbstwirksamkeits
erwartungen von Personen zu erhöhen. 
Die soziale Unterstützung geht direkt in einen weiteren Bereich über, der auf 
alle Hauptvariablen einen Einfluss haben kann: Neben einem Druck, der durch 
die soziale Umgebung aufgebaut wird, ist für die Wirksamkeit nahezu aller För-
dermaßnahmen auch Vertrauen wichtig. Die Bevölkerung sollte Vertrauen zu 
den Multiplikatoren der Persönlichen Notfallvorsorge aufbauen – genauso wie 
zur Vorsorge selbst. Dies kann vor allem dadurch geschehen, dass die Menschen 
in die Planungs- und Konzeptionsprozesse einbezogen werden, dass keine Tat-
sachen verschwiegen oder manipuliert werden und ein partnerschaftliches 
Miteinander realisiert wird. 

3.1.5.3.3	 Prä-aktionales Stadium

Hat eine Person die Entscheidung für Vorsorgeverhalten getroffen, kann sie 
dem dritten, prä-aktionalen Stadium zugeordnet werden. Auf der y-Achse ist nun 
die Wahrscheinlichkeit einer Handlung dargestellt, während die x-Achse wie-
der der summierten Stärke der Hauptvariablen entspricht (vgl. Abbildung 7). 
Hier gilt es also, die Person so zu unterstützen, dass sie ihre Entscheidung in 
eine Handlung umsetzt. Dass dies bei Menschen, die eine entsprechend posi-
tive Entscheidung getroffen haben, nicht selbstverständlich ist, wurde hinrei-
chend gezeigt (vgl. Kapitel 3.1.3). Dennoch ist eine starke Absicht ein wichtiger 
Faktor. Es sollte sichergestellt werden, dass die Entscheidung für Vorsorge wirk-
lich getroffen, also das vorherige Stadium vollständig abgeschlossen wurde. Die 
wichtigsten Stadienvariablen sind in den Abbildungen 13 bis 15 dargestellt.
 



Empirische Untersuchung der Realisierung von Maßnahmen zur Erhöhung der Selbstschutzfähigkeit  |  Band 15

130

Hauptvariable V3.1: Absicht

hinderlich
Sekundäre,  

vermittelnde Variablen
förderlich

Psychologische (vor allem) kognitive Faktoren

•	 gering ausgeprägte Absicht Erfolgreicher Abschluss des 
vorherigen Stadiums 

= 
Eine starke Absicht muss 

gebildet worden sein.

•	 stark ausgeprägte Absicht

Abb. 13  Hauptvariable 3.1 – Absicht

Hauptvariable V3.2: Selbstregulation

hinderlich
Sekundäre,  

vermittelnde Variablen
förderlich

Psychologische (vor allem) kognitive Faktoren

•	 Instrumente des Planens 
werden nicht genutzt.

Ausführungsplanen
•	 Instrumente des Planens 

werden genutzt.

•	 Instrumente werden nicht 
genutzt.

Bewältigungsplanen
(im Hinblick auf Hindernisse)

•	 Instrumente werden genutzt.

Soziologische Faktoren

•	 Keine persönliche Anleitung 
oder rein medial vermittelte 
Anleitung

Anleitung
(= soziale Unterstützung)

•	 Persönliche Anleitung wird 
angeboten und durchgeführt.

Abb. 14  Hauptvariable 3.2 – Selbstregulation
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Hauptvariable V3.3: Prä-aktionale Selbstwirksamkeit

hinderlich
Sekundäre,  

vermittelnde Variablen
förderlich

Psychologische (vor allem) kognitive Faktoren

•	 Kein Ausführungswissen 
wird vermittelt.

•	 Das Ausführungswissen 
ist ungenau und gibt keine 
Antworten auf die Fragen der 
Menschen.

Wissen
(Ausführungsplanen)

•	 Ausführungswissen wird 
vermittelt.

•	 Ausführungswissen beinhal-
tet genaue Anweisungen und 
Antworten auf die Fragen der 
Zielgruppen. (Wo bekomme 
ich …? Was muss ich tun? 
Wie lange/oft muss ich das 
tun?)

•	 Zu komplexes und daher 
unverständliches Wissen

Komplexität
(im Hinblick auf Hindernisse)

•	 Möglichst viel und genaues 
Wissen bei möglichst gerin-
ger Komplexität

Soziologische Faktoren

•	 Keine persönliche Anleitung 
oder rein medial vermittelte 
Anleitung

Anleitung
(= soziale Unterstützung)

•	 Persönliche Anleitung wird 
angeboten und durchgeführt.

•	 Die benötigte Ausrüstung 
ist nicht vorhanden oder nur 
schwer oder unter großen 
Mühen zu beschaffen.

Verfügbarkeit
(= soziale Unterstützung)

•	 Die benötigte Ausrüstung 
wird direkt übergeben.

Abb. 15  Hauptvariable 3.3 – Prä-aktionale Selbstwirksamkeit

Die Forschung, die durch HAPA inspiriert wurde, zeigt, dass neben der festen 
Vorsorgeabsicht die Hauptvariable Selbstregulation eine entscheidende Rolle 
bei der Übersetzung von Absichten in Handlungen spielt. Dabei ist das Ausfüh-
rungsplanen als vermittelnde Variable von besonderer Bedeutung, da sie den 
Menschen dabei hilft, mit der Verhaltensänderung zu beginnen. Bewältigungs-
planen wiederum ist eine Methode, von vornherein Probleme und Hindernisse 
zu antizipieren und Falls-Dann-Pläne mit Lösungsmöglichkeiten zu entwi-
ckeln. Planungstechniken lassen sich aus der sozialen Umgebung durch die ver-
mittelnde Variable Anleitung initiieren und trainieren.



Empirische Untersuchung der Realisierung von Maßnahmen zur Erhöhung der Selbstschutzfähigkeit  |  Band 15

132

Eng verwoben sind die Instrumente der Selbstregulation auch mit der Haupt-
variablen prä-aktionale Selbstwirksamkeit. Ausführungsplanen und Ausfüh
rungswissen sind für die Entwicklung einer Verhaltenskompetenz entschei
dend. Das vermittelte Wissen sollte abermals nicht zu komplex sein, um die 
Selbstwirksamkeitserwartungen nicht negativ zu beeinflussen. In diesem 
Zusammenhang spielen auch die Variablen Anleitung und Verfügbarkeit eine 
wichtige Rolle 51. Es kann angenommen werden, dass sich die Unterstützung 
der Menschen, die sich für Vorsorge entschieden haben, positiv auf die Beur-
teilung der eigenen Umsetzungsfähigkeiten in Bezug auf das Vorsorgeverhalten 
auswirkt. Als Unterstützung eignet sich beispielsweise die Bereitstellung der 
geeigneten Ausstattung.

3.1.5.3.4	 Aktionales Stadium

Wird das definierte Vorsorgeverhalten mindestens einmal ausgeführt, so wech-
selt die Person in das aktionale Stadium. Es handelt sich dabei um ein komplexes 
Verhalten im Sinne der Definition von Persönlicher Notfallvorsorge, das aus einer 
Vielzahl von Handlungen besteht. Das aktionale Stadium im Modell M3P inte-
griert die post-aktionale Phase von HAPA: Alle Ausprägungen von Handeln, also 
Beginnen, Beibehalten, Aussetzen und Wiederaufnehmen, werden zusammen-
gefasst.

Auf der y-Achse ist die Wahrscheinlichkeit der Beibehaltung des Verhaltens 
abgetragen (vgl. Abbildung 7). Dies bedeutet, dass beim Wahrscheinlichkeits-
wert p = 1 ein permanentes Vorsorgeverhalten, also der höchste Entwicklungs-
grad in diesem Modell, vorliegt. Die Stadienvariablen sind in den folgenden 
Abbildungen 16 bis 18 dargestellt: 

51	 Die Variable Verfügbarkeit stammt aus PAPM und wurde im Modell der Persönlichen Notfall-
vorsorge als vermittelnde Variable in die Struktur des Modells eingefügt (vgl. Kapitel 3.1.3.4).



Kapitel 3.1

133

Hauptvariable V4.1: Erfolgreicher Abschluss der ersten Handlung

hinderlich
Sekundäre,  

vermittelnde Variablen
förderlich

Psychologische (vor allem) kognitive Faktoren

•	 Die erste Handlung wurde 
nicht erfolgreich realisiert.

Erfolgreicher Abschluss  
der ersten Handlung

•	 Die erste Handlung wurde 
erfolgreich realisiert.

Abb. 16  Hauptvariable 4.1 – Erfolgreicher Abschluss der ersten Handlung

Hauptvariable V4.2: Selbstregulation

hinderlich
Sekundäre,  

vermittelnde Variablen
förderlich

Psychologische (vor allem) kognitive Faktoren

•	 Instrumente werden nicht 
genutzt.

Bewältigungsplanen
(im Hinblick auf Hindernisse)

•	 Instrumente werden genutzt.

•	 Instrumente werden nicht 
genutzt.

Wiederherstellungsplanen
(im Hinblick auf die Wiederauf-

nahme des Verhaltens)

•	 Instrumente werden genutzt.

•	 Instrumente werden nicht 
genutzt.

Handlungskontrolle
•	 Instrumente werden genutzt.

•	 Instrumente werden nicht 
genutzt.

Meta-kognitive Abschirm- 
und Durchhaltestrategien

•	 Instrumente werden genutzt.

Abb. 17  Hauptvariable 4.2 – Selbstregulation
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Hauptvariable V4.3: Aktionale Selbstwirksamkeit

hinderlich
Sekundäre,  

vermittelnde Variablen
förderlich

Psychologische (vor allem) kognitive Faktoren

•	 Kein erfolgreicher Abschluss 
der ersten Handlung

•	 Keine Nutzung der 
Instrumente der Selbst
regulation

Beibehaltungs-
Selbstwirksamkeit

(Ausprägung der aktionalen 
Selbstwirksamkeit)

•	 Erfolgreicher Abschluss der 
ersten Handlung

•	 Nutzung der Instrumente der 
Selbstregulation

•	 Kein erfolgreicher Abschluss 
der ersten Handlung

•	 Keine Nutzung der 
Instrumente der Selbst
regulation

Wiederherstellungs- 
Selbstwirksamkeit

(Ausprägung der aktionalen 
Selbstwirksamkeit)

•	 Erfolgreicher Abschluss der 
ersten Handlung

•	 Nutzung der Instrumente der 
Selbstregulation

Abb. 18  Hauptvariable 4.3 – Aktionale Selbstwirksamkeit

Für die Beibehaltung des Vorsorgeverhaltens ist natürlich entscheidend, dass 
die erste Handlung erfolgreich realisiert wurde (Hauptvariable V4.1). Daher 
bedarf es in dieser Situation besonderer Unterstützung:  Wieder spielt die 
Selbstregulation eine zentrale Rolle, besonders bei der Beeinflussung der aktio-
nalen Selbstwirksamkeit. 
Das Ziel der Fördermaßnahmen im vierten Stadium besteht nicht darin, dass die 
betreffenden Personen tagtäglich bestimmte Handlungen ausführen müssen. 
Vielmehr ist dies nur in periodisch wiederkehrenden Phasen notwendig. Daher 
eignet sich Handlungskontrolle, beispielsweise in Form von speziellen Kalendern, 
Checklisten usw., besonders gut, um das Verhalten periodisch und dennoch per-
manent aufrechtzuerhalten. Für den Fall des Auftauchens von Hindernissen ist 
Bewältigungsplanen eine für dieses Stadium passende Strategie. Auch wenn die 
Variable Wiederherstellungsplanen bei HAPA nicht explizit genannt wird, so macht 
die Einführung einer solchen Art des Planens dennoch Sinn, da es für den Fall einer 
Unterbrechung des Vorsorgeverhaltens eine Wiederaufnahmestrategie bietet.
Schließlich können meta-kognitive Abschirm- und Durchhaltestrategien ange-
wandt werden. In Kapitel 3.1.3.5 wurden bereits soziales Einbinden (gemeinsam 



Kapitel 3.1

135

Handeln), Starthilfen (Bereitlegen benötigter Materialien) und Prioritäten set-
zen (gleiche Bedeutung geben wie zentralen Lebensbereichen) genannt (vgl. 
Mahler 2008: 79). 
Analog zu den einzelnen Planungsstrategien der Hauptvariablen Selbstregula
tion existieren im Modell zwei Formen der aktionalen Selbstwirksamkeit 52, die 
sich auf die Fähigkeiten der Menschen beziehen, das Verhalten aufrechtzuer-
halten oder nach Aussetzern wieder aufzunehmen.

3.1.5.3.5	 Wirkungsweise von Schlüsselfaktoren

Ziel des Modells M3P ist die Beschreibung der Entwicklung von Menschen zum 
permanenten Vorsorgeverhalten. Es gibt jedoch Schlüsselfaktoren, die den 
Abschluss eines oder aller Stadien direkt herbeiführen können. Diese Faktoren 
sind aus der Diffusionstheorie abgeleitet, wo sie als Handlungsschlüssel bezeich-
net werden. Für das Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge 
(M3P) wurden die Schlüssel je nach Stadium differenziert. 
Im prä-kognitiven Stadium hat ein Schlüsselfaktor keinen Sinn, da bei ver-
mehrtem Wissen ganz automatisch eine Beschäftigung mit der Vorsorgenot-
wendigkeit einsetzt. In den anderen Stadien ist jeweils links neben dem Koordi-
natensystem auf Höhe der Wahrscheinlichkeit p = 1 ein Schlüsselfaktor als Pfeil 
angegeben (vgl. Abbildung 7). Im prä-intentionalen Stadium wird der Faktor als 
Entscheidungsschlüssel bezeichnet, im prä-aktionalen Stadium als Handlungs-
schlüssel und im aktionalen Stadium als Beibehaltungsschlüssel. 
Es gibt vor allem zwei Arten von Schlüsselfaktoren:  Anreize und Erfahrungen. 
Zum ersten Bereich gehören ideelle Anerkennungen und soziale Belohnungen, die 
besonders wirksam sind, wenn sie nach außen gezeigt werden können, wie Urkun-
den, Medaillen, Uniformen usw. Gleichzeitig fallen unter diesen Bereich materi-
elle oder finanzielle Anreize, wie Subventionierungen, Steuererleichterungen 
oder ähnliche Vergünstigungen. Letztlich lassen sich Anreize auch als Vermeidung 
von Sanktionen verstehen, was den Bereich der Verpflichtung abdecken würde.
Für Anreize gilt jedoch Folgendes:  Sie führen nicht zu einer tatsächlichen Ent-
wicklung des Individuums in Richtung permanenter Notfallvorsorge, da sie nicht 
auf die für den Stadienfortschritt entscheidenden Variablen wirken. Stattdessen 
führen sie das Vorsorgeverhalten direkt herbei. Daher treffen Menschen in einem 
solchen Fall keine wirkliche Entscheidung für Vorsorge: Sie haben den Entschei-
dungs- und Entwicklungsprozess nicht durchlaufen. Aus diesem Grund kommt 

52	 Beibehaltungs-Selbstwirksamkeit und Wiederherstellungs-Selbstwirksamkeit
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es auch dazu, dass, wenn Anreize oder Verpflichtungen nicht mehr aufrechterhal-
ten werden, viele Personen wieder in ihre alten Verhaltensweisen zurückfallen.
Erfahrungen als Schlüsselfaktor sind auch keine Alternative als alleinige 
Grundlage für die Vorsorgeförderung, da sie sich künstlich (z. B. in Übungen) 
nur umständlich herbeiführen lassen und zudem schnell wieder verblassen, 
was zum Aussetzen des Vorsorgeverhaltens führen kann. 

Die genannten Einschränkungen gelten jedoch vor allem dann, wenn man sich 
bei der Vorsorgeförderung ausschließlich auf die Nutzung von Schlüsselfak-
toren beschränkt. In einem ganzheitlichen System können sie sich positiv aus-
wirken, besonders bei Zielgruppen, die der Vorsorge sehr kritisch gegenüber-
stehen. Man sollte sich jedoch ihrer Limitationen bewusst sein.

3.1.5.4	 Vorsorgeförderung im sozialen System

Oberhalb der Vorsorgestadien und der einflussreichen Variablen ist die Einbet-
tung des Individuums in das Förderungssystem abgebildet. Diese basiert weit-
gehend auf der Diffusionstheorie (vgl. Kapitel 3.1.4).
Ausgangspunkt aller Fördermaßnahmen ist ein lokaler Träger der Vorsorgeför-
derung (change agency). Dieser Träger nutzt vor allem zwei Multiplikatoren
systeme: Erstens das massenmediale System und zweitens ein interpersonales 
Multiplikatorensystem. Beide nehmen über ihre Fördermaßnahmen Einfluss auf 
die vermittelnden Variablen und damit auf die Hauptvariablen und letztlich den 
Stadienfortschritt. Der Fokus liegt allerdings hauptsächlich auf den interpersona-
len Maßnahmen, da nur diese in der Lage sind, den Großteil der Variablen gezielt 
und wirkungsvoll zu beeinflussen (vgl. Kapitel 3.1.3). Dennoch sollten stets beide 
Kommunikationssysteme zusammen genutzt werden, um die beste Wirkung 
zu erzielen. Nach Lazarsfeld (1964: 130) ist Kommunikation nämlich besonders 
wirksam, wenn sie sich über verschiedene Kanäle gleichzeitig vollzieht.
Letztlich ergänzen und verstärken sich alle Fördermaßnahmen und sollen 
nach Erreichen der kritischen Masse weitgehend selbsterhaltend werden. 
Dieser Zustand wäre als Entstehung einer allgemeinen Risikokultur in dem 
betreffenden sozialen System zu interpretieren. Dennoch müssen Förder-
maßnahmen vom Träger der Vorsorgeförderung immer weiter durchgeführt 
werden:  Bestimmte äußere Einflüsse – wie beispielsweise lange Perioden 
ohne Schadensereignisse oder neue gesellschaftliche Trends – können zu einer 
Schwächung der Risikokultur beitragen.
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Neben den vielen Interaktionen zwischen den Mitgliedern des sozialen Systems, 
die aufgrund der Aktivitäten des Trägers der Vorsorgeförderung entstehen kön-
nen, sind im oberen Teil von Abbildung 7 vor allem die Kommunikationswege 
zum dargestellten Individuum aufgeführt. Diese wurden bereits in Kapitel 
3.1.5.2 erklärt.
Entscheidend für den Erfolg der Vorsorgeförderung ist auch die Möglichkeit 
für Rückkopplungen, also bi-direktionale Kommunikationswege. Diese ermög-
lichen es den einzelnen Mitgliedern des sozialen Systems, Rückmeldungen 
zu geben und Probleme zu klären. Die Träger der Vorsorgeförderung bzw. die 
Multiplikatoren können so auf die speziellen Bedürfnisse der betreffenden Per-
sonen eingehen und dadurch weiteren positiven Einfluss ausüben. Die Feed-
back-Möglichkeit im Sinne eines rhetorischen Modells der Risikokommunika-
tion (vgl. Kapitel 3.1.2.3) ist in Abbildung 7 mit dem grünen Pfeil symbolisiert. 

3.1.5.5	 Beispielhafte Anwendung des Modells

Im folgenden Beispiel soll die Entwicklung einer Person durch das Modell der 
Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P) beschrieben werden, um 
seine Anwendbarkeit zu verdeutlichen (siehe Abbildung 19). 
Eine bestimmte Person befindet sich am Ausgangspunkt des gesamten Modells, 
d. h. am Nullpunkt des prä-kognitiven Stadiums. In diesem Zustand besitzt die 
Person keinerlei Wissen darüber, dass eine Notwendigkeit zur Vorsorge besteht; 
folglich kann die Person sich mit diesem Thema nicht auseinandersetzen.
Werden der Person nun Kommunikationsangebote gemacht, etwa in Form von 
Broschüren, Flyern, Radiowerbung, Fernsehspots oder Zeitungsartikeln, und 
nimmt die Person diese Angebote wahr, wird ein Wissen über die Vorsorgenot-
wendigkeit geschaffen. Die Person beginnt daraufhin, sich mit dieser Thematik 
auseinanderzusetzen (Wechsel nach Stadium 2). 
Das Koordinatensystem der prä-kognitiven Phase ist sehr schmal: Die Gerade 
bestehend aus der Wahrscheinlichkeit einer Beschäftigung mit der Vorsorgenot-
wendigkeit und der förderlichen Stärke der Variable Wissen steigt steil an, da für 
den entscheidenden Prozess in Stadium 1 nur eine Hauptvariable ausschlagge-
bend ist. An dem Schnittpunkt mit dem Wahrscheinlichkeitswert p = 1 beginnt 
bereits das zweite Koordinatensystem, das das prä-intentionale Stadium 
(Stadium 2) versinnbildlicht.
Durch interpersonale Kommunikation mit anderen Personen, beispielsweise 
mit Nachbarn, Freunden, Arbeitskollegen oder professionellen Helfern des 
Bevölkerungsschutzes, erhält die hier betrachtete Person weitere Impulse, 
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die die Hauptvariablen im prä-intentionalen Stadium (Risikowahrnehmung, 
Ergebniserwartung, Kostenerwartung, Selbstwirksamkeitserwartung) derge-
stalt beeinflussen können, dass sie den Fortschritt ins nächste Stadium fördern.

Abb. 19  Beispielhafte Anwendung des Modells der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P)

Im geschilderten Beispiel (vgl. Abbildung 19) wirken sich die Hauptvariablen 
zunächst tatsächlich so aus. Deshalb steigt auch die Wahrscheinlichkeit einer 
positiven Entscheidung für Vorsorge (vgl. Gerade in Stadium 2). 
Dann gelangt die Person allerdings an einen Punkt, an dem sie sich bereits vor 
der höchstmöglichen Ausprägung der Variablen gegen Vorsorgeverhalten ent-
scheidet. Möglicherweise hat eine besonders nahestehende Bezugsperson in 
Gesprächen dazu beigetragen, dass das Risiko fortan als gering und Vorsorge-
maßnahmen als teuer, uneffektiv und zu kompliziert angesehen werden.
An diesem Wendepunkt von einer im Sinne des Modells positiven in eine nega-
tive Entwicklung entsteht wieder ein neues Koordinatensystem (siehe:  erstes 

prä-aktionales
Stadium 3

prä-kognitives
Stadium 1

aktionales
Stadium 4

prä-
intentionales

Stadium 2

1

0

1

0

1

0

1

0



Kapitel 3.1

139

rotes Koordinatensystem von links). Es gibt jedoch eine Änderung in der Sta-
diendarstellung:  Durch den Wendepunkt der Entwicklungskurve wird eine 
neue y-Achse parallel zur alten y-Achse gezogen. An dieser wird das Stück der 
x-Achse des vorherigen Koordinatensystems bis zum Schnittpunkt mit der 
neuen y-Achse gespiegelt: Dadurch liegt der höchste Wert der förderlichen Ein-
flüsse genau an dem Wende- bzw. Spiegelungspunkt und nimmt dann auf der 
neuen x-Achse immer weiter ab bis zum Nullpunkt. Es wird also die Darstellung 
einer negativen Entwicklung in Bezug auf Variablenstärke und Übergangswahr-
scheinlichkeit ins nächste Stadium möglich.

Nach der Entscheidung gegen Vorsorge sinkt im Beispiel die Stärke der Varia-
blen langsam ab – beispielsweise im Laufe des Gesprächs mit der Bezugsper-
son. Damit sinkt auch die Wahrscheinlichkeit einer positiven Entscheidung für 
Vorsorge immer weiter bis sie p = 0 erreicht. Daran wird deutlich, dass es nicht 
notwendig ist, ein eigenes Stadium für diejenigen einzuführen, die sich gegen 
Vorsorge entschieden haben (vgl. Stadium 4 im PAPM).

In Abbildung 19 erhält die Person am Nullpunkt des zweiten, prä-intentionalen 
Stadiums einen neuen Impuls – denkbar wäre ein Beratungsgespräch. Dies 
führt zu einer Entscheidung für Vorsorge und damit zu einem Übergang nach 
Stadium 3, dem prä-aktionalen Stadium. 
Die Person wird anschließend weiter auf einer interpersonalen Ebene unter-
stützt, z. B. in Form konkreter Verhaltensanleitungen. Dadurch steigt die Wahr-
scheinlichkeit einer ersten Vorsorgehandlung an. Fast hätte die Person den 
Übergang ins aktionale Stadium geschafft; dann allerdings entwickelt sie sich 
wieder zurück, eventuell verursacht durch eine situative Barriere (es geschieht 
z. B. plötzlich etwas sehr Bedeutsames) oder dadurch, dass die Vorsorgeabsicht 
nicht stark genug war oder die Selbstwirksamkeitserwartungen zu gering. 

Im folgenden Kapitel werden die theoretischen Erkenntnisse zusammen mit 
Best-Practice-Erfahrungen aus erfolgreicher Vorsorgeförderung auf die zuvor 
herausgearbeiteten Probleme (vgl. Kapitel 2.5) des aktuellen deutschen Förde-
rungssystems bezogen und erste Lösungsvorschläge erarbeitet.
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3.2	� Entwicklung konkreter Lösungsvorschläge durch die 
Verknüpfung von Forschung und erfolgreicher Förderungs
praxis

3.2.1	 Vorgehensweise bei der Entwicklung von Lösungsvorschlägen

Das Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P) wurde ent-
wickelt, um in Zukunft Fördermaßnahmen auf einer theoretischen Grundlage 
aufbauen und ein neues Fördersystem für Deutschland herleiten zu können. 
Dazu werden die in Kapitel 2.5 analysierten Kritikpunkte am aktuellen Förder-
system als Ausgangspunkt genommen, um zusammen mit erfolgreichen För
derpraktiken Lösungsvorschläge zu entwickeln. 
In Tabelle 6 sind die einzelnen Kritikpunkte nochmals zusammengefasst:

Kritikkategorie Einzelaspekte der Kritik

1.	� Beurteilung von Vorsorge durch Politik und 
Verwaltung

1.1 	Verantwortungsverlagerung

1.2 	Schwierige Finanzlage

1.3	� Auflösung des Bundesverbandes für 
den Selbstschutz (BVS)

1.4 	Fehlende Risikoanalysen

1.5 	Keine Vorsorge als Schulunterricht

2.	 Vorsorgeniveau der Bevölkerung 2.1 	Geringes Vorsorgeniveau

2.2 	Kein Bewusstsein für Vorsorge

2.3 	Geringe Bereitschaft und Akzeptanz

3.	 Kommunikationsannahmen und -konzepte –

4.	 Forschungsbedarf –

Tab. 6  Zusammenfassung der für die Entwicklung von Lösungsvorschlägen grundlegenden Kritikpunkte 

an aktuellen Fördermaßnahmen

Bei der Suche nach erfolgreichen Förderpraktiken wurden zahlreiche Maßnah
men einbezogen, die mit Vorsorge zu tun haben. So können die Erfahrungen 
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und das Wissen aus vielen unterschiedlichen Vorsorgebereichen in Deutsch-
land genutzt werden. Diese Analyse wird auch auf andere Länder ausgewei-
tet: Vor allem Österreich und die Schweiz stehen hier wegen ihrer geografischen 
und sprachlich-kulturellen Nähe im Mittelpunkt. Besondere Aufmerksamkeit 
erhalten auch die Vereinigten Staaten und Japan, zwei führende Industriena
tionen wie Deutschland, die aber viel stärker mit Naturkatastrophen zu kämp
fen haben. Praxisbeispiele aus weiteren Ländern und eine Reihe von Exper
tenvorschlägen ergänzen diesen Bereich.

3.2.2	 Lösungsvorschläge zu Kritikkategorie 1: 
	Beurteilung von Vorsorge durch Politik und Verwaltung

3.2.2.1	 Kritikpunkt 1.1: Verantwortungsverlagerung

Als erster Punkt der Kritikkategorie Beurteilung von Vorsorge durch Politik und 
Verwaltung wurde bemängelt, dass die Bundesorgane die Aufgabe der Förde
rung von Persönlicher Notfallvorsorge auf die Verwaltungsebene der politischen 
Gemeinden (Kommunen) abgeschoben hätten. 
Im Grunde ist hier die Kritik an der Verantwortungsverlagerung nicht aus-
schlaggebend, sondern vielmehr die Tatsache, dass eine Vorsorgeförderung 
auf der Ebene der Gemeinde genau der richtige Ansatz ist (vgl. Ackermann 
2008: 15). Dies zeigen deutlich die Erkenntnisse aus Theorie und erfolgreichen 
Förderansätzen.

Auch wenn dies ein Vorgriff auf die Kritikkategorie Kommunikationsannahmen 
und -konzepte ist, muss bereits an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, 
dass die theoretischen Grundlagen Folgendes eindeutig hervorheben:  Sol-
len wirkliche Erfolge im Bereich der Förderung von Persönlicher Notfallvor-
sorge erreicht werden, muss der Fokus aller kommunikativen Maßnahmen 
von Massenkommunikation auf interpersonale (möglichst:  face-to-face) 
Kommunikation verändert werden (vgl. Martin 2007:  898). Nur auf die-
ser Ebene können Variablen wie Risikowahrnehmung, Ergebniserwartung, 
Kostenerwartung sowie die verschiedenen Formen von Selbstwirksamkeitser-
wartung und Selbstregulation erfolgreich beeinflusst werden. Das Erreichen 
höherer Stadien des Vorsorgeverhaltens ist mit Öffentlichkeitsarbeit allein 
kaum möglich (vgl. Weinstein 1988:  363; Weinstein 2002:  33; Luszcynska 
2003: 104).
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Als wesentlich wirkungsvoller wird der Kontakt zu Freunden, Nachbarn und 
sozialen Vorbildern angesehen, die miteinander auf einer interpersonalen 
und direkten Ebene kommunizieren (vgl. Slovic 1987: 281; Luhmann 1991: 12; 
Weinstein 2002: 25). Das zeigen auch die Untersuchungen verschiedener Wis-
senschaftler:  Lorenzen (2005:  6) fand bei seiner Untersuchung an der Elbe 
heraus, dass die Medien wesentlich weniger häufig als Informationsquelle für 
vorsorgerelevante Informationen genannt wurden als Verwandte, Bekannte 
und Nachbarn. Auch Weinstein (1984:  330) bestätigt, dass Programme, die 
interpersonalen Kontakt nutzen, meistens effektiver sind als Programme, die 
keine Gelegenheit für sozialen Einfluss bieten. Weinstein (a. a. O.) weiter: Prä-
ventionsprogramme sollten automatisch die Möglichkeit gruppenorientierter 
und interpersonaler Strategien in Betracht ziehen. Der Wunsch, akzeptiert 
und bewundert zu werden, ist dabei eins der stärksten menschlichen Motive. 
Auch Saarinen (1982: 28) unterstützt diese Argumentation: Die Bedeutung des 
persönlichen Einflusses von Freunden und Nachbarn und das Bedürfnis nach 
Feedback und Bestärkung zeigen, dass Förderprogramme, die auf Face-to-face-
Kontakt aufbauen, für optimale Resultate notwendig sind. 
Groetschel (2006 f.) berichtet von einer aufsehenerregenden interpersonalen 
Kommunikationsmaßnahme der Freiwilligen Feuerwehr Borgholzhausen im 
Kreis Gütersloh, die über 8.000 Haushalte der Außenbezirke des Ortes persön-
lich besuchte und dabei große Erfolge in der Brandschutzaufklärung erzielen 
konnte. Unter den Praktikern des Bevölkerungsschutzes setzt sich anscheinend 
immer stärker die Erkenntnis durch, dass die Bevölkerung mit massenkommu-
nikativen Mitteln nur bedingt zum Engagement in diesem Bereich bewegt wer-
den kann. Der Landesfeuerwehrverband Baden-Württemberg (1991:  37) setzt 
auf direkten Kontakt über Bekannte, Freunde und Verwandte und kommt zu 
folgendem Ergebnis (a. a. O.):  „Damit mag zugleich deutlich werden, dass es mit 
Werbemaßnahmen im Sinne von Pressekampagnen allein nicht getan sein kann.“
Für interpersonale Kommunikationsansätze bietet die politische Gemeinde 
die passenden strukturellen Voraussetzungen. Dies wird auch von der World 
Conference on Disaster Reduction (2005: 6) bestätigt: Der Gemeinde kommt als 
wichtigstem sozialen Netzwerk der Gesellschaft die zentrale Rolle bei der Ver-
minderung von Katastrophenrisiken zu (vgl. WCDR 2005: 12; vgl. auch: Dikau 
2005:  173). Lokale Kenntnisse müssen genutzt und alle Vorsorgemaßnahmen 
an die vor Ort drohenden Gefahren angepasst werden (vgl. GTZ 2003: 12).
Ein gemeindeorientierter Ansatz ist in einigen Ländern bereits realisiert wor
den. In Neuseeland werden lokal viele Kurse angeboten und Übungen durchge-
führt (vgl. Civil Protection 1990: 7). Besonders aber die Vereinigten Staaten nut-
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zen das Wissen und die sozialen Verbindungen kommunaler Notfallmanager 
(vgl. Elisa 1999: 15). Ein Beispiel für ein örtliches Programm sind die so genann-
ten Citizen Corps. Bürger werden für unterschiedliche Initiativen, wie das FEMA 
Community Emergency Response Team (CERT) oder den Medical Reserve Corps, 
gewonnen und verstärken so die professionellen Rettungskräfte (vgl. FEMA 
2002:  6). Das Gremium, welches die einzelnen Gruppen führt, ist das Citizen 
Corps Council, ein Zusammenschluss aus Notfallmanagern, Glaubenseinrich-
tungen, Gemeindevertretern, Bildungsinstitutionen, Unternehmen und Bür-
gern (vgl. FEMA 2002: 7). Obwohl es hier nicht nur um Vorsorgeförderung geht, 
sondern auch um eine ehrenamtliche Verstärkung der Rettungskräfte, können 
zwei wichtige Lehren gezogen werden:  Erstens ist es sinnvoll, Katastrophen-
management auf lokaler Ebene zu betreiben, und zweitens sollten zu diesem 
Zweck alle relevanten Gruppen vor Ort in ein Netzwerk einbezogen werden.
Ein weiterer US-amerikanischer Ansatz, der als Vorbild für Deutschland dienen 
könnte, ist die Disaster Resistant Community Initiative – heute besser bekannt 
unter dem Namen Project Impact. Die Hauptziele des Programms sind (vgl. 
Wachtendorf 2000: 1): 

•	 Aufbau von Partnerschaften in den Gemeinden
•	 Identifikation von Gefahren und Vulnerabilität
•	 Maßnahmen der Risikoreduzierung
•	 �Entwicklung von Kommunikationsstrategien zur Bewusstseinsbildung in Be-

zug auf die Reduzierung von Katastrophenschäden

Die Bildung lokaler Partnerschaften steht im Programm von Project Impact an 
erster Stelle. Ein vergleichbares Vorgehen wird in Deutschland von der Initia
tive Katastrophenschutz e. V. (2008) in Starnberg genutzt: Es konnte eine Reihe 
von Partnern und Förderern gewonnen werden, die die Ziele des Vereins unter-
stützen (z. B. Aus- und Fortbildung von Einsatzkräften). Da der Lösungsansatz 
lokale Partnerschaften integraler Bestandteil des Kritikpunktes 1.2 (schwierige 
Finanzlage) ist, soll an dieser Stelle das kurze Beispiel ausreichen. 

Die Konzentration auf lokale Strukturen und eine interpersonale Kommuni
kationsebene sind eng mit einem weiteren Prinzip verbunden, das bei der Moti-
vation zur Vorsorge als äußerst wirkungs- und sinnvoll angesehen wird: Vorsor-
geförderung durch Partizipation der Bevölkerung. 
Lindell (1992: 164) verweist auf kognitive und soziale Belohnungskomponenten 
durch Partizipation:  Kognitiv werden Menschen vor allem dadurch belohnt, 
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dass ihnen bei der Durchführung von bestimmten Vorsorgehandlungen, wie 
dem Erstellen eines Familiennotfallplans, geholfen wird. Stoßen sie bei der 
Umsetzung auf Probleme, so können sie jemanden direkt nach Lösungen fra-
gen. Dieses Vorgehen entspricht der Nutzung der vermittelnden Variablen Wis-
sen, Komplexität(sreduktion), soziale Unterstützung sowie den verschiedenen 
Formen des Planens, deren Bedeutung im Modell M3P vorgestellt wurde. Eine 
soziale Belohnung wiederum kann in Form von Zertifikaten, Abzeichen, Anste-
ckern und Aufklebern erfolgen, die zeigen, dass man eine Aufgabe gemeistert 
hat. 

Auch Ruckelshaus (1983:  1028) ist der Meinung, dass Risiken nur effektiv 
über die Einbindung der Öffentlichkeit zu bewältigen sind (vgl. ferner:  Renn 
1995: 276; Ruhrmann 1996: 41). Und Dombrowsky (1983b: 189) berichtet von der 
Erfahrung, dass in Regionen, in denen die Bevölkerung in Hilfeleistungspläne 
integriert ist, Unterstützungspotenziale entstehen, die zu einer Verringerung 
der Opferzahlen führen.
Neben Motivation und größerem Lernerfolg wird durch Partizipation das Ver-
trauen der Menschen in Vorsorge und damit auch ihre Mitwirkungsbereitschaft 
erhöht (vgl. Lindell 1992: 267; Glass 2002: 56). Dies gibt bereits einen Hinweis 
auf Kritikpunkt 2.3, nämlich die geringe Bereitschaft und Akzeptanz der Bevöl-
kerung zur Vorsorge. Darüber hinaus werden das Interesse der Bürger am Not-
fallmanagement und die Wirksamkeit von Warnmeldungen verbessert (vgl. 
Lindell 1992: 267; Ruhrmann 1996: 44). Bürgerschaftliches Engagement sollte 
von Anfang an in die Planungen zum lokalen Notfallmanagement aufgenom-
men werden (vgl. Glass 2002: 56).
Die in Deutschland wohl am besten dokumentierte Einbindung bürgerschaft-
lichen Engagements ist in Köln am Rhein beheimatet. Die Stadtverwaltung 
Köln (1996: 175) lobt die Unterstützung und die Zusammenarbeit mit den Bür-
gerinitiativen. Diese können – in Ergänzung zu den Leistungen der offiziellen 
Einsatzkräfte – besondere Hilfe für die von Hochwasser betroffene Bevölkerung 
anbieten. Die Einbindung von Bürgerinitiativen wird von verschiedenen Exper-
ten ausdrücklich gefordert (vgl. Nelkin 1980: 71; Cuny 1983: 232; Plate 2001: 24). 

Neben Partizipation ist auf der anderen Seite auch eine Verantwortungstei-
lung in der Zusammenarbeit mit der Bevölkerung unverzichtbar (vgl. DKKV 
2002:  23; Reussig 2003:  2). Schon der Bundesverband für den Selbstschutz 
(1988b: 1) sah diese Mitverantwortung der Bürger als fundamental wichtig an. 
Während der Staat nicht allein die Verantwortung für die Notfallvorsorge tra-
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gen kann, ist es ausschließlich seine Aufgabe, die Vorsorgeförderung zu organi-
sieren (vgl. Maaß 2008: 22). Häufig erhält diese Forderung jedoch kaum Unter-
stützung aus Politik und Verwaltung – meistens wird als Argumentation eine 
schwierige Finanzlage vorgeschoben.

3.2.2.2	 Kritikpunkt 1.2: Schwierige Finanzlage

Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass in Zukunft mehr staatliche 
Mittel für Bevölkerungsschutz und Vorsorge zur Verfügung gestellt werden. 
Darüber hinaus sollte ein System der Förderung von Persönlicher Notfallvor-
sorge unabhängig von der staatlichen Finanzlage sein, da ein konstant hohes 
Vorsorgeniveau gehalten werden muss, unabhängig davon, ob sich ein Land in 
einer Rezession oder im wirtschaftlichen Aufschwung befindet.
Mit den Erkenntnissen aus Kapitel 2.2 kann argumentiert werden, dass mehr 
Finanzmittel für die Vorsorgeförderung benötigt werden. Dennoch ist davon 
auszugehen, dass entsprechende Forderungen sofortige Abwehrreaktionen aus 
Politik und Verwaltung nach sich ziehen, die die Umsetzung eines neuen För-
dersystems von Anfang an verhindern würden. Die logische Konsequenz ist, dass 
mehr Vorsorgeförderung nicht mehr kosten darf (vgl. Glass 2002: 56; Glass 2004: 3). 
Die für ein System der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge benötigten 
Ressourcen müssen daher neben einer staatlichen Grundfinanzierung von 
verschiedenen gesellschaftlichen Akteuren bereitgestellt werden. Letztlich 
sollte der Staat sich mit diesen Akteuren in lokalen Vorsorgepartnerschaften 
zusammenschließen, angelehnt an Public-Private-Partnerships (vgl. Jacobs 
2003b: 39). 
Ressourcen für ein neues System der Vorsorgeförderung können beispielsweise 
dadurch gewonnen werden, dass eine Bündelung bereits vorhandener, jedoch 
unabhängiger Fördermaßnahmen durchgeführt wird. Immer wieder gibt es 
sinnvolle Einzelinitiativen, wie das preisgünstige und nur wenige Stunden 
umfassende Kursprogramm Fit in Erster Hilfe, das im Jahr 2008 vom ADAC in 
Zusammenarbeit mit den Hilfsorganisationen angeboten wurde. Auch muss 
die Initiative Retten macht Schule der Björn-Steiger-Stiftung erwähnt werden, 
die es sich zum Ziel gesetzt hat, ab 2010 jedes Jahr eine Million Jugendliche zu 
Lebensrettern auszubilden. Diese Fördermaßnahmen könnten jedoch noch 
erfolgreicher und nachhaltiger wirken, wenn sie gebündelt und auf eine ganz-
heitliche Notfallvorsorge ausgerichtet würden.
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Ein vergleichbares Ziel verfolgt auf lokaler Ebene eine Initiative 53 aus Mittelfran-
ken (vgl. Homeland Security 2006:  69):  Vertreter verschiedener Behörden und 
Organisationen haben es sich zur Aufgabe gemacht, gemeinsam die Aktivitäten 
von Katastrophenschutz- und Vorsorgeeinrichtungen zu unterstützen und zu 
vernetzen. Offensichtlich war der Verein in der Lage, genügend Ressourcen zu 
akquirieren, um als Förderverein andere Institutionen materiell auszustatten.
Als Beispiel aus dem Bereich der gesundheitlichen Vorsorge ist das unglück
licherweise nicht verabschiedete Präventionsgesetz zu nennen (vgl. FAZ 
2008). Ziel des Gesetzes war es, die verschiedenen Präventionsmaßnahmen 
der Akteure im Gesundheitswesen zu bündeln, zu vernetzen und aufeinan-
der abzustimmen (vgl. BMG 2005: 3). Es war geplant, die Menschen vor allem 
dort zu erreichen, wo sie leben, arbeiten und ihre Freizeit verbringen. Für eine 
Zusammenarbeit kamen daher Kindertagesstätten, Schulen, Betriebe, Sport-
vereine oder Senioreneinrichtungen in Frage. Das Gesundheitswesen ist hier, 
zumindest was die Idee betrifft, nicht nur als Vorbild für die Förderung von 
Vorsorge zu verstehen, sondern ganz eindeutig als Partner. Auch wenn die Ziel-
richtungen der Systeme Gesundheitswesen und Persönliche Notfallvorsorge sich 
teilweise unterscheiden, geht es in beiden Fällen dennoch um die Gesundheit 
und das Leben von Menschen.
Ein weiteres Beispiel für die Bündelung von Vorsorge ist die Initiative für 
Gesundheit und Arbeit (IGA), in der Krankenkassen und Unfallversicherer 
zusammenarbeiten:  Die Kooperation zwischen dem Bundesverband der 
Betriebskrankenkassen und dem Hauptverband der gewerblichen Berufsgenos-
senschaften 54 umfasst eine Vielzahl von betrieblichen und überbetrieblichen 
Präventionsaktivitäten (vgl. Voß 2006: 39). Auch diese Initiative kann als Vor-
bild und Kooperationspartner der Persönlichen Notfallvorsorge dienen. Denkbar 
wäre zudem die Nutzung von Synergien zwischen der Förderung der Persön-
lichen Notfallvorsorge und der betrieblichen Sicherheitsausbildung durch die 
Berufsgenossenschaften (vgl. AGBF-NRW 2005: 4). 

Ressourcen können neben einer Bündelung auch, wie erwähnt, durch die Bil-
dung von lokalen Partnerschaften oder Netzwerken gewonnen werden. Dies 

53	 Interessengemeinschaft für Katastrophenschutz, Selbstschutz und Notfallvorsorgepla-
nung e. V. (IKSN)

54	 Seit 12. Juli 2007: Zusammenschluss mit dem Bundesverband der Unfallkassen zur Deut
schen Gesetzlichen Unfallversicherung
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ist in der Brandschutzerziehung 55 teilweise schon Realität. Zwar beklagt die 
Arbeitsgemeinschaft der Berufsfeuerwehren NRW (vgl. AGBF-NRW 2005:  2), 
dass nur wenige Gemeinden kostenlose Kurse anbieten und dass diese oben-
drein noch von den Bürgern kaum angenommen werden. Dennoch gibt es in 
der Brandschutzerziehung bereits eine erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen 
der Versicherungswirtschaft und den Feuerwehren. Die Zusammenarbeit 
beschränkt sich dabei nicht nur auf finanzielle Unterstützung, sondern auch 
auf Beratung und gemeinsame Projektarbeit (vgl. Fachausschuss Brandschutz-
erziehung 2006a). So wurden beispielsweise Info-Mobile mit umfangreichen 
Lern- und Lehrmöglichkeiten von der Westfälischen Provinzial Versicherung an 
19 Feuerwehren in Westfalen übergeben (vgl. Fachausschuss Brandschutzerzie-
hung 2006c). Versicherungen kooperieren mit der Feuerwehr auch im abweh-
renden Brandschutz, beispielsweise bei der Entwicklung eines Hohlstrahlrohrs, 
das für die Feuerwehr erhöhte Sicherheit und für die Versicherungen geringere 
Löschwasserschäden bedeutet (vgl. Ross 2003).

Dass die Versicherungswirtschaft ein starkes Interesse an einer bestmöglichen 
Schadensvorsorge hat, kann in jedem Fall angenommen werden (vgl. Plate 
2001: 28; Höppe 2008: 114 f.). Dies gilt im gleichen Maße für die professionellen 
Institutionen im Bereich der Menschenrettung (vgl. Glass 2001a: 18). Neben der 
Feuerwehr gehören dazu auch die bereits genannten Hilfsorganisationen Ar
beiter-Samariter-Bund (ASB), Deutsche Lebensrettungs-Gesellschaft (DLRG), 
Deutsches Rotes Kreuz (DRK), Johanniter Unfallhilfe (JUH), Malteser Hilfs-
dienst (MHD) sowie die Katastrophenschutzeinheit des Bundes, das Technische 
Hilfswerk (THW). Die Helfer aller genannten professionellen Organisationen 
könnten als Lehrpersonal, externe Berater und Multiplikatoren in der Vorsor-
geförderung eingesetzt werden (vgl. Schäfer 1994:  9; Glass 2001a:  18; Jacobs 
2003a: 41; Schwätzer 2005: 16; Geier 2008: 8; Glass 2008: 5; Maaß 2008: 22).
Angesichts der im ersten Kapitel erarbeiteten Definition von Persönlicher Not-
fallvorsorge ist es in diesem Zusammenhang sinnvoll, ein integriertes System 
des Bevölkerungsschutzes zu fordern, in dem die ausgediente Trennung zwi-
schen Zivil- und Katastrophenschutz zu Gunsten der Ausnutzung von Syner-
gien aufgehoben wird (vgl. Bevölkerungsschutzmagazin 2002b: 52; BMI 2004; 
Kühn 2004:  48). Zusätzlich müsste in einem solchen integrierten System die 
fast ausschließliche Konzentration auf Reaktion und Intervention wesentlich 

55	 Die Gemeinden sind per Gesetz dazu verpflichtet, diesen Bereich zu fördern; die Aufgabe 
wird den Feuerwehren übertragen (vgl. Fachausschuss Brandschutzerziehung 2006a).



Empirische Untersuchung der Realisierung von Maßnahmen zur Erhöhung der Selbstschutzfähigkeit  |  Band 15

148

zu Gunsten der Prävention, also der Persönlichen Notfallvorsorge, verschoben 
werden (vgl. Dombrowsky 1983a: 12; Clausen 1995: 51).

Der Einbezug unterschiedlichster Akteure in lokale Netzwerke wird vielfach 
gefordert (vgl. Cuny 1983: 232; Plate 2001: 28; OECD 2003: 271; Schutzkommis-
sion 2006: 6). Dazu zählen sowohl motivierte Einzelpersonen, wie dies im Kon-
zept der Kümmerer der Arbeitsgruppe Selbsthilfe an der Akademie für Krisen-
management, Notfallplanung und Zivilschutz (AKNZ) angedacht wurde (vgl. 
Glass 2004: 1) als auch Organisationen und Institutionen. 
Im bereits erwähnten Project Impact wird eine besondere Strategie ange-
wandt: Bei der Planung des Bevölkerungsschutzes sollen nicht nur diejenigen 
Akteure berücksichtigt werden, die traditionell mit der Thematik zu tun haben, 
sondern vielmehr Bürger und Organisationen aus allen gesellschaftlichen Seg-
menten (vgl. Wachtendorf 2000: 2) (Einbezug von Laien über ihr Engagement 
bei Vereinen usw.). Wachtendorf (a. a. O.) führt weiter aus: Ziel des Projektes 
war es nämlich, die Kommunikation und Koordination der Maßnahmen des 
Bevölkerungsschutzes zu verbessern und dabei besonders die lokalen Bedürf-
nisse sowie die soziale und politische Kultur zu berücksichtigen. Die Finan-
zierung von Project Impact lief zunächst teilweise durch US-amerikanische 
Bundesmittel, jedoch mit der Maßgabe, so schnell wie möglich Fremdkapi-
tal von Partnern aus der Öffentlichkeit und dem privaten Sektor langfristig 
zu sichern (vgl. Wachtendorf 2000: 2). Diese Strategie hatte Erfolg: Die Mehr-
heit der in einer Evaluation befragten Gemeinden sagte aus, dass sie Partner 
für Project Impact gewinnen konnten (vgl. Tierney 2001a:  30). Partner waren 
unter anderem:  Unternehmensverbände, Universitäten, Medien, Baufirmen, 
Finanzwirtschaft und Einzelhandel. Einige der Akteure gaben direkte finanzi-
elle Zuschüsse, die meisten beteiligten sich jedoch mit Materialien und Dien-
sten zu vergünstigten Konditionen, mit Überschussware, der Bereitstellung 
von Räumlichkeiten, dem Druck von Informationsmaterial und der Platzierung 
von Werbeanzeigen (vgl. Tierney 2001a: 37). Unternehmen stellen ungefähr die 
Hälfte aller Partner in den Pilotgemeinden, was ein Indikator dafür ist, dass die 
Privatwirtschaft erfolgreich einbezogen werden konnte (vgl. Tierney 2002: i). 
Bei der Gewinnung von Partnern hat sich laut Tierney (2001a: 31 ff.) folgende 
Strategie bewährt: Als erster Schritt der Einbindung sei wichtig gewesen, nicht 
sofort nach Spenden zu fragen, sondern umgekehrt Hilfe bei der Notfallvorsorge 
anzubieten. Danach wurden Projekte im Rahmen der Vorsorgeförderung entwi-
ckelt, die die möglichen Partner unterstützen konnten. In den meisten Fällen 
wurde als Gegenleistung für dieses Engagement um eine Beteiligung an der 
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Öffentlichkeitsarbeit gebeten. Diese wurde allerdings nur dann gewährt, wenn 
der Akteur seine versprochenen Leistungen wirklich erbracht hatte. Schließ-
lich konnte beobachtet werden, dass, wenn sich ein bestimmtes Unternehmen 
bei Project Impact engagierte, ein Konkurrent sich kurze Zeit später ebenfalls 
unterstützend einbrachte (vgl. Tierney 2001a: 38).
Project Impact setzt verstärkt auf den Einbezug bürgerschaftlichen Engagements, 
ein Umstand, dessen Bedeutung bereits deutlich gemacht wurde. Dass Bürgerini-
tiativen das Potenzial zur Mobilisierung von Vorsorge haben, zeigen die Beispiele 
der Bürgerinitiativen aus Köln und dem gesamten Rheinland (vgl. Bevölkerungs-
schutzmagazin 1997: 12) sowie von der Elbe deutlich (vgl. Kreibich 205: 123). Den-
noch wird dieses Engagement der Bürger bisher zu wenig genutzt (vgl. Schöttler 
2000: 4). Dies kann nur durch die Einbindung der betreffenden Initiativen in das 
System der Vorsorgeförderung verbessert werden. Zunächst sollte bürgerschaft-
liches Engagement mit fachlicher Nähe zur Notfallvorsorge berücksichtigt wer-
den. Wie jedoch Project Impact gezeigt hat, sollten daneben fachfremde Organi-
sationen, Institutionen und Vereine angesprochen werden (vgl. Schäfer 1994: 9).
Eine Kooperation mit fachfremden Organisationen kann sich auch auf andere 
Art und Weise lohnen:  Als größte Bürgerbewegung Deutschlands versorgen 
800 Lebensmitteltafeln fast eine Million Menschen mit Nahrung (vgl. Selke 
2009: 95). Hier könnten Synergien auf dem Gebiet der Lebensmittelbevorratung 
entstehen, wenn die Tafelbewegung als Servicestelle folgendermaßen in das 
Fördersystem der Persönlichen Notfallvorsorge integriert würde: Es könnte eine 
Art externes Management für Bürger angeboten werden, indem diese an die 
Beschaffung neuer Notfallvorräte erinnert werden, wenn die Verfallsdaten der 
alten abgelaufen sind. Im Gegenzug könnten die abgelaufenen Lebensmittel 
der Tafelbewegung gespendet werden.
Thematisch weniger weit entfernt könnte auch eine Zusammenarbeit mit der 
1990 gegründeten Internationalen Umweltagentur ICLEI 56 von großem Nut-
zen für die Realisierung lokaler Notfallvorsorge-Programme sein. Ziel dieser 
Organisation ist es, eine weltweite Bewegung von Kommunen aufzubauen, 
um Nachhaltigkeitsprogramme zu etablieren (vgl. ICLEI 2007). Dabei wäre eine 
Kooperation vor allem im Rahmen des Programms Widerstandsfähige Gemein-
den (Resilient Communities and Cities) denkbar, da es hier direkt um Vor
sorgeförderung geht. 

56	 Ursprünglich stand ICLEI für International Council for Local Environmental Initiatives. 
Die offizielle Bezeichnung lautet jetzt:  ICLEI Local Government for Sustainibility (vgl. 
www.iclei.org).
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3.2.2.3	 Kritikpunkt 1.3: Auflösung des Bundesverbandes für den Selbstschutz

In der Kritikanalyse wurde gezeigt, dass sich die Auflösung des Bundesver
bandes für den Selbstschutz (BVS) negativ bemerkbar gemacht hat und dass 
dieser Umstand als geringe politische Bedeutungszuweisung zu verstehen ist. 
Die Lösung kann aber nicht sein, den BVS-Verwaltungsapparat wieder aufzu-
bauen. Dies ist finanziell und politisch nicht umsetzbar. 
Der große Vorteil des BVS war es jedoch, vor Ort Experten und Ansprechpartner 
für Vorsorge und Vorsorgeausbildung anbieten zu können. Unter Berücksich-
tigung der bisher präsentierten Lösungsansätze: Betonung der Gemeindeebene, 
Bedeutung von interpersonaler Kommunikation, lokale Partnerschaften, Bünde-
lung und Partizipation – kann ein Lösungsvorschlag für das Fehlen eines lokalen 
Ansprechpartners im Grunde nur auf eins hinauslaufen: Jede Gemeinde sollte 
ihr eigenes Vorsorgeberatungs- bzw. -koordinierungszentrum aufbauen. 
Alle theoretischen Argumente, die für interpersonale Kommunikation, Parti
zipation und die Betonung der Gemeindeebene sprechen, gelten auch für 
diesen Lösungsvorschlag. Das Modell der Förderung von Persönlicher Notfall-
vorsorge (M3P) nennt als wichtige vermittelnde Variablen eine detaillierte 
Anleitung und die leichte Verfügbarkeit von Vorsorgeausrüstung. Erneut 
kommt hier auch die beschriebene Wirkungsweise von sozialen Vorbildern 
und sozialer Anerkennung zum Tragen. Darüber hinaus lässt sich durch ein 
Vorsorgezentrum eine differenzierte Zielgruppenanalyse und -ansprache 
umsetzen. Vielfach erweisen sich speziell soziale und ökonomische Randgrup-
pen als uninformiert und unvorbereitet (vgl. Dombrowsky 1996:  25). Ältere 
und behinderte Menschen und solche, für die Deutsch eine Fremdsprache ist, 
müssen speziell berücksichtigt werden (vgl. Regulska 1982: 66; Schutzkommis-
sion 2001: 47). Untersuchungen haben zudem gezeigt, dass eine Zielgruppen-
orientierung das Vorsorgeniveau wesentlich verbessert (vgl. Larsson 1997: 20; 
Martin 2007: 898). 
Das Förderinstrument des lokalen Vorsorgeberatungs- und Koordinierungszen-
trums ist hinlänglich anerkannt (vgl. Zivilschutz Aktuell 1986: 13; BVA 2003: 51; 
Ackermann 2008: 15). Erste Ansätze sind bei der Feuerwehr Hamburg zu ent-
decken (vgl. Wenderoth 2003:  429):  Im Feuerwehr-Informationszentrum, das 
seit Februar 2003 existiert, werden Ausbildungen zu den Themen Brandschutz, 
Erste Hilfe, Verkehrssicherheit, Vermeidung von Bade- und Eisunfällen bis hin 
zum klassischen Selbstschutz angeboten. Damit werden jährlich circa 10.000 
Bürger – vor allem Schüler – der Hansestadt erreicht. Die Umsetzung erfolgt 
durch die Feuerwehr Hamburg und andere Organisationen der Gefahrenab-
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wehr. Dieses Beispiel ist bereits ein Schlüssel zur Schaffung von lokalen Vorsor-
gezentren, die mit dem beschriebenen Konzept der Partnerschaften realisiert 
und betrieben werden können.
Ein weiteres erfolgreiches Beispiel sind die Sicherheitsinformationszentren 
(SIZ) in Österreich (vgl. Zivilschutz Aktuell 2001b:  19). Sie haben die Aufgabe, 
die Bevölkerung zu mehr Eigeninitiative und zu einem größeren Bewusstsein 
für Vorsorge zu motivieren sowie beiderseitiges Vertrauen zu schaffen. Dies 
geschieht durch Vorträge, Kurse, Übungen, Veranstaltungen, Sicherheitstage 
und intensive Öffentlichkeitsarbeit. Der SIZ-Leiter und seine Mitarbeiter sind in 
die Gemeindestruktur eingebettet und kennen sich daher gut mit den örtlichen 
Gegebenheiten und Erfordernissen aus. Darüber hinaus arbeiten sie eng mit den 
Rettungsorganisationen und der Polizei zusammen. Im Jahr 2007 gab es in 246 
österreichischen Gemeinden ein derartiges Zentrum (vgl. ÖZSV 2008: 49).

3.2.2.4	 Kritikpunkt 1.4: Fehlende Risikoanalysen 

Lokale Risikoanalysen sind die Grundlage aller Planungen zur Förderung von 
Persönlicher Notfallvorsorge (vgl. Notfallvorsorge 2001: 17; Glass 2002: 54). Der 
einzige Lösungsvorschlag, der hier in Frage kommt, ist die eindeutige Forde-
rung, fehlende Risikoanalysen endlich zu realisieren. Auf ihrer Grundlage 
können einerseits – je nach Ergebnis der Analyse – besondere Vorsorgemaß-
nahmen für einzelne lokale Bezirke ermittelt werden. Andererseits können 
auch Flächennutzungspläne erstellt werden, die eine Besiedelung gefährdeter 
Gebiete verhindern (vgl. Schwätzer 2005: 16). 
Für die Hochwasservorsorge bestehen bereits weitgehende gesetzliche Be
schränkungen für die Bebauung von Überschwemmungsgebieten, die nur 
wenige Ausnahmen zulassen (vgl. Queste 2007: 11). Im neuen Zivilschutz- und 
Katastrophenhilfegesetz wurde in §  10 zudem festgelegt, dass von der Bun
desverwaltung deutschlandweite Risikoanalysen zu erstellen sind und der Bun-
destag ab 2010 über die Ergebnisse jährlich zu unterrichten ist. Eventuell kann 
dadurch die Forderung nach flächendeckenden Risikoanalysen erfüllt werden.

Die Koordinierung und teilweise sogar die Realisierung der Risikoanalysen 
könnten durch die Mitarbeiter des oben beschriebenen Vorsorgezentrums 
unternommen werden. Diese sollten in der Lage sein, sowohl eigene lokale 
Untersuchungen durchzuführen als auch verschiedene bereits existierende 
Systeme zu nutzen. 
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Der Gefahrenbericht der Schutzkommission beim Bundesminister des Innern 
wäre eine Möglichkeit zur ersten Orientierung, genauso wie die Problemstudie 
Risiken für Deutschland des BBK. Daneben gibt es zahlreiche Ansätze und Projekte 
für deutschlandweite Risikokarten – auch wenn noch viele Lücken bestehen (vgl. 
Borst 2006: 780): Zu nennen ist beispielsweise der als Pilotprojekt konzipierte 
Schutzdatenatlas, der von der Katastrophenforschungsstelle der Universität Kiel 
für die Region Dithmarschen entwickelt wurde (vgl. Dombrowsky 2003). 
Das deutsche Notfallvorsorge-Informationssystem (deNIS IIplus) wurde zwar 
vor allem für die Koordinierung von Gefahren- und Schadenslagen konzipiert, 
eignet sich im Zuge seiner Weiterentwicklung jedoch zunehmend auch zur 
vorsorgenden Risikoabschätzung (vgl. BBK 2006). Die Nutzung des Systems ist 
allerdings Entscheidungsträgern bei Bund und Ländern vorbehalten. 
Eine eingeschränkte Nutzung, nämlich nur durch Versicherungsunternehmen, 
gilt auch für das Zonierungssystem für Überschwemmungen, Rückstau und 
Starkregen (ZÜRS), das vom Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirt-
schaft (GDV) entwickelt wurde (vgl. Kriebisch 2003; SV BW 2003) 57. 
Ein Angebot, speziell für Gemeinden in Baden-Württemberg, ist das webba-
sierte Flut-Informations- und Warnsystem (FLIWAS). Neben der Koordination 
in Gefahren- und Schadenslagen kann FLIWAS auch zur Risikoanalyse genutzt 
werden (vgl. Leiner 2007: 447). 
Abschließend soll der Risk Explorer des Center for Disaster Management and 
Risk Reduction Technology (CEDIM) am Karlsruher Institut für Technologie 
(KIT) erwähnt werden, der die Forschungsergebnisse von CEDIM zu natürlichen 
und anthropogenen Gefahren, Vulnerabilitäten und Risiken auf einer interak-
tiven Deutschlandkarte darstellen kann (vgl. Müller 2006: 718; Werner 2006b). 
Diese Systeme zur Risikoanalyse sollten fortlaufend weiterentwickelt und für 
die Konzeption der lokalen Notfallvorsorge zur Verfügung gestellt werden. 

3.2.2.5	 Kritikpunkt 1.5: Keine Vorsorge im Schulunterricht 

Ansätze zur Vorsorgeförderung an Schulen gibt es zwar, aber lediglich in der 
beschriebenen Form eines Kurses an Ganztagsschulen. Wie bereits gezeigt wer-
den konnte, ist dies keineswegs ausreichend. Die Konzeption der Ersten Hilfe mit 
Selbstschutzinhalten kann nicht überzeugen, besonders deshalb nicht, weil sie 
nicht fester Bestandteil des Curriculums aller Schulen ist. 

57	 Aktuell wurde ZÜRS durch Umwelthaftungsrisiken erweitert (vgl. GDV 2008).
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Bereits im Jahr 1987 stellte der BVS in einer Bevölkerungsbefragung fest, 
dass 83 % aller Befragten sich dafür aussprachen, das Thema Notfallvorsorge 
an Schulen anzubieten (vgl. BVS 1987b:  6). Die aktuelle Studie des Versiche
rungsunternehmens Allianz (2008: 12) kommt mit 89 % zu einem sehr ähnlichen 
Ergebnis. Diese in der Bevölkerung offensichtlich weit verbreitete Meinung wird 
auch durch die bereits an anderer Stelle erwähnte Studie des Deutschen Roten 
Kreuzes belegt (vgl. Schäfer 2001: 74): 96 % der Befragten stimmten der Aussage 
zu, dass Erste-Hilfe-Kenntnisse bereits in der Schule vermittelt werden sollten. 
Die Aufnahme von Vorsorgeinhalten in die Unterrichtspläne wird von Experten 
immer wieder gefordert (vgl. Slovic 1982:  475; Scholl 2001:  11; BVA 2003a:  52; 
FOCUS 2003:  189; OECD 2003:  270; Wittenberg 2003:  25; Geier 2008:  8). Die 
heranwachsende Bevölkerung soll so früh und nachhaltig wie möglich sensibili-
siert und ausgebildet werden (vgl. Bevölkerungsschutzmagazin 2003b: 6). 
Notfallvorsorge als Schulunterricht ist in einigen Ländern eine Selbstver-
ständlichkeit: Im US-amerikanischen Bundesstaat Kalifornien wird Erdbeben-
vorsorge schon in der Vorschule gelehrt sowie an allen weiteren Bildungsein-
richtungen (vgl. Schäfer 1994: 7). Dies gilt auch für Japan, wo das Verhalten im 
Katastrophenfall ein Teil des Unterrichts ist (vgl. Dikau 2005: 165; Web Japan 
2006):  In öffentlichen Grundschulen werden Erdbebenübungen ein Mal pro 
Monat abgehalten. Solche Maßnahmen sind auch in Deutschland keine reine 
Utopie, wie ein Beispiel aus Baden-Württemberg zeigt (vgl. Dongus 1997): Hier 
wurde ein Teilaspekt der Persönlichen Notfallvorsorge, die Brandschutzerzie-
hung, fächerübergreifend in den Unterricht der allgemeinbildenden Schulen 
aufgenommen. 

Dass ernste Themen für junge Menschen interessant aufbereitet werden kön-
nen, beweisen verschiedene Kinderseiten zu Klima und Energieverbrauch 58. 
Dort werden Spiele, Bastelanleitungen und Unterrichtsmaterialien angeboten, 
die innerhalb und außerhalb der Schule einen kindgerechten Zugang ermög-
lichen. In Österreich wurde dieses Konzept mit der Internetseite www.safety-
tour.at bereits auf den Bereich Bevölkerungsschutz und Notfallvorsorge ange-
wendet.
Eine schulische Einführung in das Thema Persönliche Notfallvorsorge könnte 
auch über die an immer mehr Schulen gegründeten Schulsanitätsdienste erfol-
gen. Diese bieten die Möglichkeit, Schüler zu motivieren und auszubilden und 

58	 Beispielhaft seien hier genannt: www.bmu-kids.de,www.powerade.de und www.mission-
blue-planet.de
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in der Schule eine Risikokultur zu etablieren. Abgesehen davon, dass die Eigen-
initiative von Schulen in Bezug auf Sanitätsdienste zu begrüßen ist, besteht 
nach § 10 Arbeitsschutzgesetz ohnehin die Verpflichtung, für Schüler eine wirk-
same Erste Hilfe sicherzustellen (vgl. BUK 2003: 10; Reuchlein 2006: 60). Dazu 
bedarf es sachlicher Voraussetzungen (Meldeeinrichtungen, Sanitätsraum, 
Erste-Hilfe-Material) und personeller Voraussetzungen (Ausbildung einer 
bestimmten Zahl von Ersthelfern). Es besteht also auch von rechtlicher Seite 
ein Ansatzpunkt für verstärkte Vorsorgeausbildung in Schulen.

Schließlich lassen sich erneut theoretische Argumente anbringen: In welchem 
Zusammenhang könnten Menschen in Bezug auf ihr Wissen, ihre Risikowahr-
nehmung und die anderen entscheidenden Variablen günstiger beeinflusst 
werden als in der Lernatmosphäre einer Schule? Hier findet interpersonale 
Kommunikation statt, hier wirken soziale Vorbilder, und es gibt die notwendige 
direkte Unterstützung anderer Menschen bei der Entwicklung einer Bereit-
schaft zur permanenten Notfallvorsorge. Darüber hinaus wird schnell deutlich, 
dass Kinder kaum etwas Wichtigeres lernen können, als sich, ihren Familien, 
ihren Freunden und fremden Menschen im Unglücksfall helfen zu können. 
Gut ausgebildete und für das Thema begeisterte Kinder, Jugendliche und 
junge Erwachsene können zudem als Botschafter und Multiplikatoren dienen 
und viele andere Menschen, besonders in ihren Familien, für Notfallvorsorge 
gewinnen. Im Zusammenspiel mit den weiteren genannten Fördermaßnah-
men könnte es so zur Entwicklung einer Risikokultur kommen.

3.2.2.6	 Zwischenfazit zu Kritikkategorie 1 

Den einzelnen Kritikpunkten der Kategorie Beurteilung von Vorsorge durch Poli-
tik und Verwaltung wurde jeweils mit einem Lösungskonzept begegnet, das 
auf theoretischen Erkenntnissen, praktischen Erfahrungen und Expertenmei-
nungen beruht. Dabei wurde versucht, eine Balance zwischen bestmöglicher 
Vorsorgeförderung und Umsetzbarkeit zu erreichen. In jedem Fall haben sich 
bereits einige Eckpfeiler für ein neues Fördersystem ergeben:  So sollten die 
Maßnahmen hauptsächlich auf der Ebene der Gemeinde stattfinden und die 
Wirksamkeit interpersonaler Kommunikation nutzen. Lokale Partnerschaften, 
Bündelung, Partizipation, Verantwortungsteilung und der Einbezug von Laien 
können bei der Verbreitung von Vorsorge helfen und gleichzeitig für benötigte 
Ressourcen sorgen. Koordiniert werden müssten alle Aktivitäten von einem 
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Vorsorgezentrum, das auch Risikoanalysen durchführt und die Schulen im Vor-
sorgeunterricht unterstützt.

3.2.3	� Lösungsvorschläge zu Kritikkategorie 2:  
Vorsorgeniveau der Bevölkerung

3.2.3.1	 Kritikpunkt 2.1: Geringes Vorsorgeniveau der Bevölkerung 

Die vorliegende Studie hat zum Ziel, dem geringen Vorsorgeniveau der Bevöl-
kerung ein wirksames und machbares Förderkonzept entgegenzusetzen. Dazu 
zählen alle einzelnen Lösungsvorschläge, das entwickelte Lösungssystem (vgl. 
Kapitel 3.3) sowie dessen wissenschaftliche Untersuchung (vgl. Kapitel 4). Aus 
diesem Grund kann erst das abschließende und resümierende Kapitel 6 als 
Lösungsvorschlag für Kritikpunkt 2.1 dienen.

3.2.3.2	 Kritikpunkt 2.2: Mangelndes Bewusstsein und mangelnde Wahrnehmung 

Als einer der wichtigsten Kritikpunkte wurde in der Analyse genannt, dass Men-
schen sich generell zu wenig bewusst sind, dass sie vorsorgen sollten. Daher 
muss der Bevölkerung deutlich gemacht werden, welche Relevanz den Fähig
keiten und dem Wissen in der Notfallvorsorge für sie selber und für ihnen nahe-
stehende Menschen zukommt. Die Bevölkerung soll sich zwar nicht ständig in 
großer Gefahr sehen, aber dennoch verstehen, dass wir in einer unsicheren Welt 
leben und der Staat nicht immer und überall sofort für jeden Einzelnen sorgen 
kann.
Die Frage ist, wie dieses Bewusstsein herbeigeführt werden kann. Die bis-
her erarbeiteten Lösungsvorschläge, vor allem interpersonale Kommunika-
tion, Partizipation, Verantwortungsteilung, Vorsorgekoordinierungszentrum und 
entsprechender Schulunterricht gelten auch für das vorliegende Problem. 
Sinnvoll erscheint vor dem Hintergrund der theoretischen Erkenntnisse 
die Schaffung einer weiteren Ebene der Vorsorgeförderung unterhalb der 
Gemeinde. Zu denken wäre beispielsweise an räumliche Strukturen wie Haus-
halte, Wohngebäude oder Straßenzüge. Aus Sicht der theoretischen Grundla-
gen würden hier die Mechanismen der Vorsorgeförderung am besten greifen 
(vgl. vermittelnde Variablen und Hauptvariablen des Modells der Förderung 
von Persönlicher Notfallvorsorge M3P). 
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Dazu gehört auch die Forderung, dass permanent (zumindest dauerhaft in 
periodischen Abständen) und nicht nur für den Zeitraum einer Kampagne 
auf Wahrnehmung und Bewusstsein der Bevölkerung eingewirkt wird 
(vgl. Andrews 1989: 20). Plate (2001: 24) sieht gerade in der Beständigkeit der 
Maßnahmen die einzige Möglichkeit, den Vorsorgewillen der Bevölkerung zu 
aktivieren. Nochmals muss an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, dass 
darüber hinaus am einfachsten dort eine Bewusstseinsänderung herbeigeführt 
werden kann, wo die Menschen ihre engsten Beziehungen haben (vgl. Zivil-
schutz 1986b: 13). Das ist unzweifelhaft in ihren Familien, ihren Wohnhäusern, 
ihrer Nachbarschaft und ihren Gemeinden der Fall. 

Im Zuge der Bewusstseinsbildung muss die Bevölkerung davon überzeugt werden, 
dass die Verantwortung für Vorsorge nicht allein beim Staat liegt (vgl. Reusswig 
2003: 2). Auch die Tatsache, dass vollständige Sicherheit eine Illusion ist, muss 
den Menschen vermittelt werden (vgl. Quoirin 2002). Beide Wahrnehmungen las-
sen sich nur auf den untersten Ebenen der Kommunikation wie in einem (Bera-
tungs-)Gespräch wirkungsvoll beeinflussen. Letztlich sollte Vorsorge als Lebens-
stil praktiziert (vgl. Roskind 2000: 4) und Risiko als Normalität betrachtet werden 
(vgl. Luhmann 1991a: 168). Dabei geht es um die Etablierung einer Risikokultur 
in der Bevölkerung (vgl. WCDR 2005: 9). Dies sei laut Dikau (2005: 173) der beste 
Weg, um in unserer Gesellschaft eine Risikominderung zu erreichen. 

Förderliche Wahrnehmungsveränderungen in Bezug auf Vorsorge entstehen 
häufig durch drohende (vgl. Fritz 1971:  138) oder durchlebte Unglücke 59 (vgl. 
DKKV 2002:  23; Reusswig 2003:  2; Kreibich 2005:  122). In Gebieten, in denen 
Katastrophen häufig auftreten 60, ist das Vorsorgeniveau der Bevölkerung tra-
ditionell höher (vgl. Fischer 1999b: 713; Roskind 2000: 2). Im Grunde ergibt sich 
daraus eins der zentralen Probleme: Zwar sind selbst in Deutschland jedes Jahr 
Millionen Menschen von kleinen und großen Unglücken betroffen, die große 
Masse hat davon jedoch keine unmittelbare Kenntnis. Genau aus diesem Grund 
müssen Wahrnehmung und Bewusstsein der Menschen permanent und gerade 
in friedlichen Zeiten mit erhöhten Anstrengungen auf die Notwendigkeit von 
Vorsorge gelenkt werden. 

59	 Jedoch sind selbst durchlebte Unglücke kein Garant für ein hohes Vorsorgeniveau (vgl. 
Menski 2007: 79). 

60	 Es existiert jedoch auch das Phänomen, dass die Betroffenen sich an die Bedrohung und 
die Schadensereignisse gewöhnen und abstumpfen (vgl. Drabek 1986: 324).



Kapitel 3.2

157

Eine mögliche Lösung dieses Problems könnte der Einbezug von simulierten 
Erfahrungen in das Vorsorgekonzept sein, wie sie beispielsweise bei der Teil-
nahme an Katastrophenschutz-Übungen entstehen (vgl. Franke 2008:  24 f.). 
Dazu kann eine vorbildhafte Maßnahme aus Japan erwähnt werden (vgl. Loch 
2006): Landesweit wurden Erdbebenerfahrungszentren eröffnet, in denen die 
Besucher die Verhaltensweisen während eines Bebens erlernen. Für Schul-
klassen werden regelmäßig Ausflüge in diese Einrichtungen organisiert. In 
Deutschland gibt es bereits erste Versuche, Rettungskräfte durch den Einsatz 
virtueller Realität zu schulen. Dies geschieht beispielsweise im Virtual Dimen-
sion Center St. Georgen und könnte langfristig auch auf den Laienbereich über-
tragen werden.

3.2.3.3	 Kritikpunkt 2.3: Geringe Bereitschaft und geringe Akzeptanz

Als großes Problem konnte in der Kritikanalyse auch die geringe Bereitschaft zu 
und die geringe Akzeptanz von Persönlicher Notfallvorsorge herausgearbeitet 
werden. Eine Lösung kann einerseits über die Beeinflussung der Wahrnehmung 
und des Bewusstseins der Menschen erfolgen, wie sie oben beschrieben wurde. 
Alle weiteren Maßnahmen müssen darauf abzielen, die Bevölkerung auch bei 
nicht vorhandener Bereitschaft und Akzeptanz zur Vorsorge zu bewegen. 

Ein mögliches Mittel ist in diesem Zusammenhang eine Verpflichtung. Die 
Einführung verpflichtender Elemente in der Vorsorgeförderung mag zwar 
unpopulär erscheinen, ist aber unvermeidlich, wenn man einigen Experten 
Glauben schenkt: Mileti (1984: 203) fasst seine Erfahrungen auf diesem Gebiet 
zusammen, indem er aussagt, dass Versuche, die Förderung von Vorsorge über 
rein freiwillige Maßnahmen zu realisieren, wenig erreicht haben. Ein Beispiel 
dafür ist die Gurtpflicht für Autofahrer, die 1976 eingeführt wurde. Als in den 
folgenden Jahren der Anteil der Gurtnutzer stagnierte, wurde 1984 ein Bußgeld 
für das Fahren ohne geschlossenen Sicherheitsgurt eingeführt. Danach stieg die 
Anschnallquote auf 90 % (vgl. WDR 2004). Das Fazit (a. a. O.): „Was jahrelangen 
Aufklärungskampagnen unter dem Motto ´Erst gurten – dann starten´ nicht gelang, 
schafft der Griff ins Portemonnaie.“
Selbst nach Ereignissen wie dem Stromausfall im Münsterland 2005 zeigten 
nur wenige Betroffene eine positive Veränderung in ihrem Vorsorgeverhalten 
(hier: Bevorratung) (vgl. Menski 2007: 79). Andere Experten verweisen darauf, 
dass im Bereich des Bevölkerungsschutzes ein verstärktes Verpflichtungsprinzip 
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angemessen und hilfreich wäre (vgl. Schmitt 1998: 27; Welch 1990: 17; Schutz-
kommission 2006: 6). Dies gilt umso mehr, als dass die Bevölkerung verpflicht-
ende Maßnahmen nicht grundsätzlich ablehnt (vgl. Allianz 2008: 12). 

Die deutliche Steigerung des Ausbildungsstandes in Erster Hilfe, die durch die 
Untersuchung des Deutsches Roten Kreuzes belegt werden konnte (vgl. Schäfer 
2001: 69), ist einerseits zweifelhaft hinsichtlich der wirklichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten der Bevölkerung auf diesem Gebiet (vgl. Kapitel 2.5.2). Andererseits 
kann der formale Erfolg eines hohen Ausbildungsstandes auf gesetzliche Ver-
pflichtungen zurückgeführt werden, wie der festgeschriebenen Teilnahme aller 
Führerscheinanwärter (auch für Bootsführer- und Segelflugscheine) am Kurs 
Lebensrettende Sofortmaßnahmen und dem seit 1992 für Ersthelfer in Betrieben 
im Zwei-Jahres-Rhythmus vorgeschriebenen Erste-Hilfe-Training (vgl. Schäfer 
2001:  70). Pflicht sind diese Kurse ebenfalls für Übungsleiter im Vereinssport 
(vgl. JUH 2007).
Ein detaillierter Blick auf die Bereiche Gesundheit, Vorsorge und Bevölkerungs-
schutz offenbart, dass Verpflichtung hier nichts Ungewöhnliches ist. So ist die 
Versicherungspflicht für Krankenversicherungen und im Kraftfahrzeugwesen 
weitgehend akzeptiert. Auch die Dienstpflicht für junge Männer, abzuleisten 
bei der Bundeswehr oder in sozialen Bereichen wie der örtlichen Gefahren-
abwehr oder dem Katastrophenschutz, hält jedoch viele Institutionen und 
Dienstleistungen überhaupt am Leben (vgl. Finis-Siegler 2000: 250 ff.). Weniger 
bekannt sein dürften die Regelungen der Landeskatastrophenschutz- und Lan-
desfeuerwehrgesetze, die in jedem Bundesland festschreiben, dass im Katastro-
phenfall Menschen zur Hilfeleistung verpflichtet werden können. Für den Fall, 
dass eine Freiwillige Feuerwehr auf Grund von Personalmangel nicht gegrün-
det werden kann, ist es gesetzlich möglich, eine Pflichtfeuerwehr aus Männern 
und Frauen der betreffenden Ortschaft zusammenzustellen. „Zum Teil wird die-
ser rechtlichen Möglichkeit mit entsprechenden Bußgeldtatbeständen Nachdruck 
verliehen“ (Schmidt 2008: 23). Pflichtfeuerwehren existieren nach Angaben des 
Deutschen Feuerwehrverbandes auf Sylt, in Malchow in Mecklenburg-Vorpom-
mern und in Pietzpuhl in Sachsen-Anhalt. 

Schließlich ist die Rauchmelderpflicht in einigen Bundesländern zu nennen, 
die bereits als verpflichtende Persönliche Notfallvorsorge interpretiert werden 
kann. In anderen Ländern ist Rauchmelderpflicht eine Selbstverständlichkeit, 
so in Großbritannien und den Vereinigten Staaten. Groetschel (2006c) weist 
auf die Wirksamkeit dieser Maßnahme hin:  „In den USA sind durch gesetzliche 
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Regelungen mindestens 93 % der Haushalte mit Rauchmeldern ausgestattet, 
wodurch die Anzahl der Brandtoten um bis zu 40 % gesunken ist.“ In der Schweiz 
wiederum müssen Hauseigentümer beim Neubau Schutzräume erstellen, 
ausrüsten und unterhalten. Ist der Bedarf an Schutzplätzen in einem Gebiet 
gedeckt oder wird beim Bau kein Schutzraum geschaffen, muss der Hauseigen-
tümer einen Ersatzbeitrag zur Finanzierung öffentlicher Schutzräume leisten 
(vgl. Bericht des Bundesrates 2001: 1775 f.). Das Schweizer Bevölkerungsschutz-
konzept sieht vor, jedem Schweizer einen künstlich belüfteten Schutzplatz zur 
Verfügung zu stellen. Seit 1978 sind alle Ortschaften in der Schweiz in diesen 
Plan integriert (vgl. Boschung 1993: 4). Darüber hinaus existiert eine nationale 
Dienstpflicht (Schutzdienstpflicht) für männliche Schweizer, die tauglich sind, 
jedoch keinen Militär- oder Zivildienst leisten (vgl. BABS 2005a). Die Schutz-
dienstpflicht besteht vom 20. bis zum 40. Lebensjahr der Dienstpflichtigen (vgl. 
BABS 2005b). Selbst in Deutschland wurde bereits über größere Verpflichtungs-
maßnahmen im Selbstschutz nachgedacht. Das Selbstschutzgesetz von 1965 
sollte die Teilnahme an Ausbildungen und die Beschaffung von Geräten und 
Notvorräten vorschreiben, wurde aber nie umgesetzt (vgl. Vogelbusch 1990: 18).

Das am besten funktionierende System der Vorsorgeförderung in Deutschland 
ist die Organisation von Unfallverhütung und Erstversorgung in Betrieben. Der 
Grund dafür liegt vor allem darin, dass die Berufsgenossenschaften verbind
liche Regelungen für Unternehmer aufstellen und ihre Umsetzung kontrollie-
ren. Seit 1970 konnten die meldepflichtigen Unfälle um 56 % und die tödlichen 
Unfälle um 75 % gesenkt werden. Dies ist auf die Maßnahmen der Prävention 
und des Arbeitsschutzes zurückzuführen (vgl. HVBG 2005a; Kern 2005:  18; 
HVBG 2006: 5; vgl. auch: Kemény 2001: 120).
Abschließend sei noch auf den vorbeugenden Hochwasserschutz verwiesen, der 
in seiner aktuellsten gesetzlichen Form (vgl. Bundesgesetzblatt 2005: 1224 ff.) 
ebenfalls verpflichtende Elemente vorsieht. § 31 a (2) legt Folgendes fest: „Jede 
Person, die durch Hochwasser betroffen sein kann, ist im Rahmen des ihr Möglichen 
und Zumutbaren verpflichtet, geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor Hoch-
wassergefahren und zur Schadensminderung zu treffen, insbesondere die Nutzung 
von Grundstücken den möglichen Gefährdungen von Mensch, Umwelt und Sach-
werten durch Hochwasser anzupassen.“ Zwar wird die Verpflichtung dadurch 
eingeschränkt, dass die Vorsorge sich nur auf das dem Individuum Mögliche 
und Zumutbare bezieht, dennoch bleibt die gesetzliche Pflicht existent. Aller-
dings bedarf es auch der Anwendung dieser rechtlichen Instrumente. Schneider 
(2005: 295) kommt gerade in Bezug auf Hochwasservorsorge zu dem Ergebnis, 
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dass zwar umfassende gesetzliche Regelungen bestehen, diese aber nicht in 
ausreichendem Maße angewendet werden.

Die dargestellten Beispiele zeigen deutlich, dass gerade im Bereich der Vorsorge 
und des Bevölkerungsschutzes verpflichtende Maßnahmen nicht unüblich sind. 
Die Tatsache, dass so viele Beispiele existieren, kann auch auf die Erkenntnisse 
aus den vorherigen Kapiteln zurückgeführt werden, nach denen Menschen sich 
häufig dagegen sträuben, Vorsorgeverhalten freiwillig anzunehmen. 
Für die Umsetzung könnten verschiedene Grade von Vorsorgeverpflichtungen 
unterschieden werden. Als erster Grad wäre eine periodische Beratungspflicht 
denkbar. Es könnte beispielsweise festlegt werden, dass sich ein Haushalt (eine 
Familie, eine Wohngemeinschaft usw.) in Abständen von mehreren Jahren in 
Bezug auf Persönliche Notfallvorsorge beraten lassen muss. Darüber hinaus wäre 
auch eine Pflicht zur Realisierung von Vorsorgemaßnahmen möglich. Beide 
Verpflichtungsstufen sind – besonders bezogen auf längere Zeiträume – in 
jedem Fall zumutbar. Sie müssten jedoch kontrolliert werden. Diese Aufgabe 
könnte beispielsweise von den ehrenamtlichen Mitarbeitern des beschriebenen 
Vorsorgezentrums übernommen werden. Das einzig sinnvolle Sanktionsmittel 
in diesem Zusammenhang ist wahrscheinlich ein Bußgeld (vgl. Nutzung des 
Sicherheitsgurtes in Kraftfahrzeugen). 
Eine andere Möglichkeit der Verpflichtung sowie deren Überwachung ist die 
Kopplung von Vorsorge an andere Systeme. Im Zuständigkeitsbereich von 
Schornsteinfegern existieren bereits vergleichbare Strukturen, die erstens 
weitgehend akzeptiert sind und zweitens an die Persönliche Notfallvorsorge 
gekoppelt werden könnten. Auch der Erwerb eines Führerscheins ist an die Teil-
nahme an einem Kurs in Lebensrettenden Sofortmaßnahmen gebunden. Ähnliche 
Anforderungen könnten an den Erhalt des Führerscheins geknüpft werden (vgl. 
Grossert 2003: 78). Darüber hinaus könnte eine Koppelung von Persönlicher Not-
fallvorsorge mit dem Abschluss von Versicherungen und der Inanspruchnahme 
von Bankdienstleistungen erfolgen:  Kreditvergabe und Versicherungsschutz 
für private Bauvorhaben könnten beispielsweise an die Voraussetzung geknüpft 
sein, dass konkrete Vorsorgemaßnahmen umgesetzt werden.
Es erscheint jedoch sinnvoll, Verpflichtungen mit Anreizen zu kombinieren. 
Dieses Konzept wurde als eine Lehre aus dem bereits erwähnten Project Impact 
in den Vereinigten Staaten gezogen (vgl. Tierney 2001a:  12). Anreize können 
auf verschiedene Art und Weise gestaltet sein. Kreibich (2005: 123) plädiert für 
finanzielle Anreize. Für Steuererleichterungen fehlt mit großer Wahrschein-
lichkeit der politische Wille oder der finanzielle Spielraum der Staatsfinanzen. 
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Andere finanzielle Anreize ließen sich durch Prämiensenkungen bei Versiche-
rungsverträgen erreichen. Damit könnten Menschen, die besonders umfassend 
vorsorgen, belohnt werden (vgl. Plate 2001: 21; Schwarze 2002: 103). 
Anreize können sich aber auch als die bereits erwähnte soziale Anerkennung 
manifestieren, z. B. durch die Verleihung von Urkunden. Zusätzlich gibt es 
die Möglichkeit, Auszeichnungen und Preise für besonders vorbildliches Ver-
halten zu vergeben, alle vorsorgenden Haushalte auf einer Homepage oder in 
der Presse zu erwähnen, Abzeichen, Aufkleber und Buttons zu verteilen sowie 
Briefe der Anerkennung zuzustellen (vgl. auch: Landsberg 2006: 11). Damit wer-
den nicht nur vorsorgende Haushalte belohnt, sondern es wird auch eine wei-
tere Multiplikation erreicht. 
Anreize lassen sich schließlich auch auf ganze soziale Einheiten beziehen. Eine 
jährliche Auszeichnung für die am besten vorsorgende Gemeinde, verbunden 
mit einem hohen Preisgeld, könnte sich positiv auf die kommunalen Förder
anstrengungen auswirken. Als Vorbild könnte der Wettbewerb des Bundesum-
weltministeriums „Kommunaler Klimaschutz 2009“ dienen.

3.2.3.4	 Zwischenfazit zu Kritikkategorie 2

Für Kritikkategorie 2 wurden weitere Eckpunkte eines neuen Systems der Vor-
sorgeförderung herausgearbeitet: Alle Förderungsmaßnahmen müssen perma
nent umgesetzt werden und letztlich die Etablierung einer Risikokultur zum 
Ziel haben. Die dazu nötige Kommunikation sollte vor allem auf den Ebenen 
von Veranstaltungen, direkten Gesprächen oder simulierten Erfahrungen statt-
finden. Verpflichtungsmaßnahmen sind im Bereich des Bevölkerungsschutzes 
zudem nicht nur üblich, sondern werden teilweise als unbedingt notwendig 
betrachtet. Gleichzeitig sollte jedoch versucht werden, eine Kombination mit 
Anreizen zu schaffen, um nicht allein auf Sanktionen setzen zu müssen.

3.2.4	� Lösungsvorschläge zu Kritikkategorie 3:  
Kommunikationsannahmen und -konzepte

Der in Deutschland bisher genutzte massenkommunikative Förderansatz ist 
auf fehlerhafte Annahmen zur Wirkungsweise von Kommunikation zurückzu-
führen. Alle einzelnen Kritikpunkte der Kategorie 3 (vgl. Kapitel 2.5.3) lassen 
sich mit dem mehrfach beschriebenen interpersonalen Kommunikationsansatz 
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lösen. Die relevanten Argumente für diesen Ansatz aus Theorie, praktischen 
Erfahrungen und Expertenmeinungen sowie die daraus abgeleiteten Lösungs-
vorschläge sind bereits genannt worden und sollen an dieser Stelle nicht wie-
derholt werden. Auf Öffentlichkeitsarbeit im klassischen Sinne kann jedoch 
nicht vollständig verzichtet werden. Einige besondere Kommunikationsmaß-
nahmen, die die interpersonalen Förderungspraktiken unterstützen können, 
werden im Folgenden vorgestellt. 
Das umfassendste massenkommunikative Förderinstrument, das in der 
Recherche gefunden wurde, ist der Disaster Prevention Day in Japan. Dieser 
wird jährlich am 1. September zur Erinnerung an die Opfer des großen Erdbe-
bens von 1923 begangen, als Hunderttausende Menschen in Tokyo und Yoko-
hama getötet wurden (vgl. OECD 2003: 271). Der gesamte Tag ist nur der Kata-
strophenvorsorge gewidmet: Die japanischen Medien berichten pausenlos über 
entsprechende Themen und die im ganzen Land stattfindenden Übungen (vgl. 
Suyehiro 1987: 23). Die auf einen Tag konzentrierte, geballte Kombination aus 
örtlichen Aktivitäten in allen Lebensbereichen der Menschen und der perma-
nenten Medienberichterstattung erscheint auch für Deutschland als ein viel 
versprechendes Konzept. 
Insgesamt sollten alle nur denkbaren Kommunikationsmaßnahmen in ein 
ganzheitliches Fördersystem für Persönliche Notfallvorsorge integriert wer-
den:  In der Schweiz sind beispielsweise in jedem Telefonbuch Informationen 
über das Verhalten im Katastrophenfall abgedruckt (vgl. Eckhardt 2000:  67). 
Auch in Deutschland werden nach Aussage der Schlüterschen Verlagsgesell-
schaft aus dem Jahr 2006 in nahezu allen regionalen Gelben Seiten nicht nur die 
Notrufnummern, sondern auch Erste-Hilfe-Maßnahmen aufgeführt. Allerdings 
handelt es sich dabei lediglich um ein Zusatzangebot, für das sich die Redaktion 
eigenständig entschieden hat. Die Inhalte werden in Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Roten Kreuz entwickelt, können jedoch jederzeit wieder aus dem 
Angebot entfernt werden.

3.2.5	� Lösungsvorschläge zu Kritikkategorie 4:  
Forschungsbedarf

Die vorliegende Studie ist ein erster Schritt zur Deckung des Forschungsbedarfs. 
Ganz besonders wird der Forderung verschiedener Wissenschaftler gefolgt, die 
Gedanken und Meinungen der Adressaten der Vorsorgeförderung (vgl. Weinstein 
1988: 380) und ihre Potenziale (vgl. Clausen 1993: 126) zu untersuchen.
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3.3	 Vorschlag eines Förderungssystems

Im Folgenden sollen die einzelnen Erkenntnisse aus den vorangehenden Kapi
teln in einem System zusammengefasst werden, das als Gesamtlösungsvor-
schlag verstanden werden kann. Die Beschreibung des Systems erfolgt über 
das Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P), wobei nun 
der diffusionstheoretische Aspekt in Bezug auf die Verbreitung von Vorsorge
innovationen in einem sozialen System als Ausgangspunkt dient (vgl. Abb. 20). 
Ziel ist es, bei möglichst vielen Mitgliedern des sozialen Systems eine dauer-
hafte Persönliche Notfallvorsorge zu etablieren.

3.3.1	 Organisation der Förderung auf Gemeindeebene

Die in Kapitel 3.2.2.1 begründete Betonung der Gemeindeebene in der Vorsor-
geförderung bildet den Ausgangspunkt des Lösungsvorschlags. Das hier an
gesprochene soziale System entspricht der politischen Gemeinde (Kommune) 
in Deutschland. 
Die Gemeinden haben sehr unterschiedliche Strukturen und Größen. Grund
sätzlich lässt sich diesem Umstand auf zwei Arten begegnen: Erstens kann ein 
Diffusionskonzept an die Größe einer Gemeinde durch die Anzahl der Multi-
plikationsebenen (vgl. Kapitel 3.3.4.3) angepasst werden. Zweitens besteht die 
Möglichkeit, falls die erste nicht umgesetzt werden kann, als Ausgangspunkt 
des Konzepts eine Teileinheit der Gemeinde, z. B. einen Stadtteil, zu wählen.
Das hier entwickelte Förderungssystem für Notfallvorsorge versteht sich expli-
zit als Maßnahmenkatalog und Handlungsvorschlag für Gemeindeverwal
tungen. Es ist aber auch von jedem anderen lokalen Akteur anwendbar. 
Unterstützung durch höhere staatliche Ebenen ist mit Ausnahme durch das 
BBK nicht zu erwarten. Diese Schlussfolgerung gründet sich einerseits auf die 
durchgeführte Problemanalyse (vgl. Kapitel 2.5), ist aber gleichzeitig auch als 
eine Vorbereitung auf ein Worst-Case-Szenario in Bezug auf die Finanzierung 
zu verstehen:  Eine Machbarkeitsstudie wie die vorliegende Untersuchung 
muss sich auf das vollständige Fehlen einer finanziellen Unterstützung vor-
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bereiten, um eine bestmögliche Umsetzbarkeit der entwickelten Konzepte zu 
gewährleisten.

Abb. 20  Schematische Darstellung des entwickelten Fördersystems
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Stehen Finanzmittel zur Verfügung, ändert das nichts an dem vorgeschlagenen 
System, die Umsetzung wird nur erleichtert. Für den hier angenommenen Fall, 
dass kaum oder keine finanzielle Unterstützung von staatlicher Seite beigesteuert 
werden kann, wird im Folgenden nach einer Realisierungsmöglichkeit gesucht.

3.3.2	 Schaffung eines Innovationsträgers

Um eine Innovation in Bezug auf das Vorsorgeverhalten im sozialen System der 
Gemeinde zu verbreiten, bedarf es nach diffusionstheoretischen Gesichtspunk-
ten eines Trägers der angestrebten Veränderung (Change Agency). Zur Schaf-
fung dieses Trägers muss ein lokaler Initiator entweder sich selbst oder andere 
Akteure als Träger definieren, gemeinsam mit weiteren lokalen Initiatoren den 
Träger bilden oder die Schaffung des Trägers durch bestimmte Akteure veranlas-
sen. Praktisch gesprochen bedeutet dies, dass in der Gemeinde Organisationen, 
Institutionen, Initiativen oder ein Zusammenschluss von diesen einen Träger 
für die Vorsorge-Innovation bilden oder seine Bildung veranlassen müssen 61.
Dies entspräche beispielsweise der Schaffung des Koordinierungszentrums für 
Vorsorge – einem Lösungsvorschlag, der bereits als erfolgreiches Förderungs-
instrument identifiziert wurde. Für die Schaffung und Aufrechterhaltung des 
Vorsorgezentrums werden verschiedene Ressourcen benötigt. Aus der bishe
rigen Analyse kann als wahrscheinlich angenommen werden, dass die Gemein
den diese Ressourcen nicht oder nur zu einem geringen Teil zur Verfügung 
stellen können. Dies muss demnach von den lokalen Initiatoren übernommen 
werden oder durch die als Lösungsvorschlag genannte Bildung von lokalen Part
nerschaften und Netzwerken. 

Auf die lokalen Partnerschaften bezogen spielt vor allem das ebenfalls als 
Lösungsansatz genannte Prinzip der Bündelung eine wesentliche Rolle:  Als 
vordringlichste Aufgabe sollte der Träger der Förderung versuchen, alle Vorsor
geaktivitäten, die in der Gemeinde existieren, zu bündeln. Die lokalen Akteure 
sollten versammelt werden, um Kooperationen zu vereinbaren. Aus diesem 
Kreis lassen sich personelle und materielle Unterstützung für den Träger der 
Förderung rekrutieren sowie Multiplikatoren und Ausbilder. 

61	 Unter Umständen lassen sich Teile der Verwaltung der lokalen Koordinierungsstelle zentral 
initiieren und organisieren, beispielsweise durch Anbieter von lokalen Dienstleistungen 
wie die Firma AVARTO. Dies wäre allerdings mit Kosten für die Gemeinden verbunden.
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Für das Koordinierungsbüro werden vor allem folgende Ressourcen benötigt:

•	 Unterbringung, d. h. Räumlichkeiten
•	 Personal
•	 Ausstattung, z. B. Büro
•	 Deckung laufender Kosten, z. B. Strom
•	 Informationsmaterial

Räumlichkeiten können durch die lokalen Netzwerke gestellt werden. Die Res-
source Personal kann sowohl ehrenamtlich aus den Reihen der Partner rekru
tiert werden als auch aus freiwilligen Potenzialen der Bevölkerung. Daneben 
gibt es die Möglichkeit, Voll- oder Teilzeitstellen durch Zivildienstleistende 
(Bundesamt für Zivildienst) oder Ein-Euro-Jobs (Bundesagentur für Arbeit) zu 
besetzen. Der Bereich Ausstattung bezieht sich weitgehend auf Büroeinrich
tungen und -elektronik. Hier könnten erneut die Partner einspringen oder aber 
private Spender. Dies gilt auch für die Finanzierung der laufenden Kosten, wie 
Strom, Telefon, Verbrauchsmaterialien und Reinigung. Informationsmaterial 
schließlich existiert in vielen Bereichen wie Brandschutz, Versicherungsschutz, 
Erste Hilfe, Bevorratung (BMELV) und Persönliche Notfallvorsorge (BBK) und 
wird bereits in großen Mengen zur Verfügung gestellt. 

3.3.3	 Lokale Risikoanalyse

Bevor die eigentliche Vorsorgeförderung beginnen kann, muss eine lokale Risi-
koanalyse durchgeführt oder auf eine existierende zurückgegriffen werden (vgl. 
Lösungsvorschlag zu Kritikpunkt 1.4). Eine Risikoanalyse besteht aus drei Kom
ponenten (vgl. Riegel 2007: 6): einer Gefährdungsanalyse, einer Vulnerabilitäts-
analyse und einer Beurteilung des Bewältigungspotenzials. 
„Die Gefährdungsanalyse hat das Ziel, die Bedeutung verschiedener Gefahren für 
ein bestimmtes Risikoelement an einem konkreten Ort (Exposition) hinsichtlich 
ihrer Frequenz (Eintrittswahrscheinlichkeit) und Intensität (Stärke) abzuschätzen“ 
(Riegel 2007: 6). Dabei sollte zunächst mit einem All-Hazard-Ansatz vorgegangen 
werden, um keine Gefahren zu vergessen. In der Vulnerabilitätsanalyse wird die 
Verletzlichkeit des Untersuchungsobjektes in Bezug auf die Gefahr untersucht. 
Auf der einen Seite sind dabei die potenziellen Schäden abzuschätzen, auf der 
anderen Seite die Qualität der Vorsorge, die maßgeblich den Schadensumfang 
verringern kann (vgl. Riegel 2007: 6). Die Untersuchung des Bewältigungspoten-
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zials umfasst die Beurteilung der Reaktionsfähigkeit im akuten Ereignisfall (vgl. 
Riegel 2007: 6) sowie die „Einschätzung der Fähigkeit, nach dem Ende des extre-
men Ereignisses den ursprünglichen Zustand […] wieder herzustellen“ (a. a. O.).
Eine Risikoanalyse muss in periodischen Abständen aktualisiert und angepasst 
werden.

3.3.4	 Aufbau eines Multiplikatorensystems

3.3.4.1	 Träger der Vorsorgeinnovation als oberste Multiplikatorenebene

Der Träger der Vorsorgeinnovation, also beispielsweise das Vorsorgekoor
dinierungszentrum, kann nach der Risikoanalyse mit den Diffusionsaktivitäten 
beginnen. Diese bestehen darin, ein System von Multiplikatoren für die Vor-
sorgeinnovation aufzubauen. 
Das Förderungskonzept sollte sich am Modell der Förderung von Persönlicher 
Notfallvorsorge (M3P) orientieren, wobei angenommen werden kann, dass die 
lokale Bevölkerung ihren Weg zur permanenten Vorsorge mehrheitlich in einem 
sehr frühen Stadium beginnen muss. Das bedeutet, dass auch die Implemen
tierung der lokalen Vorsorgeförderung mit den Maßnahmen beginnen sollte, 
die sich aus dem ersten Stadium ableiten lassen. Wenn die Implementierungs-
phase abgeschlossen ist, müssen die Förderungsmaßnahmen aus allen Phasen, 
abgestimmt auf die jeweilige Zielgruppe, weitergeführt werden. 
Bei den vom Träger der Vorsorgeinnovation zu ergreifenden Maßnahmen han
delt es sich vor allem um Kommunikationsmaßnahmen. Diese können nach Art 
des Übermittlungskanals unterschieden werden: massenmedial und interper
sonal. Wie dies oben bereits mehrfach belegt und als Lösungsvorschlag for
muliert wurde, sollte der Fokus aller Kommunikationsmaßnahmen eindeutig 
auf der interpersonalen Ebene liegen. 
Der Träger der Vorsorgeinnovation ist als oberste Multiplikatorenebene zu 
begreifen. Er hat die Aufgabe, alle weiteren Ebenen zu organisieren und selbst 
als direkter Ansprechpartner zur Verfügung zu stehen, beispielsweise über 
eine Hotline, in Sprechstunden, durch die Beantwortung von E-Mail-Anfragen 
bzw. eine Website. Auf dieser obersten Multiplikationsebene könnten auch 
hauptamtliche Multiplikatoren (z. B. Angestellte, geringfügig Beschäftigte, 
Zivildienstleistende, Ein-Euro-Jobber) angesiedelt sein. Die weiteren Multipli
kationsebenen ergeben sich durch die beiden angesprochenen Kommunika
tionssysteme, das interpersonale und das massenmediale System. 
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3.3.4.2	 Massenmedien als Multiplikatoren für die Wissensvermittlung

In der ersten Phase, dem prä-kognitiven Stadium, ist die reine Vermittlung 
von Wissen von Bedeutung. Diese Aufgabe können massenmediale Kommuni
kationsansätze hervorragend ausfüllen. Entweder sollten die lokalen Medien 
über professionelle Öffentlichkeitsarbeit und partnerschaftliche Zusammenar
beit als Multiplikatoren genutzt werden oder der Träger der Vorsorgeinnovation 
wird selber massenmedial tätig, beispielsweise über die Verbreitung von Bro-
schüren, Briefen, E-Mails oder Informationen in Telefonbüchern.
Der massenmediale Kanal eignet sich vor allem zur Verbreitung von grundle-
gendem Wissen, wie z. B. der Information, dass Vorsorgenotwendigkeiten und 
Vorsorgemöglichkeiten existieren. Über diesen Weg können auch Aufrufe nach 
Unterstützung mit Ressourcen und ehrenamtlichem Engagement platziert 
werden. 

Es sollte zunächst analysiert werden, welche lokalen Medien existieren und ob 
sie sich in ein partnerschaftliches System einbinden lassen. In jedem Fall sollte 
zusätzlich ein PR-Konzept erstellt werden, in dem die Ziele, Zielgruppen und 
Erfolgsmessungsmöglichkeiten festgelegt und benötigte Materialien (Vorla-
gen für Pressemitteilungen, Journalistenkontakte, Pressemappe, Internetseite 
usw.) vorbereitet werden. Weiterhin sind Pläne zu erstellen, zu welchen Zeit-
punkten welche Aktivitäten mit welchen Zielen vollzogen werden sollen. 
Als besondere, am besten bundesweit 62 umzusetzende Einzelmaßnahme eig-
nen sich Kommunikationsaktivitäten, die sich an den Disaster Prevention Day 
in Japan anlehnen. Ein vergleichbarer Tag sollte viel mehr zu bieten haben als 
der Internationale Tag der Ersten Hilfe. Es sollte versucht werden, alle Medien 
dazu zu bewegen, möglichst den ganzen Tag über das Thema zu berichten. Im 
ganzen Bundesgebiet durchgeführte Übungen und Veranstaltungen können 
darüber hinaus die Menschen weiter motivieren und den Medien einen Anlass 
zur Berichterstattung geben. Ergänzt werden sollte dieser Tag mit Projekten in 
Schulen, Universitäten und Arbeitsstätten. Die einzelnen Aktivitäten könnten 
von den lokalen Trägern der Vorsorgeförderung geplant und auf Bundesebene 
zentral koordiniert werden.

62	 Die Vorsorgeförderung soll hauptsächlich auf lokaler Ebene durch interpersonale Kommu
nikation stattfinden. Nur bei ergänzenden massenkommunikativen Fördermaßnahmen 
sind einzelne bundesweite Kommunikationsstrategien denkbar. Diese sollten jedoch in 
Kooperation mit der lokalen Förderung stattfinden und mit dieser synchronisiert werden..
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3.3.4.3	 Interpersonales Multiplikatorensystem

Der nächste Schritt bei der Verbreitung der Vorsorgeinnovation ist der Übergang 
von einem massenmedialen zu einem interpersonalen Multiplikatorensystem. 
Letzteres kann auf drei Weisen geschaffen werden: räumlich-hierarchisch, insti-
tutionsgebunden und meinungsführerbasiert (im Sinne eines Multi-Step-Flows).
 

3.3.4.3.1	 Räumlich-hierarchisches Multiplikatorensystem

Neu aufgebaut werden müsste vor allem ein räumlich-hierarchisch organi
siertes Multiplikatorensystem. Darunter ist zu verstehen, dass die Multiplika-
torebenen an räumliche Organisationsformen, wie Stadteile, Straßenzüge und 
Häuserblöcke, angepasst werden. Der Differenzierungsgrad ist abhängig von 
den Variablen Zeit, bürgerschaftliches Engagement, Gemeindestruktur und 
Gemeindegröße.
Als Beispiel soll hier eine mittlere Großstadt betrachtet werden. Diese könnte 
ein zentrales Zentrum zur Vorsorgekoordination schaffen. Für jeden Stadtteil 
könnte ein Hauptmultiplikator gesucht werden, der vor allem die weiteren 
Multiplikatorebenen aufbaut und koordiniert. Dazu würde es gehören, ihm 
als geeignet scheinende oder vom Büro für Vorsorgekoordination als besonders 
engagiert eingestufte Bürger als Multiplikatoren zu gewinnen. Diese wären für 
bestimmte räumliche Einheiten zuständig. Im Grunde ließe sich die Differen
zierung immer weiter verfeinern. Die Vorschläge gehen bis hinunter auf die 
Ebene der Wohngebäude, auf der in Übertragung des Konzeptes des Brand-
schutzbeauftragten Wohngebäudebeauftragte eingesetzt werden könnten (vgl. 
Fachausschuss Brandschutzerziehung 2006d). Ob eine solche feine Differen
zierung möglich ist, hängt jedoch von den zuvor beschriebenen Eigenschaften 
der Gemeinde (z. B. Größe, Struktur) ab.
Nehmen wir an, die Differenzierung wäre im beschriebenen Beispiel mit der 
Ebene Stadtteil und den räumlichen Untereinheiten Wohngebiete abgeschlos
sen. Das Vorsorgezentrum könnte dann den Stadtteilmultiplikator mit Spezial-
kenntnissen und Informationsmaterial ausstatten. Dieser könnte nachstehende 
Multiplikatoren in gleicher Art versorgen. Letztere würden dann den direkten 
Kontakt zu den Menschen in ihrem Gebiet suchen und entscheiden, in welcher 
Phase der Vorsorgeentwicklung sich diese befinden und dementsprechende 
Fördermaßnahmen einleiten. 
Als Multiplikatoren im direkten Kontakt mit der Bevölkerung bieten sich Men
schen an, die im Bereich des Katastrophenschutzes, der Gefahrenabwehr und 
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der Gesundheit arbeiten oder dort ehrenamtlich tätig sind (vgl. Notfallvorsorge 
2001:  17; Glass 2002:  54 ff.). Darüber hinaus eignen sich alle Menschen, die 
engagiert sind und über viel freie Zeit verfügen. Eine weitere Möglichkeit für 
das Multiplikationssystem ergibt sich durch den Einbezug von Schornsteinfe-
gern. Diese sind in der Brandschutzförderung sehr aktiv. Sie besuchen die Haus-
halte in regelmäßigen Abständen und könnten bei dieser Gelegenheit auch als 
Multiplikatoren für Persönliche Notfallvorsorge tätig werden.

3.3.4.3.2	 Institutionsgebundenes Multiplikatorensystem

Die zweite Möglichkeit, die Vorsorgeinnovation zu verbreiten, ist ein institu
tionsgebundenes Multiplikatorensystem. Dieses verläuft nicht räumlich-
hierarchisch, sondern entlang einer institutionellen Aufteilung der Gemeinde. 
Hier bietet es sich besonders an, Vereine aller Art, Initiativen, religiöse Einrich
tungen sowie Arbeits- und Ausbildungsstätten als Partner zu gewinnen. Gelingt 
es, die jeweilige Führungsebene zu überzeugen, an der Vorsorgeförderung teil-
zunehmen, können Wissen und Fortbildungsmotivation an die Mitglieder der 
Institution weitergegeben werden. Über diesen Weg lassen sich besonders fach-
fremde Personen (Laien) mit Fördermaßnahmen erreichen oder gar als Multi-
plikatoren gewinnen.
Gerade im Bereich der Arbeitsstätten macht eine Zusammenarbeit mit den 
Berufsgenossenschaften und eine Bündelung aller Vorsorgeanstrengungen 
Sinn (vgl. Schäfer 1994: 8; AGBF-NRW 2005: 4). Eventuell lassen sich durch die 
Berufsgenossenschaften finanzierte Kurse auf Themen der Persönlichen Not-
fallvorsorge erweitern oder Ersthelfer und Sicherheitsbeauftragte der Betriebe 
als Multiplikatoren gewinnen.
Hervorragende Multiplikatoren sind natürlich auch Schulen und andere Aus-
bildungsstätten. Wünschenswert wäre es, die Thematik Notfallvorsorge fest 
in das Curriculum aufzunehmen. Ob dies möglich ist, muss geprüft werden. 
Zumindest sollte das lokale Vorsorgekoordinierungszentrum Projekttage, 
Arbeitsgemeinschaften (AGs) und Schulsanitätsdienste anregen, begleiten und 
dauerhaft etablieren.

3.3.4.3.3	 Lokale Meinungsführer

Ein drittes Instrument für die Verbreitung von Vorsorgeinnovationen ist der Ein-
bezug von lokalen Meinungsführern. Diese sind, sofern sie für die Verbreitung 
der Vorsorgeinnovation gewonnen werden können, in der Lage, ihre Anhänger 
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in Bezug auf die Annahme von Vorsorge positiv zu beeinflussen. Der erste 
wichtige Schritt ist daher, Meinungsführer zu identifizieren. Dazu gibt es ver-
schiedene Methoden: Soziometrie, Schlüsselinformanten und die Technik der 
Selbstbezeichnung. Die einzig machbare Technik im Zusammenhang mit dem 
hier entwickelten Fördersystem ist die der Schlüsselinformanten, alle anderen 
Methoden scheiden wegen ihrer Komplexität aus. Schlüsselinformanten sind 
diejenigen Personen, die ein lokales Gefüge sehr genau kennen und entscheiden 
können, wer wahrscheinlich ein Meinungsführer ist. Grundlegend können den 
Meinungsführern folgende Eigenschaften zugeordnet werden: Im Gegensatz zu 
den Meinungsfolgern zeichnen sie sich durch eine stärkere soziale Beteiligung 
und einen höheren sozialen Status aus, sind innovativer und weltoffener und 
haben einen höheren Medienkonsum. 
Schlüsselinformanten können auch selber Meinungsführer sein. Zu ihnen zäh
len beispielsweise Lokalpolitiker, Religionsvertreter, Künstler, alteingesessene 
Geschäftsleute, Führungsebenen von Firmen, Initiativen und der Kommu-
nalverwaltung sowie diejenigen, die aus anderen Gründen als lokale Größe 
bezeichnet werden können. Diese Individuen lassen sich relativ einfach identi-
fizieren und können als Informanten weitere Meinungsführer nennen. 
Wenn es gelingt, wichtige Meinungsführer für die Unterstützung der Einfüh-
rung der Vorsorgeinnovation zu gewinnen, können sie ihren Einfluss bei den 
anderen Menschen, denen sie im direkten Kontakt begegnen, entsprechend gel-
tend machen. 

3.3.4.3.4	 Bewertung der drei Multiplikatorensysteme

Das räumlich-hierarchische, das institutionsgebundene und das meinungsfüh
rerbasierte Multiplikatorensystem stützen sich auf interpersonale Kommuni
kation. Neben stärkerem Einfluss auf Einstellungen, Überzeugungen, Moti
vation und Verhalten ermöglicht dieser Kanal Informationsaustausch, 
Diskussion und Feedback. So kann nicht nur präziser auf die jeweiligen indivi-
duellen Bedürfnisse und Probleme eingegangen werden, sondern es ergibt sich 
die Möglichkeit, Rückmeldungen zu geben, im Sinne von Fragen, Anregungen 
und Kritik. Die Bürger können bei der Anpassung des Förderungssystems an 
das jeweilige lokale Gefüge direkt mitwirken. Rückmeldungen sollten zu die-
sem Zweck ausgewertet und archiviert werden. Das Feedback könnte bis in 
den Bereich der Gefahrenabwehr und des Katastrophenschutzes vordringen. 
So werden die Lösungsansätze der Partizipation der Bevölkerung und der Ver-
antwortungsteilung bei der Daseinsvorsorge realisiert. Auf diese Weise wird Per-
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sönliche Notfallvorsorge auch verstärkt in die gesamtgesellschaftliche Planung 
einbezogen, was Experten als fundamental wichtig erachten (vgl. Clausen 
1995: 1; BVA 2003: 53).

Die räumlich-hierarchische, die institutionsgebundene und die meinungsfüh
rerbasierte Methode bieten die Möglichkeit der gezielten Zielgruppenanspra
che. Gruppen, die hohe Barrieren für die Annahme von Vorsorge aufweisen, wie 
z. B. eine andere Staatsangehörigkeit, eine andere Muttersprache, eine andere 
Religionszugehörigkeit, hohes Alter oder Behinderungen, können durch diese 
Vorgehensweise gezielter für die Vorsorge mobilisiert werden. 
Die beschriebenen Multiplikationsmöglichkeiten bei der Verbreitung von Vor-
sorgeinnovationen sollten nicht als Alternativen, sondern als Einheit betrachtet 
werden. Nur so können sie ihr volles Potenzial entfalten. Ziel ist das Erreichen 
der kritischen Masse, also des Punktes, an dem der Prozess der Vorsorgeför
derung weitgehend selbsterhaltend wird. Je mehr Menschen zu Multiplika-
toren werden, ohne dass dies direkt von der Koordinierungsstelle geplant 
wurde, desto mehr nähert sich das soziale System der kritischen Masse. Anders 
ausgedrückt könnte man auch von der Entstehung einer Risikokultur sprechen. 
Hat sich diese etabliert, so verfestigt sich das Vorsorgeverhalten im Alltag der 
Menschen, was letztlich das Ziel aller Maßnahmen ist. 

3.3.4.3.5	 Ausbildung der Multiplikatoren und Bürger

Eine der Aufgaben der in Kapitel 4 folgenden Untersuchungen wird es sein, der 
Frage nachzugehen, welcher Ausbildung sich Multiplikatoren und Bürger unter-
ziehen sollten und wer diese Ausbildung durchführen kann. Voll zu unterstüt-
zen ist in diesem Zusammenhang die Forderung von Schäfer (1994: 9): „Dabei 
müssen die Ausbildungsinhalte auf die wesentlichsten Informationen reduziert, in 
ansprechender Weise kurz vorgetragen und praktisch durchgeführt werden. Einmal 
wird durch den nur noch geringen Zeitaufwand die Akzeptanz unmittelbar zu erhö-
hen sein und andererseits kann die wesentliche Information vermittelt werden.“ 
Einen in diesem Sinne vorbildlichen Weg hat die Johanniter Unfall-Hilfe mit 
ihrem auf zentrale Symptome konzentrierten Erste-Hilfe-Unterricht einge
schlagen (vgl. JUH 2007). Auch das Konzept des Medizinischen Katastrophen-
hilfswerks (MHW) für Selbsthilfe-Kurse kann als Musterbeispiel dienen:  In 
einem eintägigen Kurs werden die Teilnehmer in acht Stationen von jeweils 
unterschiedlichen Ausbildern geschult. Trainiert wird dabei unter anderem 
das Filtern von Wasser, der Gebrauch von Feuerlöschern sowie praktische 
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Bevorratung und Erste Hilfe. Die Tatsache, dass dieses Kursangebot so gut ange-
nommen wird, liegt neben der abwechslungsreichen und praxisnahen Ausbil
dung vermutlich auch an der zeitlichen Konzeption: Eine Studie des Deutschen 
Roten Kreuzes zeigt (vgl. Schäfer 2001: 34), dass die Menschen in Bezug auf die 
Erste-Hilfe-Ausbildung einen Ein-Tages-Kurs bevorzugen (32 %).
 
Kombiniert werden könnte eine auf wesentliche Inhalte komprimierte Ausbil-
dung auch mit einer neuen Form von Erste-Hilfe-Taschen mit visuellem Not-
fallleitsystem. Diese stellen eine Art Benutzeroberfläche zur Verfügung, die als 
Diagnoseschlüssel dienen soll (vgl. Hundertmark 2007: 30): „Die Handlungsan-
weisungen in Wort und Bild stehen in direktem Zusammenhang mit dem vorgese-
henen (und vorsortierten) Verbandmaterial und bilden Handlungseinheiten.“ 
Auch neue, moderne Wege der Ausbildung, die selbst in die Rettungsdienstaus-
bildung Einzug gehalten haben, wie das so genannte Blended Learning oder 
E-Learning, sollten berücksichtigt werden. Voraussetzung ist hier allerdings ein 
Internetanschluss. Dieser ermöglicht es dann aber, zu Hause bestimmte Inhalte 
vorzubereiten, die bei einem anschließenden Präsenzkurs zeitsparend vertieft 
werden können. Im Bereich des Bevölkerungsschutzes werden solche Verfahren 
bereits mit der Europäischen Virtuellen Akademie für den Bevölkerungsschutz (vgl. 
Lurz 2007: 5 f.; Voss 2007: 2 ff.) und einzelnen E-Learning-Ausbildungsmodulen 
des THW (vgl. Korth 2007: 17) verwirklicht.

Neben einer attraktiven Gestaltung der Ausbildung stellt sich die Frage, mit 
welcher Häufigkeit Vorsorgekurse wiederholt werden sollten, um ein hohes 
Vorsorgeniveau herstellen und erhalten zu können. Eine Untersuchung von 
Töpperwein (1991: 45) kam in Bezug auf das Training von Herz-Lungen-Wieder
belebung auf eine notwendige Wiederholungsfrequenz von sechs Monaten. 
Dies ist kein realistischer Ansatz, da in dieser Häufigkeit keine Kurse für größere 
Teile der Bevölkerung organisiert werden können – außer im Schulunterricht 
(vgl. Töpperwein a. a. O.). 
Zu klären bleibt außerdem, wer die Kosten für eine Vorsorgeausbildung sowohl 
für die Multiplikatoren als auch für die Bürger übernehmen soll. Die Ausbil-
dung zum Vorsorgemultiplikator ließe sich im Fall von haupt- und ehrenamt-
lich Tätigen in der Gefahrenabwehr sowie im Zivil- und Katastrophenschutz 
möglicherweise in die Helferausbildung standardmäßig integrieren. Sollte das 
nicht möglich sein, müsste dies wie bei allen anderen Multiplikatoren durch-
geführt und finanziert werden. Dafür käme beispielsweise die Verwaltung des 
Bundes mit der Akademie für Krisenmanagement, Notfallplanung und Zivil-
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schutz (AKNZ) in Frage. Für die Durchführung sind aber auch lokale Lösungen 
mit den Hilfsorganisationen, der Feuerwehr und dem THW denkbar. 
Insgesamt muss darauf hingewiesen werden, dass der Anspruch, jeder Multi-
plikator müsse ein absoluter Fachmann sein und jede Kontaktperson nach der 
Beratung durch den Multiplikator ebenfalls, ein gefährliches Hindernis für die 
Vorsorgeförderung darstellt. Genauso wie in der Diffusionstheorie eine gewisse 
Modifikation der Innovation erwartet wird, ist es nicht realistisch, dass Ausbil
dungs- und Ausstattungsvorgaben bis ins letzte Detail erfüllt werden.

Für die Vorsorgeausbildung der Bürger sind nur lokale Lösungen machbar. Die 
Kosten könnten ebenfalls von der Bundesverwaltung getragen werden. Als wei-
tere Finanzierungsmöglichkeiten eignen sich lokale Partner oder die Kursteil-
nehmer selbst. Selbstverständlich sind auch Kombinationen dieser Vorschläge 
möglich. 

3.3.5	 Weitere vorsorgestadienbasierte Maßnahmen

Nachdem gezeigt wurde, welche Maßnahmen bei der massenmedialen Wissens
vermittlung von Bedeutung sind und wie Kommunikation auf interpersonaler 
Ebene organisiert werden kann, werden alle weiteren Förderungsaktivitäten 
durch die nächsten Stadien des Modells der Förderung von Persönlicher Notfall-
vorsorge (M3P) bestimmt. Ab diesem Punkt kommen nun auch die im vorange-
henden Kapitel erwähnten Prinzipien Verpflichtung und Anreize zum Tragen.
Die im Folgenden vorgestellten Maßnahmen sind nicht mehr als einzelne 
Implementierungsschritte des Vorsorgeförderungssystems zu verstehen. Viel
mehr handelt es sich bei ihnen um aufeinander aufbauende Stufen, die die Mul-
tiplikatoren bei ihren Kontaktpersonen individuell anwenden können, je nach 
deren Bedürfnissen. Durch die Feststellung der Bedürfnisse, z. B. durch von den 
Kontaktpersonen geäußerte Fragen oder Bitten, lässt sich ermitteln, in welchem 
Stadium sich die jeweiligen Personen befinden. Dadurch ergeben sich wiede-
rum die entsprechenden Maßnahmen, die im Folgenden dargestellt werden.

3.3.5.1	 Prä-intentionales Stadium

Während im ersten Stadium vor allem durch massenmediale Maßnahmen 
versucht wird, eine Beschäftigung der Menschen mit dem Thema Vorsorge, 
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insbesondere der Vorsorgenotwendigkeit, zu erreichen, soll im zweiten Sta-
dium eine positive Entscheidung für Persönliche Notfallvorsorge herbeigeführt 
werden. Wenn sich eine Person nun mit dem Thema auseinandersetzt, muss 
sie bestimmte Fragen für sich selbst klären. Die wichtigsten Fragen in dieser 
Phase entsprechen den Bewertungsprozessen in Bezug auf Risikowahrnehmung, 
Ergebniserwartung, Kostenerwartung und der prä-intentionalen Selbstwirksam-
keitserwartung. Diese Variablen müssen daher vom Fördersystem so beeinflusst 
werden, dass sie eine positive Entscheidung für Vorsorge begünstigen. Letzte-
res kann über die sekundären, vermittelnden Variablen (vgl. Kapitel 3.1.5.2) 
geschehen, die sich leicht mit Fördermaßnahmen verbinden lassen. 

Unter den psychologischen, vermittelnden Variablen ist vor allem zusätzliches 
Wissen ein wichtiger Faktor. Es werden weitere Informationen benötigt – über 
die möglichen Schadensereignisse, die Wirksamkeit von entsprechenden Vor-
sorgemaßnahmen, die notwendig werdenden Investitionen (Kosten) sowie 
darüber, ob und wie der einzelne Bürger die Maßnahmen verwirklichen kann. 
Dieses Wissen kann in schriftlicher Form (z. B. als Broschüre) verbreitet werden. 
Es sollte aber persönlich übergeben werden und mit einem Beratungsgespräch 
verbunden sein. Des Weiteren sollte das Wissen so gestaltet werden, dass es die 
Hauptvariablen aus dem Modell in einer für die Annahme von Vorsorge güns
tigen Weise beeinflusst. Dies kann beispielsweise durch Erfahrungsberichte 
geschehen, die die Notwendigkeit von Vorsorge und zur selben Zeit ihre Wirk-
samkeit herausstellen. 
Grundsätzlich sollte die im Modell der Förderung von Persönlicher Notfall-
vorsorge (M3P) geforderte Aufbereitung des vermittelten Wissens unbedingt 
beachtet werden:  Die Komplexität der Informationen sollte so gering wie 
möglich gehalten werden. Förderlich kann sich zudem auswirken, wenn die 
Vorsorge mit bereits bekannten, akzeptierten oder positiv behafteten Aktivi-
täten oder Maßnahmen verknüpft wird – also eine hohe Übertragbarkeit erhält. 
Schließlich sollten die Erkenntnisse aus dem Bereich der Risikokommunikation 
und Risikowahrnehmung wie kognitive Heuristiken und die Merkmale der Risi-
kofolgen und -ursachen bei der Wissensvermittlung berücksichtigt werden. 

Die Hauptvariablen können jedoch auch auf andere Weise beeinflusst werden, 
nämlich durch simulierte Erfahrungen. Dazu zählen alle Maßnahmen, durch 
die die Bürger Schadensereignisse und Vorsorgemaßnahmen in nachgestellter 
Form erleben können:  Teilnahme an Übungen (Übungsgelände), Brand- bzw. 
Unfalldemonstrationen, Darstellung der Effektivität von Vorsorgemaßnah-
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men, Ausprobieren von Rettungstechniken, Erfahrungszentren für Katastro-
phen und Unglücke oder entsprechende Lehrfilme. Die Risikowahrnehmung 
könnte dadurch derart verändert werden, dass ein grundlegendes Gefahren-
bewusstsein geschaffen und die Vorsorgenotwendigkeit erkannt wird. Gleich-
zeitig kann auch gezielt auf die Ergebniserwartung und die Kostenerwartung 
Einfluss genommen werden. Am wichtigsten ist jedoch die sich ergebende 
Möglichkeit, die Selbstwirksamkeitserwartungen der Menschen systematisch 
zu verbessern: Sie können sich direkt davon überzeugen, dass es um eine über-
schaubare Menge von Maßnahmen geht, die von jedem Einzelnen realisiert 
werden können. Das gilt zumindest dann, wenn das Vorsorgekonzept entspre-
chend nachvollziehbar gestaltet ist.
Im Bereich der soziologischen, vermittelnden Variablen ist für die soziode-
mografischen Faktoren beispielsweise bekannt, dass Familien mit Kindern im 
Schulalter eher an Vorsorge interessiert sind als kinderlose Haushalte (vgl. Perry 
1990:  47; Peek 2002:  519). Weitere förderliche Faktoren sind:  Hauseigentum, 
hohes soziales Engagement, höheres Alter, höhere Bildung und starke Gemein-
deverbundenheit (vgl. Larsson 1997: 19; Lindell 2000: 478 ff.; Tierney 2001b: 157 
ff.; Peek 2002: 519). Über diese Faktoren lassen sich Zielgruppen definieren, die 
Vorsorge vermutlich eher befürworten oder eher ablehnen. Die Fördertaktik 
muss auf dieser Grundlage für die Zielgruppen jeweils angepasst werden.

Sozialer Druck, der durch die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe oder 
Subkultur entsteht, kann sich positiv oder negativ auf die Annahme von Vorsor-
geverhalten auswirken. Negativ vor allem dann, wenn man es bei den Förder-
maßnahmen mit einer Gruppe zu tun hat, die der Vorsorge ablehnend gegen-
übersteht (vgl. Larsson 1997: 19). Können solche Strömungen als Zielgruppen 
identifiziert werden, müssen die Förderanstrengungen entsprechend verstärkt 
werden. Dazu lässt sich möglicherweise ein Meinungsführer aus dieser Gruppe 
gewinnen, der zunächst von Vorsorge überzeugt werden muss und anschlie-
ßend einen im Sinne der Förderung wünschenswerten Einfluss auf die Grup-
penmitglieder ausüben kann. Gruppen, die der Vorsorge positiv gegenüberste-
hen, sollten natürlich ebenfalls identifiziert und über einen Meinungsführer in 
die Fördermaßnahmen eingebunden werden. 
Der soziale Druck geht in vielen Fällen von der Sanktionierung desjenigen Ver-
haltens aus, das vom Gruppenverhalten abweicht. Dadurch entstehen soziale 
Kosten, die den Menschen häufig zu hoch erscheinen, als dass sie sich gegen 
die Gruppe und für Vorsorge entscheiden würden. Daher muss im Zusammen-
hang mit der Entwicklung eines Vorsorgekonzeptes darauf geachtet werden, 
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dass nicht zu außergewöhnliche Verhaltensweisen von den Bürgern verlangt 
werden.
Letztlich kann sich jegliche Unterstützung aus dem sozialen Umfeld positiv 
auswirken. Das Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P) 
nimmt an, dass dieser Faktor den Menschen besonders dabei helfen kann, 
förderliche Erwartungen hinsichtlich ihrer Selbstwirksamkeit zu entwickeln. 
Erstens können Anleitung, die Möglichkeit des Ausprobierens und die Möglich-
keit, Fragen zu stellen, dazu beitragen, dass die eigenen Fähigkeiten zur Umset-
zung von Vorsorge gestärkt werden. Zweitens kann durch eine enge Zusammen-
arbeit mit anderen Menschen ein Teil der insgesamt benötigten Kompetenz auf 
diese übertragen werden. Dadurch muss die eigene Selbstwirksamkeit nicht 
ganz so stark ausgeprägt sein, wie in dem Fall, in dem die Maßnahmen voll-
kommen allein realisiert werden müssten.

3.3.5.2	 Prä-aktionales Stadium

Wenn die Maßnahmen im vorherigen Stadium erfolgreich waren, sich ein Indi-
viduum also für Vorsorge entschieden hat, kommt nun die Phase, in der diese 
Intention in wirkliche Handlungen umgesetzt werden muss. Hier sind, wenn 
man den theoretischen Grundlagen folgt, andere Variablen von Bedeutung.
An erster Stelle steht dabei die wirkliche Absicht, das Vorsorgeverhalten 
umzusetzen. Ist die Absicht aus Überzeugung getroffen worden, begünstigt sie 
die Realisierung des Vorsorgeverhaltens. Als einziger Faktor reicht dies jedoch 
nicht aus. Besonders Strategien der Selbstregulation sind laut den theore
tischen Annahmen nun zusätzlich wirksam. Das Förderkonzept sollte Men-
schen, die sich in dieser Phase befinden, besondere Unterstützung und Anlei-
tung zuteil werden lassen. Beispielsweise können Instrumente des Planens, 
wie detaillierte Vorgehenspläne, Checklisten, Falls-Dann-Pläne oder Kalen-
der, verteilt und ihre Anwendung erklärt werden. Auch die Kombination mit 
kollektiven, massenkommunikativen Maßnahmen wie Erinnerungen in Form 
von Briefen, E-Mails, SMS usw. kann das individuelle Planen und Umsetzen 
begünstigen. 
All das hat zusätzlich einen positiven Einfluss auf die prä-aktionale Selbstwirk-
samkeit, wenn die neue Verhaltensweise in überschaubare Einzelschritte auf-
geteilt und genaue Anleitung gegeben wird. Für die Umsetzung wird spezielles 
Wissen benötigt, das vorher in dieser Form nicht erforderlich und sogar eher 
hinderlich gewesen wäre. An diesem Punkt müssen mehr Details präsentiert 
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werden als bei den Wissensvermittlungen zuvor, dennoch darf der Grundsatz 
der geringen Komplexität nicht außer Acht gelassen werden. 
Schließlich wurde in der theoretischen Grundlage als fördernder Faktor auch 
die Verfügbarkeit der Vorsorgeausstattung genannt. Diese könnte zentral vom 
Vorsorgezentrum beschafft und verteilt werden. Damit wird die Komplexi-
tät des gesamten Vorsorgeverhaltens reduziert und die Annahme wesentlich 
erleichtert. Zu klären wäre, wie hoch die Kosten für diese Ausstattung ausfallen 
und welche Bereitschaft es in der Bevölkerung oder bei staatlichen Stellen gibt, 
diese zu tragen.

3.3.5.3	 Aktionales Stadium

Das Erreichen des aktionalen Stadiums ist ein Erfolg. Dennoch dürfen die För
deranstrengungen gerade jetzt nicht vernachlässigt werden. Schnell kann ein 
Individuum das Vorsorgeverhalten wieder einstellen. Dies ergibt sich beson-
ders dadurch, dass alle Vorsorgemaßnahmen nicht ununterbrochen, sondern 
eher in periodisch wiederkehrenden Phasen ausgeführt werden müssen. Daher 
muss eine Person im aktionalen Stadium auch stets weiter betreut werden. 
Für die Beibehaltung des Vorsorgeverhaltens ist es wichtig, dass das erste Vor-
sorgehandeln erfolgreich verlaufen ist – die Umsetzung also ohne große Pro-
bleme funktioniert hat. Dafür sind die Fördermaßnahmen des vorherigen Sta-
diums maßgebend.
 
Auch im aktionalen Stadium kommen die Strategien der Selbstregulation zum 
Tragen. Diese können für das oben beschriebene Problem der periodischen Auf-
rechterhaltung des Verhaltens eine Lösung anbieten. Als konkrete Maßnahme 
können Handlungskontrollen (z. B. Kalender) entwickelt und verteilt werden, 
die dazu befähigen, sich immer wieder an Vorsorgemaßnahmen zu erinnern 
bzw. die eigene Durchhaltefähigkeit zu überprüfen. Auch Falls-Dann-Pläne 
und Meta-kognitive Durchhalte- und Abschirmstrategien (vgl. Kapitel 3.1.5.3) 
eignen sich, um den Einzelnen auf mögliche Probleme und Hindernisse vorzu-
bereiten. 
Grundlegend gilt es, die Beibehaltungs-Selbstwirksamkeit und die Wiederher
stellungs-Selbstwirksamkeit zu stärken. Dazu können die beschriebenen Selbst
regulationsstrategien angewendet werden. Darüber hinaus lassen sich wieder 
kollektive Erinnerungsmechanismen – auch auf interpersonaler Basis – anwen-
den. Dies kann neben den im vorherigen Kapitel erwähnten Maßnahmen auch 
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in Form von Beratungsterminen geschehen, die in bestimmten Abständen ver-
abredet werden. Schließlich müssen Maßnahmen für den Fall entwickelt wer-
den, dass ein Individuum das Vorsorgeverhalten aussetzt. In diesem Zusam-
menhang eignen sich erneut Falls-Dann-Pläne (Wiederherstellungsplanen) 
sowie äußere Erinnerungs- und Kontrollmechanismen. 

3.3.6	 Mögliche Synergie-Effekte

Neben der Vorsorgeförderung an sich könnte das beschriebene System noch 
für eine Reihe von Synergien genutzt werden. Abgesehen von dem Umstand, 
dass die Menschen bei einem besseren Wissensstand in Sachen Vorsorge öffent-
lichen Warnhinweisen im Unglücksfall vermutlich eher folgen, ist auch die 
Verknüpfung mit einem eigenen Warnsystem möglich:  Über die Förderung 
von Persönlicher Notfallvorsorge ließen sich z. B. Rauchmelder mit eingebauter 
Warnfunktion, Warnsoftware für Mobiltelefone, Funkmeldeempfänger oder 
ähnliche Kommunikationsmittel verteilen oder deren Anschaffung anregen. 
Eventuell ergibt sich durch den stärkeren Kontakt der Bevölkerung mit die-
sem Thema auch für die Hilfsorganisationen, die Feuerwehr und das THW die 
Möglichkeit, mehr Helfer und Förderer zu werben sowie mehr First-Responder-
Teams aufzustellen.
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4.1	 Beurteilung des Förderungssystems durch Experten

4.1.1	 Ziele und Erkenntnisinteresse

Das oben beschriebene System der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge 
basiert, was seine Umsetzbarkeit betrifft, zentral auf der Bildung von lokalen 
Partnerschaften. Dies begründet sich in der bereits dargelegten Annahme, dass 
von staatlicher Seite keine ausreichenden Finanzmittel zur Verfügung gestellt 
werden können. Daher müssten die Ressourcen, die für eine Förderung benötigt 
werden, durch unterschiedliche gesellschaftliche Akteure beigesteuert werden.
Als Partner in einem solchen System kommen vor allem diejenigen Akteure 
in Frage, die eine fachliche Nähe zur Thematik Notfallvorsorge aufweisen, wie 
beispielsweise Hilfsorganisationen und Versicherungsunternehmen. Genauso 
sinnvoll ist aber auch der Einbezug von fachfremden Akteuren, z. B. Verbänden 
aus Handel und Industrie, und zwar aus zwei Gründen: Erstens wird hierdurch 
die Grundlage für eine gesamtgesellschaftliche Verbreitung der Persönlichen 
Notfallvorsorge bereitet. Zweitens können diese Akteure höchst bedeutende Bei-
träge zu den Ressourcen leisten.

Es ist im Folgenden zu klären, welche Unterstützungspotenziale für die Vorsor-
geförderung existieren. Die Klärung dieser Frage ist an den Lösungsvorschlag 
aus Kapitel 3.3 gekoppelt. Es macht also Sinn, ihn bewerten zu lassen und 
darüber hinaus mögliche weitere Ideen für Fördermaßnahmen zu sammeln. 
Auch für die Bewertung kommen nicht nur die Akteure mit fachlicher Nähe zur 
Notfallvorsorge in Frage. Einerseits kann dies damit begründet werden, dass ein 
möglicher Partner in dem beschriebenen System das Recht haben muss, dieses 
zu beurteilen. Auf der anderen Seite ist auch von den fachfremden Akteuren 
anzunehmen, dass sie über ihre gesellschaftliche Stellung spezifische Ein-
sichten in das menschliche Zusammenleben besitzen und daher die Lösungs-
komponenten bewerten können. Schließlich handelt es sich bei den Vorschlä-
gen um ein in dieser Zusammenstellung neues System, für das es keine einzig 
richtigen Experten gibt.
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Um die Bewertungen des Fördersystems empirisch zu erheben, wird eine Unter-
suchung durchgeführt. Diese verfolgt eine ganze Reihe von Zielen:

•	 Allgemeine Exploration	  
Es soll ermittelt werden, welchen Stellenwert das Thema Persönliche Not-
fallvorsorge bei verschiedenen gesellschaftlichen Akteuren besitzt und wel-
che Unterstützungspotenziale dort existieren.

•	 Frühestmöglicher Einbezug	  
�Alle relevanten Akteure sollen so früh wie möglich in den Diskussions- und 
Konzeptionsprozess mit eingebunden werden.

•	 Sammlung weiterer Vorschläge zur Vorsorgeförderung	  
�Alle Ideen und Vorschläge der befragten Experten sollen gesammelt und be-
rücksichtigt werden – sofern sie einen sinnvollen Beitrag leisten. 

•	 Beurteilung der erarbeiteten Lösungsvorschläge	 
�Die erarbeiteten Vorschläge sollen einer Beurteilung hinsichtlich ihrer Mach-
barkeit unterzogen werden.

•	 Erste Akquise benötigter Ressourcen	  
�Unter Umständen ist es auch möglich, mit dieser Untersuchung Unterstüt-
zung im Sinne der Bereitstellung benötigter Ressourcen zu akquirieren.

•	 Beurteilung des Vorsorgeniveaus der Bevölkerung	  
�Die Untersuchungsteilnehmer sollen Hinweise auf die Berechtigung des in 
Kapitel 2.5 formulierten Forschungsproblems geben.

•	 Vorbereitung und Testlauf für die weiteren Forschungsphasen	
Die Ergebnisse und der Ablauf der Expertenbefragung beeinflussen die weitere 
Forschung und zeigen auf, an welchen Stellen mit Problemen zu rechnen ist.

Diese noch allgemeinen Ziele werden im Folgenden in verschiedenen Erkennt-
nisinteressen konkretisiert. Dabei muss beachtet werden, dass mit bestimmten 
Akteuren sehr spezielle fachliche Probleme oder die Bereitstellung besonderer 
Ressourcen geklärt werden sollen. Daher ändert sich die Zusammensetzung der 
Erkenntnisinteressen und damit letztlich auch die Zusammensetzung der Frage
bögen je nach Art des Akteurs.

Erkenntnisinteresse 1: Unterstützung mit Ressourcen
Ausgangspunkt der Überlegungen war die Frage, woher die benötigten Ressour
cen für die Vorsorgeförderung stammen könnten. Das zu untersuchende theore
tische Konstrukt wird daher als Identifikation von Unterstützungspotenzialen 
bezeichnet. Die Art der Ressourcen wurde in Kapitel 3.3.2 bereits definiert. 
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Erkenntnisinteresse 2: Systembeurteilung
Wie in der Zielformulierung festgelegt, sollen die gesellschaftlichen Akteure so 
früh wie möglich einbezogen, zusätzliche Ideen gesammelt und die Lösungs
vorschläge beurteilt werden. Hier lautet die entsprechende Bezeichnung des 
zu untersuchenden theoretischen Konstrukts Beurteilung des Systemvor
schlags.

Erkenntnisinteresse 3: Vorsorgeniveau der Bevölkerung
Um einen empirischen Hinweis auf die Bedeutsamkeit der Problemstellung zu 
erhalten, soll die Einschätzung der Experten bezüglich des Vorsorgeniveaus der 
Bevölkerung erhoben werden. Dafür wird hier folgende Bezeichnung verwen-
det: Beurteilung des Vorsorgeniveaus der deutschen Bevölkerung.

Erkenntnisinteresse 4: Konzeption des Begriffes Selbstschutz
Gleichzeitig macht es Sinn, bestimmte Experten in eine konzeptionelle Bestim
mung des Begriffes Selbstschutz 63 mit einzubinden, um sowohl ihr Wissen zu 
nutzen als auch schon zu diesem Zeitpunkt einen Konsens zu ermöglichen, der 
für die Verbreitung des Lösungssystems förderlich sein wird. Das theoretische 
Konstrukt ist hier die Konzeption des Begriffes Selbstschutz.

Erkenntnisinteresse 5: Spezielle Ressourcen und Kooperationen
Zur Erreichung der bestmöglichen Vorsorgeförderung bedarf es Ressourcen 
und Kooperationen, die über die bisher erwähnten hinausgehen. Weil es um 
die Beurteilung von sehr speziellen Einzelkomponenten aus der Systembildung 
geht, werden die Erkenntnisinteressen als Forschungsfragen formuliert:

1.	 �Unter welchen Bedingungen lassen sich fachlich geeignete Akteure in die 
Ausbildung der Multiplikatoren einbinden?

2.	 �Kann die Gewährung von Versicherungsschutz an die Durchführung von Vor-
sorgemaßnahmen gekoppelt werden?

3.	 �Unterstützen dafür geeignete Akteure die Finanzierung der Multiplikato
renausbildung?

4.	 �Kann die Gewährung von Bankprodukten an die Durchführung von Vor
sorgemaßnahmen gekoppelt werden?

5.	 �Stellen geeignete Akteure Vorsorgeprodukte (Brandschutz, Erste Hilfe) zu 
vergünstigten Konditionen zur Verfügung?

63	 Siehe: Kommentar zur Verwendung des Begriffes Selbstschutz am Ende dieses Kapitels (4.1.1)
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6.	 �Stellen geeignete Akteure als Partner Medienraum bzw. Medienzeit kosten-
los zur Verfügung?

7.	 Lassen sich Kooperationen für eine Feldphase 64 herstellen?

Erkenntnisinteresse 6: Sammlung weiterer Vorschläge zur Vorsorgeförderung
Auch wenn die gesamte Untersuchung die Sammlung von Vorschlägen zur Vor-
sorgeförderung möglich macht, werden vier Bereiche besonders erforscht, die 
mit folgenden Fragen dargestellt werden:

1.	 Welche Maßnahmen zur Verbesserung des Vorsorgeniveaus werden von den 
Experten zusätzlich zu dem hier beschriebenen System vorgeschlagen? 

2.	 Welcher Grad der Ausdifferenzierung wird für das Multiplikatorensystem 
von den Experten als realistisch angesehen?

3.	 Werden für das Funktionieren des beschriebenen Systems der Vorsorgeför-
derung weitere Ressourcen benötigt, die von den Experten als wichtig erach-
tet werden?

4.	 Wie wird die Möglichkeit einer Verpflichtung zur Vorsorge bewertet?

Die Fragen (3) und (4) werden auch an anderer Stelle für Beurteilungen heran-
gezogen: Frage (3) wird im Bereich der Ressourcen zur Interpretation genutzt; 
Frage (4) soll in der Systembeurteilung zusätzliche Erkenntnisse liefern. 

Aufgrund der explorativen Ausrichtung der Untersuchung machen die Formu
lierung und anschließende Prüfung von spezifischen Hypothesen im vorliegen
den Fall keinen Sinn. Vielmehr sollen die Fragen aus den Zielformulierungen 
und den Erkenntnisinteressen durch die Ergebnisse beantwortet werden.

Abschließend ist noch ein Hinweis zum Gebrauch der Begriffe Persönliche Not-
fallvorsorge und Selbstschutz für das Verständnis der Untersuchungskonzeption 
von Bedeutung: Der in der vorliegenden Studie entwickelte Begriff Persönliche 
Notfallvorsorge ist keine offizielle Bezeichnung. Daher kann er außerhalb des 
hier gültigen Forschungszusammenhangs nicht ohne Weiteres verwendet wer-
den. Als Konsequenz ergibt sich, dass in der Kommunikation mit den Untersu-

64	 Die in der vorliegenden Studie durchgeführten Untersuchungen bilden die Grundlage für 
die Konzeption einer Feldstudie, mit der die Umsetzbarkeit des vorgeschlagenen Förder-
systems wirklichkeitsnah getestet werden kann.
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chungsteilnehmern 65 der Begriff Selbstschutz verwendet wird, während inner-
halb der Studie weiter von Persönlicher Notfallvorsorge die Rede ist. 

4.1.2	 Expertenauswahl und Untersuchungsmethode

Die Methodik zur Untersuchung der oben definierten Ziele und Erkenntnisin-
teressen ist die Durchführung einer Expertenbefragung. Damit wird nach Trin-
cezk (2005: 209) kein eigenständiges Erhebungsverfahren beschrieben, sondern 
nur die Qualität der Befragten. Befragt werden Vertreter der gesellschaftlichen 
Akteure, die für die vorliegende Untersuchung relevant sind. Diese Vertreter 
werden als Experten für die zu beantwortenden Fragen definiert, da sie – wie in 
der Methodenliteratur gefordert – einen „privilegierten Zugang zu Informationen 
über Personengruppen oder Entscheidungsprozesse“ (Meuser 1991: 443) besitzen. 
Ein Experte ist außerdem ein „Repräsentant einer Gruppe“ (Flick 1998:  109), 
„der auf einem begrenzten Gebiet über ein klares und abrufbares Wissen verfügt“ 
(Mayer 2006: 40). Im Grunde wird der Status Experte jedoch vom Forscher für 
die jeweilige Befragung selbst verliehen, da er von der untersuchten Fragestel-
lung abhängig ist (vgl. Meuser 2005: 73). 
Dementsprechend wird der Begriff Experte hier definiert als diejenige Person, die 
als Repräsentant eines für die Untersuchung relevanten gesellschaftlichen Akteurs 
Auskunft zu den untersuchten Sachverhalten geben kann. Als für die Untersuchung 
relevante Akteure werden all diejenigen angesehen, die auf Grund ihrer fachlichen 
Nähe zum Thema oder ihrer gesellschaftlichen Stellung als Partner in einem System 
der Vorsorgeförderung in Frage kommen. 
Über die Definition sollen vor allem Institutionen, Organisationen und Ver-
bände auf Bundesebene identifiziert werden, die mit Teileinheiten und Mitglie-
dern in den politischen Gemeinden (Kommunen) vertreten sind und Ressour
cen für das System der Vorsorgeförderung beisteuern könnten. 

65	 Das gilt beispielsweise für die Formulierung von Fragen oder das Anschreiben. Darüber 
hinaus wird der Begriff in den Kurzbezeichnungen der Fragen verwendet. Vergleiche dazu 
Kapitel 4.1.3.
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Auf dieser Grundlage wurden 65 gesellschaftliche Akteure 66 in die Untersu
chung aufgenommen (vgl. Anhang 8.2). Dies entspricht auch der Zahl der zu 
befragenden Experten, die den jeweiligen Akteur repräsentieren. 
Um im Vorfeld die Experten des jeweiligen Akteurs zu identifizieren und gleich-
zeitig zu ermitteln, ob eine grundlegende Teilnahmebereitschaft an der Unter-
suchung besteht, wurden alle identifizierten Akteure telefonisch nach diesen 
Sachverhalten vorbefragt. Lediglich ein Akteur sagte seine Teilnahme explizit 
ab. Alle anderen äußerten den Willen, an der Untersuchung teilzunehmen, und 
nannten einen Experten, der sich dieser Aufgabe widmen würde. Daher ließ 
sich in Bezug auf den Rücklauf der Fragebögen die Annahme formulieren, dass 
dieser sehr hoch sein würde.

Auch wenn Trincezk (2005:  209) darauf hinweist, dass unter Forschern still-
schweigend Einigkeit darüber herrscht, dass unter der Bezeichnung Exper-
tenbefragung ein Leitfadeninterview zu verstehen ist, wird dieser Tradition in 
der vorliegenden Untersuchung nicht gefolgt. Dies ist aus methodischer Sicht 
zulässig (Trincezk 2005: 209): „Experten können auf die unterschiedlichste Art und 
Weise befragt werden.“ Die Befragung wird daher in schriftlicher Form durch
geführt. Dies hat den Nachteil, dass nur eingeschränkt auf Fragen und Probleme 
des Befragten eingegangen werden kann und möglicherweise weniger umfang-
reiche Beurteilungen gegeben werden. Anderseits bietet es für die Teilnehmer 
den Vorteil, dass die Befragung weniger zeitintensiv ist, und für die Rahmenbe-
dingungen der Forschung die Vorteile reduzierter Kosten (z. B. entfallende Rei-
sekosten) und reduzierten Aufwands (z. B. entfallende Transkription).

4.1.3	 Operationalisierung des Erkenntnisinteresses

Eine Operationalisierung beschäftigt sich mit der Frage, wie „theoretischen Kon-
strukten beobachtbare Sachverhalte (Indikatoren) zugeordnet werden [können], so 
dass Messungen möglich sind“ (Schnell 1999: 113). Im Grunde handelt es sich um 
einen Übersetzungsvorgang: Die Suche nach Indikatoren soll in Forschungsope-
rationen übersetzt werden (vgl. Mayntz 1978: 18). 

66	 Selbstverständlich sind nicht alle ausgewählten Institutionen in jeder Gemeinde anzu-
treffen. Umgekehrt gibt es sicherlich weit mehr lokale Akteure. Dennoch bietet die oben 
aufgestellte Definition eines Experten eine große Bandbreite an möglichen Akteuren, die 
auch das lokale Gefüge ausreichend differenziert abbilden sollte.
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Ein Indikator ist immer eine Variable. Die Bezeichnung Indikator weist nur noch 
zusätzlich darauf hin, dass es sich um einen Teil einer übergeordneten Variable 
handelt:  Verschiedene Indikatoren werden zusammengezogen, um die Aus-
prägung einer nicht direkt beobachtbaren Variablen zu bestimmen (vgl. Mayer 
2006: 74). Manche Variablen lassen sich aber auch ohne diesen Umweg messen. 
Die hier untersuchten Sachverhalte werden mit Hilfe von Fragen operationa
lisiert, die den Experten gestellt werden. Die verwendeten Merkmalsausprä
gungen (Codes) wurden teils im Vorfeld, teils nachträglich aus dem tatsäch-
lichen Antwortverhalten der Experten entwickelt (vgl. Kapitel 4.1.6).
Mit den Fragen sollen Überzeugungen gemessen werden. Überzeugungen sind 
nach Diekmann (1997:  405) „subjektive Aussagen über Fakten“. Diese können, 
falls bestimmte Tendenzen erkannt werden, wichtige Hinweise für die Beurtei-
lungen der erarbeiteten Lösungsvorschläge liefern. 
Überzeugungsfragen sollten als offene Fragen konzipiert sein, da sich in 
geschlossenen Antwortkategorien häufig bereits Informationen verbergen, 
die einen Einfluss auf das Antwortverhalten ausüben können (vgl. Diekmann 
1997: 405). Bei der Formulierung von Fragen sollte darauf geachtet werden, dass 
sie kurz, verständlich und hinreichend präzise sind (vgl. Diekmann 1997: 410). 
Sie sollten keine Fremdworte, keine doppelten Verneinungen, möglichst keine 
wertbesetzten Begriffe und nicht mehr als eine Dimension enthalten sowie 
weder suggestiv noch indirekt formuliert sein (vgl. Diekmann 1997:  411 ff.; 
Kromrey 1998: 350).

Die Identifikation von Unterstützungspotenzialen für Beiträge zu den benötig
ten Ressourcen (Erkenntnisinteresse 1) soll mit folgenden Indikatoren erfolgen:

•	 Indikator 1.1: [Variablen V42 bis V46]	  
Verantwortungszuweisung hinsichtlich einer Ressourcenbeteiligung	
Forschungsfrage:		
Wer trägt nach Meinung der Experten die Verantwortung für die Bereitstellung 
der benötigten Ressourcen?				  

•	 Indikator 1.2: [Variablen V48 bis V52]	  
Eigenes Unterstützungspotenzial der Akteure	   
Forschungfrage:		
Gibt es entsprechende Unterstützungspotenziale von dem gesellschaftlichen Ak-
teur, für den der Experte als Repräsentant fungiert?
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•	 Zwischenkonstrukt A: [Variable V53]	  
Erforderlichkeit zusätzlicher Ressourcen 	 
Forschungsfrage:	
Wird nach Meinung der Experten eine andere, nicht genannte Ressource benö
tigt?

•	 Indikator 1.3: [Variable V54]	  
Bereitstellung zusätzlicher Ressourcen	  
Forschungsfrage:	
Wird eine andere, nicht genannte Ressource vom Akteur zur Verfügung ge-
stellt?	

•	 Indikator 1.4: [Variable V23]	  
Geschätztes personelles Unterstützungspotenzial vonseiten des Akteurs für 
das Multiplikatorensystem					      
Forschungsfrage:							     
Gibt es mögliche personelle Unterstützung aus den Reihen der Akteure für das 
Multiplikatorensystem?					   

•	 Indikator 1.5: [Variablen V30 und V31]	  
Verantwortungszuweisung hinsichtlich der Finanzierungsbeteiligung an  
der Multiplikatorenausbildung						    
Forschungsfrage:	
Wer kann nach Meinung der Experten die Multiplikatorenausbildung fi
nanzieren?							     

•	 Indikator 1.6: [Variablen V33 und V34]	  
Verantwortungszuweisung hinsichtlich der Initiierung der lokalen Vorsor-
geförderung					      
Forschungsfrage:	
Wer trägt nach Meinung der Experten die Verantwortung für die Initiierung der 
Vorsorgeförderung?	 					   

•	 Indikator 1.7: [Variablen V35 und V36]	  
Verantwortungszuweisung hinsichtlich der Bereitstellung von Startkapital	
Forschungsfrage:	
Wer trägt nach Meinung der Experten die Verantwortung für die Bereitstellung 
des Startkapitals für die Vorsorgeförderung?



Kapitel 4.1

191

Indikator 1.1 (Verantwortungszuweisung hinsichtlich einer Ressourcenbetei
ligung) soll klären, ob ein Akteur existiert, dem mehrheitlich diese Aufgabe 
zugewiesen wird. Gleichzeitig besteht für jeden Akteur die Möglichkeit, sich 
direkt oder indirekt selbst zu nennen, falls er sich beteiligen möchte. Letzteres 
würde auf ein verhältnismäßig hohes eigenes Unterstützungspotenzial schlie
ßen lassen.
Die Untersuchung des Indikators 1 soll nach einem kurzen, erklärenden Einlei-
tungstext über die Ressourcen und ihre explizite Nennung (siehe: Kapitel 3.3.2) 
mit der folgenden Frage 67 bzw. Anweisung 68 geschehen: 
Bitte geben Sie für jede Ressource an, welche lokal tätigen Institutionen, Organisa-
tionen, Verbände, Behörden oder Unternehmen Ihrer Meinung nach am besten dazu 
geeignet sind, sich an der Bereitstellung dieser Ressourcen zu beteiligen. 
Die Formulierung der Frage ist das Ergebnis zahlreicher Pretests und anschlie-
ßender Änderungen, wie dies im Folgenden dargestellt wird 69:  Die zunächst 
etwas umständlich erscheinende und den Text vermeintlich unnötig verlän-
gernde Liste Institutionen, Organisationen, Verbände, Behörden oder Unternehmen 
ersetzt das in ersten Versionen verwendete Institutionen. Die Aufzählung ver-
schiedener gesellschaftlicher Akteure verdeutlicht wesentlich anschaulicher, 
welche unterschiedlichen und zahlreichen Möglichkeiten es gibt. 
Die Passage am besten dazu geeignet sind ersetzt vorherige Formulierungen 
wie sollten oder müssten. Letztere engen den Beantwortungsspielraum sehr 
normativ ein. Als wesentlich neutraler hat sich die gewählte Alternative 
herauskristallisiert.
Mit dem Ausdruck lokal tätig wurde darauf verwiesen, dass es sich bei dem vor-
zuschlagenden Akteur um einen handeln soll, der sich auch in eine lokale Part-
nerschaft integrieren ließe.
Schließlich sollte die Formulierung an der Bereitstellung […] zu beteiligen deut-
lich machen, dass nicht ein Akteur eine Ressource allein zur Verfügung stellen 
muss, sondern auch nur einen Teil beitragen kann.

67	 Bezeichnung der Fragen je Ressource: Be_Res_Raum, Be_Res_Personal, Be_Res_Ausstat
tung, Be_Res_Kosten, Be_Res_Info

68	 In der Tat handelt es sich bei vielen Fragen im Grunde um die Anweisung bzw. die Bit-
te, eine Beurteilung zu einem Sachverhalt abzugeben. Es wird jedoch weiterhin auch in 
Bezug auf „Anweisungen“ der Begriff „Frage“ benutzt, da es sich insgesamt um einen Fra-
gebogen handelt.

69	 Die hier vorgenommenen Erläuterungen zu Formulierungen bestimmter Fragenbau-
steine werden nur bei ihrem jeweiligen ersten Auftauchen erwähnt.
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Die Frage wurde in Klammern mit folgendem Zusatz versehen:  Bitte kurze 
Begründung Ihrer Einschätzung. Damit soll eine ausführlichere Beschäftigung 
mit der Fragestellung angeregt werden.

Indikator 1.2 (Eigenes Unterstützungspotenzial der Akteure) soll klären, ob 
der jeweilige Akteur sich selber in der Lage sieht, Ressourcen beizutragen. Der 
Indikator wird mit der folgenden offenen Frage 70 operationalisiert: Wie beurtei-
len Sie für jede der Ressourcen die Möglichkeit, dass Ihre Institution, Ihre Mitglieder 
oder Ihre lokalen Einrichtungen diese beisteuern können?
Da die befragten Akteure sehr unterschiedliche Strukturen besitzen, wurde 
die Formulierung Ihre Institution, Ihre Mitglieder oder Ihre lokalen Einrichtungen 
gewählt, um möglichst allen gerecht zu werden. Die Frage wurde grundlegend 
sehr vorsichtig und nicht zu fordernd formuliert. Daher wurde auch auf die Bitte 
nach einer Begründung verzichtet: Eine Rechtfertigung zu fordern, warum ein 
Beitrag geleistet oder nicht geleistet wird, erscheint kontraproduktiv.

Das theoretische (Zwischen-)Konstrukt A (Erforderlichkeit zusätzlicher Res
sourcen) dient der Überprüfung, ob der Umfang der Ressourcen als ausrei
chend bewertet werden kann. Vom Untersuchungskonzept her gehört Zwi
schenkonstrukt A in den Bereich der Sammlung von zusätzlichen Vorschlägen; 
thematisch jedoch zur Identifikation von Unterstützungspotenzialen, für deren 
Beurteilung es auch herangezogen werden soll:  Eine Nennung weiterer Res
sourcen lässt auf eine intensive Beschäftigung mit der Umsetzbarkeit des Sys
tems schließen. Die Operationalisierung erfolgt über folgende Frage 71: Falls Sie 
der Meinung sind, dass weitere, hier nicht genannte Ressourcen benötigt werden, 
können Sie diese im Folgenden angeben. In Klammern folgte der Zusatz: Bitte kurze 
Begründung Ihrer Einschätzung.

Der Indikator 1.3 (Bereitstellung zusätzlicher Ressourcen) ist eng mit dem vor-
herigen theoretischen Konstrukt verbunden, aber dennoch eigenständig. Hier 
geht es darum, den Akteuren den Raum zu lassen, sich selbst als denjenigen 
zu identifizieren, der die zuvor von ihm genannte zusätzliche Ressource oder 
Unterstützung zur Verfügung stellt. Die Operationalisierung erfolgt über die 

70	 Bezeichnung der Fragen je Ressource: Be_Res_Raum_Inst, Be_Res_Personal_Inst, Be_Res_
Ausstattung_Inst, Be_Res_Kosten_Inst, Be_Res_Info_Inst

71	 Be_Res_And
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offene Frage 72: Falls Sie darüber hinaus weitere, hier nicht genannte Ressourcen zur 
Verfügung stellen möchten, können Sie diese im Folgenden ebenfalls nennen. 
Mit dem Wort ebenfalls wird der Fragebogendramaturgie Rechnung getragen, 
indem eine Verknüpfung zur vorherigen Frage geschaffen wird. Die Bitte um 
Begründung fehlt aus den bei Indikator 1.2 genannten Gründen.

Mit Indikator 1.4 (Geschätztes personelles Unterstützungspotenzial von Sei-
ten des Akteurs für das Multiplikatorensystem) soll untersucht werden, ob sich 
die Experten eine Teilnahmebereitschaft der individuellen Mitglieder ihres 
Akteurs für das Multiplikatorensystem vorstellen können. Operationalisiert 
wird dies durch folgende Frage 73: Wie schätzen Sie die Möglichkeit ein, dass Mit-
glieder Ihrer Institution ehrenamtlich als Multiplikatoren tätig werden? 
Während bei Indikator 1.1 eine Liste verschiedener Akteursarten präsentiert 
wurde, wird hier nur der Begriff Institution verwendet. Der Unterschied liegt 
darin, dass im ersten Fall viele Assoziationen ermöglicht werden sollten. An die-
ser Stelle ist dies jedoch nicht notwendig, weil der betreffende Experte ja weiß, 
dass von seiner eigenen Institution die Rede ist. Zusätzlich wurde ein Hinweis 
darauf gegeben, dass es sich bei der personellen Unterstützung um eine ehren-
amtliche Tätigkeit handeln sollte. Auch wird an der Formulierung Wie schätzen Sie 
die Möglichkeit ein,… deutlich, dass kein explizites Wissen verlangt wird, sondern 
eine Expertenmeinung. Die Frage wurde mit der Bitte um Begründung versehen.

Indikator 1.5 (Verantwortungszuweisung hinsichtlich der Finanzierungsbetei
ligung an der Multiplikatorenausbildung) wird über folgende Frage unter-
sucht:  Welche lokal tätigen Institutionen, Organisationen, Verbände, Behörden 
oder Unternehmen sind Ihrer Meinung nach am besten dazu geeignet, sich an einer 
Finanzierung der Ausbildung der Multiplikatoren zu beteiligen? Als Zusatz erhielt 
die Frage eine Bitte um Begründung.

Indikator 1.6 (Verantwortungszuweisung hinsichtlich der Initiierung der lo
kalen Vorsorgeförderung) wird folgendermaßen 74 untersucht:  Welche lokal 
tätigen Institutionen, Organisationen, Verbände, Behörden oder Unternehmen sind 
Ihrer Meinung nach am besten dazu geeignet, den ersten Schritt zu unternehmen, 
um die Selbstschutzförderung aufzubauen?

72	 Bezeichnung der Frage: Be_Res_And_Inst

73	 Be_Sys_Mitarbeiter_Institution

74	 Bezeichnung der Frage: Be_Sys_Initiierung
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Der letzte Indikator 1.7 (Verantwortungszuweisung hinsichtlich der Bereitstel-
lung von Startkapital) wird mit dieser Frage 75 operationalisiert:  Welche lokal 
tätigen Institutionen, Organisationen, Verbände, Behörden oder Unternehmen sind 
Ihrer Meinung nach am besten dazu geeignet, dieses Startkapital oder Teile des Start-
kapitals zur Verfügung zu stellen?
Die beiden letzten Fragen wurden durch kurze Erklärungstexte eingeleitet 
(siehe:  Fragebogen in Anhang 8.3) und mit der Bitte um Begründung der 
geäußerten Meinung versehen.

Eine direkte Gesamtbeurteilung des Systemvorschlags (Erkenntnisinte
resse 2) ist nicht möglich. Dafür müssten die Experten viele Seiten Text durch-
arbeiten und anschließend bewerten. Das ist als Teil einer Befragung nicht 
durchführbar. Alternativ können zentrale Teilkomponenten des Systems beur-
teilt werden, die dann als Indikatoren für eine Gesamtbeurteilung dienen. Zen-
trale Komponenten, auf die nicht verzichtet werden kann, sind:
 
1.	 	Lokale Koordinierungsstelle der Vorsorgeförderung
2.		Lokale Partnerschaften als Träger der Koordinierungsstelle
3.		Aufbau eines Multiplikatorensystems

Als viertes Element (Zwischenkonstrukt B) soll im Rahmen der Sammlung von 
Vorschlägen ein möglicher verpflichtender Charakter der Vorsorgeförderung 
beurteilt werden:

4.		Einbezug verpflichtender Elemente in die Vorsorgeförderung

Die einzelnen Indikatoren werden durch die jeweils nachstehenden Fragen 
operationalisiert:
Indikator 2.1 (Beurteilung der lokalen Koordinierungsstelle der Vorsorgeför-
derung) (Variablen V11 bis V14) wird operationalisiert durch die Frage 76:  Wie 
beurteilen Sie allgemein das Vorhaben, in jeder Gemeinde eine zentrale Stelle zur 
Koordinierung der Selbstschutzförderung einzurichten?
Indikator 2.2 (Beurteilung lokaler Partnerschaften als Träger der Koordi
nierungsstelle) (Variablen V15 bis V18) durch die Frage 77:  Wie beurteilen Sie 

75	 Be_Sys_Startkapital

76	 Bezeichnung der Frage: Be_Sys_Koordinierung

77	 Be_Sys_Partner
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darüber hinaus den Vorschlag, dass diese Koordinierungsstelle nicht allein von der 
Gemeindeverwaltung getragen werden soll, sondern durch lokale Partnerschaften? 
Der Indikator 2.3 (Beurteilung des Multiplikatorensystems) (Variablen V19 bis 
V22) wird durch folgende Frage 78 operationalisiert: Wie bewerten Sie die Emp-
fehlung, ein Multiplikatorensystem zur Selbstschutzförderung aufzubauen?
Zwischenkonstrukt B (Variablen V26 bis V29) wiederum durch 79: Wie beurteilen 
Sie den Gedanken, die Bevölkerung bei fehlender Mitwirkungsbereitschaft dazu zu 
verpflichten, sich von den Multiplikatoren regelmäßig (z. B. ein Mal pro Jahr) bera-
ten zu lassen? Durch den Zusatz ein Mal pro Jahr sollte der Zeitraum besser vor-
stellbar gemacht werden. Alle Fragen wurden mit der Bitte versehen, die Ant-
worten zu begründen.

Mit dem Bereich Beurteilung des Vorsorgeniveaus (Erkenntnisinteresse 
3) (Variablen V05 bis V08) soll ein weiterer Hinweis darauf erhalten werden, 
inwiefern die Problemstellung der Studie als gerechtfertigt bezeichnet werden 
kann. Das theoretische Konstrukt wird hier als Beurteilung des Vorsorgeniveaus 
der deutschen Bevölkerung bezeichnet und mit der folgenden Frage 80 untersucht 
(versehen mit der Bitte um Begründung):  Wie beurteilen Sie aktuell die Selbst-
schutzfähigkeit der deutschen Bevölkerung?

Auch die erwähnten Probleme im Hinblick auf eine konsensfähige Konzeption 
des Begriffes Selbstschutz (Erkenntnisinteresse 4) sollen behandelt werden. 
Dies erfolgt durch nachstehende theoretische Konstrukte:

1.	 Minimalanforderung für die Selbstschutzausbildung (Variable V03)
2.	Minimalanforderung für die Selbstschutzausstattung (Variable V04)

Die entsprechende Frage 81 zu (1) lautet: Welche Minimalanforderungen würden 
Sie an eine Ausbildung im Selbstschutz stellen? Zu (2) wurde folgende Frage 82 
formuliert:  Welche Minimalanforderungen würden Sie an eine Selbstschutzaus-
stattung eines Haushalts stellen? Beide Fragen wurden ohne die Bitte um weitere 
Erklärungen formuliert. 

78	 Be_Sys_Multi

79	 Be_Sys_Verpflichtung_Bev

80	 Be_Sest

81	 Bezeichnung der Frage: Def_Se_Ausbildung

82	 Def_Se_Ausstattung
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Aufgrund der Menge der untersuchten Spezialressourcen (Erkenntnisinteresse 
5) (Variablen V55 bis V93) und ihres sehr speziellen Stellenwerts im System der 
Vorsorgeförderung werden sie in Anhang 8.4 zusammengefasst, und zwar mit 
Angabe des theoretischen Konstrukts, der in der Untersuchung genutzten Frage 
sowie der Fragen- und Variablenbezeichnung. Dabei handelt es sich erneut um 
explorative Fragestellungen.
Lediglich die Bereitschaft, an einem Feldversuch teilzunehmen, soll im Folgen
den näher erklärt werden. Dieser Indikator dient im Wesentlichen zwei Zie-
len: Zum einen soll hier Vorarbeit für die Durchführung eines möglichen Feld-
versuchs zur Überprüfung der gemachten Lösungsvorschläge geleistet werden; 
zum anderen kann eine gewisse Metabewertung stattfinden.
Das theoretische Konstrukt 5.14 behandelt die Teilnahmebereitschaft am Feldver-
such. Damit soll geklärt werden, ob die Akteure die grundlegende Bereitschaft 
äußern, an einem Feldversuch teilzunehmen. Gleichzeitig kann dies deshalb 
als Metabewertung verstanden werden, weil ein Akteur, der sich zur Teilnahme 
am Feldversuch bereit erklärt, vermutlich auch eher als Partner in einem realen 
Förderungssystem der Persönlichen Notfallvorsorge zur Verfügung stehen wird. 
Diese Aspekte werden mit der folgenden Frage 83 operationalisiert:  Wären Sie 
oder Ihre Mitglieder bereit, an einem solchen Feldversuch teilzunehmen? Das Wort 
solchen bezieht sich auf einen erklärenden Zwischentext. 
Ebenfalls der Vorbereitung des Feldversuchs dient das Konstrukt Vermutete 
wirkliche Mitwirkungsbereitschaft durch Nennung konkreter Feldversuchsteil-
nehmer (theoretisches Konstrukt 5.15). Über die Nennung möglicher Teilneh
mer kann die Vorbereitung des Feldversuchs wesentlich konkretisiert wer-
den. Auf der anderen Seite lassen solche Angaben darauf schließen, dass eine 
hohe Bereitschaft zur Teilnahme am Feldversuch (und darüber hinaus an einer 
realen Partnerschaft) besteht. Dies soll mit der folgenden Frage 84 untersucht 
werden: Können Sie zu diesem Zeitpunkt bereits einzelne Mitglieder oder lokale Ein-
richtungen nennen, die sich an einem Feldversuch beteiligen würden? Beide Fra-
gen zum Feldversuch wurden nicht mit der Bitte versehen, die Einschätzung zu 
begründen.
Weiterführende Vorschläge (Erkenntnisinteresse 6) sollten zu folgenden The
men gesammelt werden:

83	 Be_Sys_Feldversuch

84	 Bezeichnung der Frage: Be_Sys_Feldversuch_Teilnehmer
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•	 �Welche Maßnahmen zur Verbesserung des Vorsorgeniveaus werden von 
den Experten außer dem hier beschriebenen System vorgeschlagen?	  
[Theoretisches Konstrukt C; Variablen V09 und V10]

•	 �Welcher Grad der Ausdifferenzierung wird für das Multiplikatorensystem als 
realistisch erachtet? [Theoretisches Konstrukt D; Variable V32]

Mit diesen Forschungsfragen sind keine wirklichen Indikatoren verbunden, 
da es sich um explorative Fragestellungen handelt. Die erste Forschungsfrage 
wird folgendermaßen 85 operationalisiert:  Falls Sie der Meinung sind, dass die 
Selbstschutzfähigkeit der deutschen Bevölkerung verbessert werden muss:  Welche 
Maßnahmen könnten dazu beitragen, diesen Zustand zu beheben? Diese Frage folgt 
in der Fragebogendramaturgie direkt der Frage zum Vorsorgeniveau der deut-
schen Bevölkerung. 
Fragestellung (2) wird auf diese Weise operationalisiert 86: Welchen Grad der Aus-
differenzierung halten Sie für ein Multiplikatorensystem der Selbstschutzförderung 
für realistisch? Beide Fragen wurden mit der Bitte versehen, die Einschätzung 
zu begründen.

4.1.4	 Fragebogendramaturgie 

Die zur Operationalisierung des Erkenntnisinteresses verwendeten Fragen kön
nen selbstverständlich nicht ohne jeglichen Kontext gestellt werden. Daher ist 
es sowohl nötig, ein aussagekräftiges Anschreiben 87 zu formulieren, als auch 
durch eine Einleitung und kurze Zwischentexte die Hintergründe zu erklären. 
In Kapitel 4.1.2 wurde bereits darauf hingewiesen, dass nicht jeder Experte zu 
jedem Forschungsziel und Erkenntnisinteresse beitragen kann. Daher wurden 
die Teilnehmer in Gruppen eingeteilt, die jeweils einen etwas unterschiedlich 
zusammengesetzten Fragebogen erhielten. Um die Zusammenstellung zu 
erleichtern, erhielten die einzelnen Fragen spezielle Bezeichnungen, die oben 
jeweils als Fußnote angegeben wurden. Die Bezeichnungen sind nach Zugehö-
rigkeit zu einem Bereich im Fragebogen gewählt: Def_Se deutet auf die Defini-
tion des Begriffes Selbstschutz hin; Be_Sest bezeichnet die Beurteilung des Vor-

85	 Theoretisches Konstrukt C; Frage: Be_Sest_Maßnahmen

86	 Theoretisches Konstrukt D; Frage: Be_Sys_Ausdifferenzierung

87	 Das im Zusammenhang mit der Expertenbefragung entwickelte und genutzte Anschrei-
ben wird in Anhang 8.5 präsentiert.
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sorgeniveaus (bzw. der Selbstschutzfähigkeit). Fragenbezeichnungen, die mit 
Be_Sys beginnen, sind im Bereich der Systembeurteilung zu finden und Fragen 
mit Be_Res sind im Ressourcenteil des Fragebogens angesiedelt.

Grundlegendes Vorgehen bei der Entwicklung der Dramaturgie aller Frage
bogenzusammenstellungen ist jedoch Folgendes: Zunächst werden die Fragen 
präsentiert, bei denen die Experten ihre eigenen Ideen und Einschätzungen 
einbringen können, wie bei der Definition von Selbstschutz oder der Beurteilung 
des Vorsorgeniveaus. Diese Fragen sollen gleichzeitig als Gewöhnung und Eis-
brecherfragen dienen: Die Experten werden direkt einbezogen, ihre Kompetenz 
anerkannt und ihre Meinung als wichtig erachtet. Anschließend kommen die 
Fragen zur Systembeurteilung. Diese bilden einen guten Übergang, da die Kom-
petenz der Experten erneut als bedeutsam angesehen wird. Darüber hinaus die-
nen sowohl die Fragen als auch die kurzen Zwischentexte der ergänzenden Dar-
stellung des Systemvorschlags. Am Ende dieses Bereiches ist somit das System 
in den wichtigsten Einzelheiten vorgestellt. 
Die Fragen nach den fünf Ressourcen, die in Kapitel 3.3.2 als wesentlich für 
den Aufbau des lokalen Trägers der Vorsorgeförderung genannt wurden, kom-
men bei jedem Fragebogen als Letztes. Dies hat erstens den Vorteil, dass die 
Befragten sich zu diesem Zeitpunkt mit der Befragungssituation vermutlich 
weitgehend arrangiert haben. Zweitens ist ihnen das System nun schon ver-
traut, so dass sie den Sinn der benötigten Ressourcen besser verstehen können.

4.1.5	 Ablauf der Untersuchung

4.1.5.1	 Pretest des Erhebungsinstruments

Neben dem Test des Fragebogens durch Mitarbeiter des Lehrstuhls für Versi-
cherungswissenschaft des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) wurde ein 
weiterer Pretest durchgeführt. Dabei wurden Experten von lokalen Akteuren in 
Münster (Westfalen) befragt. Dies waren:

1.	 Stadt Münster – Referent des Oberbürgermeisters
2.	 Feuerwehr Münster – Stellvertretender Amtsleiter
3.	 Malteser Münster – Stadtbeauftragter 
4.	 Geschäftsstelle THW Münster – Geschäftsführer 



Kapitel 4.1

199

Aufgrund der gegebenen Rückmeldungen wurden bestimmte Formulierungen 
von Anschreiben, Fragen und Zwischentexten geändert oder ergänzt. Diese 
sind bei den oben beschriebenen Fragen bereits berücksichtigt, weil eine Dar-
stellung der verschiedenen Versionen den Rahmen der Studie sprengen würde. 
Wichtigste Rückmeldung war:  Anschreiben, Systembeschreibung, Fragen 
und Zwischentexte sind verständlich. Die Fragen können in der offenen Form 
beantwortet werden.
Darüber hinaus wurde der Umfang der Befragung kritisiert. Dieser Kritik wurde 
mit zwei Maßnahmen Rechnung getragen. Erstens wurde die Anzahl der Fragen 
reduziert. Zweitens sollte die Handhabung der Fragebögen vereinfacht werden. 
Aus diesem Grund wurde die schriftliche Befragung von der Papierform auf 
eine Internetseite übertragen.

4.1.5.2	 Online-Befragung

Die Online-Befragung wurde mit der Seite www.sesf.de realisiert. Auf der Start-
seite befand sich ein Titel, der dem Betreff aus dem Anschreiben entsprach. 
Zusätzliches Element der Startseite war die Möglichkeit, eine Kennung ein-
zugeben. Diese Kennung wurde den Befragten im Anschreiben mitgeteilt, das 
teils per E-Mail, teils postalisch je nach Wunsch des Experten verschickt wurde. 
Die Kennung sorgte für die jeweilige Zusammensetzung des Fragebogens: Die 
Fragen wurden jeweils in einer Reihenfolge und Zusammensetzung präsen
tiert, die auf den Experten zugeschnitten war (vgl. Kapitel 4.1.4).

Die Expertenbefragung begann am 02.08.2007. Das Anschreiben mit der Bitte 
um Teilnahme wurde als Brief oder E-Mail 88 an insgesamt 65 Experten gesandt. 
Für die Beantwortung wurden sechs Wochen Zeit gegeben, der Stichtag war der 
14.09.2007. Bis zu diesem Datum wurden lediglich 19 Online-Fragebögen aus-
gefüllt. Als sich dieser im Gegensatz zur Voruntersuchung sehr geringe Rück-
lauf abzeichnete, wurde ab Anfang September damit begonnen, die Experten 
telefonisch zu kontaktieren.
In fast allen Fällen musste das Anschreiben erneuert und nun fast ausschließ-
lich per E-Mail zugesandt werden. Auch wurden mündliche Rückmeldungen zu 
verschiedenen Punkten gegeben, und es konnten Verständnisschwierigkeiten 

88	 Brief oder E-Mail:  Je nachdem, wie die Teilnehmer sich in der Vorbefragung geäußert 
hatten.
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direkt geklärt werden. Die große Mehrheit der Experten stellte daraufhin eine 
Teilnahme in Aussicht, eine direkte Absage war eher die Ausnahme.

Teilnehmer der Expertenbefragung
Björn-Steiger-Stiftung

Bündnis90/Die Grünen

Bundesagentur für Arbeit

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk

Bundesverband Brandschutzfachbetriebe

Bundesverband der Unfallkassen

Bundesverband des Schornsteinfegerhandwerks

Caritas

Deutscher Feuerwehrverband

Deutscher Landkreistag

Deutsche Lebensrettungsgesellschaft

Deutsches Rotes Kreuz

Deutscher Städte- und Gemeindebund

Freie Demokratische Partei

Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft

Hauptverband des Deutschen Einzelhandels

Hochwassernotgemeinschaft Rhein

Johanniter Unfall-Hilfe

Katastrophenschutz e.  V.

Kultusministerkonferenz

Medizinisches Katastrophen-Hilfswerk

Paritätischer Wohlfahrtsverband

Swiss Re Germany AG

Verband Deutscher Sicherheitsingenieure

Verband der öffentlichen Versicherer

Vereinigung zur Förderung des Deutschen Brandschutzes

Tab. 7  Teilnehmer der Expertenbefragung

Da es sich bei den meisten Experten um Personen in hohen Positionen mit 
vielfältigen Aufgaben handelt, wurde die Laufzeit der Untersuchung bis zum 
Ende des Jahres verlängert, um noch eine annehmbare Rücklaufquote zu errei-
chen. Im weiteren Hergang wurden immer wieder Erinnerungs-Telefonate 
geführt. 
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Letztendlich nahmen 26 Experten (vgl. Tabelle 7) bis zum 31.12.2007 an der 
Untersuchung teil. Die Rücklaufquote betrug somit 40 %. Weitere 20 % hatten 
ihre Teilnahme erst zugesagt, dann aber nicht mehr geantwortet. Zusätzliche 
14 % machten keine Angaben. Demgegenüber stehen 26 % der Befragten, die 
der Untersuchung eine klare Absage erteilten. Aufgrund der Tatsache, dass zu 
allen säumigen Experten mehrmals telefonisch Kontakt aufgenommen wurde, 
kann davon ausgegangen werden, dass zum Zeitpunkt des Abschlusses der 
Untersuchung keine weitere Verbesserung des Rücklaufs möglich gewesen ist.

4.1.6	 Ergebnisdarstellung und Interpretation

4.1.6.1	 Analyse der erhobenen Daten

Aufgrund der offenen Fragetechnik wurden vor allem qualitative Daten gewon-
nen. Mit diesen lassen sich keine statistischen Berechnungen durchführen. 
Es werden lediglich Antwortkategorien gebildet und diese je nach der Anzahl 
der Befragten, die der Kategorie zugeordnet werden können, in eine Rangord-
nung gebracht. Dabei sollen möglichst viele Nuancen und Einzelinformationen 
erhalten bleiben und gleichzeitig zentrale Aussagen herausgearbeitet werden. 
Über eine Kategorisierung ist aber auch eine rudimentäre Quantifizierung 
möglich. Dadurch werden einfache Berechnungen möglich. Diese können erste 
Tendenzen zeigen, sind aber nicht im Sinne einer umfassenden statistischen 
Auswertung zu interpretieren.
Im Mittelpunkt der Auswertung steht der Experte mit seinen Einstellungen – 
erst in zweiter Linie ist der Akteur von Interesse, den der Experte repräsentiert. 
Die große Verschiedenartigkeit der einzelnen Akteure macht ihren Vergleich 
nahezu unmöglich. Dies ist aus Sicht des Erkenntnisinteresses aber nicht not-
wendig: In der Befragung geht es um die Einschätzungen der Experten in Bezug 
auf das entwickelte Lösungssystem. Damit sollen grundsätzliche Klärungen 
erreicht und der weitere Forschungsverlauf strukturiert und bereichert wer-
den. Eine konkrete Planung im Sinne einer Interpretation der Aussagen der 
Akteure als feste Zusagen ist weder beabsichtigt noch möglich. Daher spielen 
auch Größe und Verbreitung des Akteurs zunächst keine entscheidende Rolle. 
Im weiteren Verlauf werden zum jeweiligen Erkenntnisinteresse bzw. dem 
zugeordneten theoretischen Konstrukt (vgl. Kapitel 4.1.1) die Ergebnisse der 
einzelnen Indikatoren zunächst separat vorgestellt und anschließend im 
Gesamtüberblick interpretiert. Durch den Umstand, dass nur offene Fragen 
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gestellt wurden, waren Mehrfachnennungen möglich, beispielsweise in Bezug 
auf eine Verantwortungszuweisung. Daher kommt es, dass 100 % der Antwor-
ten teilweise einer größeren Anzahl entsprechen als die Summe der Einzelant-
worten von 26 Teilnehmern.

4.1.6.2	 Empirische Beurteilung der Erkenntnisinteressen

4.1.6.2.1	 Erkenntnisinteresse 1: Identifikation von Unterstützungspotenzialen

Verantwortungszuweisung hinsichtlich einer Ressourcenbeteiligung

Ressource Genannter Akteur Anteil an den Nennungen

Raum Gemeindeverwaltung 34 %

Feuerwehr 22 %

Organisationen des KatS 89 19 %

Personal Organisationen des KatS 32 %

Feuerwehr 24 %

Gemeindeverwaltung 16 %

Ausstattung Gemeindeverwaltung 27 %

Feuerwehr 17 %

Organisationen des KatS 17 %

Lokale Unternehmen 11 %

Laufende Kosten Gemeindeverwaltung 32 %

Feuerwehr 14 %

Organisationen des KatS 14 %

Lokale Unternehmen 9 %

Versicherer 9 %

Informationsmaterial BBK 30 %

Gemeindeverwaltung 17 %

Organisationen des KatS 13 %

Tab. 8  Verantwortungszuweisung hinsichtlich einer Ressourcenbeteiligung – Anteile an Akteuren89

89	 KatS steht für Katastrophenschutz
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Zur Identifikation von Unterstützungspotenzialen wurde mit dem Indika-
tor  1.1 (Verantwortungszuweisung hinsichtlich einer Ressourcenbeteiligung) 
in den Variablen V42 bis V46 untersucht, wer nach Meinung der befragten 
Experten für die Bereitstellung der für das Multiplikatorensystem benötigten 
Ressourcen verantwortlich ist. Die Ergebnisse fasst Tabelle 8 zusammen:

In Bezug auf die Ressource Raum (V42) steht klar die Gemeindeverwaltung 
an erster Stelle (34 %). Auf Platz zwei folgt die gemeindliche Einrichtung 
Feuerwehr (22 %). An dritter Stelle stehen die Organisationen des Katastro
phenschutzes (KatS) (19 %), die sich hier aus den Hilfsorganisationen, dem 
Technischen Hilfswerk 90 (THW) und dem Medizinischen Katastrophen-Hilfs
werk 91 (MHW) zusammensetzen. Fasst man die gemeindlichen Einrichtungen 
zusammen, so kommt dieser Bereich sogar auf einen Anteil von 56 %. Aus 
Gründen der Datenverdichtung werden auch im Folgenden nur die ersten drei 
Ränge genannt.
Die Ressource Personal (V43) wird folgendermaßen gegliedert: An erster Stelle 
werden die Organisationen des Katastrophenschutzes gesehen (32 %), an zwei-
ter die örtliche Feuerwehr (24 %) und an dritter die Gemeindeverwaltung (16 %).
Die Ausstattung (V44) soll nach Meinung der Experten vor allem wieder von der 
Gemeindeverwaltung zur Verfügung gestellt werden (27 %). An zweiter Stelle 
stehen zugleich Feuerwehr und Organisationen des Katastrophenschutzes (je 
17 %). Für den Bereich Ausstattung werden nun auch lokale Unternehmen in 
der Verantwortung gesehen (11 %).
Eine ähnliche Aufteilung halten die Experten in Bezug auf die Finanzierung 
der laufenden Kosten (V45) für sinnvoll: Gemeindeverwaltung (32 %), Feuer-
wehr und Organisationen des Katastrophenschutzes (14 %) und an dritter Stelle 
lokale Unternehmen allgemein sowie Versicherer (je 9 %). 
Das Bild verändert sich allerdings leicht bei der Ressource Informationsma-
terial (V46). Hier wird die Bundesverwaltung mit dem BBK als wichtigster 
Lieferant angesehen (30 %). Die Plätze zwei und drei werden wieder von der 

90	 Der Vollständigkeit halber sei hier darauf hingewiesen, dass es sich beim THW ursprüng-
lich um eine Einheit des Zivilschutzes gehandelt hat.

91	 Das „Medizinische Katastrophen-Hilfswerk Deutschland e.  V.“ ist eine Initiative der pri-
vatwirtschaftlichen Rettungsdienstunternehmen (außerhalb der Hilfsorganisationen) 
und für den Katastrophenschutz relevanter Spezialfirmen, die ihre Dienste den Behörden 
von Bund und Ländern ohne kommerzielles Interesse zur Verfügung stellen (vgl. Pog-
untke 2006: 80).
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Gemeindeverwaltung (17 %) und den Organisationen des Katastrophenschut
zes (13 %) belegt.
Für alle Ressourcen zusammen genommen und abstrahiert im Sinne einer 
Verantwortungszuweisung hinsichtlich einer Ressourcenbeteiligung steht die 
Gemeindeverwaltung nach Meinung der Experten an erster Stelle. Der zweite 
Platz wird von den Organisationen im Katastrophenschutz belegt, vor allem 
bei der Ressource Personal. An dritter Stelle steht – ganz knapp dahinter – eine 
gemeindliche Einrichtung der Gefahrenabwehr: die Feuerwehr. 

Interessant ist eine zweite Auswertungsebene, die durch die Variablen V42a bis 
V46a repräsentiert wird. Dabei wurde geprüft, ob sich Akteure direkt, mit dem 
Namen des eigenen Akteurs, oder indirekt, mit der eigenen Akteurskategorie, 
als geeignet für die Ressourcenbereitstellung nennen. Direkte Eigennennungen 
gab es keine, jedoch indirekte Nennungen der Form, dass z. B. eine Hilfsorgani-
sation Hilfsorganisationen im Allgemeinen für eine Ressource anführte.
Eigennennungen kamen insgesamt vor allem aus dem Bereich der Organisa
tionen des Katastrophenschutzes. An zweiter Stelle steht ein Versicherungs-
verband, gefolgt von einer Wohlfahrtsorganisation sowie einer Bürgerinitiative 
zusammen auf dem dritten Platz. Dabei ist es zunächst nicht entscheidend, 
welche Institutionen dies im Einzelnen waren. Viel wichtiger ist die Erkennt-
nis, aus welchem Akteurssegment Unterstützung am wahrscheinlichsten zu 
erwarten ist. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten:  Während als verantwortlich für die 
meisten Ressourcen die Gemeindeverwaltung, die Organisationen des Katas
trophenschutzes und die Feuerwehr gesehen werden, nennen sich (wenn auch 
nur indirekt) lediglich die Organisationen des Katastrophenschutzes für diese 
Aufgabe selbst. Eigennennung wird hier als vergleichsweise hohes Unterstüt
zungspotenzial gewertet: Es kann davon ausgegangen werden, dass die Akteure 
sich zu einem gewissen Grad mit einer partnerschaftlichen Beteiligung identi-
fizieren mussten, bevor es zu ihrer Eigennennung kam. 
Der Indikator 1.2 (Eigenes Unterstützungspotenzial der Akteure) untersucht 
die direkte Unterstützung. Codiert wurden die Variablen V48 bis V52 mit den 
(nominalen) Ausprägungen: 

•	 Grundlegende Bereitstellungsbereitschaft durch den Akteur 
•	 �Grundlegende Bereitstellungsbereitschaft durch eine (lokale) Teileinheit des 

Akteurs 
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Die genannten Merkmalsausprägungen sind verhältnismäßig lang, aber für 
eine differenzierte Auswertung notwendig. 
Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass die Merkmalsausprägung Grund-
legende Bereitstellungsbereitschaft durch den Akteur nur in der Variablen V52 
(Eigene Bereitstellung der Ressource Informationsmaterial) auftritt. Der Kate-
gorie wurden zwei Akteure aus dem Bereich des bürgerschaftlichen Engage
ments zugeordnet.
Größere Organisationen waren vor allem in der Merkmalsausprägung Grund-
legende Bereitstellungsbereitschaft durch eine (lokale) Teileinheit des Akteurs ver-
treten, da sie eher über die in der Kategoriebezeichnung aufgeführten Teilein-
heiten verfügen. Hier gab es für jede Ressource drei bis sechs grundlegende 
Unterstützungsangebote: Sechs Akteure äußerten eine Bereitschaft, Räumlich-
keiten zur Verfügung zu stellen. Jeweils fünf Meldungen gab es für die Bereiche 
Personal und Informationsmaterial. Vier Akteure konnten sich vorstellen, das 
Vorsorgeförderungssystem möglicherweise mit Büroausstattung zu versehen, 
und drei Akteure zeigten eine gewisse Bereitschaft, sich an den laufenden 
Kosten zu beteiligen. 
Natürlich kann nicht direkt gefolgert werden, dass die hier gemachten Angebote 
in diesem Maße auch realisiert und von jeder Teileinheit genauso umgesetzt 
werden. Dennoch reichen die Ergebnisse für die Erkenntnis aus, dass grundle-
gende Unterstützungspotenziale existieren.

Für Indikator 1.3 (Bereitstellung zusätzlicher Ressourcen) (V54) ergibt sich fol-
gendes Bild: Es werden vor allem Beratung und Mitarbeit bei der Konzeptent-
wicklung angeboten. Darüber hinaus wurde das Angebot gemacht, Vorsorge- 
und Multiplikatorenausbildung zu übernehmen oder in bestehende Konzepte 
einzubauen. Auch Schulungsmaterialien und ein Übungsgelände 92 gehörten 
zu den zusätzlich angebotenen Ressourcen.
Die hier gemachten Angebote setzen – so die Interpretation – zwei Dinge 
voraus: Erstens eine eingehende Beschäftigung mit dem präsentierten System
vorschlag der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge. Zweitens kann davon 
ausgegangen werden, dass die Angebote als einigermaßen realistisch zu 
betrachten sind:  Nach der Befragung, wer für die Ressourcen verantwortlich 
ist, und der Befragung, ob der jeweilige Akteur bestimmte Ressourcen selbst 
zur Verfügung stellen kann, erfolgte eine dritte über den eigentlichen System-

92	 Das Übungsgelände war darüber hinaus auch der einzig sinnvolle Vorschlag für das Zwi-
schenkonstrukt A (Darüber hinaus benötigte Ressourcen) (V53).
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vorschlag hinausgehende Anfrage nach weiteren Ressourcen. Dies erfordert ein 
hohes Maß an Identifikation mit der Vorsorgeförderung und einen halbwegs 
ausgeprägten Unterstützungswillen. Wieder kommen die Angebote zudem vor 
allem aus dem Bereich der Organisationen des Katastrophenschutzes. 

Indikator 1.4 ermittelte das geschätzte personelle Unterstützungspotenzial von-
seiten des Akteurs für das Multiplikatorensystem. Gemessen wurde der Indika-
tor durch die Variable V23, der die Ausprägungen sehr unwahrscheinlich (1) 93, 
unwahrscheinlich (2), neutral/unentschlossen (3), wahrscheinlich (4), sehr wahr-
scheinlich (5) und keine Angabe/keine auswertbare Angabe (9) zugewiesen wur-
den. Die Kategorien waren bereits im Vorfeld entwickelt worden. 
Mit dem Indikator sollte gemessen werden, wie die Experten die einzelnen 
Mitarbeiter ihrer Institution dahingehend einschätzen, ob sie sich als Multi-
plikatoren der Persönlichen Notfallvorsorge engagieren würden. Damit sollte im 
Vorfeld weiterer Untersuchungen bereits versucht werden, sich ein Bild von der 
personellen Unterstützung für das System zu machen.
Zunächst überrascht, dass (gerundet) 57 % aller Befragten es für wahrschein-
lich hielten, dass sich Mitglieder ihrer Institution als Multiplikatoren betätigen 
würden. Ein befragter Akteur belegte sogar die Kategorie sehr wahrscheinlich. 
Kumuliert entspricht das 61 % aller Befragten. 13 % wurden als unentschlos-
sen eingestuft, 26 % hielten es für unwahrscheinlich, niemand jedoch für sehr 
unwahrscheinlich. 
Die Einschätzungen der Experten lassen sich in der Weise zusammenfassen, 
dass von einem nicht unerheblichen Teil der Akteure ein gewisses personelles 
Engagement als Multiplikatoren angenommen wird. Das bedeutet selbstver-
ständlich nicht, dass sich alle Mitglieder umfassend in diesem Bereich enga
gieren werden. 
Diejenigen, die eine Unterstützung aus den eigenen Reihen als wahrscheinlich 
angesehen haben, sind an erster Stelle wieder Organisationen aus dem Kata-
strophenschutz. Auf dem zweiten Platz folgen mehrere Akteure:  Unterneh-
mensverbände, Brandschutz/Sicherheitstechnik, bürgerschaftliches Engage
ment, Wohlfahrtsorganisationen und staatliche Institutionen.

Indikator 1.5, 1.6 und 1.7 beschäftigten sich mit der Verantwortungszu
weisung hinsichtlich bestimmter weiterer Ressourcen. 
Mit Variable V30 (Indikator 1.5) wird untersucht, welcher gesellschaftliche 

93	 Die Zahl nach den Merkmalsausprägungen entspricht der numerischen Codierung.
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Akteur nach Meinung der Experten sich an einer Finanzierung der Multiplika
torenausbildung beteiligen sollte. Dazu wurden nachträglich Kategorien entwi-
ckelt und die Antworten entsprechend codiert. Die einzelnen Kategorien wur-
den teilweise wiederum zu Oberkategorien zusammengefasst. 
Die meisten Nennungen entfielen auf die Oberkategorie Staat (45 %), die sich 
aus den Unterkategorien in der folgenden Rangordnung (basierend auf der 
Anzahl der Nennungen) zusammensetzt:  Staat allgemein, Feuerwehr, Gemein
deverwaltung, Bund, Länder, Polizei. 
An zweiter Stelle steht die Oberkategorie Wirtschaft (30 %), die sich wiederum 
in Rangfolge geordnet in folgende Kategorien aufspaltet: Lokale Wirtschaft, Ver-
sicherer, Banken. 
An dritter Stelle steht die nicht weiter unterteilte Kategorie Organisationen des 
Katastrophenschutzes (9 %).
Indirekt (V31) nannten sich Vertreter der Katastrophenschutzorganisationen, 
der Versicherungswirtschaft und Unternehmen des Brandschutzes bzw. der 
Sicherheitstechnik als Partner in einer Finanzierungsbeteiligung der Multipli
katorenausbildung.

Mit Variable V33 (Indikator 1.6) wurde untersucht, welchen Akteuren die Ver-
antwortung hinsichtlich der Initiierung einer Vorsorgeförderung zufällt. Die 
Merkmalsausprägungen ergaben sich wiederum aus den gegebenen Antworten. 
An erster Stelle wurden hier die Organisationen des Katastrophenschutzes 
(29 %) angegeben, gefolgt mit jeweils gleich vielen Stimmen (je 26 %) für 
Feuerwehr und Gemeindeverwaltung. An dritter Stelle wurden – allerdings 
weit abgeschlagen – Bildungsträger (5 %) genannt.
Bei den Eigennennungen (V34) überwogen erneut die Organisationen des Kata-
strophenschutzes, auf den weiteren Plätzen standen Feuerwehr und Brand
schutzunternehmen sowie ein Höherer Kommunalverband.

Indikator 1.7 bildet die Verantwortungszuweisung hinsichtlich der Bereitstel
lung von Startkapital mit der Variablen V35 ab. Auch deren Merkmalsaus
prägungen wurden aus den erfassten Daten abgeleitet. 
Es wurde eine Oberkategorie Staat (53 %) gebildet, die den ersten Rang erhält. 
Sie setzt sich (in dieser Reihenfolge) zusammen aus den Unterkategorien 
Gemeindeverwaltung, Staat allgemein, Bund, Länder. 
An zweiter Stelle folgt die Kategorie Wirtschaft allgemein (11 %), gefolgt von den 
drei speziellen Wirtschaftskategorien Banken, Versicherer, Stiftungen jeweils 
mit gleich vielen Nennungen (je 6 %). 
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Eigennennungen (V36) in Bezug auf eine Ressourcenbeteiligung kommen in 
diesem Fall kaum vor: Nur ein Akteur aus dem Bereich der Organisationen des 
Katastrophenschutzes bot sich indirekt an.

In der Gesamtschau ergibt sich für das theoretische Konstrukt Identifikation von 
Unterstützungspotenzialen ein recht einheitliches Bild, das von den verschie
denen Indikatoren bestätigt wird. Grundlegend fällt eine starke Diskrepanz 
zwischen Verantwortungszuweisung und Unterstützungsangeboten auf. Die 
Verantwortung sehen die meisten Experten in Bezug auf die grundlegenden Res-
sourcen, die Finanzierung der Multiplikatorenausbildung sowie das Startkapital 
für die Vorsorgeförderung beim Staat, vor allem bei der Gemeindeverwaltung. 
Unterstützungsangebote kommen jedoch aus den Reihen der Organisationen 
im Katastrophenschutz und der Versicherungswirtschaft. Auch scheint die 
Mehrheit der Experten der Meinung zu sein, dass sich Mitglieder ihrer Institu-
tion als Multiplikatoren engagieren würden. Das ist ein überraschend positives 
Ergebnis.
Eine weitere Frage beschäftigte sich mit der Initiierung der Vorsorgeförderung 
in der Gemeinde. Hier stimmen die Ergebnisse der Verantwortungszuweisung 
und der Eigennennung weitgehend überein: Die Organisationen des Katastro
phenschutzes sehen sich in der Hauptverantwortung. Das gilt in ähnlicher 
Form auch für Feuerwehr und Gemeindevertreter.

Als abschließende Interpretation ist festzuhalten:  Die oben dargestellten 
Ergebnisse lassen darauf schließen, dass sich die Teilnehmer der Untersuchung 
ernsthaft mit dem Fördersystem auseinandergesetzt haben. Dies zeigt auch die 
nicht unerhebliche Menge an Unterstützungsangeboten. Damit wird auf eine 
grundlegende Zustimmung zum gemachten Systemvorschlag zur Förderung 
von Persönlicher Notfallvorsorge geschlossen. Ob dieser Eindruck zutreffend 
ist, wird im nächsten Abschnitt geklärt.

4.1.6.2.2	 Erkenntnisinteresse 2: Beurteilung des Systemvorschlags

Die Beurteilung des Systemvorschlags wird über die Einzelbeurteilung von zen-
tralen Systemkomponenten vorgenommen. Die Indikatoren sind jeweils so auf-
gebaut, dass in ihrer ersten Variablen die Beurteilungen quantifiziert werden. 
In einer zweiten und dritten Variablen wurden sowohl die Kritik als auch zustim-
mende Anmerkungen zu den einzelnen Fragestellungen aufgelistet und, wenn 
möglich, kategorisiert. 



Kapitel 4.1

209

Indikator 2.1 (Beurteilung der lokalen Koordinierungsstelle der Vorsorgeförde
rung) wurde mit Variable V11 gemessen. Bereits im Vorfeld wurde ein Auswer-
tungsschema von Merkmalsausprägungen entwickelt, welches sich auf die 
schriftlichen Äußerungen der Experten anwenden ließ: sehr schlecht (1), schlecht 
(2), neutral/unentschlossen (3), gut (4), sehr gut (5). 
Die Ergebnisse stellen sich folgendermaßen dar:  Keine der Expertenbeurtei
lungen kann der Kategorie sehr schlecht zugeordnet werden. Jedoch genau ein 
Viertel (25 %) der Befragten beurteilen das Konzept der lokalen Koordinie
rungsstelle als schlecht. 17 % der Aussagen sind als neutral zu bewerten, während 
41 % der Experten den Vorschlag als gut und weitere 17 % als sehr gut befinden. 
Insgesamt wird die lokale Koordinierungsstelle also von 58 % als positiv bewer
tet. Nur zwei Experten machten keine oder keine auswertbaren Angaben.

Kritisiert (V12) wurde in drei Kategorien, die in Rangfolge (nach Anzahl der 
zugehörigen Anmerkungen) geordnet sind: 

•	 Fehlende Realisierbarkeit 
•	 Fehlerhafte strukturelle Annahmen 
•	 Kein Bedarf an einer neuen Institution

In der ersten Kategorie wird vor allem kritisiert, dass das System zu aufwen-
dig und bürokratisch sei und von den Bürgern nicht akzeptiert werden würde. 
Die zweite Kategorie beklagt die Vernachlässigung der heterogenen Struktur 
der Gemeinden sowie die Forderung einer Vorsorgeförderung auf überörtlicher 
Ebene. Im dritten Fall wird der Aufbau einer Koordinierungsstelle kritisiert, da 
die Feuerwehr für diesen Bereich zuständig sei. 
Positive Rückmeldungen (V14), die auf spezielle inhaltliche Aspekte eingingen, 
waren nicht so zahlreich, als dass sie in Kategorien eingeteilt werden konnten. 
Grundlegend wird besonders die Bürgernähe des Konzeptes, die notwendige 
rechtzeitige Anpassung an den Klimawandel und die Spezialisierung auf lokale 
Probleme hervorgehoben.

Als zweiter zentraler Bereich wurde der Aufbau von Partnerschaften bewertet 
(Indikator 2.2). Dies geschah mit Variable V15. Zur Auswertung wurden die-
selben Merkmalsausprägungen wie bei Variable V11 genutzt. Diesmal verschie
ben sich die Beurteilungen leicht in Richtung des negativen Bereichs. Während 
erneut keine Expertenmeinung mit der Kategorie sehr schlecht codiert werden 
kann, steigen die schlechten Bewertungen auf 29 % und die neutralen auf 25 %. 
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Im gleichen Zug sinken die guten Bewertungen auf 38 % und die sehr guten auf 
8 %. Dennoch macht der positive Bereich fast die Hälfte aller Bewertungen aus. 
Inhaltlich wird in zwei Kategorien kritisiert (V16): 

•	 Fehlerhafte finanzielle Annahmen 
•	 Fehlendes Interesse

Im ersten Fall wird vor allem bezweifelt, dass eine Kostenneutralität hergestellt 
werden könne. Daher würden staatliche Mittel in jedem Fall benötigt. Im zwei-
ten Fall wird angemerkt, dass lokale Unternehmen und sonstige Institutionen 
keinerlei Interesse an den beschriebenen Partnerschaften hätten. 
Als positiv (V18) wird hervorgehoben, dass über die Partnerschaften eine 
höhere Identifikation mit dem Thema Persönliche Notfallvorsorge und eine 
engere Abstimmung der lokalen Akteure zu erreichen sei. Ein solches Konzept 
zur Sensibilisierung der Gesellschaft sei schlagkräftig und gleichzeitig flexibel.

Indikator 2.3 wurde dafür konzipiert, mit Hilfe der Variablen V19 das Multipli-
katorensystem beurteilen zu lassen. Die Merkmalsausprägungen entsprechen 
denen der zuvor dargestellten Indikatoren 2.1 und 2.2. Die Bewertungen ver-
schieben sich nun im Vergleich zum vorherigen Indikator stark in den positiven 
Bereich. 71 % aller Expertenmeinungen wurden der Kategorie gut zugeordnet 
und weitere 5 % der Kategorie sehr gut. Über drei Viertel aller Urteile liegen 
damit im positiven Bereich. Unentschlossen sind in diesem Fall nur 5 %; 19 % 
finden das Konzept schlecht und – wie schon zuvor- niemand sehr schlecht. Vier 
Experten machten zwar keine Angaben, was dieses eindeutige Ergebnis aber 
kaum schmälern dürfte. 

Inhaltliche Kritik wurde in Bezug auf drei Kategorien geäußert (V20):

•	 Problem der Entlohnung der Multiplikatoren 
•	 Problem der Rekrutierungszahlen 
•	 Assoziationen mit Luftschutzblockwart

Im ersten Bereich wird angemerkt, dass die Multiplikatoren durch ein Gehalt 
oder einen anderen Mehrwert motiviert werden müssten. In der zweiten Kate-
gorie gibt es den Hinweis, dass die Zahl der benötigten Multiplikatoren bei 
einem sehr differenzierten Fördersystem extrem hoch wäre. Der letzte Kri-
tikbereich macht darauf aufmerksam, dass Teile des Multiplikatorensystems 
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Assoziationen mit den Luftschutzblockwarten des Dritten Reiches wecken und 
damit auf eine breite Ablehnung stoßen könnten.
Dem Multiplikatorensystem wurden aber auch positive Eigenschaften zuge
sprochen (V22): So beispielsweise eine hohe Reichweite der Vorsorgeförderung, 
eine kostensparende Umsetzung und eine höhere Wirksamkeit als Propaganda.

Mit diesen drei Indikatoren ist die Gesamtbewertung des Systems abge
schlossen. Die Beurteilung der ersten zentralen Systemkomponente liegt 
deutlich im positiven Bereich, die der zweiten weniger deutlich, aber dennoch 
erkennbar. Das Multiplikatorensystem, als drittes Element, wird sogar von 
über drei Vierteln der Befragten positiv beurteilt. Daher kann folgender Schluss 
gezogen werden: Das in der Expertenbefragung vorgestellte System der Förde
rung von Persönlicher Notfallvorsorge wird von den Teilnehmern weitgehend 
positiv bewertet. Daraus kann nicht direkt auf die Umsetzbarkeit geschlossen 
werden. Dennoch konnten wertvolle Hinweise für den weiteren Forschungsver-
lauf und die praktische Umsetzung gesammelt werden. 

Mit dem theoretischen Zwischenkonstrukt B wurde in die Systembeurtei
lung auch die Beurteilung verpflichtender Elemente in der Vorsorgeförderung (V26) 
aufgenommen. Die Untersuchung dieses Sachverhalts dient nicht primär der 
Bewertung des Systemvorschlags, da es sich dabei nur um einen optionalen 
Bestandteil handelt. Vielmehr sollen Meinungen zu diesem kontroversen 
Thema gesammelt werden.
Die grundlegende Bewertung stellt sich in etwa gegenläufig zu den bisherigen 
Urteilen zum Fördersystem dar: 54 % der Befragten fanden jegliche Verpflich
tung schlecht, 8 % sogar sehr schlecht. Damit gibt es eine klare Tendenz von 
knapp zwei Dritteln zur Ablehnung verpflichtender Elemente. 17 % sind neu
tral, aber immerhin 21 % können entsprechenden Maßnahmen noch gute Sei
ten abgewinnen. Niemand jedoch belegte die Kategorie sehr gut, während zwei 
Experten keine Angaben machten.94

Die Kritik (V28) zu den verpflichtenden Elementen wurde in drei Kategorien 
zusammengefasst. 

94	 Mit diesen Ergebnissen zeigt sich auch, dass das verwendete System der Kategorisierung 
und seine Anwendung durchaus funktionieren:  Es zeigen sich klare Ausschläge in den 
negativen Bereich – anders als bei der Bewertung des Förderungssystems, die überaus 
positiv ausfiel.
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Die erste Kategorie (Motivation nur durch Freiwilligkeit) beklagt, dass gerade der 
Gedanke von Eigenverantwortung mit Verpflichtungsmaßnahmen ad absur-
dum geführt würde. Gleichzeitig wird die Meinung vertreten, dass Mitwir-
kung nur über Einsicht geweckt werden könne und Ehrenamt immer nur auf 
der Basis von Freiwilligkeit funktioniere. In der zweiten Kategorie (Fehlende 
Realisierbarkeit) wird angemerkt, dass ein Beratungszwang politisch nicht 
durchsetzbar und gleichzeitig der Verwaltungsaufwand viel zu hoch wäre. 
An dritter Stelle (Geringe Priorität) wird der Persönlichen Notfallvorsorge die 
gesellschaftliche Bedeutung abgesprochen, die solche Maßnahmen recht
fertigen würde. 

Die positiven Antworten (V29) gliedern sich ebenfalls in die drei Kategorien:
 
•	 Umsetzbarkeit nur über Verpflichtung 
•	 Kopplung an andere Bereiche
•	 Kombination mit Anreizen

Im Gegensatz zu den in V28 dargelegten Anmerkungen sind die Experten hier 
der Meinung, dass das Thema in der Bevölkerung auf rein freiwilliger Basis 
nicht zu verbreiten sei. Teilweise werden Beispiele von eigenen Vorsorgeange-
boten genannt, die vollkommen ignoriert wurden. Es wird darauf hingewie-
sen, dass auf freiwilliger Basis vermutlich nur diejenigen zu erreichen sind, die 
sich sowieso schon bei den Organisationen des Katastrophenschutzes oder der 
Feuerwehr engagieren. Auch die Kopplung an andere Bereiche, durch die eine 
gewisse Verpflichtung aufgebaut werden kann, wird genannt. So beispielsweise 
die Aufnahme in den Pflichtunterricht an Schulen, in die Erziehung in Kinder-
gärten oder die Verknüpfung mit dem Führerschein. Schließlich wird darauf 
hingewiesen, dass eine Kombination von Verpflichtungen mit Anreizen erfolg-
reich sein könnte.

4.1.6.2.3	 Erkenntnisinteresse 3: Beurteilung des Vorsorgeniveaus der Bevölkerung

Grundlage der gesamten vorliegenden Studie ist ihre Problemstellung:  das 
geringe Vorsorgeniveau der deutschen Bevölkerung. Mit der Variablen V05 
(Beurteilung des Vorsorgeniveaus der deutschen Bevölkerung) wurde eben 
jenes theoretische Konstrukt erforscht – allerdings nur in Bezug auf die Ein-
schätzungen der Experten. Die Merkmalsausprägungen entsprechen denen im 
vorherigen Kapitel 4.1.6.2.2. 
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22 % der Befragten beurteilen die Vorsorgefähigkeit der deutschen Bevölkerung 
als sehr schlecht; weitere 61 % als schlecht. Neutrale bzw. unentschlossene Urteile 
geben 13 % der Experten ab, und 4 % sind der Meinung, dass die Bevölkerung 
gut auf Schadensereignisse vorbereitet ist. Die Kategorie sehr gut wurde nicht 
belegt und insgesamt drei Experten machten keine Angabe oder keine auswer-
tbare Angabe. 
Damit unterstützt die überwältigende Mehrheit (83 %) die bereits in der Pro
blemstellung formulierte Kritik. Ein Beweis für die Existenz dieses bedenk-
lichen Zustands ist auf diese Weise noch nicht erbracht. Dennoch kann das 
Ergebnis als weiterer Hinweis gewertet werden, der die Argumentation stützt.
 
Zusätzliche Anmerkungen zum Vorsorgeniveau der Bevölkerung wurden in 
Form von Kommentaren der Experten in Variable V07 kategorisiert. Am häu-
figsten wurde dabei das Fehlende Bewusstsein in der Bevölkerung genannt. Die 
Bevölkerung würde sich blind auf die Hilfeleistungsstrukturen verlassen, hätte 
schlicht kein Interesse an Eigenvorsorge und kein Bewusstsein für die umfas-
senden Konsequenzen auch nur kleinerer Katastrophen wie eines Stromausfalls. 
An zweiter Stelle steht die Kategorie Fehlende Akzeptanz und Fehlende Bereit-
schaft. Am dritthäufigsten wurden Unzureichende Ausbildungskonzepte kritisiert. 
Im Einzelnen wird angemerkt, dass es keine flächendeckenden Erste-Hilfe-Aus-
bildungen gibt, dass in Kindergärten und Schulen keine Kurse angeboten und 
dass keine Pflichtwiederholungen gerade im Bereich der Ersten Hilfe eingeführt 
werden. An vierter Stelle wurde die Darstellungsweise des Themas kritisiert. Sie 
sei eher bürokratisch, nicht zielgruppenorientiert und kaum modern gestaltet. 
Die fünfte Kategorie bildet den Abschluss:  Sie bemängelt eine fehlende staat
liche Bedeutungszuweisung. 

Das Auswertungssystem dieser zusätzlichen Anmerkungen basiert auf den Kate-
gorien aus der Problemstellung (vgl. Kapitel 2.5). Die Anmerkungen und Kom-
mentare der Experten konnten auf diese Weise sinnvoll kategorisiert werden 
und unterstützten damit die Argumentationsstruktur der vorliegenden Studie.

4.1.6.2.4	 Erkenntnisinteresse 4: Definition und Konzeption von Vorsorge

Die Probleme des Begriffes Selbstschutz sind bereits differenziert dargestellt 
worden. Das Fehlen einer allumfassenden Definition und die Schwierigkeit, 
festzulegen, für welche Schadensereignisse der Begriff zuständig sein kann, 
erfordern eine weitere und intensivere Beschäftigung. Daher untersuchen die 



Empirische Untersuchung der Realisierung von Maßnahmen zur Erhöhung der Selbstschutzfähigkeit  |  Band 15

214

Variablen V03 und V04 hier nun die Minimalanforderungen an die Ausbil-
dung und die Ausstattung in Persönlicher Notfallvorsorge. 
Die Teilnehmer der Expertenbefragung äußerten viele Meinungen zu diesem 
Thema. Aus diesen wurden Kategorien gebildet, die sich weiter verdichten lie-
ßen. Die Reihenfolge der Kategorien ergibt sich aus der Anzahl der Experten, die 
jeweils einen Beitrag zu dieser Kategorie leisteten. Anders ausgedrückt: Je mehr 
Experten sie für wichtig halten, desto höher der Rang der Kategorie. 

An erster Stelle bei den Minimalanforderungen an die Ausbildung (V03) in Per-
sönlicher Notfallvorsorge stehen Informationen über Gefahren. Dabei geht es im 
Einzelnen vor allem um Verhaltensanweisungen für den Fall, dass eine Gefahr 
auftritt. Besonders genannt wurden:  Brände, Schnee, Kälte und Hochwasser. 
Außerdem sollten die Menschen darüber aufgeklärt werden, wo es im Katastro-
phenfall Anlaufstellen gibt. Diese Informationen müssten laut den Experten 
auch an die Verwaltung und die Wirtschaft verteilt werden. 
An zweiter Stelle werden Erste-Hilfe-Kenntnisse als integraler Bestandteil der 
Vorsorge definiert. An dritter Stelle folgt Wissen zu Bevorratung und Kompen
sation ausgefallener Versorgung. Unter diese Kategorie fallen die Bevorratung 
von Trinkwasser bzw. die Aufbereitung von Wasser, genauso wie Kenntnisse 
darüber, wie Verpflegung, Medikamente und Haushaltsutensilien gelagert wer
den können. 
Den vierten Rang belegt Bauliche Notfallvorsorge – besonders in Bezug auf Hoch-
wasser. Diese Kategorie ist eng gekoppelt an den an fünfter Stelle folgenden 
Brandschutz. Als sechste Kategorie wird Evakuierung genannt. Inhaltlich sollte 
die Ausbildung laut den Experten hierbei vor allem die Themen Bekleidung 
(Schutz vor Kälte und Witterung), Notgepäck, Erstellen eines persönlichen Not-
fallplans umfassen sowie Informationen bezüglich einer Evakuierung an sich 
enthalten. Als letzte Kategorie wird das Wissen zu Pflege und Hygiene angeführt.

Die Minimalanforderung an die Vorsorgeausstattung (V04) korrespondiert weit-
gehend mit den genannten Kategorien der Variablen V03 – wenn auch in einer 
anderen Rangfolge. Hier steht nämlich in Bezug auf die Ausstattung die Bevorra-
tung und Kompensation ausgefallener Versorgung an erster Stelle. Die Menschen 
sollen sich laut den Experten so ausrüsten, dass sie ihre Versorgung sicherstel-
len können. Angaben zur zeitlichen Dauer schwanken zwischen einer Woche 
und vier Wochen. Dabei sollte sauberes Wasser die Hauptrolle spielen. An zwei-
ter Stelle innerhalb dieser Kategorie stehen Wärme und Feuer. Dazu werden 
aufgezählt: Feuerzeug, Streichhölzer, stromunabhängige Erhitzungs- und Wär
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memöglichkeiten sowie Decken. An nächster Stelle folgt elektrische Energie 
in Form von Batterien, die für mindestens eine Woche reichen sollten. Ebenso 
wird Licht genannt, das durch Kerzen oder Taschen- bzw. Dynamolampen er
zeugt werden könnte. 
Auch Kommunikation ist wichtig. Dafür eignen sich hauptsächlich Radios – 
zumindest für den passiven Empfang von Informationen. Schließlich sollte 
auch eine Grundausstattung für Hygiene bevorratet werden, und zwar in Form 
von Toilettenpapier, Flüssigseife und Desinfektionsmitteln.
Die zweite Kategorie in Variable V04 bezieht sich auf den Brandschutz. Dazu 
gehört nach Meinung der Experten in jedem Fall ein Feuerlöscher der Brand-
klassen A und B. Auch Rauchmelder sollten in jedem Haushalt installiert sein.
An dritter und letzter Stelle steht die Erste-Hilfe-Ausrüstung im Sinne von Ver-
bandsmaterial und Medikamenten (gegen Schmerzen, Fieber, Durchfall).

4.1.6.2.5	 Erkenntnisinteresse 5: Spezielle Ressourcen und Kooperationen

Mit Variable V55 (Theoretisches Konstrukt 5.1) wurde folgende Frage unter
sucht: Unter welchen Bedingungen lassen sich fachlich geeignete Akteure in die 
Multiplikatorenausbildung einbinden? 
Vier Akteure aus dem Bereich der Organisationen des Katastrophenschutzes 
zeigten eine grundlegende Bereitschaft. Dennoch wiesen die Experten darauf 
hin, dass einige wichtige Fragen zu klären bleiben, und zwar in Bezug auf 
Kosten, den Zeitaufwand sowie die Nutzung des Internets. Eine weitere Organi-
sation des Katastrophenschutzes machte ihre Mitwirkung von der Offenlegung 
weiterer Rahmendaten abhängig. Damit konnte diese Fragestellung nicht voll-
ständig geklärt werden, es zeigten sich aber Ansatzpunkte für die weitere For-
schung und Konzeption.

Im theoretischen Konstrukt 5.2 wurde folgender Frage nachgegangen: Kann 
die Gewährung von Versicherungsprodukten an die Durchführung von Vorsor-
gemaßnahmen gekoppelt werden? Dies sollte mit Variable V58 überprüft wer-
den. Die Antworten der beiden befragten Versicherungsverbände ist eindeu-
tig: Eine solche Kopplung ist nicht durchführbar. 
Die theoretischen Konstrukte 5.3 und 5.4 gingen einer weiteren Frage 
nach:  Unterstützen dafür geeignete Akteure 95 die Finanzierung der Multipli

95	 Das theoretische Konstrukt 5.3 untersuchte diese Fragestellung in Bezug auf den Akteur 
Unfallkassen, das theoretische Konstrukt 5.4 in Bezug auf Berufsgenossenschaften.
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katorenausbildung? Die entsprechenden Variablen sind V61 und V64. Diese 
unterscheiden sich von der Variablen V30 dadurch, dass hier direkt Akteure in 
Bezug auf eine Finanzierungsbeteiligung angesprochen werden. Das Ergebnis 
ist wenig befriedigend: Ein Akteur sah nur eine sehr geringe Möglichkeit, die 
anderen für diese Frage relevanten Akteure nahmen an der Untersuchung nicht 
teil. 
Die nächste Frage aus dem Bereich der Spezialressourcen lautete:  Stellen 
geeignete Akteure 96 Vorsorgeprodukte zu vergünstigten Konditionen zur Ver
fügung? Die Klärung sollte über die theoretischen Konstrukte 5.5 und 5.6 
erfolgen, die den Variablen V67 und V70 entsprechen. Nur ein einziger Akteur 
beantwortete die Frage in Bezug auf Brandschutzprodukte (V67). Die Antwort 
lautete: „grundsätzlich positiv und realisierbar“.

Keine Auskünfte konnten für folgende Fragen aus dem Erkenntnisinteresse 
erhalten werden:

•	 �Kann die Gewährung von Bankprodukten an die Durchführung von Vor
sorgemaßnahmen gekoppelt werden?					      
[Theoretisches Konstrukt 5.7; Variable V73]

•	 �Stellen geeignete Akteure als Partner Medienraum bzw. Medienzeit kosten
los zur Verfügung?							        
[Theoretische Konstrukte 5.8 und 5.9; Variablen V76 und V79]

Vier weitere Fragestellungen wurden mit den theoretischen Konstrukten 5.10 
bis 5.13 untersucht, die in Anhang 8.4 zu finden sind. 
Dabei handelt es sich erstens um die Fragestellung, ob Personal für die Förde-
rung von Persönlicher Notfallvorsorge (z. B. für die lokale Koordinierungsstelle) 
aus dem Pool der Ein-Euro-Jobs rekrutiert werden könnte (V82). Die Antwort 
des Experten der Bundesagentur für Arbeit dazu war: „Im Prinzip ja, allerdings 
sollte die vorgesehene Person entsprechende Erfahrung mitbringen und z. B. aus dem 
Bereich der Feuerwehr, des THW o. a. kommen.“
Die zweite Frage, ob auch Zivildienstleistende in diesem Bereich tätig werden 
können (V85), wurde im Rahmen der Expertenbefragung nicht beantwortet, da 
keine Rückmeldung von dem entsprechenden Experten kam. 

96	 Das theoretische Konstrukt 5.5 untersuchte diese Fragestellung in Bezug auf den Akteur 
Brandschutzunternehmen, das theoretische Konstrukt 5.6 in Bezug auf Unternehmen für 
Medizinprodukte.
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Drittens ging es um die Frage, welche Möglichkeiten es gibt, Persönliche Not-
fallvorsorge im Curriculum der Schulen zu etablieren (V88). Diese Frage wurde 
in einem zum Fragebogen ergänzenden Telefongespräch mit einem Experten 
der Kultusministerkonferenz mit folgendem Ergebnis erörtert: Eine rechtliche 
Gesamtlösung ist nicht umsetzbar. Es sollte besser auf Freiwilligkeit und lokale 
Einzellösungen wie AGs oder Projekttage gesetzt werden.
Viertens wurde schließlich versucht, die Idee einzuschätzen, den Erhalt des 
Führerscheins an eine Vorsorgeausbildung zu koppeln (V91). Dazu war aber 
ebenfalls keine Auskunft zu bekommen. 

Den Abschluss des Bereichs Spezielle Ressourcen und Kooperationen bildet die 
Frage nach der Teilnahmebereitschaft an einem möglichen Feldversuch. In 
der Konzeption entspricht dies dem theoretischen Konstrukt 5.14 und der 
Variablen V37. Als Merkmalsausprägungen wurden folgende Kategorien 97 
verwendet: 

•	 �Volle Teilnahmebereitschaft:	  
Die Aussagen der Untersuchungsteilnehmer wurden so gewertet, dass bei 
ihnen eine volle Bereitschaft zur Teilnahme am Feldversuch vorhanden ist.

•	 �Prinzipielle Teilnahmebereitschaft: 	  
In dieser Kategorie wurden die Aussagen der Untersuchungsteilnehmer so 
gewertet, dass bei ihnen prinzipiell eine Bereitschaft zur Teilnahme am Feld-
versuch vorhanden ist, jedoch mehr Informationen zum genauen Vorgehen 
bekannt gemacht werden müssten.

•	 Bedingte Teilnahmebereitschaft:	   
Die Teilnahme an einem Feldversuch wurde in dieser Kategorie an konkrete 
Bedingungen geknüpft.

Volle Teilnahmebereitschaft wurde von vier Akteuren geäußert, die dem Bereich 
der Organisationen des Katastrophenschutzes und dem Bereich Brandschutz 
angehören. Weitere zehn Akteure zeigten eine prinzipielle Teilnahmebereitschaft. 
Dabei waren unterschiedlichste Akteure vertreten:  Organisationen des Kata
strophenschutzes, bürgerschaftliches Engagement, eine Stiftung, der Bereich 
Feuerwehr und Brandschutz sowie eine staatliche Institution.
Vier zusätzliche Akteure sagten aus, sich eine Teilnahme unter gewissen 
Umständen vorstellen zu können (bedingte Teilnahmebereitschaft). Dazu zählten 

97	 Negative oder fehlende Antworten spielen hier für die Analyse keine Rolle.
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Versicherungsverbände, eine Organisation des Katastrophenschutzes und eine 
staatliche Institution. 

Insgesamt ist es äußerst positiv zu bewerten, dass sich 18 mögliche Teilnehmer 
(69 %) aus dem Kreis der Akteure für den Feldversuch finden ließen. Dies zeugt 
erneut von einem relativ hohen Identifizierungsgrad mit dem dargestellten 
Fördersystem und dem Thema Persönliche Notfallvorsorge.
Gleichzeitig sollte mit der Frage nach der Feldversuchsteilnahme eine Meta
bewertung durchgeführt werden. Generell kann auf Grundlage dieses Ergeb-
nisses vermutet werden, dass zwei Drittel der Untersuchungsteilnehmer ihre 
Unterstützungsangebote und Beurteilungen verhältnismäßig ernst gemeint 
haben. Die genauere Analyse zeigt, dass gerade die Akteure, die sich sowohl 
durch die indirekte Eigennennung als auch durch das direkte Angebot von Res-
sourcen und Unterstützung auszeichneten, auch diejenigen sind, die ihre Teil-
nahmebereitschaft am Feldversuch – also einer konkreten Umsetzung dieser 
Angebote – erklärt haben. 
Variable V40 untersuchte darüber hinaus, ob möglicherweise zum Zeitpunkt der 
Expertenbefragung einzelne Teilnehmer für den Feldversuch bereits genannt 
werden können. Konkrete Angaben wurden dabei nicht gemacht. Dennoch spe-
zifizierten drei Akteure ihre Angaben, indem sie eine Vermittlung in Aussicht 
stellten, sobald das Konzept des Feldversuchs bekannt sei. Dabei handelte es sich 
um die Akteure, die schon im Vorfeld viel Engagement und auch allgemein eine 
volle bzw. allgemeine Teilnahmebereitschaft am Feldversuch geäußert hatten. 
Von diesen Akteuren ist eine verhältnismäßig hohe Motivation zu erwarten.

Als Gesamtergebnis zu diesem Bereich zeigt sich ganz deutlich:  Durch die 
Expertenbefragung wurden für fast alle Probleme erste Antworten und Hin-
weise gefunden. In vielen Fällen wird so zumindest ein Startpunkt für weitere 
Forschung definiert. Diese Startpunkte können auch bei der Implementierung 
des neuen Fördersystems genutzt werden. 

4.1.6.2.6	 Erkenntnisinteresse 6: Sammlung weiterer Vorschläge zur Vorsorgeförderung

Das theoretische Konstrukt C untersucht mit Hilfe der Variablen V09 die Vor-
schläge der Experten, wie man das Vorsorgeniveau der Bevölkerung verbessern 
kann. Die Ergebnisse wurden in drei Kategorien zusammengefasst, die in der Rei-
henfolge besprochen werden, in der es die meisten Beiträge zu dem Thema gab: 
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•	 Aufnahme von Vorsorge in die Erziehungsinstitutionen 
•	 Attraktivität des Themas steigern 
•	 Massenmediale Unterstützung

In der ersten Kategorie wurde als Vorschlag die möglichst frühzeitige Heran-
führung an das Thema (Kindergärten, Vorschulen) genannt. Dies sollte mit 
Angeboten in Freizeiteinrichtungen und Schulen kombiniert werden. In der 
Verantwortung wurde hier die Bundesverwaltung gesehen, besonders im Hin-
blick auf Schulungsmaterialien.
In der Kategorie Attraktivität des Themas steigern wurde darauf hingewiesen, 
nicht zu hohe Anforderungen zu stellen – es solle um die Sicherstellung einer 
minimalen Grundsicherung gehen. Das Thema sollte wesentlich unbürokra-
tischer aufbereitet werden als bisher:  Es brauche ein neues, modernes Image 
ohne erhobenen Zeigefinger, das die persönliche Notwendigkeit und den per-
sönlichen Nutzen verdeutlicht. Zentral sei es zudem, den ideellen Stellenwert 
von Vorsorge und Verantwortung zu stärken und Anreize sowohl nicht-mone-
tärer als auch monetärer Art zu schaffen. 
Schließlich wurden auch massenmediale Maßnahmen angeregt, wie dauerhafte 
Informationskampagnen mit kleinen Spots, Marketing-Aktionen wie bei AIDS, 
Internetportale, Aktionstage und Flyer.
Den zweiten Bereich bei der Sammlung von Vorschlägen bildet das theo-
retische Konstrukt D. Es beschäftigt sich in Variable V32 mit dem Grad der 
Ausdifferenzierung des Multiplikatorensystems. Drei verschiedene Meinungen 
können dabei unterschieden werden: 
In vielen Fällen wurde erstens darauf hingewiesen, dass das System nicht 
zu differenziert sein sollte, da es sonst weder aufgebaut werden könne noch 
ehrenamtlich haltbar sei. Andere Experten vertraten die Meinung, dass der 
Differenzierungsgrad von der Bevölkerungsstruktur und den örtlichen Gege-
benheiten abhängig gemacht werden sollte. Auch das andere Extrem wurde 
von einigen Experten favorisiert: Ein Multiplikator sollte für 100 Menschen 
zuständig sein. Leider lässt sich aus diesen Ergebnissen keine klare Empfeh-
lung erkennen. Am sinnvollsten erscheint es, die Ausdifferenzierung von den 
Gegebenheiten vor Ort abhängig zu machen und mit einer eher groben Aus-
differenzierung zu beginnen, die im Laufe der Zeit immer mehr verfeinert 
wird. 
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4.1.6.3	 Gesamtbeurteilung der Untersuchung

Leider ließen sich weniger Experten einbeziehen als aus der Voruntersu-
chung zunächst geschlossen worden war. Ein Rücklauf von 40 % ist bei einer 
schriftlichen (quasi-postalischen) Befragung als Erfolg zu werten, da die Quote 
gewöhnlich eher bei 5 % bis 20 % liegt (vgl. Diekmann 2007: 516). Dennoch fällt 
die Diskrepanz zur Voruntersuchung auf. 
Zunächst liegt nahe, dass das Erhebungsinstrument in Bezug auf die Anzahl der 
Fragen und die Menge der Zusatzinformationen (Zwischentexte) möglicher-
weise zu umfangreich war. Gegen diese Hypothese spricht jedoch der Umstand, 
dass 40 % der Befragten ohne nennenswerte Probleme geantwortet und diese 
Kritik nicht geäußert haben. 
Am wahrscheinlichsten ist folgende Interpretation:  Das Thema Persönliche 
Notfallvorsorge spielt bei den meisten der befragten gesellschaftlichen Akteure 
keine besondere Rolle. Dies lässt sich auch durch den Umstand belegen, dass 
viele Akteure mehrfach telefonisch an die Untersuchung erinnert und das 
Anschreiben wiederholt zugeschickt werden musste. 
Einige Fachakteure (z. B. aus den Bereichen Sicherheitstechnik, Medizintech-
nik, Sozialversicherung) waren nicht bereit, ihre Meinung zu äußern und am 
angebotenen Gestaltungsprozess teilzunehmen. In einer Reihe von anderen 
Fällen wurde angeregt, die gestellten Fragen auf einer niedrigeren (lokalen) 
Ebene zu klären. Darüber hinaus äußerten viele Akteure Schwierigkeiten beim 
Verständnis des Begriffes Selbstschutz:  Die Assoziationen gingen vor allem in 
Richtung Selbstverteidigung und Bewaffnung. Dies zeigt deutlich die Notwen-
digkeit des in der vorliegenden Studie bereits vollzogenen Begriffswechsels.
Als äußerst positiv ist die heterogene Zusammensetzung der Befragungsteilnehmer 
zu bewerten. Nur religiöse Institutionen und die Medien sind hier nicht reprä-
sentiert. Zwei unterschiedliche Akteursarten bilden die beiden Hauptgruppen. 
Dazu zählen einerseits sieben Vertreter aus dem Bereich Katastrophenschutz 
und Gefahrenabwehr. Auf der anderen Seite haben sieben Experten von Unter-
nehmensverbänden geantwortet. Natürlich sind in letzterer Kategorie viele 
Unternehmen repräsentiert, die mit dem Thema Vorsorge eng verbunden 
sind, wie Versicherer, Brandschutzfachbetriebe und Sicherheitsingenieure. 
Aber auch der Hauptverband des Deutschen Einzelhandels ist dieser Gruppe 
zuzuordnen und bricht die fachliche Konzentration ein wenig auf. Ansonsten 
nahmen Vertreter aus den Bereichen gemeinnützige Organisationen, Bürgeren-
gagement, Einzelunternehmen, Parteien, Behörden und kommunale Spitzen-
verbände teil.
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Aus der vorliegenden Zusammensetzung der Akteure lassen sich Umsetzungs-
potenziale und -probleme gut beurteilen. Dies liegt daran, dass auch in einem 
lokalen Gefüge eine ähnliche Zusammensetzung angetroffen werden könnte, 
aus der die Partnerschaften gebildet werden müssten. 

In der Gesamtbeurteilung muss gefragt werden, ob die zu Beginn der Unter-
suchung gesteckten Ziele erreicht werden konnten. Unzweifelhaft wurde eine 
allgemeine Exploration durchgeführt. Auch der frühestmögliche Einbezug der 
Akteure in den Diskussions- und Konzeptionsprozess wurde unternommen. Zu 
den vielen Informationen, die gewonnen werden konnten, zählen zudem die 
beigetragenen Vorschläge, die ausgewertet wurden und nun in die Systembear
beitung einfließen. 
Eine Beurteilung der erarbeiteten Vorschläge konnte erfolgreich durchgeführt 
werden. Trotz einiger kritischer Anmerkungen wurde das System weitgehend 
positiv bewertet. Darüber hinaus wurde die Bereitschaft eines erheblichen Teils 
der befragten Akteure deutlich, sich mit unterschiedlichsten Ressourcen unter 
gewissen Bedingungen an dem Fördersystem zu beteiligen. Auch die Beurtei-
lung des Vorsorgeniveaus der Bevölkerung durch die Experten entspricht der Ein-
schätzung, die in der vorliegenden Studie vertreten wird. Schließlich konnten 
Erkenntnisse gewonnen werden, die der Vorbereitung der weiteren Forschungs-
phasen dienen können.
Betrachtet man die erreichten Ziele, so kann die Untersuchung als Erfolg bewer
tet werden.
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4.2	 Bevölkerungsbefragung

4.2.1	 Forschungsziele und Hypothesenentwurf

Die Ergebnisse der Expertenbefragung bilden eine erste Einschätzung der 
erarbeiteten Lösungsvorschläge für ein neues Fördersystem der Persönlichen 
Notfallvorsorge. Es ergaben sich viele Bewertungen und Hinweise, die auf den 
weiteren Forschungs- und Implementierungsverlauf Einfluss nehmen. Einige 
Fragestellungen konnten jedoch nicht vollständig beantwortet werden. Die auf 
die Expertenbefragung folgende empirische Untersuchung knüpft an diesen 
Punkten an: z. B. durch die Erforschung des Begriffsverständnisses (Selbstschutz 
– Persönliche Notfallvorsorge), des Vorsorgeniveaus der Bevölkerung sowie von 
Unterstützungspotenzialen und Vorsorgeakzeptanz. 

Im Folgenden sind die Ziele der Bevölkerungsbefragung und einige Leithypo-
thesen dargestellt:

1.	 Begriffsverständnis	  
Hier soll zum ersten Mal der neu entwickelte Begriff Persönliche Notfall-
vorsorge direkt mit dem traditionellen Begriff Selbstschutz im Hinblick 
darauf verglichen werden, welcher sich besser für die Förderung eignet.	  
In Kapitel 2.1 wurde kritisiert, dass der erste Begriff aus Zeiten stammt, in 
denen er besonders im Zusammenhang mit einem bevorstehenden Krieg 
geprägt und gebraucht wurde. Teilweise wird diese Verbindung („in einem 
Verteidigungsfall“) auch heute noch in Definitionen verwendet (vgl. BBK 
2009). Das ist vermutlich einer der Gründe dafür, dass mit Selbstschutz 
Assoziationen verbunden werden, die einem zeitgemäßen Begriffsverständ-
nis nicht mehr entsprechen. Aus diesem Grund wurde der unbelastete und 
mit der modernen Konzeption eher übereinstimmende Begriff Persönliche 
Notfallvorsorge entwickelt. Daher lautet die Hypothese 1 zum ersten For-
schungsziel:  Mit dem Begriff Persönliche Notfallvorsorge werden wesentlich 
mehr inhaltlich zutreffende Aspekte assoziiert als mit dem Begriff Selbstschutz.	  
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2.	 Risikokommunikation des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe (BBK)					      
Die bisher erarbeiteten theoretischen Grundlagen haben immer wieder nahe-
gelegt, dass massenkommunikative Förderungsmaßnahmen für Vorsorge 
nicht besonders wirksam sind. Da die Förderung des BBK aber genau auf die-
ser Kommunikationsebene basiert, wird im zweiten Forschungsbereich sowohl 
eine Evaluation der Maßnahmen des BBK durchgeführt als auch gleichzei-
tig nach einer Bestätigung für die Annahme gesucht, dass massenkommu-
nikative Förderung nur eine geringe Wirkung entfaltet. Hypothese 2 lautet 
daher: Die Maßnahmen der Risikokommunikation des BBK sind nicht dazu geeig-
net, ein hohes Vorsorgeniveau in der deutschen Bevölkerung herbeizuführen.	

3.	 Vorsorgeniveau der Bevölkerung	  
Das niedrige Vorsorgenniveau der deutschen Bevölkerung wird immer 
wieder kritisiert. Seit geraumer Zeit gab es jedoch keine systematische 
und umfassende Erhebung zur Beurteilung dieses Zustandes. Diese 
Informationslücke soll im dritten Teil der Untersuchung geschlossen wer
den. Hypothese 3 lautet entsprechend:  Das Vorsorgeniveau der deutschen 
Bevölkerung ist als gering einzustufen.	 				  

4.	 Untersuchung des Modells der Förderung von Persönlicher Notfall-
vorsorge (M3P)	 						    
Als theoretische Basis für zukünftige Förderungsmaßnahmen wurde das 
Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P) aus unter-
schiedlichen Theorien entwickelt (vgl. Kapitel 3.1.5). Im vierten Untersu-
chungsteil soll seine Anwendbarkeit belegt werden. 		
Dabei ist darauf hinzuweisen, dass eine Querschnittstudie, wie dies eine 
einzelne Befragung immer ist, leider die schlechteste Möglichkeit für die 
Überprüfung eines Stadienmodells darstellt. Besser eignen sich Längs-
schnittstudien oder Experimente (vgl. Schüz 2007: 8). Diese Methoden sind 
aufgrund der anderen Forschungsziele der hier durchgeführten Untersu-
chung allerdings nicht als zweckmäßig anzusehen. Darüber hinaus wur-
den Stadienmodelle auch bereits in Querschnittstudien untersucht und 
bestätigt (vgl. Sniehotta 2005a: 222).					       
Zur Beurteilung des Modells wird eine Reihe von Hypothesen formu-
liert, die auf zentralen Modellannahmen basieren:  Erstens wird ange-
nommen, dass soziokognitive Variablen wie Selbstwirksamkeitsüberzeu-
gungen einen Einfluss auf die Entwicklung der Menschen durch die Stadien 
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ausüben. Dabei besitzt die Variable Risikowahrnehmung nicht den ent-
scheidenden Einfluss. Darüber hinaus gibt es verschiedene indirekt wir-
kende Faktoren, wie beispielsweise soziodemografische Variablen. Zentrale 
Modellannahmen sind zudem, dass sich die Entwicklung zu permanenter 
Vorsorge in unterscheidbaren Vorsorgestadien (und nicht linear) voll-
zieht und dass sich die Anzahl der Stadien auf vier beläuft. 		   
Im Folgenden sind die aus diesen Annahmen abgeleiteten Hypothesen darge-
stellt, die mit den Daten der Untersuchung überprüft werden sollen:		  
Hypothese 4.1 lautet:  Die untersuchten soziokognitiven Variablen 98 zei-
gen einen belegbaren Einfluss auf die Einteilung der Untersuchungsteilneh-
mer in die Stadien des Modells M3P. 					   
Des Weiteren ist die Ergänzung der soziokognitiven durch die soziodemogra-
fischen Variablen von Interesse. Als Hypothese 4.2 wird entsprechend for-
muliert: Die untersuchten soziodemografischen Variablen 99 verstärken die Wir-
kung der soziokognitiven Variablen auf die Stadieneinteilung. 		
Hypothese 4.3 bezieht sich auf den Einfluss einer einzelnen Variablen: Risiko
wahrnehmung ist im Prozess der Annahme von Vorsorgeverhalten nicht die 
einflussreichste Variable. 						    
Weiterhin geht es darum, Hinweise für die Existenz tatsächlicher Stadien – 
im Gegensatz zu Pseudostadien 100 – zu finden. Dies wird in Hypothese 4.4 
formuliert: Es gibt Belege für die Existenz von Stadien.			 
Darüber hinaus sollen Hinweise dafür gesammelt werden, dass von den im 
Modell beschriebenen vier Stadien ausgegangen werden kann. Hypothese 
4.5 lautet daher: Es gibt Belege für die Anzahl von vier Stadien.		
Zusätzlich soll die Entwicklung der Variablen über die Stadien mit Hilfe 
der Modellformel untersucht werden. Dies geschieht über Hypothese 
4.6: Die Anwendung der Modellformel auf die Daten der Untersuchung zeigt eine 

98	 Risikowahrnehmung (V4.3), Ergebniserwartung (V4.4), Kostenerwartung (V4.5), prä-
intentionale Selbstwirksamkeitserwartung (V4.6.1), prä-aktionale Selbstwirksamkeitser-
wartung (V4.6.2), aktionale Selbstwirksamkeitserwartung (V4.6.3) und die selbstregula-
torische Strategie des Planens (Ausführungsplanen) (V4.7)

99	 Geschlecht (V6.1); Anzahl der Personen im Haushalt (V6.2); Wohnhaft im Osten, Westen, 
Norden, Süden Deutschlands (V6.3); Großstadt – Stadt – Land (V6.4); Alter (V6.5); Bil-
dungsstand (V6.6); Einkommen (V6.7); Migrationshintergrund (V6.8); Anzahl von Kin-
dern unter 18 Jahren im Haushalt (V6.9)

100	Unter dem Begriff Pseudostadien versteht man die Strukturierung des Vorsorgeprozesses 
durch Stadien, die logisch sinnvoll erscheinen, empirisch jedoch nicht belegbar sind (vgl. 
Sutton 2000: 166). 
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Steigerung des förderlichen Einflusses der Variablen vom ersten bis zum letzten 
Stadium. 		  						    

5.	 Unterstützungspotenziale und Akzeptanz		   
Das erarbeitete Förderungssystem der Persönlichen Notfallvorsorge ist auf die 
Unterstützung und die Akzeptanz der Bevölkerung angewiesen. Forschungs
bereich 5 dient vor allem dazu, Informationen zu sammeln, die dabei helfen 
können, eine stärkere Unterstützung und höhere Akzeptanz zu generieren. 
Daher handelt es sich um einen mehr explorativen Bereich, für den keine Hypo-
these formuliert werden kann. Vielmehr soll kurz darauf eingegangen werden, 
welche Teilbereiche erforscht werden: An erster Stelle steht die Untersuchung 
der Bedeutung, die die Bevölkerung der Vorsorge beimisst. Für die weitere 
Konzeption der Vorsorgeförderung ist zudem wichtig, unter welchen Rah-
menbedingungen die Ausbildung der Bevölkerung stattfinden kann. Darüber 
hinaus stellt sich die Frage, wie teuer eine Vorsorgeausrüstung sein darf, wie 
aktiv sich die Bevölkerung nach eigenen Angaben in die Förderung einbringen 
möchte und wie Verpflichtungsmaßnahmen zur Vorsorge beurteilt werden.  

6.	 Soziodemografie		
In Forschungsbereich 6 werden soziodemografische Variablen abgefragt, deren 
Einfluss auf das Vorsorgeverhalten geprüft wird. 

4.2.2	 Befragungstechnik und Auswahl der Untersuchungsteilnehmer

Zur Untersuchung der oben beschriebenen Forschungsziele wird eine telefo
nische, bevölkerungsrepräsentative Befragung entwickelt und vom forsa 
Institut Berlin in Form computergestützter Interviews (CATI) durchgeführt. 
Im Vergleich zum persönlichen Interview ergeben sich dabei einige Beson-
derheiten:  Komplexe Fragen mit Ranking, Itembatterien, Listenabfragen und 
visuellen Hilfsmitteln sind im telefonischen Interview nicht anwendbar und 
situative Faktoren (z. B. Ablenkung, Lärm, Ermüdung) können schlecht kon-
trolliert werden (vgl. Laatz 1993:  112; Bortz 1995:  221; Diekmann 2007:  504). 
Auf der anderen Seite zeigen sich aber auch viele Vorteile: „Anders als bei per-
sönlichen Interviews, bei denen der Befragte eine fremde Person in die Wohnung 
lassen muss, wird das telefonische Interview als anonymer und persönlich weniger 
bedrängend erlebt“ (Bortz 1995: 219). Daher ist mit besseren Ausschöpfungsquo-
ten zu rechnen. Die Datenqualität von persönlichen und telefonischen Inter-
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views ist zudem größtenteils als gleichwertig zu betrachten, da komplexe Fra-
gestellungen meist entsprechend angepasst werden können (vgl. Diekmann 
2007: 504). Darüber hinaus lassen sich telefonische Befragungen schneller und 
kostengünstiger realisieren (vgl. Bortz 1995: 219).
Die Voraussetzung für eine telefonische und zugleich repräsentative Bevölke
rungsbefragung ist, dass mehr als 90 % der privaten Haushalte in der unter-
suchten Region über einen Telefonanschluss verfügen (vgl. Diekmann 1997: 432). 
Bei einer Abdeckungsrate von 90 % bis 95 % sind dramatische Fehlereffekte nicht 
zu erwarten (vgl. Schnell 1999: 342). Das Statistische Bundesamt gab im Jahr 2003 
an, dass 99 % aller westdeutschen Haushalte und 98 % aller ostdeutschen Haus-
halte über einen Telefonanschluss verfügen. Somit eignen sich Telefoninterviews 
für repräsentative Bevölkerungsbefragungen (vgl. auch: Schnell 1999: 340). 
Im Zusammenhang mit telefonischen Befragungen können Zufallsstichproben 
sehr einfach gezogen werden (vgl. Diekmann 1997:  433). Zufallsstichproben 
sind die Voraussetzung für die Anwendung der inferentiellen Statistik, bei der 
von der Stichprobe auf die Gesamtpopulation geschlossen wird (vgl. Diekmann 
2007: 380). Die Bedingung für das Vorliegen einer Zufallsstichprobe, also einer 
Wahrscheinlichkeitsauswahl, ist nach Diekmann (a. a. O.):  „Jedes Element der 
Grundgesamtheit hat eine von Null verschiedene, angebbare Wahrscheinlichkeit, in 
der Stichprobe berücksichtigt zu werden.“ 
Die Auswahl der Befragungspersonen erfolgt bei forsa durch eine mehrstufige 
Zufallsstichprobe auf Basis des ADM-Telefonstichproben-Systems. Zur Aus-
wahlgesamtheit zählen alle Personen der Grundgesamtheit mit Telefon im 
Haushalt. Als Grundgesamtheit für die vorliegende Untersuchung werden alle 
in Privathaushalten in der Bundesrepublik Deutschland lebenden, Deutsch 
sprechenden Personen ab dem Alter von 16 Jahren definiert.
Die Auswahlgrundlage des ADM-Telefonstichproben-Systems ist das so 
genannte ADM Telefon-Mastersample. Kernstück des ADM-Mastersamples ist 
eine künstlich erzeugte Obermenge von Ziffernfolgen, die alle relevanten, also 
eingetragenen und nicht eingetragenen Telefonnummern enthält und aus der 
uneingeschränkt zufällig ausgewählt wird. Dieses Design erfasst die uneinheit-
liche Struktur von Telefonnummern in Deutschland, indem deren Blockstruk-
turen in allen Gemeinden berücksichtigt werden. Hierdurch ist es möglich, 
bei der Generierung der Ziffernfolgen die Anzahl nicht-existenter Telefonan-
schlüsse überschaubar zu halten. Das ADM-Mastersample umfasst derzeit 
188,9 Millionen Telefonnummern (davon sind 26,02 Millionen eingetragene 
Nummern), die bei gleicher Auswahlwahrscheinlichkeit das Universum aller 
möglichen Festnetznummern bilden.
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In der zweiten Stufe ermittelt der Interviewer in den ausgewählten Haushal-
ten die zu befragende Person. Dies erfolgt mit der so genannten Geburtstags-
methode, d. h. es wird diejenige Person ausgewählt, die als Letzte Geburtstag 
hatte. Bei dieser Methode handelt es sich um eine reine Zufallsauswahl, bei der 
alle zum Haushalt gehörenden Personen die gleiche Chance haben, in die Stich-
probe zu gelangen. Kann die Zielperson nicht sofort interviewt werden, wird 
ein Termin vereinbart. Eine Befragung von Ersatzpersonen des Haushalts ist 
nicht zulässig, da dies gegen das Prinzip der Zufallsauswahl verstoßen würde. 
Kann eine Zielperson nicht befragt werden, wird in dem betreffenden Haushalt 
keine Datenerhebung durchgeführt.

4.2.3	 Operationalisierung und Erhebungsinstrument

Das Erhebungsinstrument der im Folgenden durchgeführten Untersuchung ist 
ein Fragebogen, in dem die in Kapitel 4.2.1 aufgeführten Forschungsziele opera-
tionalisiert sind. Insgesamt besteht der Fragebogen aus 22 inhaltlichen Fragen. 
Zusätzlich werden neun soziodemografische Merkmale erhoben, von denen vier 
durch den Interviewer bzw. die Analyse der Telefonnummer ermittelt werden. 
Entwickelt wurde der Fragebogen am Lehrstuhl für Versicherungswissenschaft 
des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT), überarbeitet in Zusammenarbeit 
mit dem forsa Institut Berlin in drei Pretests.

Der erste Teil des Erhebungsinstruments ist ein Einleitungstext, den der Inter-
viewer am Telefon vorlesen soll. Dieser besteht aus einer Begrüßung, dem Nen
nen des Vor- und Nachnamens des Interviewers und der Information, dass vom 
Sozialforschungsinstitut forsa in Berlin angerufen wird. Nach dieser sehr allge-
meinen Einleitung wird erwähnt, dass eine Umfrage im Auftrag der Universität 
Karlsruhe (jetzt: KIT – Karlsruher Institut für Technologie) durchgeführt wird. 
Die Nennung des Auftraggebers ist dabei nicht nur selbstverständlich; der gute 
Ruf der Universität verleiht der Untersuchung zudem Seriosität und unter-
stützt die Teilnahmebereitschaft. Das konkrete Thema der Untersuchung wird 
zunächst nicht genannt. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass es sich um 
ein für die deutsche Bevölkerung sehr wichtiges Thema handele und dass es um 
Gefahren gehe, die jeden Einzelnen in Deutschland betreffen können. 
Dieses Vorgehen ist eine Gratwanderung zwischen einer Motivation zur Teil-
nahme und einer neutralen Ausgangsposition. Die Teilnahmebereitschaft soll 
sowohl durch den Hinweis auf die Bedeutung des Themas unterstützt wer-
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den als auch durch den Bezug zu den Gefahren, die jeden Einzelnen betreffen 
können. Die Neutralität soll durch die sehr allgemein gehaltene Beschreibung 
gewahrt bleiben. Dies ist für die Einleitung der ersten Fragen entscheidend. 
Anschließend wird die Teilnahmebereitschaft abgefragt, eine Angabe zur Dauer 
des Interviews gemacht und Anonymität zugesichert. 

4.2.3.1	 Forschungsziel 1: Begriffsverständnis

Zur Untersuchung des ersten Forschungsziels und zur Entscheidung über die 
Annahme oder Zurückweisung von Hypothese 1 (vgl. Kapitel 4.2.1) werden zwei 
offene Fragen genutzt, mit denen ein freies Assoziieren in Bezug auf die beiden 
Begriffe Persönliche Notfallvorsorge und Selbstschutz ermöglicht werden soll. 
Die Variable V1.1 soll Assoziationen mit dem Begriff Selbstschutz ermöglichen 
und wird operationalisiert durch die offene Frage: Was verstehen Sie persönlich 
unter dem Begriff „Selbstschutz“? Entsprechend untersucht die Variable V1.2 
Assoziationen mit dem Begriff Persönliche Notfallvorsorge unter Verwendung 
der zweiten offenen Frage: Was verstehen Sie persönlich unter dem Begriff „Per-
sönliche Notfallvorsorge“? 
Die Verwendung des Wortes persönlich soll die Untersuchungsteilnehmer dazu 
ermutigen, eigene Assoziationen zu präsentieren, und sie davon abhalten, 
nach vermeintlich richtigen Definitionen zu suchen. Zudem ist die Frage sehr 
offen konstruiert und verzichtet beispielsweise auf die Bitte nach Nennung von 
Begriffen:  Jeder soll die Möglichkeit erhalten, in der Form zu antworten, die 
ihm am einfachsten erscheint. 
Die beiden Fragen zum Begriffsverständnis müssen am Anfang der Untersu-
chung gestellt werden, um Ausstrahlungseffekte durch andere Fragen oder 
erklärende Zwischentexte zu vermeiden. Daher gibt es auch nur einen kurzen 
Einleitungstext zu den beiden Fragen: Zunächst möchten wir Sie nun bitten, uns 
Ihre Meinung zu zwei Begriffen mitzuteilen. 
Um zu verhindern, dass die Reihenfolge der ersten beiden Fragen einen Einfluss 
auf die Assoziationen ausüben kann, wird ihre Abfolge stets zufällig variiert (Ran-
domisierung), was durch die Programmierung des Fragebogens ermöglicht wird.
Zur Entscheidung über die Annahme oder Zurückweisung der Hypothese 1 wer-
den nach der Datenerhebung alle Antworten kategorisiert und quantifiziert. 
Anschließend kann ein Vergleich angestellt werden, welche Assoziationen mit 
welchen Anteilen für die beiden Begriffe genannt werden. Ein Rückgriff auf die 
in Kapitel 2.1.2 dargestellten einzelnen Komponenten der inhaltlichen Bedeu-
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tungsebene, die beiden Begriffen zugrunde liegt, ergibt dann einen Aufschluss 
darüber, ob Hypothese 1 angenommen werden kann oder nicht.

4.2.3.2	 �Forschungsziel 2: Risikokommunikation des Bundesamtes für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe (BBK)

Nach Abschluss der Begriffsassoziationen ist es nötig, die Befragten intensiver 
in das Thema einzuführen. Dies geschieht in einem kurzen Zwischentext, der 
vom Interviewer vorgelesen wird und der in Anhang 8.6 im Fragebogen zu fin-
den ist. Darin geht es um eine Schilderung von zentralen Gefahren im Alltag 
und bei Katastrophen sowie um die Bitte, sich vorzustellen, man würde Infor
mationen darüber suchen, wie man sich vor diesen Gefahren in Zukunft besser 
schützen kann.
Die darauf folgende Frage ist erneut offen konstruiert. Ziel ist es nämlich zu 
überprüfen, ob die Untersuchungsteilnehmer einige Informationsangebote des 
BBK ungestützt, d. h. ohne vorherige Erwähnung, spontan nennen. Nur eine 
ungestützte Fragestellung lässt den Schluss zu, dass die Befragten diese Ange-
bote wirklich kennen und sie ihnen bewusst als Informationsquelle dienen. 
Darüber hinaus ist es an dieser Stelle selbstverständlich interessant, die präfe
rierten Informationswege der Bevölkerung nachzuvollziehen. Um dies so 
detailliert wie möglich tun zu können, werden im Vorfeld bereits drei Variablen 
gebildet, deren Ausprägungen sich allerdings erst durch die Kategorisierung 
der Ergebnisse ergeben. V2.1 ist für die Beschreibung der genannten Akteure 
zuständig, an die sich die Bevölkerung bei ihrer Informationssuche wendet. 
V2.2 untersucht die bevorzugten Medien der Recherche und V2.3 listet konkret 
genannte Informationsmaterialien auf. Operationalisiert werden diese Varia
blen durch die offene Frage: Welche Informationsangebote sind Ihnen bekannt, die 
Sie für Ihre Suche nutzen können? 

Im zweiten Schritt wird dann in einem Zwischentext die zentrale Maßnahme 
bei der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge durch das BBK eingeführt: die 
Broschüre Für den Notfall vorgesorgt. Es wird nun also gestützt nach diesem zen-
tralen Förderinstrument gefragt. Dies wird mit der Variablen V2.4 und einer 
geschlossenen Frage unternommen, die als Guttman-Skala konstruiert ist. Zur 
Optimierung der Verständlichkeit des Fragebogens werden die einzelnen Items 
gefiltert, damit nicht jeder Befragte zwangsläufig zu jedem Item eine Antwort 
geben muss. Damit handelt es sich nicht mehr um eine echte Skalogramm-
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Analyse. Dennoch können die einzelnen Grade der Beschäftigung mit der Bro-
schüre weiter deutlich abgebildet werden.
Eingeleitet werden die Items mit folgender Frage des Interviewers: Welchen der 
folgenden Aussagen können Sie in Bezug auf die Broschüre „Für den Notfall vorge-
sorgt“ zustimmen? Dabei möchte ich Sie jeweils bitten, mit „Ja“ oder mit „Nein“ zu 
antworten.
Danach werden mit den Items verschiedene Erfolgsstufen der Vorsorgeför
derung untersucht: Die erste Stufe ist die Kenntnis über die Existenz der Bro-
schüre (Ich habe von dieser Broschüre gehört). Die nächste Stufe ist der Besitz 
der Broschüre (Ich besitze diese Broschüre). Im folgenden Schritt geht es um die 
nähere Beschäftigung mit den Inhalten, die zu einer Umsetzungsabsicht von 
Vorsorgemaßnahmen führen kann (Ich habe die feste Absicht, eine oder meh-
rere Vorsorge-Empfehlungen aus der Broschüre zu verwirklichen). Schließlich soll 
untersucht werden, ob die Broschüre wirklich in der Lage ist, Vorsorgeverhalten 
zu generieren. Das geschieht mit dem Item:  Ich habe bereits eine oder mehrere 
Vorsorgeempfehlungen aus der Broschüre verwirklicht. Dieses Item wird in Verbin-
dung mit Variable V2.5 bzw. der dazugehörigen offenen Frage (Welche Vorsor-
geempfehlungen aus der Broschüre haben Sie bereits verwirklicht?) bewertet: Den 
Teilnehmern, die auf das vierte Item positiv antworten, wird diese weiterfüh-
rende Frage gestellt. Damit kann nachvollzogen werden, ob der Befragte wirk-
lich eine Vorsorgemaßnahme aus der Broschüre umgesetzt hat. Gleichzeitig 
kann gezeigt werden, welche Maßnahmen am beliebtesten sind.

Besonders mit der Itembatterie der Guttman-Skala und der offenen Nachfrage 
nach umgesetzten Vorsorgemaßnahmen ist eine sehr differenzierte Beurtei
lung des Kommunikationserfolgs möglich. Es können verschiedene Stufen 
der Kenntnis, der Nutzung und der Wirkungsweise analysiert werden. In der 
Gesamtschau der Variablen dieses Bereichs kann über die Annahme oder 
Zurückweisung von Hypothese 2 entschieden werden.

4.2.3.3	 Forschungsziel 3: Vorsorgeniveau der Bevölkerung

Zur Einstimmung der Befragungsteilnehmer auf den dritten Untersuchungs
bereich wird eine Liste von Gefahren vorgelesen, die zuvor bereits in der Ein-
leitung zum zweiten Teil (Risikokommunikation des BBK) erwähnt wurden. 
Diese Liste (siehe Anhang 8.7) enthält einen Großteil der Gefahren, für die 
durch Persönliche Notfallvorsorge vorgesorgt werden kann. Dadurch erhalten die 
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Befragten einen Eindruck davon, um welche Schadensereignisse und welche 
Vorsorgemaßnahmen es geht. 

Die Untersuchung des Vorsorgeniveaus der Bevölkerung beginnt erneut 
mit einer offenen Frage, die die Variable V3.1 operationalisiert:  Welche 
Vorsorgemaßnahmen haben Sie für eine oder mehrere der eben genannten Gefahren 
getroffen? Auch bei dieser Frage ist die Annahme entscheidend, dass nur solche 
Vorsorgemaßnahmen als wirklich umgesetzt betrachtet werden können, die 
von den Befragten spontan genannt werden. Eine Kategorisierung erfolgt im 
Nachhinein. Sie ist an die Entscheidung gekoppelt, bei welchen Antworten es 
sich um Vorsorge im Sinne der genannten Gefahren bzw. im Sinne der Persön-
lichen Notfallvorsorge handelt.
Variable V3.2 untersucht im Anschluss – nun gestützt – die Verwirklichung von 
Vorsorgemaßnahmen mit folgender Frage: Haben Sie eine oder mehrere der fol-
genden Vorsorgemaßnahmen getroffen? Es folgt eine Liste mit dreizehn zentralen 
Vorsorgemaßnahmen (siehe Anhang 8.8).

Zwei weitere Aspekte schließen den Bereich der Beurteilung des Vorsorgeni-
veaus der Bevölkerung ab: Fähigkeiten und Kenntnisse aus den Bereichen Erste 
Hilfe und Brandschutz. Beide Bereiche sind zentrale Bestandteile der Persön-
lichen Notfallvorsorge und geben neben den zuvor abgefragten Punkten Auf-
schluss über das Vorsorgeniveau der Bevölkerung.
Die Variable V3.3 untersucht den Zeitabstand zum letzten Erste-Hilfe-Kurs 
mit folgender Frage:  Vor wie langer Zeit haben Sie Ihren letzten Erste-Hilfe-Kurs 
gemacht? Damit kann sowohl überprüft werden, welcher Anteil an der Bevöl-
kerung noch gar keinen Kurs absolviert hat als auch wie lange dieser zurück-
liegt. Es lässt also beispielsweise auf ein schlechtes Vorsorgeniveau in Bezug 
auf Erste-Hilfe-Kenntnisse schließen, wenn zwar ein Großteil der Bevölkerung 
einen Kurs besucht hat, dieser aber im Schnitt viele Jahre zurückliegt. Gleiches 
gilt für Variable V3.4 und die entsprechende Frage: Vor wie langer Zeit haben Sie 
Ihren letzten Brandschutzkurs gemacht? 

4.2.3.4	 �Forschungsziel 4: Untersuchung des Modells der Förderung von Persönlicher 
Notfallvorsorge (M3P)

Dieser Forschungsteil ist das Herzstück der Untersuchung:  Hier soll die ent-
wickelte theoretische Grundlage der Vorsorgeförderung überprüft werden. 
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Dies geschieht besonders durch den Nachweis des Einflusses soziokognitiver 
Variablen auf den Stadienfortschritt und der Existenz von vier Stadien. 
Als Grundproblem für die Untersuchung dieser Sachverhalte ergibt sich jedoch 
die Komplexität von Persönlicher Notfallvorsorge. In anderen Studien, die bei-
spielsweise das Hybrid-Modell HAPA überprüfen, wurde nur ein Vorsorgever-
halten untersucht. Die Besonderheit der Persönlichen Notfallvorsorge liegt darin, 
dass sie sich aus unterschiedlichsten Verhaltensweisen zusammensetzt. Als 
Lösung wird hier eine gefahrenspezifische Aufteilung der Untersuchung durch-
geführt: Die Befragten sollen aus der bereits bekannten Liste diejenige Gefahr 
heraussuchen, die ihnen am bedrohlichsten erscheint. Auf dieser Gefahr basiert 
die Einteilung der Befragten in die Stadien sowie die Untersuchung des Ein-
flusses der soziokognitiven Variablen. 
Im weiteren Verlauf kann dann geprüft werden, ob das Modell nur zur Beschrei-
bung des Verhaltens bei einzelnen Gefahren geeignet ist oder möglicherweise 
sogar Effekte über alle Gefahren nachzuweisen sind, was als eine Anwendung 
auf die komplexe Persönliche Notfallvorsorge interpretiert werden könnte.

Nach dem Vorlesen der Gefahrenliste wird über Variable V4.1 die Einteilung der 
Befragten nach den Gefahren vorgenommen. Die Frage, durch die dies mög-
lich gemacht wird, lautet: Welche dieser Gefahren erscheint Ihnen persönlich am 
bedrohlichsten? 101 

Im Anschluss wird die Einteilung der Befragten in ein Stadium des Modells der 
Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P) unternommen. Diese Ein-
teilung erfolgt durch Variable V4.2 bzw. durch die Operationalisierung in einer 
weiteren Guttman-Skala. Diese ist im vorliegenden Fall nicht gefiltert und stellt 
somit eine echte Skalogramm-Analyse dar. Die einzelnen Items sollen mit Ja 
(= 1) oder Nein (= 0) beantwortet werden.
Ganz ähnlich wie bei Variable V2.4 gibt es zunächst eine einleitende Frage: Wenn 
Sie nun an die Gefahr denken, die Ihnen am bedrohlichsten erscheint: Welchen der 
folgenden Aussagen zu Ihrer persönlichen Situation stimmen Sie zu? Dabei möchte 
ich Sie bitten, mit „Ja“ oder mit „Nein“ zu antworten.
Durch die Muster aus Zustimmung oder Ablehnung der einzelnen Items kann 
ein Individuum in ein Stadium eingeteilt bzw. einem Entwicklungsschritt auf 
dem Weg zu permanenter Notfallvorsorge zugeordnet werden. 

101	 Es gab auch die Möglichkeit, keine der Gefahren auszuwählen bzw. mehrere oder alle als 
gleich bedrohlich zu bewerten.
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Das erste Item lautet: Ich habe mich bereits mit der Frage beschäftigt, ob ich Vorsor-
gemaßnahmen für [die von mir genannte Gefahr] verwirklichen soll. 
Der Einschub [die von mir genannte Gefahr] ist ein Platzhalter für die Gefahr, 
die in der Eingangsfrage als am bedrohlichsten angesehen wird. Durch die Pro
grammierung des Fragebogens wird diese Gefahr anschließend immer in den 
Text eingefügt. Eine Ablehnung dieses Items wird als Zuordnung zu Stadium 1 
interpretiert, eine Zustimmung als ein Entwicklungsgrad von mindestens Sta-
dium 2. 
Ob es bei dieser Zuordnung bleibt, hängt vom Antwortverhalten bei den wei-
teren Items ab. Item 2 lautet:  Ich habe mich bereits endgültig entschieden, Vor-
sorgemaßnahmen [für die von mir genannte Gefahr] zu verwirklichen. Bei einer 
Ablehnung erfolgt die definitive Zuteilung zu Stadium 2, bei einer Zustimmung 
kann zunächst angenommen werden, dass sich die Person mindestens in Sta-
dium 3 befindet. 
Das wiederum hängt vom Antwortverhalten beim nächsten Item ab:  Ich habe 
bereits mehrere Vorsorgemaßnahmen für [die von mir genannte Gefahr] verwirk
licht. Die Formulierung mehrere Vorsorgemaßnahmen trägt der Komplexität von 
Persönlicher Notfallvorsorge Rechnung, bei der in jedem Fall mehrere Maßnah-
men durchgeführt werden müssen, bevor man von einem in diesem Sinne gear-
teten Vorsorgeverhalten sprechen kann. Bei Ablehnung des Items findet eine 
endgültige Zuordnung zu Stadium 3 statt, bei einer Zustimmung befindet sich 
diese Person in Stadium 4. 
Das vierte Item repräsentiert die höchste Entwicklung im Modell der Förderung 
von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P) und gleichzeitig die größte Itemschwie
rigkeit. Item 4 lautet:  Ich habe nicht nur mehrere Vorsorgemaßnahmen für [die 
von mir genannte Gefahr] verwirklicht, sondern überprüfe, erneure und erweitere 
diese Vorsorgemaßnahmen regelmäßig. Mit einer Zustimmung würde sich der 
Befragte als jemanden einschätzen, der permanente Notfallvorsorge betreibt. 
Grundlegend befindet sich die Person sowohl bei Zustimmung als auch bei 
Ablehnung weiterhin im vierten Stadium. Im ersten Fall ist die höchste Ent-
wicklung in Bezug auf Vorsorgeverhalten erreicht, im zweiten Fall kann die Per-
son eher dem Beginn des aktionalen Stadiums zugeordnet werden. 

Leider schleichen sich bei der Guttman-Skala immer wieder Fehler ein. Wird 
einem niedrigen Item nicht zugestimmt, macht eine Zustimmung zu einem 
höheren Item keinen Sinn. Dennoch kommen solche Fehler in den Aussagen der 
Untersuchungsteilnehmer vor. Die Ergebnisse müssen entsprechend überprüft 
werden. 
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Gleich im Anschluss an die Stadieneinteilung werden die soziokognitiven Vari-
ablen gemessen – die Risikowahrnehmung (V4.3) durch folgende Frage:  Wie 
schätzen Sie die Wahrscheinlichkeit ein, persönlich von [der von Ihnen genannten 
Gefahr] betroffen zu sein? Die Antwortskala besteht aus den Abstufungen: sehr 
gering, gering, mittel, hoch, sehr hoch. Diese Frage wird damit auf Intervallska-
lenniveau gemessen.
V4.4 repräsentiert die Ergebniserwartung und wird über folgende Frage unter-
sucht:  Wie erfolgreich können Vorsorgemaßnahmen Sie persönlich Ihrer Meinung 
nach vor [der von Ihnen genannten Gefahr] schützen? Die Antwortskala besteht 
wieder aus fünf Ausprägungen: überhaupt nicht, kaum, mittel, ziemlich, sehr. 
Die Formulierungen persönlich und Ihrer Meinung nach sollen genauso wie bei 
V4.3 die Person immer wieder daran erinnern, dass es hier um ihre eigene, ganz 
persönliche Einschätzung und Meinung geht und nicht um das Erraten von 
dem, was der Interviewer möglicherweise gerne hören möchte. 
Die Kostenerwartungen (V4.5) werden mit folgender Frage gemessen:  Die Ver-
wirklichung von Vorsorgemaßnahmen kann bedeuten, dass Sie Geld ausgeben, Frei-
zeit opfern und sich anstrengen müssen. Wie schätzen Sie persönlich den Aufwand 
für die Verwirklichung von Vorsorgemaßnahmen für die [von Ihnen genannte Gefahr] 
ein? Die Antwortvorgaben sind: sehr gering, gering, mittel, hoch, sehr hoch. 
Schließlich werden noch drei Formen der Selbstwirksamkeit untersucht 102. 
Dazu zählt die prä-intentionale Selbstwirksamkeit (V4.6.1) (Ich fühle mich fähig 
und in der Lage, alle nötigen Vorsorgemaßnahmen für [die von mir genannte Gefahr] 
selbstständig zu verwirklichen), die Ausführungs-Selbstwirksamkeit (V4.6.2) 
(Ich fühle mich fähig und in der Lage, alle nötigen Vorsorgemaßnahmen für [die 
von mir genannte Gefahr] selbstständig zu verwirklichen, selbst wenn die Planung 
dafür aufwendig wäre) sowie die Beibehaltungs-Selbstwirksamkeit (V4.6.3) (Ich 
fühle mich fähig und in der Lage, alle nötigen Vorsorgemaßnahmen für [die von mir 
genannte Gefahr] selbstständig zu verwirklichen, selbst wenn ich diese Vorsorge-
maßnahmen regelmäßig überprüfen und erneuern müsste.).
Hinzu kommt die selbstregulatorische Strategie des Planens (Ausführungspla-
nen) (V4.7), die durch die folgende Frage operationalisiert wird: Wenn ich Vor-
sorgemaßnahmen für [die von mir genannte Gefahr] verwirklichen will, mache ich 
mir im Vorfeld einen Plan, wie ich dieses Ziel erreichen kann. 
Alle vier Fragen aus V4.6 und V4.7 werden mit der Textpassage eingeleitet: Wie 
stark stimmen Sie den folgenden, auf Sie persönlich bezogenen Aussagen zu? Die 

102	Anregungen für die Formulierung der Items wurden der Internetseite http://www.ralf-
schwarzer. de/ [01.09.2008] entnommen.
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vorgegebenen Ausprägungen der Variablen sind in allen Fällen:  sehr wenig, 
wenig, mittel, stark, sehr stark.

4.2.3.5	 Forschungsziel 5: Unterstützungspotenziale und Akzeptanz

Die Untersuchung von Rahmenbedingungen, die hohe Unterstützung und Akzep
tanz des Fördersystems herbeiführen sollen, erfolgt durch sieben weitere Varia
blen. Zunächst erhalten die Untersuchungsteilnehmer eine Einführung zum 
fünften Untersuchungsbereich durch einen erneuten Hinweis auf die Liste der 
Gefahren. Diese wird diesmal jedoch nur auf Verlangen der Befragten vorgelesen.

Variable V5.1 überprüft die Bedeutung, die der Persönlichen Notfallvorsorge 
von den Befragten zugewiesen wird. Dies wird mit folgender Frage operatio
nalisiert:  Wenn Sie diese Gefahren insgesamt als Bedrohung für die Menschen 
in Deutschland betrachten, für wie wichtig halten Sie es, dass die Menschen für 
diese Gefahren vorsorgen sollten? Als Antwortvorgaben dienen wiederum fünf 
Ausprägungen: sehr unwichtig, unwichtig, neutral, wichtig, sehr wichtig.

Die nächsten Variablen beschäftigen sich mit den Rahmenbedingungen einer 
Ausbildung in Persönlicher Notfallvorsorge. Dabei geht es in Variable V5.2 um 
die Dauer. Die entsprechende Frage lautet:  Wenn ein Kurs angeboten würde, in 
dem Ihnen die Vorsorgemaßnahmen für die genannten Gefahren beigebracht wür-
den, wie viele Stunden zu je 60 Minuten dürfte dieser Kurs Ihrer Meinung nach höch-
stens dauern? Die Antworten können auf einer rationalen Zeit-Skala gemessen 
werden.
Variable V5.3 untersucht die akzeptablen Kosten des Kurses mit folgender 
Frage: Wie viel Euro dürfte dieser Kurs Ihrer Meinung nach höchstens kosten? Wiede
rum kann zur Messung eine Rational-Skala (hier: Geld-Skala) benutzt werden.
Der letzte Aspekt im Bereich der Vorsorgeausbildung, die Wiederholungshäu-
figkeit, ist Gegenstand von Variable V5.4. Die entsprechende Frage lautet: Nach 
wie vielen Jahren wären Sie bereit, den Kurs zu wiederholen? Erneut wird eine 
rationale Zeit-Skala zur Messung eingesetzt.

Schließlich soll mit Variable V5.5 noch der akzeptable finanzielle Aufwand für 
die Anschaffung einer Vorsorgeausrüstung ermittelt werden. Daher wird fol
gende Frage gestellt: Wie viel Euro dürfte die gesamte Ausrüstung, die Sie für Vor-
sorgemaßnahmen benötigen, wie beispielsweise Feuerlöscher, Erste-Hilfe-Kästen 
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oder Vorräte, in der Erstanschaffung insgesamt höchstens kosten? Gemessen wer-
den die Antworten auf einer rationalen Geldskala. 
Variable V5.6 soll das vorhandene Unterstützungspotenzial der Bevölkerung 
untersuchen. Sie wird mit folgender Frage operationalisiert:  Wie würden Sie 
Ihre Motivation beschreiben, sich aktiv daran zu beteiligen, andere Menschen von 
der Notwendigkeit von Vorsorge zu überzeugen? Diesmal erfolgt die Messung über 
eine Intervallskala mit diesen Ausprägungen: sehr gering, gering, mittel, hoch, 
sehr hoch. Ab der Ausprägung mittel wird den Befragten von forsa die Interne-
tseite www.notfallvorsorge.info genannt, auf der man sich für weiteres Enga-
gement registrieren lassen kann. Damit soll überprüft werden, wie ernst die 
Unterstützungsangebote zu nehmen sind. Gleichzeitig könnten Anknüpfungs-
punkte für weitere Untersuchungen geschaffen werden.

Zum Schluss (V5.7) wird die Meinung der Befragten zum Thema Vorsorge-
verpflichtung erhoben. Obwohl diese Idee immer wieder sehr kritisch beur-
teilt wird, gibt es bisher keine Erkenntnis darüber, wie die Bevölkerung dieses 
Thema bewertet. Diese Wissenslücke soll mit der folgenden Frage geschlossen 
werden:  Wie beurteilen Sie den Vorschlag, eine allgemeine Vorsorgepflicht – ähn-
lich wie der verpflichtende Erste-Hilfe-Kurs für den Führerschein – gesetzlich fest-
zuschreiben? Die Antwortmöglichkeiten sind:  sehr negativ, negativ, neutral, 
positiv, sehr positiv.

4.2.3.6	 Forschungsziel 6: Erhebung soziodemografischer Daten

Auch soziodemografische Variablen sind in dieser Untersuchung von Bedeu
tung, beispielsweise als indirekt wirkende Variablen im Modell der Förde-
rung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P). Vier Variablen werden dabei 
direkt durch den Interviewer oder durch die Telefonnummer des Befragten 
erfasst: Geschlecht (V6.1), Anzahl der Personen im Haushalt (durch: Eingangs-
frage  – Geburtstagsschlüssel) (V6.2), Wohnhaft im Osten, Westen, Norden, 
Süden Deutschlands (Herkunftsgebiet in Deutschland) (V6.3), Großstadt – 
Stadt – Land (V6.4). Explizit gefragt wird nach dem Geburtsjahr, aus dem sich 
das Alter (V6.5) berechnen lässt, dem Bildungsstand (V6.6), dem Einkommen 
(V6.7), dem Migrationshintergrund (Ist Deutsch die Sprache, mit der Sie sich in 
Ihrem Haushalt hauptsächlich unterhalten?) (V6.8) und der Anzahl von Kindern 
unter 18 Jahren im Haushalt (V6.9).



Kapitel 4.2

237

4.2.4	 Ablauf der Untersuchung

4.2.4.1	 Pretest des Erhebungsinstruments

Nach einer ausführlichen Konzeptionsphase in der Zusammenarbeit des Lehr-
stuhls für Versicherungswissenschaft des Karlsruher Instituts für Technologie 
(KIT) und des forsa Instituts in Berlin wurden drei Pretests des Erhebungsin-
struments durchgeführt. Dabei sollte die Verständlichkeit und Akzeptanz von 
Fragen geklärt und die Stimmigkeit der Ergebnisse überprüft werden. 

Der erste Pretest wurde zwischen dem 10.10.2008 und dem 13.10.2008 mit 
N=49 Untersuchungsteilnehmern durchgeführt. Die Interviewer hatten neben 
der Erhebung der Antworten die Aufgabe, Kommentare und Probleme der 
Befragten zu notieren. 
Im Anschluss wurde der Fragebogen entsprechend überarbeitet und einem 
zweiten Pretest zugeführt. Dieser fand bis zum 21.10.2008 statt und wurde an 
einem Sample von N=29 getestet. Es zeigte sich eine wesentlich verbesserte Ver-
ständlichkeit gegenüber dem ersten Fragebogen. Dennoch waren weitere Modi-
fikationen notwendig, die in einem dritten Pretest geprüft werden sollten. Bis 
zum 03.11.2008 lagen die Ergebnisse von weiteren N=22 Untersuchungsteilneh-
mern vor, bei denen nun keine weiteren Komplikationen auftraten. Daher wer-
den diese 22 auch in den Pool der Fälle der Gesamtuntersuchung aufgenommen.

4.2.4.2	 Telefonische Befragung

Der Untersuchungszeitraum erstreckte sich über vier Wochen vom 10.11.2008 
bis zum 05.12.2008. Insgesamt wurden (einschließlich des letzten Pretests) 
N=1.422 Personen telefonisch und laut forsa ohne Probleme und besondere Vor-
kommnisse befragt. 
Die Ausschöpfungsquote der Nettostichprobe lag bei 51,4 %. Dieses Ergebnis ba
siert auf einer Bruttostichprobe von 6.985 Fällen. Durch qualitätsneutrale Gründe 
für die Ausfälle, wie z. B. das Fehlen eines Telefonanschlusses, der Generierung 
einer Fax-Nummer, dem Anruf in einem Unternehmen, ungenügende Deutsch-
kenntnisse oder Krankheit, wurde die Stichprobe auf 2.765 (netto) reduziert. 
Von diesen weigerten sich 35,4 %, an der Untersuchung teilzunehmen, in 
11,8 % der Fälle konnte die Zielperson nicht erreicht werden und in 1,4 % der 
Fälle wurde das Interview abgebrochen. 
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4.2.5	 Darstellung und Interpretation der Forschungsergebnisse

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Bevölkerungsbefragung dargestellt. 
Die Berechnungen wurden mit dem Programm SPSS (Version 15) durchgeführt. 
Es wurden zusätzlich Interpretationen vorgenommen, die in Kapitel 6 in das 
vorgeschlagene System zur Vorsorgeförderung integriert werden. 

4.2.5.1	 Soziodemografische Zusammensetzung der Stichprobe

Als erstes wird die Bevölkerungsbefragung durch ihre soziodemografische 
Zusammensetzung charakterisiert. Von den insgesamt N=1.422 befragten 
Personen sind 44,73 % männlichen und 55,27 % weiblichen Geschlechts. 
Im Durchschnitt ergibt sich für die Befragten ein 2,5-Personen-Haushalt, wobei 
die meisten aus einem Zwei-Personen-Haushalt stammen (32,60 %). Ganz 
allein leben 25,80 % der Befragten und 18,36 % zu dritt. Der größte Haushalt 
umfasst acht Personen, kam aber nur ein einziges Mal vor, was einem Anteil 
von 0,07 % der Stichprobe entspricht.
Am häufigsten waren die Befragten im Westen Deutschlands (35,86 %) behei-
matet. An zweiter Stelle steht der Süden (28,55 %), anschließend kommen der 
Osten (20,60 %) und der Norden (14,98 %). Zusätzlich wurde die Größe der Ort-
schaft erhoben, in denen die Untersuchungsteilnehmer leben. Dabei zeigt sich, 
dass die meisten (50,84 %) in Städten zwischen 5.000 und 100.000 Einwohnern 
leben, gefolgt von Großstädten über 100.000 Einwohner (34,88 %) und Land
bevölkerung (unter 5.000 Einwohner) (14,28 %).

Im Durchschnitt waren die Teilnehmer der Untersuchung (gerundet) 46 Jahre 
alt. Die Jüngsten waren 16 und die ältesten 90. Der Modus liegt bei 44 Jahren. 
Eine Auswertung nach Bildungsabschlüssen lieferte folgende Ergeb-
nisse:  18,57 % der Befragten gaben an, einen Hauptschulabschluss zu besit-
zen, 33,12 % einen Realschulabschluss. Die Fachhochschulreife hatten 
lediglich 5,41 % erreicht, während die Hochschulreife 16,81 % besaßen. Akade-
miker waren mit 23,56 % in der Stichprobe vertreten. 1,62 % waren ohne jeden 
Abschluss und 0,91 % machten keine Angabe.
In der vorliegenden Studie ist der Anteil derer, die einen Migrationshinter-
grund besitzen, mit 5,13 % niedriger als in der Grundgesamtheit. Dies ist auf 
den Umstand zurückzuführen, dass nur Personen befragt wurden, die Deutsch 
sprechen. Der Anteil von Menschen mit geringen oder keinen Sprachkennt-
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nissen in Deutsch ist also nicht vertreten. Ohne Migrationshintergrund waren 
94,73 %. Dieser Anteil ist aus denselben Gründen überrepräsentiert.

Darüber hinaus wurde ermittelt, wie viele Kinder unter 18 Jahren in den unter-
suchten Haushalten wohnen. 67,86 % der Befragten gaben an, in Haushalten 
ohne Kinder zu leben. In 15,26 % der Fälle wurde ein Kind genannt, in 11,46 % 
zwei und in nur 0,28 % fünf. 
Abschließend wurde nach dem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen 
gefragt. Die erste Antwortkategorie bis 1.499 Euro erreichte einen Anteil von 
21,87 % der Untersuchungsteilnehmer. Der Kategorie zwischen 1.500 bis 2.999 
Euro ordneten sich 36,60 % der Befragungsteilnehmer zu. Die letzte Kategorie 
von 3.000 Euro und darüber erhielt einen Anteil 23,42 %. Es bleibt zu erwäh-
nen, dass ein großer Teil der Befragten keine Angabe machte, nämlich 20,11 %.

4.2.5.2	 Forschungsziel 1: Begriffsverständnis

Ziel dieses Untersuchungsbereiches ist die Entscheidung darüber, welcher der 
beiden Begriffe Selbstschutz und Persönliche Notfallvorsorge erstens die auf der 
Bedeutungsebene verbundenen Inhalte besser transportiert und daher zwei-
tens die begriffliche Grundlage der Vorsorgeförderung bilden sollte (siehe Vari-
ablen V1.1 und V1.2). 

Vor der Präsentation der Ergebnisse müssen einige grundlegende Anmerkun
gen gemacht werden: Bei den offenen Fragen sind die Prozentwerte, die sich auf 
die Befragten beziehen, von denen zu unterscheiden, die sich auf die Gesamt-
heit der Antworten beziehen. 
Im ersten Fall existiert die Besonderheit, dass sich die Prozentwerte der ein
zelnen Kategorien zu mehr als 100 % summieren lassen. Das liegt daran, dass für 
jede nachträglich geschaffene Antwort-Kategorie (wie in einer 0/1-Codierung) 
jeweils der Anteil derer unter allen Befragten angegeben wird, der diese Katego-
rie (neben anderen) genannt hat. Die Differenz zu 100 % bezieht sich nicht auf 
die anderen Kategorien, sondern auf den Anteil derer, die diese Antwort nicht 
gegeben haben. Beispielsweise können 50 % der Befragten eine erste Katego-
rie als Antwort nennen und 60 % eine zweite. Beide geben nämlich jeweils den 
Anteil an allen Befragten an.
Im zweiten Fall beziehen sich Anteile der Antworten auf die Gesamtheit aller 
Antworten, also auf 100 %.
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Eine erste Übersicht der erhobenen Begriffsassoziationen ist in Tabelle 9 darge-
stellt: 

Assoziationen mit den Begriffen

Selbstschutz Persönliche Notfallvorsorge

26,69 % Schutz vor Gewaltdelikten Versicherungen /
Versicherungsschutz

31,80 %

24,80 % Schutz allgemein Finanzielle Absicherung 21,86 %

10,52 % Acht geben / Aufpassen Sicherheit allgemein /
Absichern

8,03 %

8,08 % Schutz vor Eigentumsdelikten Erste-Hilfe-Kasten 7,23 %

Tab. 9  Gegenüberstellung der vier am häufigsten genannten Assoziationen mit dem Begriff Selbstschutz 

und dem Begriff Persönliche Notfallvorsorge in prozentualen Anteilen an den Untersuchungsteilnehmern

Es zeigt sich ein deutlicher Unterschied zwischen den beiden Begriffen. 
Betrachtet man die vier häufigsten Assoziationen mit dem Begriff Selbstschutz 
in Tabelle 9, so wird deutlich, dass die am stärksten besetzte Kategorie nicht 
zur inhaltlichen Bedeutungsebene des Begriffes gehört (vgl. Kapitel 2.1.2). Die 
zweite Kategorie ist zwar nicht direkt unzutreffend, sie ist jedoch derart unspe-
zifisch, dass sie zu keinem inhaltlichen Erkenntnisgewinn beiträgt. Sie muss 
daher als eher hinderliche Assoziation für das Verständnis von Selbstschutz 
angesehen werden. Dies gilt auch für Kategorie drei, während die vierte Kate-
gorie wieder keine inhaltliche Verbindung zur relevanten Bedeutungsebene 
aufweist.
In Bezug auf den Begriff Persönliche Notfallvorsorge ist die am häufigsten 
genannte Kategorie eindeutig Teil eines umfassenden Vorsorgekonzepts. Finan
zielle Absicherung als zweithäufigste Nennung ist mit dem Versicherungsschutz 
vergleichbar und bietet die Möglichkeit, das private Ruinrisiko zu vermindern. 
Daher wird diese Kategorie als inhaltlich zutreffend interpretiert. Anders sieht 
es jedoch mit der dritten Kategorie aus: Diese ist wenig spezifisch und führt zu 
keinem Erkenntnisgewinn. Kategorie vier jedoch zeigt einen engen inhaltlichen 
Bezug zur Bedeutungsebene des Begriffes.
Schon durch diesen ersten Vergleich zeigt sich eine eindeutige Überlegenheit 
des Begriffes Persönliche Notfallvorsorge. Auch wenn sich die für diesen Begriff 
am häufigsten genannten Assoziationen Versicherungen/Versicherungsschutz 
und Finanzielle Absicherung ähneln und nur einen bestimmten Teil von Vor-
sorge in den Vordergrund stellen, so sind sie dennoch im Vergleich mit dem hier 
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untersuchten Verständnis von Vorsorge treffender als Schutz vor Gewaltdelikten 
oder Schutz allgemein.
Diese Annahmen werden auch durch zusätzliche Analysen bestätigt: In Tabelle 
10 werden einige wichtige Vorsorgekomponenten gegenübergestellt, die von 
den Untersuchungsteilnehmern genannt wurden.

Zentrale Komponenten der 
Persönlichen Notfallvorsorge

Anteil der Befragten

Selbstschutz Persönliche
Notfallvorsorge

Erste-Hilfe-Kasten 0,00 % 7,23 %

Notfallinformationen 0,24 % 4,45 %

Notrufnummern allgemein 0,08 % 3,90 %

Erste Hilfe 0,08 % 3,75 %

Vorrat an Medikamenten 0,24 % 3,10 %

Lebensmittelbevorratung 0,00 % 1,91 %

Feuerlöscher 0,31 % 0,87 %

Notruf 112 0,00 % 0,72 %

Rauchmelder 0,08 % 0,56 %

Bevorratung von Trinkwasser 0,00 % 0,08 %

Tab. 10  Gegenüberstellung wichtiger inhaltlicher Assoziationen mit den Begriffen Selbstschutz und 

Persönliche Notfallvorsorge als prozentualer Anteil an den Untersuchungsteilnehmern

Einige dieser Komponenten des Vorsorgeverhaltens und der Vorsorgeausstattung 
kommen in beiden Begriffsassoziationen relativ selten vor. Feuerlöscher werden 
beispielsweise nur von 0,31 % im Zusammenhang mit dem Begriff Selbstschutz 
assoziiert und von 0,87 % im Zusammenhang mit dem Begriff Persönliche Not-
fallvorsorge. Dies gilt auch für Rauchmelder (0,08 % – 0,56 %)103, den Notruf 112 
(0,00 % – 0,72 %) und die Bevorratung von Trinkwasser (0,00 % – 0,08 %). Den-
noch sieht man auch hier, dass diese Komponenten stets häufiger im Zusammen-
hang mit dem Begriff Persönliche Notfallvorsorge (PNV) genannt werden.
Wesentlich deutlicher wird diese Tendenz für andere Kategorien:  Der Erste-
Hilfe-Kasten wurde im Bereich PNV (vgl. Tabelle 9) an vierter Stelle mit 7,23 % 

103	Erster Prozentwert: aus dem Bereich Selbstschutz; zweiter Prozentwert: aus dem Bereich 
Persönliche Notfallvorsorge
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genannt, im Gegensatz dazu im Bereich Selbstschutz von keinem der Befragten. 
Ähnliches gilt für die Kategorien Notfallinformationen (0,24 % – 4,45 %), Notruf-
nummern allgemein (0,08 % – 3,90 %), Erste Hilfe (0,08 % – 3,75 %), Vorrat an 
Medikamenten (0,24 % – 3,10 %) und Lebensmittelbevorratung (0,00 % – 1,91 %). 
Die zutreffenden Bedeutungskomponenten werden also stets in wesentlich 
stärkerem Ausmaß dem Begriff Persönliche Notfallvorsorge zugesprochen.

Die bisher dargestellten Ergebnisse werden abschließend mit einem globalen 
Vergleich überprüft. Dazu werden alle Kategorien in drei Meta-Kategorien ein-
geteilt: zutreffende, unzutreffende und unspezifische Bedeutungskomponenten in 
Bezug auf das in der vorliegenden Studie verwendete Verständnis von Vorsorge. 
Analysiert man damit die Anteile der Kategorien an der Gesamtheit aller gemach-
ten Assoziationen je Begriff, so ergibt sich folgendes Bild (siehe Abbildung 21): 

Abb. 21  Vergleich der zutreffenden, unzutreffenden und unspezifischen Bedeutungskomponenten der 

Assoziationen mit den Begriffen Selbstschutz und Persönliche Notfallvorsorge

Der Begriff Selbstschutz vereinigt in der Kategorie unzutreffende Bedeutungs-
komponenten 42,89 % aller Assoziationen, in der Kategorie zutreffende 22,58 % 
und in der Kategorie unspezifische 34,51 %. Für den Begriff Persönliche Notfall-
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vorsorge ergibt sich ein vollständig anderes Ergebnis: Nur 17,88 % aller Assozia-
tionen fallen in die Kategorie unzutreffend, 69,90 % wiederum in die Kategorie 
zutreffend. Darüber hinaus wurden 12,57 % der Assoziationen der Kategorie 
unspezifisch zugeordnet.
Als Fazit kann festgehalten werden, dass die Ergebnisse der Untersuchung 
starke empirische Belege dafür liefern, dass der Begriff Persönliche Notfall-
vorsorge besser als der Begriff Selbstschutz dazu geeignet ist, die Grundlage 
aller Fördermaßnahmen zu bilden. Damit kann Hypothese 1 104 angenommen 
werden.

4.2.5.3	 �Forschungsziel 2: Risikokommunikation des Bundesamtes für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe (BBK)

Im zweiten Teil der Untersuchung ist das Ziel, eine Erfolgsmessung der Risi-
kokommunikation des BBK durchzuführen. Dadurch soll gleichzeitig in einer 
Verallgemeinerung der Ergebnisse gezeigt werden, dass die bisherigen Förder-
maßnahmen nicht ausreichend sind. Im ersten Schritt wird mit der Variablen 
V2.1 bzw. Frage 2.1 untersucht, welche Informationsangebote den Befragten 
bekannt sind, die sie bei der Suche nach den entsprechenden Vorsorgeinforma-
tionen für die in der Untersuchung aufgezählten Gefahren nutzen könnten. 
Die wichtigsten Ergebnisse sind in Tabelle 11 aufgeführt.
In Tabelle 11 fällt auf, dass vor allem Medien und Institutionen genannt werden, 
jedoch fast keine einzelnen, konkreten Informationsangebote mit Namen. Dies 
war aufgrund der Formulierung der Frage 2.1 so nicht erwartet worden. 

Drei Viertel aller Befragten haben das Internet als Informationsquelle ange-
führt. Das zeigt, dass sie dort entweder bereits entsprechende Informationen 
gefunden haben oder sie dort zumindest vermuten. Es ergibt sich damit ein 
wichtiger Hinweis für zukünftige Fördertätigkeiten. Einschränkend muss 
angemerkt werden, dass das Internet die klassischen Informationsquellen 
immer mehr ablöst (vgl. Gaedeke 2007: 1). Daher ist diese Antwort auch für die 
Befragten die naheliegendste und einfachste. Es kann jedoch nicht geklärt wer-
den, ob auch wirklich gezielt nach Informationen gesucht wurde. 

104	Hypothese 1: Mit dem Begriff Persönliche Notfallvorsorge werden wesentlich mehr inhaltlich 
zutreffende Aspekte assoziiert als mit dem Begriff Selbstschutz.
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Antworten Anteile der Befragten

Internet 76,98 %

Medien / Presse allgemein 15,12 %

Fernsehen 14,97 %

Zeitungen 12,77 %

Bücher 7,37 %

Radio 6,76 %

Polizei 6,08 %

Freunde / Bekannte / Kollegen 6,08 %

Sonstige Informationsquellen 5,62 %

Versicherungen 5,09 %

Feuerwehr 4,48 %

Tab. 11  Variable V2.1 – Anteile der Befragten an den Antworten auf die Frage: „Welche Informationsan-

gebote sind Ihnen bekannt, die Sie für Ihre Suche nutzen können?“

Als weiteres Ergebnis ist festzuhalten, dass das Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe (BBK) nicht ein einziges Mal erwähnt wird. Das 
gilt auch für die Informationsangebote des BBK. 
Darüber hinaus belegt die nicht in der Tabelle aufgeführte Kategorie Informa
tionsblätter/Broschüren unter den genannten Medien mit 0,38 % den letzten 
Platz. Als einzige konkrete Informationsquelle wurde die Reservisten-Zeit
schrift Loyal mit einem Anteil von 0,08 % an den Befragten genannt. 
Eine weitere Analyseebene kann genutzt werden, wenn Meta-Kategorien gebil
det werden: Fasst man alle Massenmedien als Informationsquelle zusammen, 
so haben 80,73 % der Befragten diese Kategorie genannt. An zweiter Stelle, 
wenn auch weit abgeschlagen, liegen alle staatlichen Institutionen (z. B. Polizei, 
Feuerwehr). Sie machen einen Anteil von 16,60 % der Befragten aus. 

Im zweiten Teil dieses Untersuchungsbereiches wurde explizit nach einem 
zentralen und massenweise verteilten Instrument der Vorsorgeförderung des 
BBK gefragt, der Broschüre Für den Notfall vorgesorgt. Dabei wurden über eine 
gefilterte Guttman-Skala folgende Stufen einer Erfolgsevaluation durchge-
führt: Item 1 (V2.4.1) untersuchte das Wissen darüber, dass die Broschüre exi-
stiert. Item 2 (V2.4.2) fragte nach dem Besitz der Broschüre. Mit Item 3 (V2.4.3) 
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wurde erhoben, ob der Plan besteht, eine Empfehlung aus der Broschüre zu rea-
lisieren, und mit Item 4 (V2.4.4) die Umsetzung dieses Plans. V2.5 bzw. Frage 
2.5 überprüfte im Anschluss an eine positive Antwort in V2.4.4, welche Vorsor-
gemaßnahme verwirklicht wurde. Die Ergebnisse sind in Abbildung 22 schema-
tisch dargestellt.

Im Folgenden werden bei den Prozentwerten zusätzlich Konfidenzintervalle 
genannt, die den Bereich angeben, in dem der wahre Wert in der Grundgesamt-
heit, also der deutschen Bevölkerung ab 16 Jahren, mit einer gewissen Wahr-
scheinlichkeit (hier: 99 %) liegt. Diese Intervalle sind jeweils in den Klammern 
hinter den errechneten Prozentwerten angegeben. 

In Bezug auf Item 1 antworteten 91,84 % (±1,87 %) der Untersuchungsteilneh-
mer, dass sie die Broschüre nicht kennen würden. 7,95 % (±1,85 %) antwor-
teten positiv. Bei einem Rückbezug auf die Bevölkerung ab 16 Jahren von rund 
70 Millionen Menschen (vgl. Stat. Bundesamt 2008: 44) kann davon ausgegan-
gen werden, dass immerhin zwischen 4,27 und 6,86 Millionen Menschen von 
dieser Broschüre schon gehört haben.

Abb. 22  Variable V2.4.1 bis Variable V2.4.4 – Anteile der Zustimmung zu einzelnen Items bzw. ihrer 

Ablehnung

Item 1
[Kenntnis]

Ja 
7,95 %

Nein 
91,84 %

Item 2
[Besitz]

Ja 
15,04 %

Nein 
83,19 %

Item 3
[Plan]

Ja 
76,47 %

Nein 
11,76 %

Item 4
[Umsetzung]

Ja 
76,92 %

Nein 
23,08 %
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Durch die Filtertechnik wurden im weiteren Verlauf nur diejenigen befragt, die 
angegeben hatten, die Broschüre zu kennen. Von diesen sagten 83,19 % aus, 
die Broschüre nicht zu besitzen. 15,04 % sind nach eigenen Angaben im Besitz 
eines Exemplars. Da nach dem ersten Filter die Stichprobe auf N=113 verringert 
wurde, macht die Berechnung von Konfidenzintervallen auf dieser Basis kei-
nen Sinn mehr: Die Intervalle wären viel zu groß und bezögen sich nur auf die 
Unter-Stichprobe der positiven Antworten von Item 1. Daher werden die Werte 
von denen, die die Broschüre besitzen, nun auf die Gesamtfallzahl der Untersu-
chungsteilnehmer bezogen. Dies geschieht, indem diejenigen, die noch nie von 
der Broschüre gehört haben, und diejenigen, die zwar von ihr gehört haben, sie 
aber nicht besitzen, zusammengefasst werden. Dies ist die Gruppe der Nicht-
Besitzer. Auf dieser Grundlage liegt der Anteil derer, die die Broschüre in der 
Grundgesamtheit besitzen dürften, mit 99 %iger Wahrscheinlichkeit zwischen 
0,46 % und 1,94 %. Dies entspricht zwischen 322.000 und 1,36 Millionen Men-
schen. Vergleicht man diese Werte mit den Verteilungszahlen der Broschüre 
von rund 2,5 Millionen seit 2004, so sind im besten Fall über eine Million Exem-
plare, im schlechtesten Fall über zwei Millionen Exemplare ins Leere gelaufen.

Von denen, die das Informationsheft nach eigenen Angaben besitzen, hatten 
11,76 % nicht den Plan, eine Vorsorgeempfehlung zu verwirklichen, während 
76,47 % diesen Plan äußerten. Die Populationsparameter wurden erneut ana-
log zu den Überlegungen im Fall von Item 2 berechnet: Es wird nun die Gruppe 
der Planer und die der Nicht-Planer unterschieden. Der Anteil der Planer liegt in 
der Bevölkerung ab 16 Jahren zwischen 0,26 % und 1,56 %. Es haben also ver-
mutlich zwischen 182.000 und 1,1 Millionen Menschen in der Grundgesamtheit 
den Umsetzungsplan für eine Vorsorgeempfehlung aus der Broschüre.
Für das letzte Item (V2.4.4) ist es weitaus anschaulicher, auch die absoluten 
Werte zu nennen:  13 Befragte gaben eine gültige Antwort. Drei von diesen 
(23,08 %) sagten aus, sie hätten trotz ihres zuvor angegebenen Plans keine Emp-
fehlung aus der Broschüre realisiert. Zehn Befragte (76,92 %) hatten dies nach 
eigenen Aussagen jedoch getan. Das Konfidenzintervall (Gruppe der Umsetzer 
versus Gruppe der Nicht-Umsetzer) ergibt in diesem Fall 0,13 % bis 1,13 % der 
Grundgesamtheit für die Umsetzer, was 91.000 bis 791.000 Menschen ent-
spricht, die nach eigenen Angaben eine Empfehlung aus der Broschüre verwirk-
licht haben. 

Ob die Antworten der Befragten in V2.4.4 wirklich zutreffen, wurde mit der 
Variablen V2.5 und der entsprechenden Frage untersucht. Von den zehn 
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Untersuchungsteilnehmern, die angegeben hatten, dass sie eine Vorsorge-
empfehlung aus der Broschüre realisiert haben, machten alle bei V2.5 eine 
Angabe. Allerdings kann nur von sechs Personen angenommen werden, dass 
sie wahrheitsgemäß geantwortet haben. Diese Einschätzung ergab sich aus 
einem Vergleich der in der Broschüre empfohlenen Maßnahmen mit den von 
den Befragten genannten Maßnahmen. Eine Empfehlung zur Selbstverteidigung 
wird in der Broschüre beispielsweise nicht gegeben und daher als falsche Ant-
wort gewertet.
Daran wird die Schwierigkeit der Selbstauskunft deutlich – möglicherweise 
verstärkt durch den Effekt der sozialen Erwünschtheit 105. Ausgehend von die-
sem letzten Ergebnis zeigt sich, dass 40 % der Befragten bei Variable V2.4.4 eine 
falsche Angabe gemacht haben. Ob damit ein Rückschluss in dieser Größenord-
nung auf die gesamten, zuvor gegebenen Antworten (V2.4.1 – V2.4.3) getroffen 
werden kann, ist jedoch fraglich. Vermutlich liegen die realen Werte in Bezug 
auf Kenntnis, Besitz, Umsetzungsplan und Umsetzung jedoch niedriger als die 
empirisch ermittelten Werte. 

Die sechs Personen mit einer richtigen Antwort entsprechen einem Prozentan-
teil von 0,42 % an der Gesamtheit der Stichprobe. Mit einer Wahrscheinlich-
keit von 99 % liegt der Anteil in der Bevölkerung ab 16 Jahren zwischen -0,02 % 
(interpretiert als 0 %) und 0,86 %. Das bedeutet, dass zwischen 0 und 602.000 
Menschen wirklich eine Empfehlung aus der Broschüre realisiert haben. Fol-
gende Antworten 106 der Untersuchungsteilnehmer werden als zutreffend beur-
teilt: 3 x Lebensmittelvorrat, 2 x Rauchmelder, 2 x Feuerlöscher, 1 x Notgepäck, 
1 x Ofen mit Holz zum Kochen 107 und 1 x Batterien. 

Als Fazit ergibt sich, dass das Förderinstrument der Broschüre Für den Not-
fall vorgesorgt wenig überzeugt. Die Ausbeute von ca. 2,5 Millionen verteilten 
Exemplaren seit 2004 liegt im besten Fall bei einigen Hunderttausend Men
schen, die eine Empfehlung realisiert haben. Dies ist auch deshalb unbefrie

105	Je weiter die tatsächliche, individuelle Antwort von dem abweicht, was subjektiv als posi-
tives Bewertungsmaximum eines Verhaltens oder einer Meinung wahrgenommen wird, 
desto höher werden die Kosten einer wahren Antwort empfunden und desto mehr kommt 
es zu Verzerrungen durch den Effekt sozialer Erwünschtheit (vgl. Brosius 2007: 447 ff.).

106	Mehrfachantworten waren möglich.

107	Die Empfehlung Ofen mit Holz zum Kochen wird nicht explizit in der Broschüre genannt, 
wird jedoch als alternative Heiz- bzw. Erhitzungsmöglichkeit anerkannt.
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digend, da die Ergebnisse den Schluss nahelegen, dass die Menschen keine 
wirklich umfassende Vorsorge auf Grundlage der Broschüre realisiert haben, 
sondern eher wenige, vereinzelte Maßnahmen. Zwar muss berücksichtigt wer
den, dass die Broschüre nur ein Baustein in der Vorsorgeförderung ist; sie stellt 
jedoch gleichzeitig auch das zentrale Instrument dar. Darüber hinaus muss 
darauf hingewiesen werden, dass die Vorgängerbroschüre Ihr Notfallpaket ab 
Ende der 1980er-Jahre bis 2004 verteilt wurde108. Diese hat zwar einen leicht 
anderen Titel, hätte jedoch bei den Fragen nach Kenntnis oder Besitz der Bro-
schüre zumindest grundlegende Assoziationen wecken können. Dennoch 
erhielt dieses Förderinstrument weder in der ungestützten Fragetechnik (Frage 
2.1) noch in der konkreten Nachfrage besondere Bedeutung. Global betrachtet 
kann demnach auch Hypothese 2109 angenommen werden.

4.2.5.4	 Forschungsziel 3: Vorsorgeniveau der Bevölkerung

Im ersten Teil dieses Untersuchungsbereiches wird mit der offenen Frage 3.1 
untersucht, welche Vorsorgemaßnahmen die Befragten für die Gefahren ver-
wirklicht haben, die ihnen in einer Liste genannt wurden. Zunächst werden alle 
Untersuchungsteilnehmer, die in diesem Bereich eine gültige Antwort abgege-
ben hatten, in zwei Gruppen eingeteilt: Zum einen diejenigen, bei denen auf 
Grundlage der Antworten darauf geschlossen werden kann, dass sie keine Vor-
sorge getroffen haben. Dies entspricht einem Anteil von 33,54 % (± 3,36 %) der 
Fälle. Demgegenüber standen diejenigen, die mindestens eine Vorsorgemaß-
nahme nannten, was in 66,46 % (± 3,36 %) der Fälle vorkam. 
Im zweiten Schritt ist die Art der Vorsorge, die getroffen wurde, von Interesse. 
Die Antworten der Befragten wurden in Kategorien zusammengefasst, von 
denen die am häufigsten genannten in Tabelle 12 aufgeführt sind.
34,46 % der Befragten haben demnach eine Vorsorgemaßnahme getroffen, 
19,55 % zwei Vorsorgemaßnahmen und 6,05 % drei. Vier Vorsorgemaßnahmen 
wurden nur noch von 0,98 %, fünf von 0,42 % und sechs von 0 % der Unter-
suchungsteilnehmer realisiert. Sieben und acht Vorsorgemaßnahmen erhalten 
jeweils einen Anteil von 0,07 %. Daran wird deutlich, dass bei fast keinem Teil-
nehmer ein hohes Vorsorgeniveau vorliegt.

108	Das BBK kann dazu keine konkreten Zahlen nennen. 

109	Hypothese 2:  Die Maßnahmen der Risikokommunikation des BBK sind nicht dazu geeignet, 
ein hohes Vorsorgeniveau in der deutschen Bevölkerung herbeizuführen.
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Art der Vorsorgemaßnahme Anteil an den Befragten

Versicherungsschutz für Haus / Wohnung / Einrichtung 32,88 %

Versicherungsschutz allgemein 32,19 %

Installation von Rauchmeldern 16,89 %

Sonstiges 11,87 %

Ausrüstung mit Feuerlöschern 11,76 %

Unfallversicherung 8,90 %

Impfung 7,76 %

Bevorratung mit Lebensmitteln 4,91 %

Haftpflichtversicherung 3,77 %

Anpassung an Naturgefahren durch bauliche 
Veränderungen

3,31 %

Ausrüstung mit Lichtquellen, die ohne Strom funktionieren 2,40 %

Bevorratung von Medikamenten 2,17 %

Bevorratung von Trinkwasser 2,05 %

Bevorratung einer Erste-Hilfe-Ausrüstung 2,05 %

Ausrüstung von Wärmequellen, die ohne Strom funktionieren 1,48 %

Tab. 12  Auflistung der bei Frage 3.1 genannten Vorsorgemaßnahmen mit deren Anteil an den Befragten

Die vollständigen Ergebnisse sind in Anhang 8.9 abgebildet. Als Zwischenfazit wird 
festgehalten, dass die meisten Untersuchungsteilnehmer Versicherungsschutz als 
Vorsorgemaßnahme umgesetzt haben. An zweiter Stelle stehen Maßnahmen aus 
dem Bereich des Brandschutzes und an dritter Stelle die Impfung. Im Anschluss 
daran folgen auf recht niedrigem Niveau klassische Vorsorgemaßnahmen.

Auf den ersten Blick mag es so erscheinen, dass relativ viele der Befragten Maß-
nahmen realisiert haben. Da Vorsorgeverhalten aber sehr komplex ist, bedarf 
es nicht nur einer Handlung oder einer Maßnahme, sondern einer ganzen Fülle 
davon. Aus diesem Grund wurde im dritten Schritt analysiert, wie viele Vor-
sorgemaßnahmen jeweils von welchem Anteil der Untersuchungsteilnehmer 
getroffen wurden. Das Ergebnis kann in Abbildung 23 abgelesen werden.

Der zweite Teil dieses Untersuchungsbereiches (Variable V3.2) überprüft 
bestimmte Vorsorgemaßnahmen mit einer gestützten Frage: Für jede der Maß-
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Abb. 23  Variable V3.1 – Darstellung des Anteils der Befragten, die eine bestimmte Anzahl von Vorsorge-

maßnahmen realisiert haben

nahmen wurde gefragt, ob sie umgesetzt wurde oder nicht. Es waren also 
wiederum Mehrfachantworten möglich. Dabei zeigt sich ein anderes Ergeb-
nis als bei V3.1: Wesentlich mehr Befragte hatten nach eigenen Angaben Vor-
sorge realisiert. Das legt nahe, dass hier möglicherweise der Effekt der sozialen 
Erwünschtheit einen Einfluss ausgeübt hat. Als weitere Einschränkung der 
Ergebnisse kann angenommen werden, dass verschiedene alltägliche Verhal-
tensweisen oder zufällig vorhandene Ausstattung als Vorsorge deklariert wur-
den. Vermutlich haben viele, die beispielsweise eine Reihe von Lebensmitteln 
gelagert haben, angegeben, über einen Lebensmittelvorrat zu verfügen. Dies ist 
ja in gewissem Sinne auch der Fall. Auf der anderen Seite wurde dieser Vorrat 
sehr wahrscheinlich nicht mit einer direkten Vorsorgeintention angelegt. Daher 
ist es zweifelhaft, ob solche Vorräte die Betroffenen über einen längeren Zeit-
raum ernähren könnten. Diese Beurteilung wird durch eine Studie aus dem 
Münsterland gestützt: „Ein großer Anteil an Haushalten könnte in einer Notsitua-
tion drei bis fünf Tage selbstständig überbrücken. Jedoch können diese Vorräte nicht 
als eine Notfallbevorratung im Sinne des BMELV angesehen werden, da die Menge 
nicht ausreichend ist und viele Lebensmittel des Vorrats aus Produkten bestehen, die 
gekühlt oder tiefgekühlt gelagert werden müssen“ (Menski 2007:  73). Ähnliches 
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gilt vermutlich auch für Medikamente, Verbandskästen, Hygieneartikel, Batte-
rien und die sichere Verwahrung von Dokumenten. 
Andererseits könnte es sein, dass die Untersuchungsteilnehmer wirklich erst 
durch die explizite Nachfrage an die Vorsorgemaßnahmen erinnert wurden, da 
sie sich im Alltag nicht ständig mit diesem Thema beschäftigen. Gegen dieses 
Argument spricht allerdings, dass die Befragten mit dem Verlesen der Gefah-
renliste vor der offenen Frage 3.1 bereits viele Impulse für die Erinnerung an 
eigene, möglicherweise in dem Moment nicht mehr bewusste Vorsorgemaß-
nahmen erhalten haben. 
Welche der Erklärungen auch zutrifft: Die Ergebnisse sind in jedem Fall mit Vor-
sicht zu beurteilen. Deshalb werden hier vor allem die Rangfolge und die rela-
tiven Differenzen der Antwortkategorien analysiert. Die am häufigsten genann-
ten Vorsorgemaßnahmen sind in Tabelle 13 zusammengefasst.

Art der Vorsorgemaßnahme Anteil an den Befragten

Versicherungsschutz (Gebäude, Hausrat) 89,01 %

Erste-Hilfe-Ausrüstung / Verbandskasten 88,79 %

Batterieradio mit Batterien 61,95 %

Sichere Verwahrung wichtiger Dokumente 57,86 %

Ausrüstung mit Feuerlöschern 52,50 %

Vorrat an Lebensmitteln 52,08 %

Ausstattung mit Rauchmeldern 44,75 %

Vorrat an Hygiene-Artikeln 38,20 %

Vorrat an Trinkwasser 36,65 %

Ausrüstung mit alternativen Wärmequellen 35,02 %

Wissen über lokale Schutzmöglichkeiten 22,69 %

Verstärkung des Hauses gegen Naturgefahren 13,60 %

Vorbereitung auf atomare, biologische und chemische 
Gefahren

1,97 %

Tab 13  Variable V3.2 – Gestützte Abfrage von Vorsorgemaßnahmen 

Vergleicht man diese Ergebnisse mit denen der ungestützten Abfrage, so fällt 
eine große Diskrepanz auf: Während ungestützt nur 2,05 % der Befragten ange-
ben, eine Erste-Hilfe-Ausrüstung zu besitzen, so sind dies in der gestützten 
Abfrage fast 90 %. Weniger extrem und dennoch frappierend erscheinen die 
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Unterschiede in den anderen Bereichen – bis auf den Versicherungsschutz: Hier 
stimmen die Ergebnisse weitgehend überein. 
Dies lässt einige Zweifel an einer geschlossenen Fragetechnik in diesem Bereich 
aufkommen. Bei den meisten Maßnahmen, besonders bei Ausrüstung mit und 
Bevorratung von bestimmten Vorsorgekomponenten, kann zwar – wie oben 
beschrieben – auf ein grundlegendes Vorhandensein dieser Elemente geschlos-
sen werden. Da diese aber vermutlich für andere Zwecke angeschafft wurden, 
bleibt die Frage, ob hierdurch eine umfassende und nachhaltige Schutzwirkung 
dieser Maßnahmen für die Persönliche Notfallvorsorge erreicht werden kann. 
Die beiden am wenigsten ausgeprägten Kategorien Verstärkung des Hauses und 
Vorbereitung auf ABC-Gefahren erscheinen jedoch ansatzweise realistisch, da 
ihre Umsetzung besonders großen (auch finanziellen) Aufwand bedeutet, der 
von den wenigsten geleistet werden kann.

Ein Blick auf die Auswertung, wie viele der Befragten jeweils wie viele Maßnah-
men ergriffen haben, zeigt ebenfalls andere Ergebnisse als in der ungestützten 
Abfrage (siehe Abbildung 24). 

Abb. 24  Variable V3.2 – Darstellung des Anteils der Befragten, die aussagen, eine bestimmte Anzahl von 

Vorsorgemaßnahmen realisiert zu haben
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Von Null bis 13 Vorsorgemaßnahmen steigt der Anteil der Befragten zunächst 
langsam an und hat bei der Kategorie sieben Maßnahmen seinen Höhepunkt 
mit 14,52 %. Danach sinken die Werte wieder allmählich bis zum geringsten 
Wert bei 13 Maßnahmen. In dieser Auswertung zeigt sich, dass bei gestützter 
Nachfrage wesentlich mehr Vorsorgemaßnahmen pro Befragtem angegeben 
werden als bei der ungestützten Fragetechnik. Mögliche Gründe für dieses 
Ergebnis wurden oben bereits diskutiert.

Im dritten Teil der Beurteilung des Vorsorgeniveaus der deutschen Bevölkerung 
wird untersucht, wie viele der Befragten schon ein Mal an einem Erste-Hilfe-
Kurs teilgenommen haben und wie lange dies zurückliegt (V3.3). Das Ergebnis 
erstaunt: Nach eigenen Angaben haben 94,25 % (±1,6 %) der Befragten bereits 
einen Erste-Hilfe-Kurs besucht. Das sind rund 15 Prozentpunkte mehr als in der 
Studie des Deutschen Roten Kreuzes von 2001. Einerseits liegen zwischen den 
beiden Untersuchungen sieben Jahre, anderseits ist es ungewöhnlich, dass eine 
derartige Verbesserung in dieser Zeitspanne stattgefunden haben soll. Berück
sichtigt man jedoch, dass ca. 66 % der Menschen (= 54 Mio.) in Deutschland 
einen Führerschein besitzen (vgl. Kraftfahrtbundesamt 2009) und es in vielen 
anderen Bereichen (Betrieb, Sporttrainer, Lehrer usw.) auch die Verpflichtung 
gibt, einen Kurs zu besuchen, scheint ein so hoher Wert durchaus plausibel. 
Möglicherweise kamen dennoch Ausstrahlungen der anderen Untersuchungs
bereiche zum Tragen, bei denen der Effekt der sozialen Erwünschtheit wieder 
eine Rolle gespielt haben könnte. 
Auch wenn der überwältigende Großteil der Bevölkerung anscheinend schon 
einen Erste-Hilfe-Kurs besucht hat, bedeutet dies noch lange kein hohes Vor-
sorgeniveau. Es ist nämlich zusätzlich zu beachten, wie lange dieser Kurs 
zurückliegt – daraus lässt sich in etwa auf die Effizienz des noch vorhandenen 
Wissens und der noch vorhandenen Fähigkeiten schließen. Im Durchschnitt 
wurde der letzte Erste-Hilfe-Kurs der in dieser Untersuchung Befragten vor 14 
Jahren absolviert. Dies stimmt weitgehend mit dem Ergebnis der DRK-Studie 
(15 Jahre) überein. Die meisten Untersuchungsteilnehmer hatten vor 20 Jahren 
an ihrem letzten Erste-Hilfe-Kurs teilgenommen (10,54 %). Viele gaben auch 
die Zeitabstände zehn Jahre (7,68 %) und 30 Jahre (7,15 %) an. Das untere Quar-
til liegt bei drei Jahren, der Median aber bereits bei zehn Jahren und das obere 
Quartil bei 20 Jahren.
Dieses Ergebnis stützt einen der Argumentationsstränge der vorliegenden 
Studie:  Einerseits wird zumindest formal ein großer Erfolg dadurch erzielt, 
dass die Vorsorgeausbildung in Erster Hilfe als Voraussetzung an den Erwerb 
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bestimmter Berechtigungen gekoppelt wird. Dadurch wird eine Verpflich-
tung geschaffen. Dieses Vorgehen erweist sich offensichtlich als erfolgreich. 
Das ist allerdings nur der erste Schritt, der zweite wird nicht vollzogen: Die-
ser müsste nämlich vor allem dem Prinzip der permanenten Förderung (d. h. 
Wiederholungen) folgen, um ein dauerhaft hohes Vorsorgeniveau zu schaffen. 

Im vierten Teil dieses Untersuchungsbereiches wurde nach der Teilnahme an 
einem Brandschutzkurs gefragt. Die Teilnahmequote liegt wesentlich unter 
der des Erste-Hilfe-Kurses, aber mit rund einem Drittel der Befragten (34,97 %) 
(± 3,33 %) immer noch recht hoch. Im Durchschnitt wurde ein Brandschutzkurs 
jedoch vor rund achteinhalb Jahren besucht. Die meisten Befragten gaben an, 
den Kurs vor weniger als einem Jahr absolviert zu haben (19,92 %). Das untere 
Quartil liegt bei einem Jahr, der Median bei vier Jahren und das obere Quartil 
bereits bei 15 Jahren. Viele gaben auch die Zeitabstände ein Jahr (14,26 %) und 
zwei Jahre (8,81 %) sowie zehn (6,71 %) und 20 Jahre (9,64 %) an. 
Bei der Beurteilung ist zu erkennen, dass die fehlende Ausbildungsverpflich-
tung im Brandschutzbereich rund 60 % weniger Menschen dazu bewegt, einen 
Kurs zu absolvieren. Zwar liegt der durchschnittliche Kursbesuch nicht ganz so 
lange zurück wie im Fall der Ersten Hilfe, achteinhalb Jahre sind als zeitlicher 
Abstand dennoch eine sehr lange Zeit. Das lässt wiederum an der Effektivität 
des Brandschutzwissens und der Brandschutzfähigkeiten zweifeln. 

Eine Gesamtbeurteilung und damit eine Zurückweisung oder Annahme von 
Hypothese 3 ist nicht unproblematisch. Aus der Forschungspraxis ist bekannt, 
dass nur ungestützt abgefragte Vorsorgemaßnahmen als wirklich umgesetzt 
gewertet werden können. Legt man diese Prämisse zu Grunde, ist das Ergeb-
nis recht eindeutig: Das Vorsorgeniveau der deutschen Bevölkerung ist gering. 
Berücksichtigt man die gestützte Abfrage einzelner Vorsorgemaßnahmen in der 
Analyse, so verändert sich die Gesamtbeurteilung zunächst. Es besteht jedoch 
Anlass zu der Annahme, dass im Haushalt vorhandene Elemente, die anderen 
Verwendungszwecken zugeordnet sind, durch die explizite Abfrage als Vorsor-
gemaßnahmen deklariert wurden. 
Bezieht man die Werte zur Ausbildung in Erster Hilfe und Brandschutz in die 
Gesamtbeurteilung mit ein, so zeigt sich zwar eine gute bis sehr gute Ausbil-
dungsabdeckung in der Bevölkerung, die Effizienz des noch vorhandenen Wis-
sens und der noch vorhandenen Fähigkeiten ist jedoch anzuzweifeln, da die 
Kurse meist viele Jahre zurückliegen.
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Alles in allem wird das Vorsorgeniveau aus diesen Gründen – wenn auch nicht 
uneingeschränkt – als gering angesehen und Hypothese 3 110 angenommen.

4.2.5.5	 �Forschungsziel 4: Modell der Förderung von Persönlicher 	
Notfallvorsorge (M3P) – Deskriptive Auswertung 

Die Überprüfung des Modells der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge 
wird in Kapitel 5 vollzogen. Der vierte Abschnitt der Untersuchung kann jedoch 
nicht nur in Bezug auf das Modell, sondern auch in Bezug auf andere Fragestel-
lungen hin analysiert werden – beispielsweise im Hinblick auf die Risikowahr-
nehmung der deutschen Bevölkerung. Für diese Analyse wurde zunächst mit 
Variable V4.1 ermittelt, welche der Gefahren, die in einer Liste präsentiert wur-
den, den Befragten am bedrohlichsten erscheint. 
Die Ergebnisse sind in Abbildung 25 dargestellt.

Abb. 25  Variable V4.1 – Bedrohlichste Gefahren für die Untersuchungsteilnehmer

110	 Hypothese 3: Das Vorsorgeniveau der deutschen Bevölkerung ist als gering einzustufen.
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2,25 % der Untersuchungsteilnehmer fühlten sich von keiner dieser Gefahren 
bedroht, 9,21 % von mehreren Gefahren und 4,01 % von allen Gefahren gleich 
stark. Aufschlussreicher wird es, wenn eine Rangfolge der bedrohlichsten 
Gefahren gebildet wird. Die meisten Befragten gaben an, dass sie sich von ABC-
Gefahren 111 am stärksten bedroht fühlen (19,06 %). Auf Platz zwei folgen Unfälle 
mit 15,89 %. Nahe zusammen liegen im Anschluss Brände (11,74 %) und Epi-
demien (11,39 %). Die weiteren Plätze werden von Naturkatastrophen (8,51 %), 
Terroranschlägen (7,24 %) und Unwettern (7,10 %) belegt. Die wenigsten Unter-
suchungsteilnehmer hielten Ausfälle der Versorgung (3,23 %) für die bedroh-
lichste Gefahr. 0,35 % machten keine Angabe zu dieser Frage.
Die Beurteilung der Gefahren ist intuitiv nachvollziehbar, wenn man sich 
einige Eigenschaften der Gefahren vergegenwärtigt:  ABC-Gefahren werden 
traditionell als besonders schrecklich angesehen (vgl. Jungermann 1993a: 173). 
Ihre Schadenswirkungen können sich über große Gebiete verbreiten und lange 
spürbar sein. Zusätzlich kann man sich nur schwer vor ihnen schützen. Dies 
könnte ein Grund dafür sein, dass sie von den meisten Befragten als bedroh-
lichste Gefahr angesehen werden. Unfälle teilen diese Eigenschaften zwar 
nicht, jedoch kommen sie in allen möglichen Facetten sehr häufig vor, so dass 
Menschen es für verhältnismäßig wahrscheinlich halten könnten, betroffen zu 
sein. Mit Bränden verhält es sich vermutlich eher wie mit Unfällen, mit Epi-
demien eher wie mit ABC-Gefahren. Naturkatastrophen, Terroranschläge und 
Unwetter stehen in diesem Schema im Mittelfeld. Ausfälle der Versorgung wer-
den dagegen als weitgehend harmlos angesehen. Dies entspricht ebenfalls den 
Eigenschaften dieser Gefahr: Sie ereignet sich selten, ist schwer vorstellbar und 
ihre negativen Auswirkungen entwickeln sich nur langsam. 

Durch Frage 4.1 (V4.1) mussten sich die Teilnehmer der Befragung für eine der 
Gefahren entscheiden. Im Anschluss wurde mit den Items in Frage 4.2 unter-
sucht, wie weit das Vorsorgeverhalten für diese spezielle Gefahr entwickelt 
ist. Dies entspricht in etwa der Stadieneinteilung des Modells der Förderung 
von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P). Da die Stadieneinteilung bei der Über-
prüfung des Modells jedoch über den Summenscore der Guttman-Skala vor-
genommen wird (vgl. Kapitel 5), soll in der hier durchgeführten deskriptiven 

111	 Heute wird weitgehend die Bezeichnung CBRN-Gefahren (Chemical, Biological, Radioac-
tive, Nuclear) gebraucht. Im hier beschriebenen Zusammenhang wird der ältere Begriff 
ABC-Gefahren verwendet, weil dieser auch den Befragten präsentiert wurde, da er ihnen 
geläufiger sein dürfte.
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Betrachtung der Ergebnisse nur das stufenweise Aufeinanderfolgen der Items 
V4.2.1 bis V4.2.4 berücksichtigt werden. Dies entspricht vom niedrigsten bis 
zum höchsten Item einer Entwicklung von keinerlei Notfallvorsorge zu einer 
permanenten Notfallvorsorge in Bezug auf die in V4.1 genannte Gefahr.

Von den Befragten, die im Vorfeld eine Gefahr genannt hatten, sagten 42,36 % 
in Item V4.2.1 aus, sie hätten bereits einmal darüber nachgedacht, Vorsorge 
für die von ihnen als am bedrohlichsten bezeichnete Gefahr zu treffen. In 
Item V4.2.2 gaben 25,06 % der Befragten an, sie hätten sich bereits endgül-
tig dafür entschieden, eine entsprechende Vorsorgemaßnahme zu verwirk
lichen. 21,64 % der Untersuchungsteilnehmer hatten nach eigenen Angaben in 
Item V4.2.3 bereits mehrere Vorsorgemaßnahmen verwirklicht. Und 14,54 % 
behaupteten von sich, dass sie ihre Maßnahmen regelmäßig überprüfen, erneu-
ern und erweitern (V4.2.4). 
Diese Zahlen scheinen plausibel und sprechen für die Validität des Erhebungs-
instruments: Je aufwendiger die Realisierung des untersuchten Verhaltens ist, 
desto weniger Befragte ordnen sich dieser Stufe zu. Andererseits zeigt sich hier 
auch, wie wenig Einfluss Risikowahrnehmung allein auf das Vorsorgeverhal-
ten ausübt:  Nur 14,54 % der Befragten zeigen dauerhaftes Vorsorgeverhalten 
bei der Gefahr, die sie selbst als die bedrohlichste eingestuft haben. Dies ist ein 
erster Hinweis auf eine Bestätigung von Hypothese 4.3 (Risikowahrnehmung ist 
im Prozess der Annahme von Vorsorgeverhalten nicht die einflussreichste Variable).

Betrachtet man die Vorsorgestufen der Items V4.2.1 bis V4.2.4 speziell für die ein-
zelnen Gefahren, so ergibt sich, dass die meisten von denjenigen Befragten über 
Vorsorge nachgedacht hatten (Item V4.2.1), die Brände (65,87 %) und Unfälle 
(60,44 %) als bedrohlichste Gefahren angegeben hatten. Am wenigsten hatten 
jene darüber nachgedacht, die ABC-Gefahren (24,07 %) und Terroranschläge 
(22,55 %) als am bedrohlichsten nannten. Diese vier Gefahren bilden über die 
weiteren Vorsorgestufen (V4.2.2 und V4.2.3) jeweils die beiden höchsten bzw. 
die beiden niedrigsten Ausprägungen. Auch in Bezug auf permanentes Vorsor-
geverhalten (V4.2.4) wird dieses Muster sichtbar: Für Brände geben 26,95 % der 
Befragten permanentes Vorsorgeverhalten an und für Unfälle 25,66 %, wäh-
rend Terroranschläge bei 6,80 %der Befragten liegen und die ABC-Gefahren bei 
0,74 %.
Zwar werden ABC-Gefahren von den meisten Untersuchungsteilnehmern als 
bedrohlichste Gefahr empfunden, die entsprechenden Vorsorgemaßnahmen 
verlangen jedoch nach hohem Engagement, großem finanziellen Aufwand 
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und viel Planung. Das könnte erklären, warum diese Gefahr trotz ihrer großen 
Bedrohlichkeit auf den letzten Plätzen landet – besonders was die Umsetzung 
der Vorsorge angeht. Ähnliches gilt auch für Terroranschläge, für die es nicht 
viele persönlich realisierbare Vorsorgemaßnahmen gibt. 
Vorsorge gegen Brände andererseits ist vielen Menschen bekannt sowie recht 
einfach, schnell und kostengünstig umzusetzen – Annahmen, die auch für 
Unfälle nachvollziehbar sind. Das hat vermutlich zur Folge, dass die beiden 
zuletzt genannten Gefahren als besonders bedrohlich angesehen werden und 
gleichzeitig ein hohes Vorsorgeniveau für sie erreicht wird.

Mit Variable V4.3 und der zugehörigen Frage 4.3 wird die Risikowahrnehmung 
der Untersuchungsteilnehmer in Bezug auf die von ihnen als am bedroh-
lichsten bezeichnete Gefahr gemessen. Die Skalierung beinhaltet fünf Ausprä-
gungen: sehr gering (1), gering (2), mittel (3), hoch (4), sehr hoch (5). 
Zunächst werden Kennwerte für alle Gefahren zusammen ermittelt:  Dabei 
ergibt sich ein arithmetisches Mittel von 2,46. Die Befragten halten es also ins-
gesamt eher für gering bis mittel wahrscheinlich, von der von ihnen genannten 
Gefahr betroffen zu sein. Der Modus liegt bei 3, also genau auf der mittleren 
Wertung, und das obere Quartil immer noch bei 3. Im Einzelnen sagten 14,42 % 
der Untersuchungsteilnehmer, dass sie die Wahrscheinlichkeit, von der von 
ihnen genannten Gefahr betroffen zu sein, als sehr gering einschätzen. 36,92 % 
schätzen diese Wahrscheinlichkeit als gering ein, 37,55 % als mittel, 7,38 % als 
hoch und 2,39 % als sehr hoch. Es zeigt sich also eine deutliche Konzentration im 
geringen bis mittleren Bereich. 
Ein Vergleich mit den einzelnen Gefahren bringt keine neuen Erkenntnisse: In 
jeder Kategorie halten die Befragten es eher für unwahrscheinlich, betroffen zu 
sein. Die stärkste Ausprägung für hoch und sehr hoch zusammen hat die Gefahr 
Epidemien mit 14,29 % der Befragten.

Variable V4.4 bzw. Frage 4.4 untersucht die Ergebniserwartung hinsichtlich 
der Schutzwirkung der Vorsorgemaßnahmen. Wieder wird eine fünfstufige 
Antwortskala genutzt:  überhaupt nicht (1), kaum (2), mittel (3), ziemlich (4), 
sehr (5).
Das arithmetische Mittel liegt bei 2,77. Die Befragten halten entsprechende 
Vorsorgemaßnahmen also eher für mittel erfolgreich mit einem gewissen Aus-
schlag in Richtung kaum erfolgreich. Der Modus liegt auf der Wertung 2, also 
kaum erfolgreich. Die Verteilung ist aber insgesamt eher breiter, das obere Quar-
til liegt beim Wert 4 (ziemlich erfolgreich). 
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Dies zeigen auch die prozentualen Anteile (siehe Abbildung 26):  15,89 % der 
Befragten gaben an, Vorsorgemaßnahmen für die von ihnen genannte Gefahr 
als überhaupt nicht erfolgreich in Bezug auf ihre Schutzwirkung einzuschät-
zen. 28,55 % beurteilen die entsprechenden Maßnahmen als kaum erfolgreich, 
26,86 % als mittel erfolgreich, 16,39 % als ziemlich erfolgreich und 10,55 % als 
sehr erfolgreich.

Abb. 26  Variable V4.4 – Ergebniserwartungen

In Bezug auf die einzelnen Gefahren ist das Gesamtbild differenzierter:  Die 
höchste Schutzwirkung wird von den Befragten, die Brände als bedrohlichste 
Gefahr angegeben hatten, den Vorsorgemaßnahmen vor genau dieser Gefahr 
zugewiesen. 29,52 % in dieser Gruppe sehen solche Maßnahmen als sehr erfolg-
reich an, 18,07 % als erfolgreich. Damit ist fast die Hälfte (47,59 %) derjenigen, 
die Brände am meisten fürchten, gleichzeitig auch von den entsprechenden 
Vorsorgemaßnahmen überzeugt. Demgegenüber stehen nur 14,97 %, die eine 
geringe Schutzwirkung erwarten.
Die Gefahren, bei denen die geringste Schutzwirkung von entsprechenden Vor-
sorgemaßnahmen vermutet wird, sind Naturkatastrophen und ABC-Gefahren. 
Im Fall der Naturkatastrophen erwarten 27,96 % eine starke Wirkung der Vor-
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sorgemaßnahmen und 45,76 % eine schwache. Eine gute Schutzwirkung gegen 
ABC-Gefahren schreiben nur 9,03 % den entsprechenden Vorsorgemaßnahmen 
zu – 80,83 % sind der Meinung, dass Vorsorge einen geringen Schutz bewirkt. 
Dieses Ergebnis passt gut in die bisherige Charakterisierung der Gefahren.
 
Zusätzlich werden in der Variablen V4.5 bzw. mit der Frage 4.5 die Kostenerwar
tungen in Bezug auf Vorsorge untersucht. Folgende Skala wurde dabei verwen-
det: sehr gering (1), gering (2), mittel (3), hoch (4), sehr hoch (5).
Die Kosten werden von den Befragten im Durchschnitt als eher mittel angese-
hen (2,94). Der Modus liegt auf der mittleren Wertung (3), das obere Quartil aber 
schon bei 4 (hoch), so dass auch auf eine recht breite Verteilung geschlossen 
werden kann. Das zeigt sich erneut in den Prozentwerten:  8,58 % halten die 
Kosten für Vorsorge für sehr gering, 26,37 % für gering und 35,16 % für mittel. 
Für hoch werden die Kosten von 15,82 % der Befragten gehalten und 10,76 % 
halten sie für sehr hoch.
Auf die einzelnen Gefahren bezogen ergibt sich ein recht differenziertes Bild, 
das auch die Annahmen zu den einzelnen Gefahren stützt, die oben getroffen 
wurden: Höchste Kosten werden den Vorsorgemaßnahmen für ABC-Gefahren 
(49,42 %) und Versorgungsausfälle (34,09 %) zugesprochen. Besonders niedrig 
sind die Werte bei Bränden (15,33 %) und Unfällen (9,87 %).

Als letzte Variable 112 wird die prä-intentionale Selbstwirksamkeit betrachtet. 
Gemessen wird dieses soziokognitive Konstrukt durch Variable V4.6.1 bzw. 
Frage 4.6.1 und skaliert mit folgenden Ausprägungen: sehr wenig (1), wenig (2), 
mittel (3), stark (4), sehr stark (5).
Als Ergebnis kann festgehalten werden, dass die Befragten ihre eigenen Fähig-
keiten in Bezug auf die Umsetzung von Vorsorgemaßnahmen für die von ihnen 
genannte Gefahr im Durchschnitt eher für wenig bis mittel ausgeprägt halten 
(2,59). Der Modus liegt erneut bei 3, also der mittleren Wertung, und das obere 
Quartil ebenfalls bei 3, was eine in den Bereich von wenig verschobene Vertei-
lung nahelegt. Dies lässt sich an den Prozentwerten nachvollziehen:  22,86 % 
der Befragten gaben an, ihre eigenen Fähigkeiten hinsichtlich der Umsetzung 
von Vorsorgemaßnahmen als sehr wenig ausgeprägt einzustufen. Weitere 
23,35 % schätzten ihre Fähigkeiten als wenig ausgeprägt ein, 29,82 % als mittel, 
16,67 % als stark ausgeprägt und nur 5,81 % als sehr stark ausgeprägt.

112	 Auf die Darstellung der Variablen V4.6.2 und V4.6.3 wird verzichtet, da sie weitgehend 
redundant mit V4.6.1 sind. Für Variable V4.7 sei auf Kapitel 5 verwiesen.



Kapitel 4.2

261

Die Differenzierung nach Gefahren passt zu dem, was sich auch oben bereits 
immer wieder herauskristallisiert hat:  Höchste Selbstwirksamkeit wurde in 
Bezug auf Vorsorgemaßnahmen für Unfälle (43,11 %), Brände (40,25 %) und 
Ausfälle der Versorgung (39,13 %) geäußert. Besonders niedrig waren die Werte 
– wie dies auch erwartet werden konnte – bei Naturkatastrophen (14,05 %), 
Terroranschlägen (5,94 %) und ABC-Gefahren (3,37 %).

Als Fazit lässt sich festhalten, dass die Analysen ein sehr differenziertes Bild in 
Bezug auf die Wahrnehmung und Beurteilung von Gefahren und Vorsorgemaß-
nahmen durch die deutsche Bevölkerung ergeben haben, das nachvollziehbar 
und plausibel ist. 

4.2.5.6	 Forschungsziel 5: Unterstützungspotenziale und Akzeptanz

Im letzten Teil geht es darum, zentrale Komponenten des entwickelten 
Lösungssystems von den Befragten beurteilen zu lassen und gleichzeitig wei-
tere Rahmenbedingungen der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (PNV) 
zu bestimmen.

Dabei wird als erste Fragestellung in V5.1 untersucht, welche Bedeutung die 
Menschen in Deutschland dem Thema Notfallvorsorge zusprechen. Die Ska-
lierung der Antworten erfolgt über fünf Ausprägungen:  sehr unwichtig (1), 
unwichtig (2), mittel (3), wichtig (4), sehr wichtig (5), weiß nicht (8), keine 
Angabe (9).
Die Ergebnisse sind in Abbildung 27 zu finden: Als sehr unwichtig empfanden 
das Thema lediglich 2,11 %, als unwichtig nur 4,15 %. 22,01 % sprachen dem 
Thema eine mittlere Bedeutung zu, während 42,97 % das Thema als wichtig und 
26,93 % sogar als sehr wichtig ansahen. 1,27 % der Untersuchungsteilnehmer 
antworteten mit Weiß nicht und 0,56 % machten keine Angabe. 

Das Ergebnis ist eindeutig: Über zwei Drittel der Befragten (69,90 % ± 2,38 % 113) 
geben an, Vorsorge für die genannten Gefahren für wichtig oder sehr wichtig zu 
halten. Demgegenüber stehen nur 6,26 % (± 1,66 %), die der Meinung sind, 
Vorsorge sei unwichtig oder sehr unwichtig. Auch scheinen sich die Befragten 
nicht in eine mittlere Tendenz geflüchtet zu haben. Das arithmetische Mittel 

113	  Bei 99 %iger Wahrscheinlichkeit
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zeigt mit 3,90 ebenfalls eine klare Tendenz zum Wert 4, dem die Beurteilung 
wichtig entspricht.

Abb. 27  Variable V5.1 – Bedeutung von Vorsorge

Gegen dieses Ergebnis kann eingewendet werden, dass der Kontext der Unter
suchung möglicherweise einen Einfluss ausgeübt hat – im Sinne eines wahr-
genommenen Drucks (soziale Erwünschtheit), Vorsorge wichtig finden zu 
müssen. Dennoch fallen einige systematische Zusammenhänge mit anderen 
Variablen auf:  Eine niedrige Bedeutungszuweisung in Bezug auf Vorsorge 
ist besonders bei den Befragten zu finden, die auch eine geringe Risikowahr-
nehmung und eine niedrige Ergebniserwartung hinsichtlich einer Schutzwir
kung zeigen. Dies kann als Hinweis dafür dienen, dass nicht allein die soziale 
Erwünschtheit, sondern auch andere Zusammenhänge bei der Beurteilung von 
Vorsorge eine Rolle gespielt haben.
Es scheint insgesamt eine latente Zustimmung in der deutschen Bevölkerung 
zu diesem Thema zu geben. Diese könnte durch die Vorsorgeförderung aktiviert 
werden und zur Bildung einer Risikokultur beitragen.

Die nun folgenden Fragestellungen beschäftigen sich mit der Definition von 
Rahmenbedingungen – insbesondere in Bezug auf die Vorsorgeausbildung. 

sehr unwichtig

unwichtig

mittel

wichtig

sehr wichtig

weiß nicht

keine Angabe
42,97 %

22,01 %

4,15 %

26,93 %

2,11 %
0,56 %

1,27 %
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Zunächst geht es darum, welchen zeitlichen Umfang eine Vorsorgeausbildung 
nach Meinung der Untersuchungsteilnehmer haben dürfte (V5.2). Gefragt wur
de nach der Anzahl der Stunden zu je 60 Minuten.
Einzelne Antworten liegen bei extremen Werten wie 150, 180 oder 200 Stun
den 114. 96,63 % der Befragten gaben jedoch Werte bis zu 40 Stunden an, wes-
halb die genannten Ausreißer eliminiert wurden. In den bereinigten Daten liegt 
das arithmetische Mittel bei 6,43 Stunden. Der Modus entspricht zwei Stun
den, der Median vier. Das obere Quartil liegt jedoch bei acht Stunden. 
Damit scheint sich ein von den meisten Befragten akzeptierter Wert in dem 
Bereich zu befinden, der von einem Ein-Tages-Kurs abgedeckt werden würde. 
Zwar bevorzugt die Mehrzahl der Untersuchungsteilnehmer einen sehr kurzen 
Kurs von zwei Stunden, jedoch ist ihr Anteil mit ca. 17 % nicht so ausschlagge-
bend, dass diesem Ergebnis unbedingt gefolgt werden müsste. Trotzdem zeigt 
sich auch im Hinblick auf den Median (vier Stunden), dass insgesamt eher ein 
Trend zu einem geringen Stundenumfang besteht. Die äußerste Grenze stellt 
vermutlich ein Wert nahe dem oberen Quartil dar. 

Im zweiten Schritt wird danach gefragt, wie viel ein solcher Kurs kosten dürfe 
(V.5.3). Da wiederum über 96 % aller Antworten Werte von 200 Euro und 
darunter betrafen, wurden extreme Angaben (z. B. 2.000 oder 5.000 Euro) als 
Ausreißer eliminiert.
Unter diesen Bedingungen liegt das arithmetische Mittel bei 42,51 Euro. Der 
Modus liegt bei Null Euro, was 34,06 % der Antworten entspricht. Der Median 
liegt bei 25 Euro, das obere Quartil liegt bei 60 Euro. 
Im Durchschnitt liegen die akzeptablen Kosten also bei rund 40 Euro. Die mei-
sten Befragten favorisieren jedoch die Lösung, dass der Kurs keine Kosten erzeu-
gen darf. Dieser Meinung sind immerhin ein Drittel aller Befragten, weshalb 
dieses Ergebnis wesentlich stärker berücksichtigt werden muss als der Modus 
von Variable V5.2 (Kursdauer). 
Im Hinblick auf den Median zeigt sich mit 25 Euro ein Preis, der mit den heu-
tigen eintägigen Erste-Hilfe-Kursen (ca. 20 Euro) durchaus vergleichbar ist. Ob 
das obere Quartil noch als Schmerzgrenze empfunden werden kann, ist in die-
sem Fall angesichts der anderen Tendenzen, die auf einen niedrigeren Preis ver-
weisen, eher zweifelhaft. Vermutlich liegt diese Grenze eher beim Mittelwert 
von 40 Euro, der dann allerdings noch verhältnismäßig hohe Akzeptanz genießt.

114	 Der Antwortbereich lag zwischen Null und 200 Stunden. Dieser Umstand wurde den Un-
tersuchungsteilnehmern nur auf explizite Nachfrage mitgeteilt.
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Der dritte Schritt (V5.4) beschäftigte sich mit der akzeptablen Wiederholungs-
frequenz des Kurses. Wie bereits gezeigt wurde, ist permanente Förderung ein 
wichtiger Baustein in dem vorgeschlagenen System, so dass hier bereits erste 
Rahmenbedingungen dafür abgesteckt werden sollen. 
Eine nachträgliche Bereinigung war in diesem Fall nicht notwendig, so dass 
das arithmetische Mittel direkt aus allen gültigen Antworten berechnet wer-
den kann: Es liegt bei 4,85 Jahren. Der Modus liegt bei fünf Jahren, ebenso wie 
der Median und das obere Quartil. 8,44 % der Befragten gaben jedoch an, keine 
Wiederholung zu wünschen, während 4,60 % mit Weiß nicht antworteten und 
0,84 % keine Angaben machten.
Die meisten Kennwerte zeigen eindeutig einen von den Befragten als akzepta-
bel angegebenen Zeitraum von 5 Jahren. Aus Sicht der Aufrechterhaltung eines 
hohen Vorsorgeniveaus ist dies zwar ein reichlich langer Zeitraum, der aller-
dings eine breite Akzeptanz genießt und immerhin eine gewisse permanente 
Förderung bedeuten würde. Bei einer Vorsorgeverpflichtung wäre dieser Zeit-
raum sicherlich der, der den wenigsten Widerstand hervorrufen würde. Zudem 
lässt er einen ausreichenden organisatorischen Spielraum für die Koordinie-
rung der Ausbildung, was bei flächendeckenden und permanenten Vorsorge-
schulungen von großer Bedeutung wäre. 
Mit Variable V5.5 soll ein akzeptabler Wert für die Kosten der Vorsorgeausstat
tung in der Erstanschaffung ermittelt werden. Einige Antworten (z. B. 15.000 
Euro) sind sehr extrem. 99,61 % der Antworten liegen im Wertebereich bis 
10.000 Euro, so dass hier die Grenze gezogen wurde.
Bereinigt liegt das arithmetische Mittel bei 364,69 Euro. Der Modus liegt bei 
100 Euro, was 21 % der Antworten entspricht, der Median bei 175 Euro und das 
obere Quartil bei 300 Euro.
Bedenkt man die Fülle von Gefahren, die je nach persönlicher Exposition mehr 
oder weniger bei der Vorsorge berücksichtigt werden müssen, scheinen die Ant-
worten recht realistisch zu sein. Es wird anscheinend berücksichtigt, dass eine 
Vorsorgeausrüstung eine ganze Reihe von unterschiedlichen Elementen umfas-
sen muss, um wenigstens einen halbwegs effektiven Schutz garantieren zu kön-
nen. Mit einem Ausrüstungspreis von ca. 350 Euro ließe sich ein recht breites 
Spektrum an Vorsorgemaßnahmen abdecken. 
Eine Interpretation bezüglich eines akzeptablen Preises für die Vorsorgeaus-
stattung in der Erstanschaffung zu treffen, fällt hier nicht ganz leicht. Mehr als 
drei Viertel aller Antworten liegen unter dem Durchschnitt von ca. 350 Euro. 
Daher sollte dieser Wert eher eine obere Grenze darstellen. Es ist anzunehmen, 
dass, je niedriger der Preis ist, desto mehr Menschen diesen akzeptieren. Daher 
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wäre auf jeden Fall auch über eine Subventionierung nachzudenken. Durch 
diese Untersuchung konnte jedoch zum ersten Mal der für die Bevölkerung 
finanziell akzeptable Kostenrahmen abgesteckt werden.

Mit Variable V5.6 soll für das Multiplikatorensystem ganz grundlegend unter-
sucht werden, welche Unterstützungspotenziale es in der Bevölkerung hin-
sichtlich einer Beteiligung an der Vorsorgeförderung gibt. Die Antworten wur
den dabei folgendermaßen skaliert: sehr gering (1), gering (2), mittel (3), hoch 
(4), sehr hoch (5).
14,35 % der Befragten schätzen ihre Motivation, andere von der Notwendig-
keit von Vorsorge zu überzeugen, als sehr gering ein, weitere 27,00 % als gering. 
37,62 % beschreiben ihre Motivation als mittel. Auf der anderen Seite ste-
hen 14,06 % der Untersuchungsteilnehmer, die ihre Motivation, sich an dem 
System zu beteiligen, als hoch angeben und 6,47 % als sehr hoch. Das arithme-
tische Mittel liegt bei 2,71.
Das Ergebnis ist recht deutlich:  Über 40 % der Befragten (41,35 %) geben an, 
eine geringe oder sehr geringe Motivation zu besitzen, andere von der Notwen-
digkeit von Vorsorge zu überzeugen. Demgegenüber stehen nur ca. 20 % der 
Befragten (20,53 %), die ihre Motivation als hoch oder sehr hoch beschreiben. 
Hinzu kommt eine starke Flucht in die mittlere Tendenz:  Dies lässt auf eine 
gewisse Unentschlossenheit und Ratlosigkeit schließen, was bei dieser Frage 
auch ansatzweise nachvollziehbar ist. 
Zur Metabeurteilung der Unterstützungsbereitschaft wurde denjenigen, die 
eine mittlere bis sehr hohe Motivation zur Vorsorgeförderung angaben, die 
Internetadresse www.notfallvorsorge.info genannt, auf der sie sich für eine 
zukünftige Beteiligung an der Vorsorgeförderung registrieren lassen konnten. 
Die Anzahl der Befragten, die dafür in Frage kam, belief sich auf 827 Personen. 
Von diesen registrierten sich nur 3 Personen, was einem Anteil von 0,36 % ent-
spricht. Berücksichtigt man, dass eine gewisse Grundmotivation vorhanden 
sein muss, um auf diese Internetseite zu gehen und sich wirklich für eine Unter-
stützung anzumelden, so ist – ausgehend von diesem Ergebnis – momentan auf 
ein geringes Unterstützungspotenzial zu schließen. 
Auf der anderen Seite muss berücksichtigt werden, dass viele Befragte mögli-
cherweise schnell nach dem Interview den Namen der Seite vergessen haben, 
gerade andere Sachen im Kopf hatten oder den Plan, sich anzumelden, schlicht 
im Alltagstrubel vergessen haben. 
Als Letztes wurde untersucht, wie die Menschen in Deutschland eine allge-
meine Vorsorgepflicht beurteilen (V5.7). Folgende Antwortskala wurde dabei 
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benutzt: sehr negativ (1), negativ (2), neutral (3), positiv (4), sehr positiv (5), weiß 
nicht (8), keine Angabe (9). Die Ergebnisse sind in Abbildung 28 dargestellt.

Abb. 28  Variable V5.7 – Beurteilung einer Vorsorgepflicht

7,67 % der Befragten gaben in diesem Zusammenhang an, eine Vorsorgepflicht 
als sehr negativ zu beurteilen. Weiteren 16,74 % erschien dieser Vorschlag nega-
tiv. 29,11 % antworteten mit der Wertung neutral, während 35,16 % mit positiv 
und 10,41 % mit sehr positiv antworteten. 0,70 % antworteten mit Weiß nicht 
und 0,21 % machten keine Angabe. Das arithmetische Mittel wurde mit 3,24 
berechnet.
Bei der Interpretation dieser Frage muss darauf hingewiesen werden, dass es 
sich um ein potenziell emotional sehr aufgeladenes und kontroverses Thema 
handelt. Vielfach werden zusätzliche Verpflichtungen und Zwangsmaßnah-
men des Staates negativ beurteilt oder vollkommen abgelehnt. Durch die 
Untersuchung dieses Bereiches kann nun die Meinung der Bevölkerung zu einer 
Vorsorgepflicht ermittelt werden. Dabei zeigt sich, dass fast die Hälfte aller 
Befragten (45,57 %) die Vorsorgepflicht als positiv oder sehr positiv empfinden. 
Demgegenüber steht knapp ein Viertel aller Befragten, die eine Vorsorgepflicht 
als negativ oder sehr negativ beurteilen. Es überwiegt also deutlich die positive 
Wertung. 

sehr negativ

negativ

neutral

positiv

sehr positiv

weiß nicht

keine Angabe

29,11 %

16,74 %

7,67 %

35,16 %

0,21 %
0,70 %

10,41 %
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Darüber hinaus sind die neutralen Beurteilungen in diesem Fall nicht ganz 
unwichtig. Sie liegen bei rund 30 %. Bei diesem potenziell emotional aufge
ladenen Thema sind alle nicht negativen Urteile von höherer Bedeutung als bei 
anderen Themen. Knapp drei Viertel aller Beurteilungen einer Vorsorgepflicht 
sind nicht negativ. Letztlich zeigt auch das arithmetische Mittel einen vor allem 
neutralen, jedoch leicht ins Positive verschobenen Wert.
Als Fazit lässt sich festhalten, dass – zumindest ausgehend von der vorlie-
genden Untersuchung – die strikte und häufig unreflektierte Ablehnung einer 
Vorsorgepflicht nicht mit der Behauptung begründet werden kann, dass die 
Bevölkerung eine solche Maßnahme vollkommen ablehnen würde.
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4.3	 Delphi-Studie zu Mindeststandards in der Notfallvorsorge

4.3.1	 Forschungsziel

Die im Folgenden dargestellte Delphi-Studie knüpft an die Definition des 
Begriffes Persönliche Notfallvorsorge (PNV) in Kapitel 2.1 und Kapitel 4.1.6.2.4 
an. Dennoch soll die Bestimmung von Mindeststandards in Bezug auf Ausbil-
dungsinhalte und Ausstattungskomponenten in der Notfallvorsorge noch ein-
mal von Grund auf neu vollzogen werden. Ziel der Delphi-Studie ist es – ausge-
hend von einer weit gefassten Sichtweise auf mögliche Schadensszenarien – die 
Elemente dessen, was die Bevölkerung in Deutschland über Vorsorge wissen 
sollte und an Ausrüstung zur Notfallbewältigung benötigt, auf das unbedingt 
Notwendige zu reduzieren. Endpunkt dieses Prozesses soll die Definition von 
Mindeststandards sein. Dadurch soll die bestmögliche Synthese zwischen einer 
ausreichenden Bewältigungsfähigkeit der Bevölkerung und einer möglichst 
hohen Akzeptanz aufgrund eines überschaubaren Vorsorgeumfangs und einer 
realistischen Umsetzbarkeit erreicht werden.

4.3.2	 Die Delphi-Methodik

Bei der Delphi-Methodik handelt es sich um eine Form der strukturierten 
Gruppenbefragung (vgl. Cuhls 1998: 30). Die Bezeichnung geht auf den altgrie-
chischen Ort Delphi zurück, an dem ein Orakel in einem Tempel gelebt haben 
soll, wurde jedoch in der hier genutzten Form im Jahr 1948 von der US-ame-
rikanischen RAND-Cooperation entwickelt (vgl. Gipp 2006). Entscheidendes 
Charakteristikum der Methode ist erstens, dass Experten für ein bestimmtes 
Thema befragt werden (vgl. Schwarz 2006:  13), und zweitens, dass die Befra-
gung über mehrere Wellen durchgeführt wird, in denen jeweils die Ergebnisse 
der vorhergehenden Runde den Befragten anonym und aggregiert präsentiert 
werden (vgl. Häder 2000a:  13). „Somit urteilen die Experten ab der zweiten 
Befragungsrunde jeweils unter Einfluss der Meinungen ihrer Fachkollegen“ 
(Cuhls 1998: 30).
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Typischerweise werden Delphi-Studien dazu verwendet, entweder einen unge-
nauen Sachverhalt präzise zu bestimmen bzw. zu prognostizieren oder einen 
möglichst großen Konsens zwischen den Untersuchungsteilnehmern herzu-
stellen (vgl. Häder 2002:  31 f.). Einige Anwendungsbeispiele nennt Linstone 
(1975: 4): Erforschung von Planungsoptionen, Entwicklung von Curricula oder 
Beurteilung von Politik.
In der hier konzipierten Untersuchung werden beide Aspekte der Delphi-
Methodik zur Anwendung kommen: Zunächst sollen die Elemente der Ausbil-
dung und der Ausstattung genauer bestimmt werden. Anschließend geht es um 
eine konsensfähige Verdichtung der gewonnenen Daten. 

Da die Ergebnisse der Befragung stark von den teilnehmenden Experten abhän-
gen, ist auf deren Auswahl besonderes Augenmerk zu legen (vgl. Schlüchter 
2001: 117). Teilweise wird zudem die auf Dalkey (1970) zurückgehende Methode 
genutzt, nach der die Befragungsteilnehmer ihr Expertenwissen auf einer Skala 
einschätzen sollen. Dieses Vorgehen wird als Gewichtung der Antworten ver-
standen, ist aber laut Häder (2000b:  113) „kaum geeignet, um die Ergebnisse 
der inhaltlichen Schätzungen ‚in die richtige Richtung‘ zu korrigieren.“ Hin-
sichtlich einer mindestens notwendigen Anzahl von Teilnehmern wird eine 
Stichprobe von 10 bis 25 Experten als ausreichend erachtet (vgl. Schlüchter 
2001:  118). Größere Stichproben reduzieren nach Häder (2000a:  18) mögliche 
Fehler in den Ergebnissen.
Als ausführende und kontrollierende Instanz wird häufig eine so genannte 
Monitorgruppe gebildet. Sie ist für die Auswahl der Experten, die Durchfüh-
rung der Untersuchung und die Auswertung der Ergebnisse verantwortlich (vgl. 
Wechsler 1978: 32). In vielen Fällen hat die Monitorgruppe zudem die Aufgabe, 
die zu bestimmenden Sachverhalte möglichst genau vorzustrukturieren, um 
die Konsensbildung zu erleichtern (vgl. Häder 2002: 33).

Wie bereits beschrieben, ist das zentrale Merkmal von Delphi-Studien, dass 
die Experten in mehreren Runden befragt und ab der zweiten Runde die Ergeb-
nisse der vorherigen Runde anonym und aggregiert bekanntgegeben werden. 
Die Anonymität verhindert, dass sich Meinungsführer in der Gruppe herausbil-
den, die einen Einfluss auf die anderen Teilnehmer ausüben könnten (vgl. Cuhls 
1998: 34 f.; Häder 2000a: 17). 
Die Darstellung der Ergebnisse der vorhergehenden Runde, das Feedback also, 
wird bei quantitativer Auswertung im Normalfall als Häufigkeiten der Einzel-
urteile, als Median sowie als Darstellung der Interquartilsbereiche (z. B. als Box-
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plot) realisiert (vgl. Wechsler 1978: 119). Der Median hat gegenüber dem arith-
metischen Mittel den Vorteil, dass er weniger durch extreme Ausreißer verzerrt 
wird (vgl. Beck 2000: 37).
Die Auswertung und Rückkopplung qualitativer Daten geschieht vor allem 
durch eine Klassifizierung und Interpretation der Einzelurteile (vgl. Wechs-
ler 1978:  114). Die Nutzung von offenen bzw. qualitativen Fragen betont die 
Berücksichtigung von unterschiedlichen Meinungen (vgl. Schwarz 2006:  26). 
Dieser Aspekt ist zu Beginn einer Delphi-Studie von zentraler Bedeutung (vgl. 
Häder 2002:  114):  Mit einer qualitativen Runde (auch:  Null-Runde) soll ein 
breites Spektrum von Basisaussagen gewonnen werden, die anschließend einer 
standardisierten Befragung unterzogen werden. Dieses Vorgehen ist zu wählen, 
wenn die Problemstellung schwierig zu präzisieren ist. Insgesamt wird festge-
stellt, dass häufig eine Kombination aus qualitativen und quantitativen Befra-
gungselementen sinnvoll erscheint (vgl. Florian 2000: 210)

Die Anzahl der Befragungsrunden hängt von verschiedenen Faktoren und Vor-
gehensweisen ab:  Laut Schlüchter (2001:  119) herrscht darüber keine Einig-
keit – die Angaben schwanken vor allem zwischen zwei und sechs Runden. Als 
geeignete Abbruchkriterien werden ein Konsens zwischen den Experten oder 
die Stabilität der Antwortverteilung gesehen (vgl. Schlüchter 2001: 119). Statis
tisch kann für Konsens ein bestimmter Interquartilsbereich festgelegt werden 
oder über den Wilcoxon-Test für Paardifferenzen überprüft werden, ob sich die 
Antworten weiter signifikant verändern (vgl. Wechsler 1978: 137 ff.).
Problematisch erweist sich – wie bei jedem Verfahren, das in mehreren Befra-
gungswellen durchgeführt wird – die Tatsache, dass es zur so genannten Panel-
mortalität kommen kann. Dieses Phänomen ist vor allem darauf zurückzufüh-
ren, dass die Teilnehmer über einen längeren Zeitraum zur Mitarbeit motiviert 
werden müssen (vgl. Häder 2000a: 19). Insgesamt wird zudem das Fehlen einer 
einheitlichen Theorie zur Delphi-Methode beklagt (vgl. Cuhls 1998: 336).

4.3.2.1	 Online-Delphi

Im vorliegenden Fall wird die Delphi-Studie als Online-Befragung durchgeführt. 
Diese Entscheidung ist auf die positiven Rückmeldungen und Erfahrungen aus 
der Expertenbefragung zurückzuführen. Die Vorteile einer Erhebung über das 
Internet sind vielfältig (vgl. Häder 2002: 167): Die Experten sind für ihre Teil-
nahme nicht an einen bestimmten Ort gebunden. Gleichzeitig können Kosten 
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und Zeitaufwand minimiert werden. Voraussetzung für den Erfolg einer 
Online-Studie ist es jedoch, dass das Layout einfach und übersichtlich gestaltet 
sein und gerade auf Grafiken mit langen Ladungszeiten verzichtet werden sollte 
(vgl. Kirsch 2000: 232).
Als mögliche Probleme einer Online-Delphi-Studie können technische Schwie-
rigkeiten bei der Nutzung des Internets auftreten (vgl. Häder 2002:  168). 
Darüber hinaus plädiert Häder (a. a. O.) dafür, dass eine Zugangskontrolle zum 
Fragebogen realisiert werden muss und sicherzustellen ist, dass jeder Experte 
den Fragebogen nur ein Mal ausfüllen kann.

4.3.2.2	 Auswahl der Experten

Grundlage für die Auswahl der Experten war das Forschungsziel: Da die Unter-
suchung dazu dienen soll, Mindeststandards in Bezug auf das unbedingt von 
der Bevölkerung benötigte Vorsorgewissen (Ausbildungsinhalte) und die unbe-
dingt von der Bevölkerung benötigte Vorsorgeausrüstung zu definieren, wur-
den zunächst diese beiden Hauptkategorien gebildet. Sowohl für die Ausbil-
dungsinhalte als auch für die Ausstattungskomponenten wurden anschließend 
inhaltliche Kategorien entwickelt. Diese sollten im Verlauf der Delphi-Studie 
genauer definiert werden – gleichzeitig wurden die Experten passend zu ihnen 
ausgewählt.
Die inhaltlichen Kategorien waren für Ausbildungsinhalte und Ausstattungs-
komponenten dieselben und werden in der folgenden Liste aufgeführt:

1.	 	 Vorsorge allgemein
2.		 Erste Hilfe/Notfallmedizin
3.		 Krankenpflege
4.		 Epidemien
5.		 Vorbeugender Brandschutz
6.		 Abwehrender Brandschutz
7.		 Versicherungsschutz
8.		 Sturm
9.		 Starkregen
10.	Schneechaos, Blitzeis
11.	 Gewitter
12.	Hitzewelle
13.	Erdbeben
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14.	Überschwemmung, Flut, Rückstau
15.	Dürre
16.	Vulkanausbruch
17.	Terroranschlag
18.	Evakuierung, Notgepäck, Dokumentensicherung
19.	Ausfall der Versorgung mit Lebensmitteln
20.	Ausfall der Stromversorgung
21.	Ausfall der Wasserversorgung
22.	Ausfall der Versorgung mit Kraftstoffen
23.	Ausfall der Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs
24.	Bevorratung allgemein
25.	Bauliche Veränderung und Verstärkung von Gebäuden
26.	Bauliche Veränderung und Verstärkung außerhalb von Gebäuden
27.	CBRN-Gefahren

Damit war die Basis der Untersuchung sehr breit angelegt. Dieses Vorgehen 
wurde vor allem deshalb gewählt, um eine qualitative Nullrunde durchführen 
zu können (vgl. Kapitel 4.3.2), die die gewünschten Mindeststandards derart 
vordefiniert, dass sie einer quantitativen Beurteilung zugänglich gemacht wer-
den können.

Für jede der inhaltlichen Kategorien wurden nun Experten ausgewählt. Teil-
weise wurde dabei auf ehemalige Teilnehmer der Expertenbefragung zurück-
gegriffen. Darüber hinaus wurden neue Fachleute recherchiert, die nach dem 
Schneeballsystem weitere Experten benennen konnten. 
Es wurde darauf geachtet, dass die Teilnehmer möglichst viele verschiedene 
Bereiche repräsentieren. Insgesamt kamen die Experten aus den Hilfsorga-
nisationen, den Feuerwehr- und Brandschutzverbänden, dem Technischen 
Hilfswerk und weiteren operativ tätigen Organisationen. Außerdem wurden 
Experten aus Interessensverbänden und Bürgerinitiativen identifiziert sowie 
Vertreter der Versicherungswirtschaft, der Sozialversicherer, der Industrie und 
des Handels. Einen großen Anteil machten auch Wissenschaftler und Praktiker 
aus dem Rettungswesen aus.
Insgesamt bestand der Pool der Experten aus 126 Personen. Von den meisten 
konnte ihre Teilnahmebereitschaft in einer Vorbefragung festgestellt werden. 
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4.2.3	 Delphi-Runde 1

4.3.3.1	 Erstellen der Befragungsseite im Internet

Mit der Realisation der Befragungsseite wurde eine Agentur beauftragt. Diese 
erstellte nach den Vorgaben des Projektleiters den Online-Fragebogen. Dabei 
wurden die Grundsätze für die Formulierung von Fragen und für die Drama-
turgie eines Fragebogens, wie sie in den Kapiteln 4.1 und 4.2 dargestellt und 
angewendet wurden, erneut beachtet.

Zum Verständnis des Aufbaus der Internetseite ist eine kurze Darstellung der 
Einladung der Teilnehmer zur ersten Delphi-Runde erforderlich. Diese wurde 
per E-Mail realisiert. Dabei konnten sich die Experten entscheiden, ob sie 
auf einen Link mit automatischer Weiterleitung zur Befragungsseite klicken 
wollten oder ob sie aus Sicherheitsgründen lieber selbstständig die Adresse im 
Browser eingeben und sich dann auf einer Log-In-Seite mit Hilfe eines Zugangs
codes autorisieren wollten.

Nach dem Klick auf den Link in der Einladungs-E-Mail bzw. nach Eingabe des 
Zugangscodes wurden die Teilnehmer auf die erste inhaltlich relevante Seite 
des Fragebogens geleitet (vgl. Anhang 8.10). Das Design war sehr schlicht gehal-
ten: Im so genannten Header – also dem grafisch abgesetzten Bereich über dem 
Text – stand als Überschrift auf jeder Seite Delphi-Studie. Am rechten Rand des 
Headers war stets das Logo der Universität Karlsruhe (TH) untergebracht, am 
linken Rand eine kleine Foto-Grafik. Der Hauptteil des Fensters war für Text 
bzw. die Fragen reserviert. Darunter befand sich – spiegelbildlich zum Hea-
der – eine grafisch abgesetzte Leiste, die die Kontaktdaten des Projektleiters 
sowie einen Link zu einer Literaturliste der auf der Seite verwendeten Quellen 
enthielt.

Die ersten zwei Seiten des Fragebogens definierten in kurzen Texten, die teil-
weise nur wenige Zeilen umfassten, die Art der Notfallvorsorge, um die es in der 
Untersuchung gehen sollte. Die Navigation zwischen den Seiten war mit den 
Buttons Weiter bzw. Zurück möglich, die unter den Texten platziert waren.
Die dritte Einleitungsseite erläuterte, wie die auf den weiteren Seiten folgenden 
Fragen ausgefüllt werden sollten. Dazu wurde unter anderem eine Grafik ver-
wendet, die beispielhaft einen bereits ausgefüllten Bereich darstellte. 
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Insgesamt bestand der Fragebogen aus nur drei Fragen. Die erste Frage beschäf-
tigte sich mit dem von der Bevölkerung unbedingt benötigten Vorsorgewissen 
(Ausbildungsinhalte), die zweite Frage mit den unbedingt benötigten Ausstat-
tungskomponenten. Beide Fragen waren auf jeweils einer eigenen Seite als 
große Tabelle konzipiert. 
In der ersten Spalte links wurden die inhaltlichen Kategorien aufgeführt, die 
oben in Kapitel 4.3.2.2 beschrieben wurden. In den rechts anschließenden 15 
Spalten konnten die Experten Angaben machen, welche Ausbildungsthemen 
oder Ausstattungskomponenten sie als unbedingt notwendig erachteten. Eine 
Zeile stand dementsprechend stets für eine spezielle inhaltliche Kategorie. 
Das Ausfüllen der zur Verfügung stehenden Zellen innerhalb der Tabelle war 
vollkommen frei und unterlag keinen Beschränkungen. Auch war es möglich, 
ganz neue inhaltliche Kategorien vorzuschlagen. Zu diesem Zweck gab es in der 
ersten Spalte im unteren Bereich vier leere Felder.

Mit Hilfe so genannter Tick-Boxes, die vor den einzelnen inhaltlichen Kategorien 
platziert waren, konnten die Teilnehmer der Untersuchung sich als Experten 
auf dem jeweiligen Gebiet definieren. Damit wurde eine genauere Einschät-
zung des Expertenwissens, beispielsweise auf einer Likert-Skala (vgl. Kapitel 
4.3.2), umgangen. Dieses Vorgehen erschien in der vorliegenden Studie eher 
als abschreckend und kontraproduktiv. Durch das Anklicken der Tick-Boxes 
bestätigten die Teilnehmer ihre Expertise vor sich selbst und gegenüber dem 
Projektleiter. Damit kann zumindest in Ansätzen vermieden werden, dass reine 
Spekulationen zu den eingetragenen Urteilen geführt haben.

Mit dem Button Weiter gelangten die Teilnehmer zur dritten Frage. Dabei han-
delte es sich um ein Textfeld, in das Anmerkungen zur Untersuchung eingege-
ben werden konnten. 
Auf allen drei Frage-Seiten wurde der Button Zwischenspeichern & Ausloggen 
angeboten. Die Teilnehmer erhielten also die Möglichkeit, zu mehreren Zeit-
punkten am Fragebogen arbeiten zu können, ohne dass die bereits eingege-
benen Anmerkungen verloren gingen. 
Der Button Weiter führte die Experten schließlich von der dritten Frage auf die 
Abschlussseite. Dort wurde den Teilnehmern gedankt und auf die folgende Del-
phi-Runde verwiesen. Der Button Beenden schloss das Fenster und führte zum 
Abschluss der Untersuchung.
Nachdem die Teilnehmer sich entweder über den in der Einladungs-E-Mail ent-
haltenen Link oder per selbstständiger Eingabe in die Online-Delphi-Studie ein-
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geloggt hatten, konnte der Bearbeitungsstatus jedes einzelnen Teilnehmers in 
einer Datenbank nachvollzogen werden. Eine Verknüpfung mit den Eingaben 
fand dort nicht statt, so dass die Anonymität gewahrt blieb. Jedoch war eine 
Überprüfung möglich, welche Experten nochmals angeschrieben werden mus-
sten. Der Abschluss der Untersuchung wurde ebenfalls in der Datenbank ange-
zeigt. Danach war keine weitere Bearbeitung des Fragebogens mehr möglich.

4.3.3.2	 Ablauf der Untersuchung und Rücklaufquote

Die erste Delphi-Runde begann – nach einem ausführlichen Pretest durch die 
Mitarbeiter des Lehrstuhls für Versicherungswissenschaft – am 7. Mai 2009. 
Die Experten wurden auf die im vorherigen Kapitel beschriebene Weise per 
E-Mail zur Untersuchung eingeladen. In den folgenden Wochen wurden immer 
wieder Erinnerungs-E-Mails über das Datenbanksystem gesendet, schließlich 
auch Telefonate geführt, um nochmals auf die Untersuchung aufmerksam zu 
machen.

Nach fast zwei Monaten wurde die erste Runde am 28. Juni 2009 beendet. Zu 
diesem Zeitpunkt hatten 93 Experten an der Befragung teilgenommen. Dies 
entspricht einer überaus erfolgreichen Rücklaufquote von rund 74 %. Nur 15 
Experten hatten sich überhaupt nicht eingeloggt – 18 weitere waren zwar auf 
der Seite gewesen, hatten jedoch keine Eingaben gemacht oder die Untersu-
chung nicht abgeschlossen. In Bezug auf die Beteiligung, insbesondere auch im 
Hinblick auf die Tatsache, dass aus der Literatur schon ca. 25 Teilnehmer als 
ausreichend angesehen werden, kann die Umsetzung der Untersuchung als gro-
ßer Erfolg angesehen werden.

4.3.3.3 	 Ergebnisse der ersten Runde 

Die Darstellung der Ergebnisse der ersten Delphi-Runde kann aufgrund der Fülle 
der gewonnenen Daten nicht im Text erfolgen. Die Ergebnisse sind in Anhang 
8.11 vollständig aufgeführt. Entscheidend ist es an dieser Stelle vielmehr, auf 
das Vorgehen bei der Auswertung der im Fragebogen gemachten Angaben ein-
zugehen. Ziel war es vor allem, die einzelnen Kommentare zu aggregieren und 
so zu strukturieren, dass sie einer weiteren, insbesondere quantitativen, Beur-
teilung zugänglich gemacht werden konnten. 
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Dazu wurden aus den Daten zwei Ebenen von Kategorien gebildet. Die obere 
Ebene stellt eine analytische, weitgehend abstrakte Ebene dar. Auf der zweiten 
Ebene folgen inhaltliche Kategorien, in die die einzelnen Antworten einsortiert 
werden konnten. 
Die analytischen Oberkategorien ließen sich gut auf fast jede Gefahren- bzw. 
Vorsorgekategorie aus dem Fragebogen anwenden. Beispielsweise wurden für 
den Bereich Ausbildungsinhalte – Abwehrender Brandschutz folgende analy-
tischen Auswertungskategorien gebildet:

•	 Informationen zur Gefahr
•	 Verhaltensregeln für den Gefahrenfall
•	 Informationen zu Löschinstrumenten
•	 Informationen zum Hilfeleistungssystem
•	 Informationen zu Rettungs- und Fluchtwegen 

In die analytische Oberkategorie Informationen zur Gefahr fielen dann beispiels-
weise die weiteren Kategorien:

•	 Fettbrände
•	 Gefahr und Ausbreitung von Rauch
•	 Tannenbaumbrände
•	 Silvesterfeuerwerk

Diesen (und allen weiteren geschaffenen) inhaltlichen Kategorien konnten die 
einzelnen Antworten der 93 Untersuchungsteilnehmer zugeordnet werden. 

Darüber hinaus wurden die Daten ansatzweise quantifiziert – zumindest so 
weit, dass Rangfolgen gebildet werden konnten. Dies geschah, indem alle 
analytischen und inhaltlichen Auswertungskategorien je nach der Anzahl 
der ihnen zugeordneten Antworten ein höheres Gewicht erhielten und damit 
bestimmten Rängen zugeordnet werden konnten. Dieses Schema ist in Anhang 
8.11 durch abnehmende Rangfolge von Kategorie 1 bis Kategorie 5 und inner-
halb der Kategorien von Item 1 bis Item 5 nachvollziehbar.
Schließlich wurde auch dem Umstand Rechnung getragen, dass die Delphi-
Studie die Definition von Mindeststandards zum Ziel hat. Daher war es nötig, 
nach einer allgemeinen Regel vorzugehen, welche Daten in die weiteren 
Runden aufgenommen werden sollten und welche nicht. Auf Grundlage der 
sich in der Auswertung ergebenden Datenstruktur erschien es sinnvoll, eine 



Kapitel 4.3

277

5 x 5-Matrix zuzulassen. Dies bedeutet, dass fünf analytische Kategorien mit 
jeweils fünf inhaltlichen Kategorien (oder:  Items) als Schablone für die wei-
teren Forschungsrunden zugelassen werden sollten. Insgesamt mussten nur 
recht wenige Daten ausgeschlossen werden und dennoch fand eine gewisse 
Reduktion statt. 
Einige Gefahren- und Vorsorgekategorien aus dem Fragebogen enthielten 
keine oder keine auswertbaren Angaben, so dass sie aus den weiteren Runden 
ausgeschlossen wurden. Dazu zählten im Bereich der Ausbildungsinhalte die 
Kategorie Vorsorge allgemein und im Bereich der Ausstattungskomponenten 
die Kategorien Gewitter, Erdbeben, Vulkanausbruch, Terroranschlag, Ausfall der 
Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs sowie Bevorratung allgemein. Zusätz-
liche Kategorien wurden von den Teilnehmern nicht vorgeschlagen.
Die ausgewerteten Daten konnten anschließend in die zweite Delphi-Runde 
zur weiteren Beurteilung aufgenommen werden.

4.3.4	 Delphi-Runde 2

4.3.4.1	 Erstellen der Befragungsseite im Internet

Die Agentur, die die Internet-Seite für die erste Delphi-Runde realisiert hatte, 
stellte sich als wenig flexibel und kooperativ heraus, so dass eine andere Agen-
tur für die zweite Runde gefunden werden musste. Diese fertigte schließlich 
in kurzer Zeit eine funktionelle und einfach zu bearbeitende zweite Online-
Delphi-Studie an.

Die Einladung zur zweiten Befragungswelle wurde erneut über eine E-Mail mit 
einem Link realisiert. Dieses Mal wurde die Möglichkeit, sich selbstständig auf 
der Seite einzuloggen, nicht angeboten, da die weitaus meisten Teilnehmer in 
der ersten Runde diese Möglichkeit nicht genutzt hatten.
Nach Anklicken des Links öffnete sich eine Seite, auf der die Experten begrüßt 
und erneut in das Thema eingeführt wurden (vgl. Anhang 8.12). Dieses Vorge-
hen wurde gewählt, um möglichst präzise in Erinnerung zu rufen, welche Ziele 
von der Delphi-Befragung verfolgt wurden.
Das Design ähnelte dem der ersten Befragungsseite und war erneut sehr schlicht 
gehalten. Im Header war links das Logo der Universität Karlsruhe platziert und 
in der Mitte die Überschrift 2. Runde der Delphi-Studie zur Persönlichen Notfall-
vorsorge. Im Fußbereich waren die Kontaktdaten des Projektleiters aufgeführt. 
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Zwischen diesen beiden grafisch abgesetzten Bereichen stand jeweils der Text. 
Mit dem Button Weiter konnten die Experten auf die nächste Seite wechseln. 
Dort wurde Frage 1 (Ausbildungsinhalte) präsentiert:  Diese bestand aus der 
eigentlichen Frage, einem mehrzeiligen Text zum korrekten Ausfüllen und 
einer Übersicht der Gefahren- bzw. Vorsorgekategorien. Vor diesen Katego-
rien war jeweils ein so genannter Radio-Button platziert, der markiert werden 
konnte. Im Zusammenspiel mit dem unter der Übersicht aufgeführten Button 
zur ausgewählten Kategorieseite gelangten die Experten zu derjenigen Kategorie, 
die sie zuvor über den Radio-Button ausgewählt hatten und für die sie – wie im 
Einleitungstext gefordert – über spezielles Fachwissen verfügen.
Auf dieser Seite fand dann die Bewertung der inhaltlichen Kategorien (Items) 
der jeweiligen Gefahren- bzw. Vorsorgekategorie statt. Zunächst wurde in weni-
gen Zeilen Text das Vorgehen erklärt. Darunter waren mehrere Blöcke der aus 
den Ergebnissen der ersten Runde entwickelten analytischen und inhaltlichen 
Kategorien aufgeführt. Die Rangfolge aller Kategorien entsprach abnehmend 
ihrer Bedeutung, so wie sie aus den Ergebnissen ermittelt werden konnte.
Die inhaltlichen Kategorien konnten von den Experten beurteilt werden. Zu 
diesem Zweck gab es am Ende jeder Zeile ein Drop-Down-Menü. Damit konn-
ten Punkte auf einer Skala von 1 bis 10 für die Bedeutung der jeweiligen Katego-
rie vergeben werden.

Mit dem Button Zurück zur Kategorie-Auswahl gelangten die Experten zu der 
Übersichtsseite mit den Gefahren- und Vorsorgekategorien. Dort konnten sie 
entweder zu einer weiteren Kategorie oder mit dem Button Weiter zur zwei-
ten Frage (Ausstattungskomponenten) wechseln, die entsprechend der ersten 
aufgebaut war. Von dort aus gelangten sie über den Button Abschluss der Unter-
suchung zur letzten Seite, auf der sie auf mögliche weitere Delphi-Runden 
aufmerksam gemacht wurden und Anmerkungen zur Untersuchung machen 
konnten. Über den Button Speichern wurde die Befragung beendet.

4.3.4.2	 Ablauf der Untersuchung und Rücklaufquote

Die zweite Delphi-Runde begann am 6. Oktober 2009. Die Experten wurden 
erneut per E-Mail zur Teilnahme an der Untersuchung eingeladen. Über die 
Datenbank, die der Befragungsseite zugrunde lag, konnten die Teilnehmer 
mehrmals an die Delphi-Studie erinnert werden. Teilweise wurde auch wieder 
telefonisch zu den Experten Kontakt aufgenommen. 
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Bis zum 13. Dezember 2009 nahmen 78 Experten an der zweiten Delphi-Runde 
teil. Das entspricht einer Rücklaufquote von rund 84 % und zeugt von einer sehr 
geringen Panel-Mortalität. Erneut scheint das Konzept der hier durchgeführten 
Delphi-Studie einen erfolgreichen Untersuchungsverlauf ermöglicht zu haben.

4.3.4.3	 Ergebnisse der zweiten Runde 

Im Kontrast zu anderen Delphi-Studien sollten die in einer dritten Runde 
zurückgespielten Ergebnisse der vorherigen zweiten Runde nicht aus dem 
Median und dem Interquartilsbereich bestehen. Vielmehr sollten wie beim 
Übergang von der ersten zur zweiten Runde vor allem die Rangfolgen der analy-
tischen und inhaltlichen Kategorien genutzt werden. 
Diese Rangfolgen wurden in der Auswertung der Ergebnisse der zweiten Befra-
gungswelle auf Grundlage des arithmetischen Mittels der Beurteilungen einer 
Kategorie erstellt. Auch wenn für die Rückkopplung meist der Median gewählt 
wird, erschien es bei der Erstellung von Rangfolgen sinnvoller, ein möglichst 
umfassendes Bild der Beurteilungen durch die Experten zu erhalten. Zudem 
überlässt es die Methodenliteratur dem Forscher, welche Informationen genau 
zurückgespielt werden (vgl. Schlüchter 2001: 120).

Wie zuvor mussten zunächst nachvollziehbare Regeln für den Umgang mit 
den Ergebnissen entwickelt werden. Da Ziel der gesamten Untersuchung die 
Reduktion der Masse an Informationen bzw. die Schaffung von Mindeststan-
dards war, wurde folgendes Vorgehen gewählt: Alle in die weiteren Befragungs-
wellen aufzunehmenden Ergebnisse sollten über der mittleren Wertung von 5,5 
liegen. Nach Aufrundung von 5,5 wurde der dann vorliegende Wert von 6 als 
niedrigstes noch zu berücksichtigendes Durchschnittsurteil gewählt. Damit ist 
gewährleistet, dass den inhaltlichen Kategorien von den Experten eine gewisse 
Bedeutung zugesprochen wird und eine Aufnahme in die Mindeststandards 
sinnvoll ist.
Als zweites Kriterium wurde festgelegt, pro Gefahren- bzw. Vorsorgekategorie 
nur die fünf am besten bewerteten inhaltlichen Kategorien aufzunehmen. Auf 
diese Weise wurden erneut wichtige Aspekte von weniger wichtigen Aspekten 
getrennt. Durch die in der ersten Runde sehr breit angelegte Bewertungsgrund-
lage der Mindeststandards kann dennoch von einer Berücksichtigung aller 
wesentlichen Aspekte ausgegangen werden. 
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Bei der Analyse der Daten wurde Folgendes schnell deutlich: Zunächst macht 
es analytisch Sinn, unterschiedliche Gefahren- und Vorsorgekategorien 
zusammenzufassen, da sie sich überschneiden. So wurden beispielsweise 
die Kategorien Erste Hilfe, Krankenpflege und Epidemien zu der Metakategorie 
Erkrankungen/Verletzungen zusammengefasst. Auf diesem Weg wurden auch 
die vorherigen analytischen (Unter-)Kategorien aufgebrochen, da sie nun auf 
Grund der Datenreduktion nicht mehr benötigt wurden.
Folgende weitere Meta-Kategorien wurden geschaffen:

•	 Brandschutz
•	 Unwetter/Naturkatastrophen
•	 Man-Made Disasters
•	 Ausfall der Versorgung/Bevorratung
•	 Evakuierung
•	 Bauliche Notfallvorsorge
•	 Versicherungsschutz

Selbst nach dieser Aggregation der Ergebnisse gibt es immer wieder sich 
stark überlappende Themen. Dazu zählt beispielsweise der Notruf, der häufig 
genannt wird. Für die Konzeption einer Ausbildung macht es dann zur Zeiter-
sparnis und zur Wiederholungsmeidung Sinn, entsprechende Themen auszu-
koppeln und separat zu behandeln.
 
Die vollständigen Ergebnisse sind in Anhang 8.13 dargestellt, da sie an dieser 
Stelle den Text überfrachten würden. 
Auf einzelne Aspekte und Probleme soll jedoch kurz eingegangen werden: 
Dazu zählt der Umstand, dass in der Kategorie Erkrankungen/Verletzungen 
unter Lebensrettende Sofortmaßnahmen insbesondere die Reanimation sowie 
Kardiale Notfälle und Frühdefibrillation genannt wurden. Konzeptionell gehö-
ren zu diesem Bereich allerdings auch die Seitenlage und der Druckverband. 
Letztere wurden in Klammern aufgenommen, weil sie nicht explizit erwähnt 
wurden, allerdings fester Bestandteil der Lebensrettenden Sofortmaßnahmen 
sind.
Weiterhin ist zu erkennen, dass einige inhaltliche Kategorien nicht eindeutig 
bestimmt werden konnten. Ein Beispiel dafür sind die Grundpflegerischen Kennt-
nisse in der Meta-Kategorie Erkrankungen/Verletzungen. Welche Kenntnisse hier 
genau vermittelt werden sollen, ist nicht eindeutig geklärt und muss weiter 
erforscht werden. Es erscheint daher sinnvoll, in den weiteren Delphi-Runden 
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bei den noch nicht eindeutig definierten Themen offene Fragen dafür zu nut-
zen, entsprechende Inhalte zu generieren. Die bereits ausreichend festgelegten 
Themen können erneut auf quantitative Weise beurteilt werden.

4.3.5	 Schlussbetrachtungen

Die verwaltungstechnischen Rahmenbedingungen dieses Forschungsprojektes 
machten es leider nicht möglich, weitere Delphi-Runden durchzuführen. Wie 
am Ende des vorhergehenden Kapitels dargestellt, wäre dies aus Sicht der For-
schung der richtige nächste Schritt gewesen. 
Dennoch lässt sich auch bereits jetzt absehen, dass die hier dargestellte Studie 
ein großer Erfolg gewesen ist. Zwischen 78 und 93 Experten aus allen für die 
Notfallvorsorge relevanten Bereichen haben an diesem Konzept mitgewirkt. 
Damit ist ausgesprochen fundiertes Fachwissen in die Ergebnisse geflossen. 
Auch konnte das Thema Persönliche Notfallvorsorge auf diesem Weg noch ein-
mal vollkommen neu strukturiert werden. Damit wurde eine wertvolle Grund-
lage für die weitere Konzeption von Mindeststandards in Bezug auf Ausbil-
dungsinhalte und Ausstattungsstandards geschaffen. 
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4.4	 Lokale Netzwerke der Vorsorgeförderung

4.4.1	 Forschungsziele

Die vierte empirische Untersuchung der vorliegenden Gesamtstudie nimmt 
verschiedene Aspekte der Expertenbefragung wieder auf – untersucht diese 
jedoch auf der Ebene der politischen Gemeinden (Kommunen) mit lokalen 
Akteuren. Dadurch wird erstens eine realitätsnahe Erprobung des vorgeschla-
genen Fördersystems ermöglicht als auch zweitens eine Vorbereitung für einen 
Feldversuch durchgeführt.
Der Ausgangspunkt der im Folgenden beschriebenen Untersuchung ist die An
nahme, dass in politischen Gemeinden ein Netzwerk lokaler Akteure geschaffen 
werden kann. Dieses Netzwerk müsste in Bezug auf die Maßnahmen der Vorsor-
geförderung und -ausbildung zusammenarbeiten sowie unterschiedliche Res
sourcen dem Gesamtsystem zur Verfügung stellen (vgl. Kapitel 3.3.2).

Forschungsziele sind daher vor allem

1.	 die Überprüfung, ob ein Netzwerk zur Förderung der Persönlichen Notfallvor-
sorge (PNV) auf Gemeindeebene aufgebaut und etabliert werden kann sowie

2.	die Erfassung der Anforderungen, Probleme und Schwierigkeiten beim Auf-
bau dieses Netzwerks. 

Im Einzelnen werden folgende Forschungsfragen untersucht:

Forschungsfrage 1: Netzwerke und Vernetzungswille
Gibt es Hinweise darauf, dass Netzwerke zur Förderung der Persönlichen Not-
fallvorsorge (PNV) geschaffen werden und Bestand haben können? Existiert ein 
allgemeiner Vernetzungswille? 

Forschungsfrage 2: Aktuelle Vorsorgeförderung
Wie wird die aktuelle Situation der Notfallvorsorge und ihrer Förderung beurteilt? 
Welche Vorschläge zur Verbesserung der Vorsorgeförderung werden gemacht?
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Forschungsfrage 3: Ressourcen für Vorsorgeförderung
Kann davon ausgegangen werden, dass Ressourcen (Räumlichkeiten, Personal, 
Ausstattung, laufende Kosten, Informationsmaterial) für die Vorsorgeförde-
rung bereitgestellt werden? 

Forschungsfrage 4: Akteure der Vorsorgeförderung
Über welche Akteure funktioniert die Implementierung der Vorsorgeförderung? 

Forschungsfrage 5: Übertragbarkeit
Lassen sich die hier gewonnenen Ergebnisse auf andere Gemeinden übertragen?

Forschungsfrage 6: Lokale Koordinierungsstelle 
Gibt es genügend Kooperationspotenzial unter den lokalen Akteuren für die 
Bildung einer zentralen Koordinierungsstelle zur Förderung der Persönlichen 
Notfallvorsorge?

Forschungsfrage 7: Akteure als Multiplikatoren
Sind Mitarbeiter, Mitglieder und Helfer aus lokalen Institutionen und Organi-
sationen bereit, sich als Multiplikatoren zu engagieren?

4.4.2	 Methodik

Zur Untersuchung der Forschungsfragen wurde die Methode der Runden Tische 
eingesetzt, da sie am besten dazu geeignet schien, ein Netzwerk der Persön-
lichen Notfallvorsorge (PNV) auf lokaler Ebene zu analysieren. Mit der Durch-
führung dieser Teilstudie wurde die gemeinnützige Gesellschaft für Kommunika-
tions- und Kooperationsforschung DIALOGIK beauftragt.

Ein Runder Tisch ist ein konsensorientiertes, kooperatives Planungsverfahren, 
das in den 60er-Jahren im Rahmen der Stadtteilforen in München und Regens-
burg entwickelt wurde (vgl. Selle 1996). Ziel eines Runden Tisches ist es, eine 
Einigung zu erlangen, die in einem gemeinsam verabschiedeten Protokoll fest-
gehalten wird. 
Runde Tische kamen in den vergangenen Jahren häufig bei Fragen der Stadt-
planung zum Einsatz. Mittlerweile wird die Methode in Themenbereichen wie 
Energie, Familie, Verkehrskonzepte oder auch bei konfliktträchtigen Fragen 
verwendet, wie der Standortsuche von Mobilfunkanlagen oder der Gestaltung 
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eines Gewerbeflächenpools (vgl. Kastenholz 2003; Wüst 2003; Pfenning 2008). 
Teilnehmer eines Runden Tisches sind in der Regel die Personen, die von einer 
Fragestellung oder Planung betroffen sind oder daran arbeiten (vgl. Fischer 
1999a: 17). Der Runde Tisch ist laut DIALOGIK ein offenes Verfahren, das keine 
Beteiligten ausschließt und jederzeit für interessierte Personen offen sein sollte. 
Der Teilnehmerkreis sollte allerdings möglichst kontinuierlich arbeiten, sich 
regelmäßig treffen und nicht wesentlich in der Zusammensetzung wechseln.

Im Gegensatz zur Gesprächsrunde oder dem Gesprächskreis weist der Runde 
Tisch laut DIALOGIK eine formale Struktur und Vorgehensweise auf und wird 
in der Regel von einer neutralen Person moderiert. Wichtig sind zudem die 
Prinzipien der Gleichberechtigung der Teilnehmer, Transparenz und Fairness 
im Verfahren. Die Ergebnisse der Runden Tische haben meist einen empfeh-
lenden Charakter. 

4.4.3	 Auswahl und Ansprache der Gemeinden

4.4.3.1	 Kriterien für die Auswahl der Gemeinden

Im Rahmen der wissenschaftlichen Untersuchung führte DIALOGIK in zwei 
deutschen Modellgemeinden Runde Tische mit 8 – 16 lokalen Akteuren durch. 

Die Auswahl der Gemeinden basierte auf zwei Kriterien: Zum einen wurde eine 
Gemeinde gesucht, die von natürlichen oder technischen Gefahren bedroht 
ist und in der möglicherweise eine permanente Wahrnehmung dieser Risiken 
vorhanden ist. Zum anderen wurde eine Gemeinde gesucht, die ein geringes 
Bedrohungspotenzial aufweist und die in der Vergangenheit entweder gar kei-
nen Schadensereignissen ausgesetzt war oder nur geringe Schäden davongetra-
gen hat. Mit diesem Vorgehen sollte überprüft werden, ob möglicherweise ein 
Zusammenhang zwischen dem Niveau der Persönlichen Notfallvorsorge in einer 
Gemeinde und ihrer Bedrohungssituation festgestellt werden kann.

4.4.3.2	 Ansprache der Gemeinden

Insgesamt wurden 15 Gemeinden telefonisch angefragt. Als erste Ansprechpart-
ner dienten Bürgermeister, Mitarbeiter der Verwaltung und Verantwortliche 
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der Feuerwehr. Zum Teil erfolgte die Kontaktaufnahme über die Landkreise mit 
der Bitte, geeignete Gemeinden zu benennen. 
Dabei wurden mehrere unterschiedliche Gründe für die Ablehnung der Mitar-
beit aufgeführt. Einige Gemeindevertreter betonten, dass sie mit ihrer täglichen 
Arbeit zu stark eingespannt seien, um sich auf ein weiteres Thema einzulassen. 
Andere hingegen sahen keine Notwendigkeit, die Persönliche Notfallvorsorge zu 
stärken, da sie schon genug Vorkehrungen in diesem Bereich in ihrer Gemeinde 
getroffen hätten und eine weitere Vorsorge nicht notwendig sei. Ergänzend 
führten die kontaktierten Gemeinden und Kreise an, dass man der Bevölkerung 
nicht noch mehr zumuten könne. Wiederum andere Gemeindevertreter waren 
der Ansicht, dass der Aufbau wenig sinnvoll wäre, da man die Bürgerschaft 
nicht erreichen würde. 
Insgesamt wurde deutlich, dass die Mitwirkung der Gemeinden sehr stark von 
Einzelpersonen abhing: Ist eine zentrale Person in der Gemeinde offen für das 
Thema, können meist weitere Akteure vor Ort gewonnen werden.

Zwei Gemeinden standen schließlich zur Verfügung:  Für die erste Kategorie 
Gemeinde mit Bedrohung konnte die Gemeinde Au am Rhein (Landkreis Rastatt, 
Baden-Württemberg) gewonnen werden, die dauerhaft durch Hochwasserer-
eignisse bedroht ist. Für die zweite Kategorie Gemeinde mit geringer Bedrohung 
konnte die Gemeinde Birkenau (Landkreis Bergstraße, Hessen) zur Mitwirkung 
gewonnen werden.
Die Zusagen dieser zwei Gemeinden für eine Projektteilnahme erfolgte wiede-
rum sehr schnell, unbürokratisch und ohne Vorbehalte. Die ersten Treffen wur-
den nach kurzer Vorbereitungszeit durchgeführt.

4.4.4	 Grundsituation in den zwei Modellgemeinden

4.4.4.1	 Gemeinde Au am Rhein

Die Gemeinde Au am Rhein liegt im Landkreis Rastatt und hat ca. 3.400 Einwoh-
ner. Hartwig Rihm leitet seit 1985 die Geschäfte der Gemeinde. Die Stabilität 
des Bürgermeisters zeigt zugleich die hohe Identifikation der Bevölkerung mit 
den Zielen der Gemeinde und der Rolle des Bürgermeisters als Sprachrohr.
Laut Aussage der Gemeinde lässt sich die Hochwassergefahr in den letzten Jahr-
zehnten nur schwer kontrollieren (vgl. Rihm 2009). Sie ist eine Daueraufgabe 
der gewählten Gemeindevertreter. Nach den Ausbaumaßnahmen des Rheines 
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zwischen 1955 und 1978 mit den Staustufen bis Rastatt-Iffezheim war der 
ursprünglich 200-jährliche Hochwasserschutz nicht mehr gegeben. Durch die 
Vorverlegung der Dämme und den Bau der Staustufen wurde die vorhandene 
Überflutungsfläche um 130 km2 verringert. Das hatte zur Folge, dass die Hoch-
wasserwelle in der Gemeinde früher eintrifft, einen höheren Scheitelabfluss 
aufweist und zu mehr Schäden führt.

Au am Rhein gründete nach dem Ausbau der Staustufen mit anderen Unterlieger-
gemeinden die Interessengemeinschaft Hochwasserschutz der Unterlieger ab der 
Staustufe Iffezheim. Der Bau von Hochwasserrückhaltebecken auf baden-württ-
embergischer Seite des Rheins, das Kulturwehr Kehl-Straßburg, der Polder Alten-
heim und der Sonderbetrieb der Rheinkraftwerke bewirken, dass die Gemeinde 
wieder einen ca. 100-jährlichen Hochwasserschutz erhalten hat (vgl. Rihm 2009). 
Nach Fertigstellung eines weiteren Polders ist in Au am Rhein wieder ein 
125-jährlicher Hochwasserschutz gewährleistet. 

In Au am Rhein wurde bereits vor Initiierung des Runden Tisches überlegt, ob 
alle notwendigen Infrastrukturmaßnahmen zum Hochwasserschutz vorhanden 
sind. Die Verantwortlichen erörterten zum Beispiel, ob es Dammverteidigungs-
wege gibt, damit die Wasserwehr beim Schadensfall ihre Materialien auch an 
die Schadensstelle transportieren kann. Zudem hat die Gemeinde die notwen-
digen Flächen zum Dammbau erworben. Durch die Grundstücksverhandlungen 
wurde das Thema Hochwasserschutz sehr stark in der Bevölkerung verankert. 
Auch im Rahmen der Bauleitplanung werden die Bauherren sehr früh auf mög-
liche Schadensereignisse hingewiesen. Themen der Persönlichen Notfallvorsorge 
wurden der Bevölkerung ebenfalls vermittelt – beispielsweise durch das Aufstel-
len eines Notfallkoffers mit wichtigen Vorräten bei lokalen Veranstaltungen. 

4.4.4.2	 Gemeinde Birkenau

Die Gemeinde Birkenau im Odenwald an der Bergstraße (Hessen) besteht aus 
der Kerngemeinde Birkenau mit umliegenden sieben Ortsteilen, die 2008 insge-
samt ca. 10.000 Einwohner aufwies. Sie liegt im Weschnitztal und wird von der 
Weschnitz durchflossen. Bürgermeister ist seit 2009 Helmut Moor. Birkenau 
besitzt kein offensichtliches Bedrohungspotenzial durch Naturgefahren oder 
technische Einrichtungen, das im Bewusstsein der Bevölkerung verankert sein 
könnte.
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Anfang Oktober 1998 beschloss die Birkenauer Gemeindevertretung einstim-
mig die Aufstellung einer Lokalen Agenda 21. Seitdem arbeiten Bürgerinnen 
und Bürger in thematischen Arbeitsgruppen an Aktionen, um lokal eine nach-
haltige Entwicklung zu realisieren. Der Agendaprozess wird zentral durch eine 
Mitarbeiterin der Verwaltung koordiniert.
Birkenau und der Kreis Bergstraße bringen sich sehr aktiv in den fachlichen 
Austausch und in die Ausbildung der Hilfskräfte im Rettungswesen ein. Bei-
spiele sind:

•	 �Jährliche Weiterbildungen mit in der Regel über 100 Teilnehmern aus dem-
Katastrophenschutz 

•	 Vernetzung der professionellen Rettungskräfte
•	 Großübungen zum Schwerpunktthema Massenanfall von Verletzten

Im November 2009 war die Feuerwehr in Birkenau Gastgeber einer Fachfortbil-
dung mit dem Namen Katastrophenschutz im Dialog. Über 120 Führungskräfte 
und interessierte Einsatzkräfte des Katastrophenschutzes, Rettungsdienstes 
und der Feuerwehr aus den Bundesländern Hessen, Baden-Württemberg und 
Rheinland-Pfalz kamen nach Birkenau, um Neues zum Themenbereich Medi-
zinische Großschadenslagen und Medizinischer Katastrophenschutz zu erfahren. 
Schwerpunkt waren Fachvorträge zum Klimawandel, Auswirkungen eines 
Stromausfalls, Patientenversorgung und die Strukturen der rettungsdienst
lichen Einsatzleitung.
Auch bei der Mobilisierung der Bevölkerung ist Birkenau schon im Vorfeld des 
Runden Tisches aktiv gewesen. Zum Beispiel erstellten lokale Akteure einen 
Seniorenwegweiser, der zahlreiche Informationen über Gefahren und Not-
rufnummern enthielt. Die Freiwillige Feuerwehr fördert den vorbeugenden 
Brandschutz in der Bevölkerung und versucht, die Bewohner eines Gemeinde-
gebiets, das häufiger von der Wasserversorgung abgeschnitten ist, zur Vorsorge 
zu motivieren.

4.4.5	 Durchführung der Runden Tische

4.4.5.1	 Einladung der Teilnehmer

Der Moderator von DIALOGIK kontaktierte telefonisch die Personen vor Ort und 
erläuterte das geplante Vorgehen. Er beschrieb die vorgesehene Zielgruppe. Im 
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gemeinsamen Gespräch wurde dann eine Liste der potenziellen Teilnehmer 
zusammengestellt. In der Regel lebten oder arbeiteten diese Personen im Ort 
und wiesen eine starke lokale Bindung auf.

Für Au am Rhein war der Bürgermeister der alleinige Ansprechpartner für die 
Teilnehmer. In Birkenau übernahmen zwei Personen vor Ort die Koordinierung 
der Kontakte: ein Mitarbeiter aus der Abteilung für Öffentliche Ordnung und ein 
Mitarbeiter der Freiwilligen Feuerwehr. Das Sachgebiet Katastrophenschutz im 
Dezernat Gefahrenabwehr des Kreises Bergstraße unterstützte das Vorgehen.
Die individuellen Interessenten erhielten in beiden Gemeinden ein Einladungs-
schreiben mit einem einseitigen Informationsblatt zum Hintergrund des Pro-
jekts. Die Einladung erfolgte per E-Mail oder postalisch. Einzelne Personen, zum 
Beispiel kommunale Vertreter, wurden jedoch auch telefonisch oder im persön-
lichen Gespräch durch die Gemeinden über den Runden Tisch informiert. 
Tabelle 14 zeigt eine Übersicht der Anzahl der Eingeladenen und der tatsäch-
lichen Teilnehmenden an den Treffen 1 und 2. Trotz kurzfristiger Einladung war 
die Resonanz recht hoch. 

Au am Rhein Birkenau

Anzahl der Eingeladenen 	 15 	 16

Teilnehmer Treffen 1 	 12 	 14

Teilnehmer Treffen 2 	 9 	 8

Tab. 14  Teilnehmer der Runden Tische in Au am Rhein und Birkenau

4.4.5.2	 Ablauf der Untersuchung

DIALOGIK moderierte die jeweils ersten zwei Sitzungen im Oktober und 
November 2009. Jede Sitzung dauerte zwei Stunden. Die Akteure aus beiden 
Gemeinden diskutierten den Nutzen lokaler Netzwerke zur Förderung der Per-
sönlichen Notfallvorsorge sowie mögliche Restriktionen des Konzepts und ent-
warfen eine Vielzahl von Maßnahmen. Sie nannten Argumente für und gegen 
den Aufbau eines Akteursnetzwerkes und dessen Verankerung in den lokalen 
Strukturen.
Beide Gemeinden treffen sich nun regelmäßig, um die Aktionen des Jahres 2010 
im Detail zu planen und kooperativ umzusetzen.
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4.4.5.3	 Strukturierte Darstellung des Verlaufs der Runden Tische

Sowohl in Au am Rhein als auch in Birkenau wurde ein vergleichbarer Ablauf 
gewählt, um die Gemeinden, den Prozess und die Ergebnisse miteinander ver-
gleichen zu können. Dieser Ablauf ist in den folgenden Tabellen 15 und 16 struk-
turiert aufgeführt.

Teileinheiten  
der Sitzung

Diskutierte Themen

Au am Rhein Birkenau

Begrüßung, Ziele und Vor-
stellungsrunde, Thema des 
Runden Tisches

Interesse und Fachkom-
petenz der Teilnehmer am 
Thema, Hintergrund des 
Projekts

Interesse und Fachkom-
petenz der Teilnehmer am 
Thema, Hintergrund des 
Projekts, Hinterfragen der 
Begriffe Persönliche Notfall-
vorsorge und Selbstschutz

Situation in der Gemein-
de: Stand der Persönlichen 
Notfallvorsorge

Brandschutz und Vorsorge, 
Erste Hilfe und Bereitschaft 
zu helfen, Hochwasserschutz 
und bauliche Vorsorge, 
Vorräte, Bürger für Notfälle 
sensibilisieren

Brandschutz und Vorsorge, 
Erste Hilfe und Bereit-
schaft zu helfen, Baulicher 
Selbstschutz und Kritische 
Infrastruktur, Vorräte

Netzwerke und 
Kooperationen, Restriktionen

Genaue Zielgruppen für 
Notfallvorsorge, private 
Netzwerke, persönliches Ge-
spräch, Vereine nutzen, neue 
Ehrenamtliche gewinnen

Für und Wider der Notfallvor-
sorge, Aufwand und Nutzen 
eines Netzwerks, Betroffen-
heit beim Bürger

Ansätze und Maßnahmen Sitzung der Vereinsvorstände, 
kleine, bestehende Aktionen 
nutzen, mit dem Hochwas-
serschutz anfangen

Resonanz auf geplante 
Aktionen erfassen, Materi-
alien verfassen (Presseartikel 
und Szenarien), direkt auf 
den Bürger zugehen

Abschluss des Treffens Beschluss über weitere 
Zusammenarbeit, nächster 
Termin für zweites Treffen

Beschluss über weitere 
Zusammenarbeit, nächster 
Termin für zweites Treffen

Tab. 15  Schematische Darstellung des ersten Runden Tisches
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Teileinheiten  
der Sitzung

Diskutierte Themen

Au am Rhein Birkenau

Begrüßung und Vorstellungs-
runde der neuen Teilnehmer

Ziele und Ablauf des zweiten 
Treffens

Ziele und Ablauf des zweiten 
Treffens

Interesse an Notfallvorsorge 
beim Bürger

Was passierte zwischen den 
Treffen, Erfahrungen der 
Teilnehmer beim Gespräch 
mit Bürgern und Nicht-
Fachleuten

Was passierte zwischen den 
Treffen, Erfahrungen der 
Teilnehmer beim Gespräch 
mit Bürgern und Nicht-
Fachleuten

Fortführung des Punktes 
„Maßnahmen und Aktions-
plan“ aus dem ersten Treffen

Neuartige Aktion:
Tag der Sicherheit
Weitere Aktionen 
Weihnachtsmarkt, Werbung 
für Feuerlöscher und Brand-
melder
Notfallpaket beim Neujahrs
empfang und bei Blutspen-
den, 
Ausstellung des 1950er 
Hochwassers, Ferienspaß 
„Element Wasser“, Vorträge 
und Infoveranstaltungen, 
Serie im Gemeindeanzeiger

Neuartige Aktion:
Simulation eines Autounfalls 
mit Beteiligung der Öffent-
lichkeit
Weitere Aktionen 
Presseartikel über das Netz-
werk in Birkenau verfassen, 
Fälle zum Themenbereich 
Kritische Infrastruktur aufbe-
reiten, Szenarien entwerfen, 
Neues Notfallheft (online 
und Print), Aufkleber 112, 
Resonanz mit Fragebogen 
erfassen, Wasserversorgung 
Herrenwiese

Vereinbarung weiterer 
Zusammenarbeit

Neue Akteure gewinnen, 
persönliches Gespräch als 
permanente Aufgabe jedes 
einzelnen Mitglieds, Treffen 
alle zwei bis drei Monate, 
Termin für das dritte Treffen

Regelmäßige Treffen, Ver-
teilung der Informationen, 
Runder Tisch als Gremium, 
neue Mitglieder, Termin für 
drittes Treffen

Tab. 16  Schematische Darstellung des zweiten Runden Tisches

4.4.6	 Ergebnisse und Beantwortung der Forschungsfragen

4.4.6.1	 Wirkungsweise des Netzwerks: Beispiel Au am Rhein

Seit Beginn des Runden Tisches konnte die Gemeinde Au am Rhein in der Not-
fallvorsorge einige Punkte aus dem Maßnahmenplan umsetzen. Auf dem Weih-
nachtsmarkt 2009 hat das Netzwerk im Rahmen einer Tombola für Rauchmel-
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der und Feuerlöscher geworben und diese mit in die Verlosung aufgenommen.
Noch mehr Breitenwirkung entfaltete die Sensibilisierung für Notfallvorsorge 
beim Neujahrsempfang in Au am Rhein Anfang Januar 2010. Hier waren zwei 
Aktionen geplant:  Zum einen demonstrierte das Deutsche Rote Kreuz (DRK), 
wie viele Gegenstände, Lebensmittel und Utensilien man benötigt, um eine 
Woche autark bei einer Katastrophe zu überleben. Diese Präsentation bewirkte 
großes mediales Interesse. Zum anderen adressierte der Bürgermeister in der 
Ansprache zum Neujahrsempfang das Thema Notfallvorsorge und stellte die 
Arbeit des Runden Tisches bzw. Netzwerkes vor. Die zahlreichen Rückfragen im 
Anschluss der Ansprache zeigten, dass die Bürger sich für Notfallvorsorge inter
essieren. 
Auch wurden Vorbereitungen für den geplanten Tag der Sicherheit begon-
nen: Die Gemeinde hat Gespräche mit der im Ort ansässigen Schule geführt. Sie 
vereinbarten, dass das Thema im Rahmen der Projekttage im Sommer 2010 mit 
den Schülern angegangen wird. Der Schulleiter wird auch zum dritten Treffen 
des Runden Tisches eingeladen.

4.4.6.2	 Forschungsfrage 1: Netzwerke und Vernetzungswille

Ein Vernetzungswille war in beiden Gemeinden von Beginn an sichtbar. 
Das lässt sich zum einem dadurch belegen, dass zu allen Treffen eine hohe Reso-
nanz und Kooperationsbereitschaft der lokalen Akteure gegeben war. Sowohl 
in Au am Rhein als auch in Birkenau kamen allerdings überwiegend Personen 
zusammen, die fachlich schon seit langer Zeit zusammenarbeiten, zum Bei-
spiel aus dem Umfeld der Feuerwehr und der Hilfsorganisationen.
In beiden Gemeinden sind die Strukturen übersichtlich und viele Menschen 
kennen sich privat. Eine Konkurrenzsituation mit Kompetenzstreit der einzel-
nen Akteure im Rettungswesen, wie sie in größeren Städten häufig vorliegt, exi-
stiert in diesen Gemeinden nicht. Beide Gruppen vereinbarten, sich in Zukunft 
regelmäßig zu treffen und Fördermaßnahmen für Persönliche Notfallvorsorge 
vorzubereiten. Zudem sollen jeweils Akteure hinzugezogen werden, die in der 
Gruppe bisher nicht mitwirken, um die Arbeiten möglichst auf verschiedene 
Schultern zu verteilen und eine Breitenwirkung zu erzielen.

Im Zuge der Treffen in den beiden Gemeinden entwickelten die Teilnehmenden 
konkrete Maßnahmen, die auf die Bedürfnisse vor Ort zugeschnitten waren. 
Der Moderator brachte keine Vorschläge zu einer konkreten Umsetzung des 
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Netzwerkaufbaus oder zu konkreten Maßnahmen ein. Auch kamen keine Ideen 
oder Maßnahmen aus Broschüren zum Einsatz. 
Obwohl beide Gemeinden eine Vielzahl aufeinander folgender Aktionen ge
plant haben, sind jedoch zwei Ereignisse besonders hervorzuheben, die ein 
Kristallisationskern der pragmatischen Zusammenarbeit sein werden:  In Au 
am Rhein planen die Mitglieder des Netzwerks einen Tag der Sicherheit. In Birke-
nau wurde die Aktion Simulation eines Autounfalls mit Beteiligung der Öffentlich-
keit ins Leben gerufen: Auf einem Parkplatz wird eine Notsituation mit einem 
Verletzten und einem umgeworfenen Auto simuliert werden.

Die Identifikation der Teilnehmer mit den Maßnahmen ist sehr hoch, so dass 
diese wahrscheinlich auch weitergeführt werden. Ob die Netzwerke Bestand 
haben werden und wie sie sich weiter entwickeln, ist jedoch schwer abzuschät-
zen und wird von dem Engagement einzelner Personen abhängen. Allerdings 
sind die Netzwerke ohne größeren organisatorischen Aufwand zusammenge-
stellt, in die bestehenden Strukturen eingebettet und arbeiten sehr pragma-
tisch. Durch diesen Zuschnitt ist es auch möglich, die Arbeit nach einer län-
geren Pause wieder aufzunehmen.

4.4.6.3	 Forschungsfrage 2: Aktuelle Vorsorgeförderung

Zum Verständnis der zentralen Begriffe kann zunächst Folgendes festgehalten 
werden: Der Begriff Selbstschutz fiel in den Sitzungen häufig, Persönliche Notfall-
vorsorge wurde dagegen weniger benutzt. Dies ist allerdings auch nicht weiter 
verwunderlich, da der Begriff Persönliche Notfallvorsorge neu geschaffen wurde 
und daher bisher nicht besonders stark in Erscheinung getreten ist. Zudem 
stammten viele Teilnehmer der Runden Tische aus dem Thema Notfallvorsorge 
nahestehenden Akteuren, denen der Begriff Selbstschutz geläufiger sein sollte. 
Die Teilnehmenden hinterfragten beide Begriffe nicht und verwendeten sie 
gleichbedeutend.

Das Niveau der Notfallvorsorge in den Gemeinden wird überwiegend als 
schlecht beurteilt. Zwar sind die Bürger zur Brandgefahr gut informiert und 
erwerben auch die mittlerweile recht preiswerten Brandmelder, aber damit 
endet häufig die individuelle Vorbereitung. Feuerlöscher sind in privaten Haus-
halten meist nicht vorhanden. Besonders in Bezug auf Bevorratung und Not-
gepäck hat die Bevölkerung keine Vorsorge getroffen. Die Mitarbeiter des DRK 
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schätzen, dass die Erste-Hilfe-Kenntnisse in der Bevölkerung veraltet sind und 
die meisten Menschen bei einem Unfall nicht adäquat reagieren könnten. 
Au am Rhein hat eine gewisse Sonderstellung, da das Thema Hochwasser im all-
gemeinen Bewusstsein stark verankert ist. Die Menschen dort sind bereit, beim 
Bau der Häuser auf die bestehenden Hochwasserlinien zu achten und teilweise 
sogar auf einen Keller zu verzichten. Das letzte große Hochwasserereignis aus 
den 50er-Jahren verschwindet jedoch allmählich aus dem kollektiven Gedächt-
nis. Viele Bürger glauben, dass es eine Vorwarnzeit von mehreren Tagen gibt, in 
denen sie noch genug Zeit hätten, um Maßnahmen zur ergreifen.

In beiden Gemeinden, intensiver aber in Birkenau, diskutierten die Teilneh-
menden die Erfolgsaussichten einer verstärkten Förderung der Persönlichen 
Notfallvorsorge. Bereits vor den Runden Tischen haben Organisationen des Ret-
tungswesens, kommunale Vertreter und engagierte Bürger auf Gefahren auf-
merksam gemacht, sowohl im persönlichen Gespräch als auch durch öffentlich-
keitswirksame Maßnahmen. Die Resonanz war jedoch bisher gering.
Die Teilnehmer waren einhellig der Meinung, dass die Bürger schlecht auf 
Gefahren vorbereitet sind und das Bewusstsein für Vorsorge erst entwickelt 
werden muss. Zudem stellten sie fest, dass die Verbesserung der Notfallvor-
sorge nur in kleinen Schritten beim Bürger ankommen kann. In Einzelfällen 
können Gespräche zu einer Vorsorge motivieren, beispielsweise zum Kauf eines 
Brandmelders. Erfolge würden aber erst langfristig sichtbar und es könnten nur 
Teilgruppen erreicht werden.

In Birkenau besteht ein großer Nachholbedarf bei den einzelnen Bürgern, sich auf 
Notfälle vorzubereiten. Die Fähigkeit des Einzelnen, sich selbst zu helfen, sei in 
der Regel gering ausgeprägt. Häufig warten die Bürger auf Hilfe, obwohl sie schon 
selbst damit hätten beginnen können, etwas zur Schadensminderung beizutragen. 

Die Teilnehmer kamen auf folgende Ergebnisse in Bezug auf die aktuelle Situa-
tion der Vorsorgeförderung und zukünftige Rahmenbedingungen:

•	 Die Bürger haben wenig Interesse an den Hilfsdiensten; das zeigen die Zahlen 
der Ehrenamtlichen im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung.

•	 Die Bürger haben keine Vorstellungen davon, was alles passieren kann. Es 
bleibt schwierig, die Bürger für eigene Vorsorge zu sensibilisieren, vor allem 
wenn diese Geld kostet.

•	 Die Menschen sind bei Notfällen verwöhnt und erwarten schnelle Hilfe. 
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•	 �Es muss ein fühlbarer Bedarf vorhanden sein. Wenn sich das Thema nicht dauer-
haft im Bewusstsein und in den Medien befindet, ist die Umsetzung schwierig. 

•	 �Der Bedarf für Notfallvorsorge muss in jeder Gemeinde genau abgeschätzt 
werden. Es muss festgelegt werden, wo die Maßnahmen ansetzen sollten.

•	 �Schwierig ist allerdings, die ohnehin stark beanspruchten Ehrenamtlichen 
einer Gemeinde mit einer neuen, weiteren Aufgabe zu betrauen.

4.4.6.4	 Forschungsfrage 3: Ressourcen der Vorsorgeförderung

Für Persönliche Notfallvorsorge wurden in der Vergangenheit zeitliche Ressour-
cen zur Verfügung gestellt. Vor allem im Zusammenhang mit bestimmten 
Aktionen, z. B. der Ausstellung eines Notfallkoffers auf dem Weihnachtsbasar 
(Au am Rhein) oder der Konzeption von Seniorenwegweisern mit Informati-
onen zu Gefahren und Notrufnummern (Birkenau).

Durch den Impuls der Runden Tische und eine Erhöhung der Anzahl der Aktiven 
werden die zeitlichen Ressourcen wesentlich erweitert. Dem Ehrenamt sind 
jedoch Grenzen gesetzt. Bereits jetzt sind alle Ehrenamtlichen in der Gemeinde 
sehr eingespannt. Die Förderung der Persönlichen Notfallvorsorge bedeutet 
Mehrarbeit oder Reduktion anderer Tätigkeiten. Neue Ehrenamtliche zu gewin-
nen, ist nach den Erfahrungen in Au am Rhein und Birkenau schwierig, jedoch 
nicht auszuschließen. 

Beide Gemeinden wollen möglichst wenig neue Strukturen aufbauen. Die Teil-
nehmer der Runden Tische favorisierten das Vorgehen, die Persönliche Notfall-
vorsorge auf viele Personen zu verteilen und möglichst bestehende öffentliche 
Veranstaltungen zu nutzen. Finanzielle Ressourcen (z. B. aus dem kommunalen 
Haushalt) können nicht bereitgestellt werden. Da keine feste Koordinierungs-
stelle in beiden Modellgemeinden etabliert werden soll, fand keine Diskussion 
zu den Ressourcen Räumlichkeiten, Personal, Ausstattung, laufende Kosten 
und Informationsmaterial statt.

4.4.6.5	 Forschungsfrage 4: Akteure der Vorsorgeförderung

In den Gemeinden identifizieren die Teilnehmer der Runden Tische zwei unter-
schiedliche Modelle, bei denen die Implementierung ihrer Meinung nach gut 
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funktioniert: In Au am Rhein unterstützt der Bürgermeister die Förderung der 
Persönlichen Notfallvorsorge vorbehaltlos und setzt sich dafür ein, dass existie-
rende Maßnahmen gebündelt werden. Dies gilt auch für die Fraktionssprecher 
der Parteien. In Au am Rhein sollen vor allem traditionelle Veranstaltungen 
(z. B. der Weihnachtsbasar) genutzt werden, um dort Vorsorgeförderung durch-
zuführen.
Beim Runden Tisch in Birkenau brachten sich insbesondere drei Personen in 
die Vorbereitung der Vorsorgeförderung ein:  Ein Mitarbeiter der Verwaltung 
verankerte das Vorhaben in der Kommune, informierte den Bürgermeister und 
war gleichzeitig Gastgeber. Ein Mitarbeiter des Kreises Bergstraße unterstützte 
das Vorhaben mit Ideen und übernahm einzelne Aufgaben und Maßnahmen. 
Ein Mitarbeiter der Freiwilligen Feuerwehr organisierte zahlreiche Adressen 
und informierte zusätzlich die Akteure vor Ort. Als Ansprechpartner wurde der 
Mitarbeiter aus der Verwaltung benannt, so dass alle Anfragen zentral beant-
wortet werden konnten.

Ohne Beteiligung und Unterstützung der kommunalen Politiker oder der Mitar-
beiter aus der Verwaltung scheint die Förderung der Persönlichen Notfallvorsorge 
schnell ins Leere zu laufen. Die Teilnehmer der Runden Tische gehen davon aus, 
dass die Förderung der Notfallvorsorge in den Händen der organisierten Hilfs-
kräfte liegen sollte. Die jeweiligen Fachkräfte sollten den Kontakt mit den Bür-
gern suchen. Eine Sensibilisierung durch Laien oder zusätzliche ehrenamtlich 
Engagierte wird als eher unwahrscheinlich angesehen.

4.4.6.6	 Forschungsfrage 5: Übertragbarkeit

Die Implementierung eines Netzwerks zur Persönlichen Notfallvorsorge ist für 
zwei Gemeinden erfolgreich gewesen: In Au am Rhein, einer kleinen Gemeinde 
mit rund 3.400 Einwohnern und einer gewissen Bedrohung durch Hochwasser 
sowie in Birkenau, einer größeren Gemeinde mit rund 10.000 Einwohnern und 
ohne die Bedrohung durch ein konkretes Gefahrenszenario.
Aus den Erfahrungen der durchgeführten Projekte in den zwei Modellgemein-
den lässt sich Folgendes schließen:  Das Vorgehen der Runden Tische zur Eta-
blierung eines Fördernetzwerks für Persönliche Notfallvorsorge lässt sich – ent-
sprechend angepasst – vermutlich auch auf Gemeinden mit einer anderen 
Größe übertragen. Zu bedenken ist dabei, dass die Größe einer Gemeinde ein 
wichtiger, aber nicht der entscheidende Faktor für den Erfolg der Vorsorgeför-
derung ist. Andere Faktoren spielen eine mindestens ebenso große Rolle: 
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1.	 Kooperationsbereitschaft zwischen den Akteuren der Organisationen des 
Rettungswesens

2.	Starke lokale Persönlichkeiten, die die Persönliche Notfallvorsorge unterstüt-
zen

3.	Engagierte Personen für die Umsetzung
4.	Fantasie, Offenheit für Neues und unkonventionelle Ideen

Mögliche Probleme bei der Anpassung der Vorsorgeförderung an andere 
Gemeinden ergeben sich aus folgenden Überlegungen: Ist eine Gemeinde deut-
lich kleiner als Au am Rhein, so fehlt möglicherweise die kritische Masse aus 
engagierten Personen für die Umsetzung. Ist die Gemeinde deutlich größer als 
Birkenau, so sind die Strukturen unübersichtlicher und der Konkurrenzdruck 
zwischen den Hilfsorganisationen steigt. Die Ansprache der Bevölkerung wird 
anonymer und die Menschen lassen sich nicht so gut erreichen.

Die Erfahrungen der Runden Tische haben gezeigt, dass ein lokal vorhandenes 
Bedrohungspotenzial, wie in Au am Rhein, den Aufbau eines Netzwerks zur För-
derung der Persönlichen Notfallvorsorge unterstützen kann. In Birkenau besteht 
kein akutes Bedrohungspotenzial und auch dort konnte ein Netzwerk aufge-
baut, mit ausreichend Akteuren versehen und langfristig arbeitsfähig gemacht 
werden. Die Ergebnisse deuten also darauf hin, dass eine bestehende Bedro-
hung nicht zwangsläufig zu einer verbesserten Situation für die Vorsorgeförde-
rung führt. Auch wenn diese exemplarische Untersuchung von zwei Gemein-
den nicht als repräsentativ angesehen werden kann, so liefert sie dennoch einen 
Hinweis auf die Bedeutung der oben skizzierten Faktoren für die Etablierung 
einer erfolgreichen Vorsorgeförderung im Gegensatz zur alleinigen Beachtung 
des Faktors Bedrohungslage.

4.4.6.7	 Forschungsfrage 6: Lokale Koordinierungsstelle

Dieser Aspekt wurde bereits im Zusammenhang mit Forschungsfrage 3 behan-
delt. Grundlegend sehen die Akteure die Einrichtung einer zentralen Koordi-
nierungsstelle als nicht notwendig an. Eine Abstimmung erfolgt im Netzwerk 
selbst. Beide Gemeinden stellen pragmatische und realistische Aktionspläne 
für die Umsetzung einer verstärkten Notfallvorsorge für das gesamte Jahr 2010 
auf. Viele der Aktionen werden von mehreren Personen partnerschaftlich 
umgesetzt. 
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Die Akteure folgen dem Prinzip auf viele Schultern verteilen. Eine Vereinbarung 
zur zukünftigen Zusammenarbeit wurde mündlich zum Schluss der jeweils 
zweiten Treffen getroffen und im Ergebnisprotokoll festgehalten. Wegen des 
offenen und flexiblen Zuschnitts der Netzwerke waren vertragliche oder offizi-
elle Regeln nicht nötig.

Die Vereinbarungen der beiden Netzwerke sind in Tabelle 17 zusammengefasst:

Au am Rhein Birkenau

Die Teilnehmenden wollen wie folgt in Zukunft 
zusammenarbeiten:
Neue Akteure sind herzlich willkommen, um 
den Kreis kontinuierlich zu erweitern.
Jede/jeder der Teilnehmenden sollte im 
persönlichen Gespräch auf Persönliche Not-
fallvorsorge hinweisen und so zur Sensibili-
sierung beitragen.
Themen- und Aufgabenverteilung: Die 
fachlichen Themen sollten bei denen bleiben, 
die die Fachkenntnis besitzen. Die Feuer-
wehr sollte zum Beispiel den Brandschutz 
bearbeiten. Die Vorbereitungen der einzelnen 
Aktionen werden durch die einzelnen Partner 
vorbereitet und koordiniert. Der Arbeitskreis 
bildet dazu das Ideen- und Koordinations-
gremium.
Der Arbeitskreis Persönliche Notfallvorsorge 
setzt seine Arbeit fort und trifft sich regelmä-
ßig etwa alle zwei bis drei Monate, damit die 
Zusammenarbeit stetig und aktiv weiter läuft. 
Der Arbeitskreis dient dazu, die Aktionen 
abzustimmen und zu planen.

Der Arbeitskreis hat vereinbart:
Sich weiter regelmäßig zu treffen, um die 
Kooperation weiterzuführen und die Aktionen 
aufeinander abzustimmen.
Informationen sollen über die Gemeinde-
verwaltung an die Teilnehmenden verteilt 
werden. Die Gemeindeverwaltung bildet 
damit die Schnittstelle des Informations-
austausches. Weitere Ressourcen für die 
geplanten Aktionen werden von allen Teilneh-
mern bei Bedarf und dezentral zur Verfügung 
gestellt.
Die Aktionen werden durch die einzelnen 
Partner vorbereitet und gesteuert. Der 
Arbeitskreis bildet dazu das Ideen-, Koordina-
tions- und Abstimmungsgremium.
Wenn immer möglich, sollen neue Akteure zur 
Mitarbeit im Arbeitskreis und bei einzelnen 
Aktionen gewonnen werden.

Tab. 17  Vereinbarungen der Netzwerke für die zukünftige Zusammenarbeit

4.4.6.8	 Forschungsfrage 7: Akteure als Multiplikatoren

Die Mitglieder der Runden Tische in beiden Gemeinden sahen sich selbst als die 
wichtigsten Multiplikatoren für die Persönliche Notfallvorsorge. Es besteht ein 
persönliches oder berufliches Interesse, das Thema zu verbreiten und darauf 
aufmerksam zu machen. Eine kontinuierliche Sensibilisierung für die Vor-
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bereitung auf Notfälle erfolgt im Kleinen durch das persönliche Zweierge-
spräch. Die Teilnehmer in Au am Rhein und Birkenau tragen mündlich und mit 
Überzeugung die Ideen und Möglichkeiten an die Bürger heran. 
Zudem sind die fachlichen Schwerpunkte logisch vorgegeben: Die Mitarbeiter 
der Feuerwehr sprechen über den Brandschutz, die Mitarbeiter des DRK über 
Unfälle und Erste Hilfe und die Akteure rund um das Element Wasser (Was-
sersportvereine, DLRG) über Gefahren an Flüssen und Seen. Die Teilnehmer 
der Runden Tische haben zwischen den Treffen gezielt Freunde, Kollegen und 
Bekannte angesprochen. Sie machten die Erfahrung, dass man mit den Bür-
gern vor allem über leicht zugängliche Gefahren wie den Brand des Hauses oder 
Hochwasser sprechen kann. Recht unterschiedlich bewerteten die Teilnehmer 
die Möglichkeit, weitere engagierte Personen als Multiplikatoren zu rekrutie-
ren. Über Vereine und Verbände können aktive Ehrenamtliche erreicht wer-
den und es entsteht eine effektive Breitenwirkung. Andere Erfahrungen besa-
gen, dass kaum neue Personen als Ehrenamtliche zur Verbreitung des Themas 
gewonnen werden können.

4.4.6.9	 Weitere Vorschläge für die Vorsorgeförderung

4.4.6.9.1	 Au am Rhein

In Au am Rhein wurden folgende weitere Ideen zur Förderung der Persönlichen 
Notfallvorsorge und zur Multiplikatorengewinnung vorgeschlagen:

•	 Insgesamt möchten die Teilnehmenden alle Zielgruppen in Au am Rhein er-
reichen – von den Kindern über die Erwerbstätigen bis zu den Ruheständ-
lern. Ein erster Schwerpunkt könnte bei der Zielgruppe der Kinder und Ju-
gendlichen liegen, da dort das größte Potenzial vermutet wird.

•	 Die privaten Netzwerke und Freundschaften und das lebendige Vereinsleben 
sind eine gute Basis, um das Thema Persönliche Notfallvorsorge zu transpor-
tieren.

•	 Die bestehenden Vereine könnten ihre aktiven Vereinsmitglieder als Multi-
plikatoren gewinnen. Zum Beispiel verfügt der Kanuverein über 40, das DRK 
über 20 und die Feuerwehr über 50 Mitglieder. Sie alle könnten Notfallvorsor-
ge in den Familien und im Freundeskreis verankern. Hochgerechnet ließen 
sich über die Vereine ein paar Hundert Bürger in Au am Rhein sensibilisieren.

•	 Insgesamt sollten die Maßnahmen auf viele Schultern verteilt werden. Für 
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die Notfallvorsorge braucht die Gemeinde auch weitere engagierte Bürger. 
Die bestehenden Ehrenamtlichen sind bereits jetzt überlastet. Die Teilneh-
menden regen an, über persönliche Gespräche weitere Privatleute zu gewin-
nen. So können die Themen der Vorsorge auch in andere Kreise getragen wer-
den. 

•	 Die Gemeinde dient als Ideengeber und verfügt über aktuelle Informationen. 
Sie kann aber nicht Koordinator oder Träger sein, da keine Ressourcen zur 
Verfügung stehen. Zurzeit ist noch unklar, ob es eine Steuerung und Koordi-
nation in Au am Rhein geben sollte oder nicht. Als Idee wurde genannt, die 
einzelnen Aufgaben zu verteilen und alle sechs Monate ein Treffen zu organi-
sieren, in dem berichtet wird, wie weit die Aktionen gekommen sind.

4.4.6.9.2	 Birkenau

In Birkenau werden als eine mögliche Ebene der Vorsorgeförderung die so 
genannten Fachkreise gesehen, in denen die Organisationen des Rettungswe-
sens, die Verwaltung und die Politik eng kooperieren. Die Fachkreise besitzen 
eine wichtige Koordinierungsfunktion für größere Schadenslagen. Nach Mei-
nung eines Teilnehmers könnten das Vorgehen und die Ergebnisse in Birkenau 
für andere Gemeinden eine Modellfunktion besitzen, auch wenn diese andere 
Charakteristika und Konstellationen in der Notfallvorsorge aufweisen.
Die zweite Ebene der Vorsorgeförderung ist der Bürger. Im direkten Gespräch 
lassen sich Bürger für die Themen der Notfallvorsorge sensibilisieren. Kleinere 
Notlagen können erläutert werden. 

4.4.7	 Gesamtbeurteilung

4.4.7.1	 Allgemeine Beurteilung der Ergebnisse

In den Gemeinden Au am Rhein und Birkenau sind zwei Netzwerke mit 8 bis 16 
lokalen Akteuren entstanden, die die Bürger für die individuelle Vorbereitung 
auf Notfälle sensibilisieren wollen. Das Bedrohungspotenzial für bestehende 
Gefahren spielt für den Erfolg eines Netzwerks nicht die zentrale Rolle. Wich-
tiger ist die Offenheit der Politik und Verwaltung für die Persönliche Notfallvor-
sorge sowie engagierte Akteure und Kreativität. Die Ergebnisse und das Vorge-
hen können vermutlich auch auf andere Gemeinden angepasst werden.
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4.4.7.2	 Faktoren der Netzwerkarbeit

Trotz des positiven Aufbaus eines Netzwerkes in beiden Gemeinden können 
sich im Verlauf der weiteren Zusammenarbeit Bruchstellen oder eine Ermü-
dung des Engagements zeigen. Folgende Faktoren, die zum Teil schon in den 
Diskussionen der ersten Treffen angesprochen wurden, sind nach Meinung 
der Teilnehmer für die lebendige und erfolgreiche Arbeit des Netzwerkes von 
Bedeutung.

4.4.7.2.1	 Faktor 1: Themen stetig anpassen

Betrachtet man die beiden Netzwerke distanziert, so fällt auf, dass sich beide 
ähnliche Ziele gesetzt haben, nämlich die Bevölkerung für die Notfallvorsorge 
zu sensibilisieren. Die Maßnahmen unterscheiden sich dagegen deutlich und 
sind auf die Schwerpunkte und Wünsche der Gemeinde angepasst. Die Akteure 
haben je nach persönlichen Präferenzen, Erfahrungen mit ihren Zielgruppen 
und den örtlichen Gegebenheiten Ideen eingebracht. Die Netzwerke sollten fle-
xibel arbeiten, neue Ideen aufnehmen, nicht realisierte Themen fallen lassen 
oder anpassen, um die Arbeit am Leben zu erhalten.

4.4.7.2.2 	 Faktor 2: Neue Ideen von außen zulassen

Bekommt das Netzwerk keine neuen Impulse von außen, kann die Kreativi-
tät des Netzwerkes irgendwann erschöpft sein. Ein Austausch mit anderen 
Gemeinden ist sicherlich lohnenswert. 

4.4.7.2.3 	 Faktor 3: Mitgliederpool erweitern

Mitgliederwerbung ist ein weiterer, wichtiger Erfolgsfaktor. Beide Netzwerke 
weisen zur Zeit 8 bis 16 Mitglieder auf. Bleibt mit der Zeit die Teilnahme einiger 
Mitglieder aus oder lassen sie sich nicht mehr zur Mitarbeit bewegen, so könnte 
eine kritische Masse unterschritten werden. Die verbleibenden Mitglieder 
werden der Fülle der Aufgaben nicht mehr gewachsen sein. 

4.4.7.2.4 	 Faktor 4: Monitoring etablieren

Eine wichtige, jedoch häufig vernachlässigte Aufgabe ist die Beobachtung der 
Umsetzung und seiner Wirkung. Meist ist es nicht nötig, ein umfangreiches 
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Monitoring heranzuziehen. Eine einfache (kostenlose) Selbsteinschätzung zum 
Abschluss eines jeden Treffens ließe sich etablieren. Auch könnte jede Maß-
nahme von den Mitgliedern bewertet werden. Unter Umständen lassen sich bei 
wiederkehrenden größeren Veranstaltungen Fragebögen einsetzen. Vergleiche 
über die Zeit sind so möglich.
Zu unterscheiden sind zwei Monitoringansätze, die sich auch kombinieren las-
sen. Angegeben sind exemplarische Fragen, die auf die Gegebenheiten in den 
Gemeinden angepasst werden müssen.

Quantitatives Monitoring:
•	 Wie viele Personen hat das Netzwerk erreicht?
•	 Wie viele neue Mitglieder konnte das Netzwerk gewinnen?
•	 Mit wie vielen Personen haben die Mitglieder über Notfallvorsorge gesprochen?
•	 Wie häufig berichtet die Presse über die Notfallvorsorge?
•	 Wie häufig ist eine Presseerklärung aus dem Internet heruntergeladen wor-

den?

Qualitatives Monitoring:
•	 Wie reagieren Personen aus dem Bekanntenkreis, Freunde und Kollegen auf 

das Thema? 
•	 Was halten Personen von außen von der Arbeit als Netzwerk?
•	 Wie berichtet die Presse über die Notfallvorsorge?
•	 Haben die Personen die Themen der Notfallvorsorge verstanden?

Da es sich um Akteure handelt, die sich meist schon gut kennen, ist eine ehr-
liche Auseinandersetzung mit den Erfolgen und Misserfolgen möglich. Die 
Ziele sollten nicht zu hoch gesteckt sein.

4.4.7.3	 �Bedeutung der Ergebnisse für den entwickelten Vorschlag eines Förder
systems

Im Folgenden werden die in Kapitel 3.3 dargestellten Vorschläge zur Vorsorgeför-
derung mit Hilfe der Ergebnisse der Runden Tische überarbeitet und erweitert.
Die Teilnehmer der Runden Tische unterstützen mit ihren Erfahrungen die 
grundlegende Annahme der vorliegenden Studie, dass das Vorsorgeniveau 
der deutschen Bevölkerung als gering einzustufen ist. Lediglich in Bezug auf 
Rauchmelder – also einer Maßnahme aus dem vorbeugenden Brandschutz – 
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kann anscheinend von halbwegs guter Akzeptanz und Umsetzung ausgegangen 
werden. Weiterführende Maßnahmen wie die Ausstattung mit einem Feuer-
löscher, Bevorratung oder Notgepäck werden als sehr ungenügend und Erste-
Hilfe-Kenntnisse als veraltet angesehen. Selbst in der von Hochwasser bedroh-
ten Gemeinde Au am Rhein ist die Resonanz für diese Gefahr nicht umfassend 
ausgeprägt. Hinzu kommt, dass bereits durchgeführte Maßnahmen der Vorsor-
geförderung nur auf geringe Resonanz gestoßen sind.

Die Gemeinde als Förderebene für Notfallvorsorge wird von der Untersuchung 
bestätigt. Dabei wird die Anpassung der Vorsorge und ihrer Förderung an die 
lokalen Bedürfnisse und Gegebenheiten betont. In Bezug auf die Organisation 
der Vorsorgeförderung vor Ort ergeben sich jedoch einige Ergänzungen und 
Modifikationen des bisher vorgeschlagenen Systems. 
In den beiden untersuchten Gemeinden schienen die durch die Methodik der 
Runden Tische angeregten und später institutionalisierten Treffen von loka-
len Akteuren als am besten geeignete Organisationsform der Vorsorgeförde-
rung. Beide Gemeinden wollen möglichst wenige neue Strukturen aufbauen. 
Der Vorteil der recht informellen Treffen ist ihre Flexibilität und der geringe 
Aufwand, der erforderlich ist, um sie abzuhalten. Dies vereinfacht die Bildung 
eines lokalen Trägers zur Förderung der Persönlichen Notfallvorsorge. Gleich-
zeitig wird ein solches Vorgehen kaum Widerstand bei denjenigen Organisati-
onen hervorrufen, die die Schaffung eines Koordinierungszentrums ablehnen. 
Schließlich können Runde Tische auch nach längeren Pausen recht einfach ihre 
Arbeit wieder aufnehmen.

Dennoch soll auch an dem Lösungsvorschlag der Koordinierungszentren fest-
gehalten werden. Die Treffen der oben beschriebenen Art haben neben den 
genannten Vorteilen nämlich den Nachteil, unter Umständen recht flüchtig zu 
sein. Daher sollen sie folgendermaßen in den bestehenden Systemansatz inte-
griert werden:
Runde Tische als Organisationsform zur Koordinierung der lokalen Vorsor-
geförderung sind als Alternative zu einem dauerhaft bestehenden Zentrum 
anzusehen. Damit können Gemeinden je nach ihrer Struktur zwischen unter-
schiedlichen Vorgehensweisen wählen. Die Runden Tische sind vor allem als 
Initialisierung lokaler Aktivitäten im Vorsorgebereich geeignet. Langfristig 
sollte jedoch die Etablierung eines festen Vorsorgezentrums angestrebt werden 
– vor allem auf diesem Weg scheint nach den wissenschaftlichen Erkenntnissen 
eine dauerhafte und wirkungsvolle Förderung realisiert werden zu können.
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Durch die Organisation der Vorsorgeförderung als Runde Tische kam es zu kei-
ner expliziten Überprüfung der Unterstützungsbereitschaft mit den in Kapi-
tel 3.3.2 definierten Ressourcen. Indirekt kann jedoch durch das Abhalten der 
Treffen darauf geschlossen werden, dass – zumindest in dem hier realisierten 
Rahmen – Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt wurden. Weiterhin wurde als 
Ressource Zeit investiert – die weitgehend mit der Ressource Personal des hier 
erarbeiteten Lösungsvorschlags identisch ist. Diesem ehrenamtlichen Engage-
ment sind jedoch laut den Teilnehmern der Runden Tische Grenzen gesetzt, da 
die Förderung der Persönlichen Notfallvorsorge eine Mehrbelastung über das 
bereits bestehende Engagement hinaus bedeutet. Die Aufgaben sollten daher 
auf möglichst viele Personen verteilt und bereits bestehende öffentliche Veran-
staltungen für Fördermaßnahmen genutzt werden. 
Finanziellen Ressourcen vonseiten der Gemeindeverwaltung wurde in der 
hier durchgeführten Untersuchung eine klare Absage erteilt. Diese Aussagen 
lassen daran zweifeln, dass die Gemeinden sich ihrer Verantwortung bewusst 
sind.

Andererseits kann auf Grundlage der Ergebnisse von einem grundlegenden 
Vernetzungswillen innerhalb der Gemeinden ausgegangen werden. Das betrifft 
allerdings vor allem Akteure, die eine fachliche Nähe zum Thema Notfallvorsorge 
aufweisen. Diese zeigten eine hohe Resonanz und Kooperationsbereitschaft. 
Grundlage für die beschriebene Situation ist anscheinend insbesondere eine 
geringe Gemeindegröße, die verstärkte private Kontakte unter den Akteuren 
ermöglicht und Konkurrenzsituationen verhindert. Aber auch in größeren 
Gemeinden ist nicht ausgeschlossen, dass zwischen den Akteuren des Rettungs
wesens Kooperationsbereitschaft besteht oder sich herstellen lässt. 
Neben diesem Faktor ist es für den Aufbau eines lokalen Netzwerkes nach den 
Ergebnissen der Runden Tische zudem entscheidend, dass eine zentrale Persön-
lichkeit aus Politik oder Verwaltung die Vorsorgeförderung unterstützt. Dies 
kann als praxisnahe Ausgestaltung des bereits eingeführten Konzeptes der Mei-
nungsführer gesehen werden. 

Des Weiteren sollte die lokale Vorsorgeförderung sich möglichst flexibel gestal-
ten, stets bereit dafür sein, neue Themen aufzunehmen oder nicht vermittelbare 
oder realisierbare Themen zu streichen. Auch ein Austausch unter Gemeinden 
in Bezug auf Erfolge und Misserfolge scheint sinnvoll. Obwohl im vorliegenden 
Fall vor allem Fachakteure für die Netzwerkarbeit gewonnen werden konnten, 
sollte versucht werden, den Pool an Mitarbeitern ständig zu erweitern und auch 
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auf fachfremde Akteure auszudehnen, um die Vorsorgeförderung langfristig zu 
erhalten.

Dieser letzte Aspekt wurde mehrfach in Bezug auf die Verbreitung von Notfall
vorsorge in der Bevölkerung genannt und korrespondiert mit dem institutions
gebundenen Multiplikatorensystem, das in Kapitel 3.3.4 vorgeschlagen wurde. 
Nach Aussage der Teilnehmer der Runden Tische lässt sich durch den Einbezug 
von Vereinen und Verbänden ein starke Breitenwirkung für dieses Thema erzie-
len. Dabei wird stets auf die Erfahrung verwiesen, dass vor allem persönliche 
Gespräche als wirkungsvolles Mittel der Förderung angesehen werden. Dies unter-
stützt die Ergebnisse und Schlussfolgerungen der vorliegenden Gesamtstudie.
Eine ganzheitliche Ausgestaltung der Förderung der Persönlichen Notfallvor-
sorge nach den in den vorangehenden Kapiteln entwickelten Prinzipien, wie 
sie bereits mehrfach vorgeschlagen wurde, kann auch im Tag der Sicherheit in 
Au am Rhein oder in der öffentlichen Simulation eines Autounfalls in Birkenau 
gesehen werden.
Ob sich die Ergebnisse der Runden Tische in den zwei Modellgemeinden auf 
andere Gemeinden übertragen lassen, kann nicht abschließend geklärt werden. 
Dies wäre Aufgabe eines breit angelegten Feldversuchs. Es erscheint jedoch 
nachvollziehbar, dass nicht allein die Größe einer Gemeinde der entscheidende 
Faktor ist, sondern eine Reihe von zusätzlichen Variablen berücksichtigt und 
genutzt werden muss.

Abschließend kann festgehalten werden, dass die Runden Tische als erfolg-
reiche und gewinnbringende Untersuchung gewertet werden können. Sie konn-
ten sowohl viele Bestandteile des entwickelten Fördersystems unterstützen als 
auch zu dessen Modifikation beitragen. Damit wurde ein weiterer Schritt in 
Richtung einer hohen Realisierbarkeit unternommen. 
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Modells der Förderung 
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Das fünfte Kapitel dient der Überprüfung des Modells der Förderung von Per
sönlicher Notfallvorsorge (M3P). Dazu werden die Hypothesen 4.1 bis 4.6 aus 
Kapitel 4.2.1 mit Methoden der inferentiellen Statistik überprüft. Die Berech-
nungen werden erneut mit dem Programm SPSS (Version 15) durchgeführt. 

Die Ergebnisse des vierten Untersuchungsbereiches der Bevölkerungsbefra-
gung bilden die empirische Grundlage der Modellüberprüfung. Der Untersu-
chungsbereich besteht aus einem ersten Teil, der der Einordnung der Befragten 
in die Vorsorgestadien dient, und einem zweiten Teil, der die soziokognitiven 
Variablen (z. B. Risikowahrnehmung und Ergebniserwartung) misst. 
Im ersten Teil konnten die Befragten als Vorstufe der Stadieneinteilung in Varia
ble V4.1 (mit Frage 4.1) angeben, von welcher der in einer Liste präsentierten 
Gefahren sie sich am meisten bedroht fühlen. Ausgehend von der Antwort 
wurden die Fragen zum Vorsorgeverhalten und damit zur Stadieneinteilung in 
Bezug auf die genannte Gefahr gestellt. Jeder Untersuchungsteilnehmer wurde 
also für eine spezielle Gefahr in die Vorsorgestadien von M3P eingeteilt. Dieses 
Vorgehen ist notwendig, um die Stadien inhaltlich verständlich zu machen. 
Das grundlegende Ziel von M3P ist es jedoch, das Vorsorgeverhalten für alle 
Gefahren zu erklären 115. Ausgehend von diesen theoretischen Vorgaben wur
den alle Befragten unabhängig davon, welche Gefahr sie genannt hatten, in 
einem ersten Schritt zunächst in einer Gruppe zusammengefasst (z. B. Variable 
VS01). Im zweiten Schritt wurde mit Hilfe von Variable V4.1 weiter differen-
ziert, so dass die Einteilung der Untersuchungsteilnehmer jeweils auch für die 
Gefahr durchgeführt wurde, die sie am bedrohlichsten empfanden. 

Die Messung der soziokognitiven Variablen im zweiten Teil beinhaltet aller
dings bereits in der Konzeption einige Limitierungen. Denn obwohl eine Quer-
schnittstudie wie eine Bevölkerungsbefragung in der Forschungspraxis zu Sta-

115	 Dies entspricht der konzeptionellen und definitorischen Ausrichtung der Persönlichen 
Notfallvorsorge.
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dientheorien häufige Anwendung findet (vgl. Sniehotta 2005a: 222), ist sie das 
am wenigsten aussagekräftige Untersuchungsdesign (vgl. Schüz 2007: 8). In der 
hier realisierten Befragung ist jedoch neben der Überprüfung des Modells auch 
die Klärung vieler anderer Fragestellungen von Bedeutung, wie z. B. die Unter-
suchung des Vorsorgeniveaus der deutschen Bevölkerung, so dass das gewählte 
Design insgesamt den größten Erkenntnisgewinn verspricht. Dieses Vorgehen 
zieht jedoch für die soziokognitiven Variablen die Limitierung nach sich, dass 
statt ausgedehnter Itembatterien für ihre Messung lediglich jeweils eine Frage 
zur Verfügung steht. Durch Itembatterien könnten die soziokognitiven Varia-
blen noch präziser erfasst werden.
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5.1	 Guttman-Skala als Ausgangspunkt der Stadieneinteilung

Zur Einteilung der Untersuchungsteilnehmer in die verschiedenen Vorsorge-
stadien wurde eine Guttman-Skala konzipiert. Die Skala besteht aus den Items 
V4.2.1 bis V4.2.4. Jedem dieser Items konnte der Befragte entweder zustim-
men (Code = 1) oder die Aussage ablehnen (Code = 0). Dadurch ergibt sich das 
typische Muster aus Nullen und Einsen für jeden Befragten. 
Weil die latente Dimension, die sich hinter V4.2.1 bis V4.2.4 verbirgt, mit jedem 
zusätzlichen Item stärker ausgeprägt ist, beinhaltet die positive Beantwortung 
eines höheren Items stets die positive Beantwortung aller niedrigeren. Gleich-
zeitig steigt mit jedem Item der Schwierigkeitsgrad der latenten Dimension für 
die befragten Personen. 
Die Forschungsrealität zeigt jedoch, dass alle möglichen Antwortmuster vor-
kommen, auch solche, die den oben beschriebenen Vorgaben nicht entsprechen. 
Daher wird als Erstes die Skalogramm-Analyse durchgeführt, mit der der Repro-
duzierbarkeitsindex CR (Coefficient of Reproducability) errechnet und damit die 
Güte der Guttman-Skala bestimmt wird: Von allen Befragten (N=1.422) nann-
ten 1.197 Personen eine bedrohlichste Gefahr und wurden damit bei der Sta-
dieneinteilung berücksichtigt. Insgesamt wurden bei 108 Personen falsche 
Antwortmuster gefunden, was einem Anteil von 9,02 % an allen Mustern ent-
spricht. Der Reproduzierbarkeitsindex CR liegt bei 0,95 116. Dies lässt auf eine 
brauchbare Guttman-Skala von hoher Güte schließen. Gleichzeitig wird damit 
empirisch gezeigt, dass bei den Skalenwerten der Untersuchungsteilnehmer 
mindestens ordinales Skalenniveau vorliegt (vgl. Diekmann 2007: 273). 

Die Einteilung der Untersuchungsteilnehmer in die Stadien erfolgte anschlie
ßend nach bestimmten Zuordnungsregeln über den Summenscore von V4.2.1 
bis V4.2.4 (s. u.). Dabei ergibt sich die Schwierigkeit, dass bei fehlerhaften Ant-
wortmustern ein Summenscore errechnet wurde, der keinen Bezug zur Stadi-
eneinteilung besitzt. Aus diesem Grund werden die falschen Antwortmuster 

116	 Ausgehend vom Summenscore wurden alle falschen Positionen von Nullen und Einsen 
als Fehler in die Berechnung des Reproduzierbarkeitsindexes aufgenommen.
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ausgesondert und die weiteren Berechnungen nur auf Grundlage zutreffender 
Muster durchgeführt. Bei diesem Vorgehen handelt es sich um ein in der For-
schungspraxis übliches Verfahren:  Aus der Grundstichprobe können die Teil-
stichprobe der nach Guttman Skalierbaren und die Teilstichprobe der Unska-
lierbaren gebildet werden (vgl. Rost 1996: 108). Zusätzlich kann argumentiert 
werden, dass 90,98 % der gültigen Fälle noch in die Analyse einbezogen wer-
den. Deren Anzahl beläuft sich nun auf N=1.083 – denn es werden zusätzlich 
auch diejenigen ausgesondert, die bei mindestens einem Item keine Angabe 
machten oder mit Weiß nicht antworteten.

5.1.1	 Stadieneinteilung über alle Gefahren

Im Folgenden geht es um die Zuordnung der Untersuchungsteilnehmer in 
unterscheidbare Stadien. Dazu wird der Summenscore (Skalenwert) verwen-
det, der in Variable V4.2 als Summe der Items V4.2.1 bis V4.2.4 gebildet wird. 
Der Summenscore entspricht der in Kapitel 5.1 beschriebenen Stadieneintei-
lung über alle Gefahren.

Von M3P wird eine Einteilung in vier Stadien angenommen. Da es jedoch aus 
der Theorie verschiedenste Annahmen in Bezug auf die Anzahl von Stadien gibt 
(vgl. Kapitel 3.1.3), werden auch zwei, drei und fünf Stadien differenziert.
Die Einteilung basiert auf unterschiedlichen Zuordnungsregeln des Summen
scores aus Variable V4.2. Für die vier Stadien des Modells (Variable VS01) lautet 
die Regel (erste Zahl = Summenscore; zweite Zahl = Stadium):  0=1, 1=2, 2=3, 
3=4, 4=4. Es ist zu erkennen, dass das vierte Item mit dem dritten zusammen-
gefasst wird. Dies zeigt bereits die Möglichkeit, alternative Einteilungen vor-
nehmen zu können.
Das in M3P enthaltene prä-kognitive, erste Stadium wird in einigen Modellen 
nicht als eigenständig aufgefasst. Daher wird es in einer alternativen Aufteilung 
mit dem zweiten Stadium kombiniert, so dass ein Modell mit drei Stadien (Vari-
able VS02) und folgender Zuordnungsregel entsteht: 0=1, 1=1, 2=2, 3=3, 4=3.
Aus anderen Untersuchungen gibt es empirische Unterstützung auch für 
die Unterscheidung eines prä- und eines post-intentionalen Stadiums (vgl. 
Scholz 2005:  403). Für diese Aufteilung lautet die Zuordnungsregel (Variable 
VS03): 0=1, 1=1, 2=2, 3=2, 4=2. Geht man von einer Gliederung in ein prä- und 
ein post-aktionales Stadium aus, so kann diese Annahme mit folgender Stadien-
einteilung untersucht werden (VS05): 0=1, 1=1, 2=1, 3=2, 4=2. 
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Schließlich ist es denkbar, dass ein fünftes Stadium mit der weiteren Differen-
zierung des vierten Stadiums von M3P in einmaliges Handeln und permanentes 
Verhalten existiert. Eine entsprechende Aufteilung kann durch folgende Zuord-
nungsregel erreicht werden (VS04): 0=1, 1=2, 2=3, 3=4, 4=5. 

Die Stadieneinteilung über alle Gefahren ist in Tabelle 18 als Übersicht zusam-
mengefasst:

Item 1:
Variable 
V4.2.1

Item 2:
Variable 
V4.2.2

Item 3:
Variable 
V4.2.3

Item 4:
Variable 
V4.2.4

Summen-
score

Stadium

VS01: Einteilung für 4 Stadien über alle Gefahren
0 0 0 0 0 1
1 0 0 0 1 2
1 1 0 0 2 3
1 1 1 0 3 4
1 1 1 1 4 4

VS02: Einteilung für 3 Stadien über alle Gefahren
0 0 0 0 0 1
1 0 0 0 1 1
1 1 0 0 2 2
1 1 1 0 3 3
1 1 1 1 4 3

VS03: Einteilung für 2 Stadien über alle Gefahren [prä- und post-intentional]
0 0 0 0 0 1
1 0 0 0 1 1
1 1 0 0 2 2
1 1 1 0 3 2
1 1 1 1 4 2

VS04: Einteilung für 5 Stadien über alle Gefahren
0 0 0 0 0 1
1 0 0 0 1 2
1 1 0 0 2 3
1 1 1 0 3 4
1 1 1 1 4 5

VS05: Einteilung für 2 Stadien über alle Gefahren [prä- und post-aktional]
0 0 0 0 0 1
1 0 0 0 1 1
1 1 0 0 2 1
1 1 1 0 3 2
1 1 1 1 4 2

Tab. 18  Logik der Stadieneinteilung über alle Gefahren
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5.1.2	 Stadieneinteilung nach den bedrohlichsten Gefahren

Eine grundlegende Annahme ist, dass M3P sich auf jede der Gefahren anwenden 
lässt, die von Persönlicher Notfallvorsorge abgedeckt werden können. Begründet 
werden kann dies damit, dass sich die Struktur von Vorsorgeverhalten häufig 
ähnelt, vergleichbare Hindernisse und Schwierigkeiten überwunden werden 
müssen und für die unterschiedlichsten Gefahren häufig ganz ähnliche Maß-
nahmen ergriffen werden können (vgl. Kapitel 3.1.3.1). 
Dennoch ist dies ein sehr umfassender Anspruch für das Modell. Neben der 
oben beschriebenen Begründung, dass das Gesamtkonzept von Persönlicher 
Notfallvorsorge einem Untersuchungsteilnehmer in der Befragungssituation 
nicht erklärt werden kann, ist ein gesunder Zweifel an der allumfassenden Gül-
tigkeit des Modells der Grund für die Gruppierung der Befragten nach den vor-
gegebenen Gefahren. Dadurch lässt sich auch untersuchen, ob das Modell für 
einige Gefahren besser angewendet werden kann als für andere. Es ist beispiels-
weise möglich, die Gefahr Brände für eine Einteilung in vier Stadien (VS01_03) oder 
ABC-Gefahren für eine Einteilung in zwei Stadien (VS05_10) zu analysieren.

Die Aufschlüsselung der fünf in Kapitel 5.1.1 eingeführten Stadieneinteilungen 
(VS01 bis VS05) nach Gefahren wird in Tabelle 19 zusammengefasst:
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Anzahl der 
Stadien

Stadieneinteilung 
über alle Gefahren
[Variable]

Untersuchte  
Gefahren
[in V4.1]

Stadieneinteilung 
nach Gefahren
[Variable]

4 VS01 Brände VS01_03
Unfälle VS01_04
Ausfälle der Versorgung VS01_05
Unwetter VS01_06
Naturkatastrophen VS01_07
Terroranschläge VS01_08
Epidemien VS01_09
ABC-Gefahren VS01_10

3 VS02 Brände VS02_03
Unfälle VS02_04
Ausfälle der Versorgung VS02_05
Unwetter VS02_06
Naturkatastrophen VS02_07
Terroranschläge VS02_08
Epidemien VS02_09
ABC-Gefahren VS02_10

2 VS03 Brände VS03_03
Unfälle VS03_04
Ausfälle der Versorgung VS03_05
Unwetter VS03_06
Naturkatastrophen VS03_07
Terroranschläge VS03_08
Epidemien VS03_09
ABC-Gefahren VS03_10

5 VS04 Brände VS04_03
Unfälle VS04_04
Ausfälle der Versorgung VS04_05
Unwetter VS04_06
Naturkatastrophen VS04_07
Terroranschläge VS04_08
Epidemien VS04_09
ABC-Gefahren VS04_10

2 VS05 Brände VS05_03
Unfälle VS05_04
Ausfälle der Versorgung VS05_05
Unwetter VS05_06
Naturkatastrophen VS05_07
Terroranschläge VS05_08
Epidemien VS05_09
ABC-Gefahren VS05_10

Tab. 19  Aufschlüsselung der Stadieneinteilungen nach Gefahren
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5.2	 Überprüfung der Stadienmodellierung

5.2.1	 Einfluss soziokognitiver Variablen

Im ersten Schritt wird geprüft, ob die Untersuchungsteilnehmer auf Grundlage 
der Ausprägung der untersuchten soziokognitiven Variablen 117 einem Stadium 
zugeordnet werden können. Dies ist deshalb anzunehmen, weil diese Varia-
blen nach den theoretischen Vorgaben bei den einzelnen Stadienübergängen 
unterschiedlich wichtig und damit innerhalb der Stadien unterschiedlich stark 
ausgeprägt sind. Für diese Überprüfung eignet sich die Diskriminanzanalyse, 
mit deren Hilfe die Stadienzuordnung des Modells überprüft werden kann. Die 
Anwendungsvoraussetzungen dieses statistischen Verfahrens sind erfüllt.

Es wurden alle soziokognitiven Variablen zusammen in die Analyse aufge-
nommen. Im Folgenden werden Wilks´ λ , ein Hypothesentest auf Grundlage des 
x 2-Tests und das Klassifizierungsergebnis betrachtet. Der erste Kennwert ist ein 
Maß für die Güte des Modells (je niedriger der Wert, desto höher die Güte). Der 
Hypothesentest überprüft die Annahme, dass es in der Grundgesamtheit keinen 
signifikanten Unterschied zwischen den durchschnittlichen Funktionswerten in 
den einzelnen Fallgruppen gibt. Bei einem p-Wert von unter 0,05 muss diese 
Hypothese verworfen werden – es findet also eine Beurteilung auf einem Signi-
fikanzniveau von 95 % statt. Das Klassifizierungsergebnis schließlich gibt an, 
wie viel Prozent der von der Diskriminanzanalyse vorgenommenen Gruppen-
zuordnung mit der tatsächlichen Gruppenzugehörigkeit übereinstimmen. 

Dieses Verfahren wurde auf alle Stadien-Gefahrenunterteilungen angewendet. 
In Tabelle 20 sind die Ergebnisse aus jedem Bereich aufgeführt. In der Spalte 
Variable ganz links sind die einzelnen Stadieneinteilungen dargestellt, wie sie 

117	 Risikowahrnehmung (V4.3), Ergebniserwartung (V4.4), Kostenerwartung (V4.5), prä-
intentionale Selbstwirksamkeitserwartung (V4.6.1), prä-aktionale Selbstwirksamkeitser-
wartung (V4.6.2), aktionale Selbstwirksamkeitserwartung (V4.6.3) und die selbstregula-
torische Strategie des Planens (V4.7)
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oben beschrieben wurden. Um ihr Verständnis zu erleichtern, nennt die Spalte 
Inhaltliche Zuordnung ganz rechts die Gefahren, für die die Stadieneinteilungen 
gelten.
In der Spalte N wird die Anzahl der Untersuchungsteilnehmer aufgeführt, die 
der jeweiligen Stadieneinteilung zugewiesen werden können. In der rechts 
daran anschließenden Spalte stehen die Diskriminanzfunktionen, die zur Ana-
lyse genutzt wurden. Danach folgen die hier verwendeten Kennwerte Wilks´ λ , 
p-Wert (Signifikanz) und Klassifizierungsergebnis.

Für die Stadieneinteilung in vier Stadien und über alle Gefahren (VS01) ergeben 
sich befriedigende Werte; dennoch können sie nicht voll überzeugen. Die Güte 
der Trennung ist nicht besonders stark; die Unterschiede zwischen den durch-
schnittlichen Funktionswerten 118 in der Grundgesamtheit sind jedoch signifi-
kant. Das Klassifizierungsergebnis von 47,90 % ist fast doppelt so hoch wie ein 
zufälliges Zuordnungsergebnis von 25 % 119. 
Betrachtet man die einzelnen Gefahren unter VS01 gesondert, verbessern sich 
sowohl die Güte des Modells als auch das Klassifizierungsergebnis. Der gute 
Wert für Wilks´ λ bei VS01_05 (Ausfälle der Versorgung) wird durch die geringe 
Fallzahl (N=40) getrübt, die sich augenscheinlich auch auf den p-Wert auswirkt, 
der gerade die Grenze des 95 %-Niveaus überschritten hat. Folgt man jedoch 
ausschließlich der Forderung, die Stichprobe solle doppelt so groß sein wie die 
Anzahl der Merkmalsvariablen (hier also 2 x 7 = 14) (vgl. Backhaus 2008: 233), 
wäre die geringe Fallzahl kein Hindernis für eine Interpretation. Dennoch soll 
das Ergebnis von VS01_05 nur unter Vorbehalt berücksichtigt werden.
Bei der Betrachtung der übrigen Ergebnisse unter VS02, VS03, VS04 und VS05 
fallen keine wesentlichen Verbesserungen auf (vgl. Tabelle 20):  Die Verringe-
rung auf drei Stadien (VS02) erhöht die Verlässlichkeit des Klassifizierungser-
gebnisses. Darunter leidet allerdings die Güte der Diskriminanzfunktionen. 
Dies kann auch in Bezug auf die beiden unterschiedlichen Einteilungen in zwei 
Stadien (VS03 und VS05) beobachtet werden:  Die Klassifizierungsergebnisse 
verbessern sich, die Werte von Wilks´ λ verschlechtern sich (d. h. sie steigen).

118	 Vom Statistikprogramm wird eine Diskriminanzfunktion geschätzt (vgl. Brosius 
2008: 634 ff.): Mit dieser lassen sich Funktionswerte für jeden Untersuchungsteilnehmer 
berechnen. Über die Funktionswerte kann dann die Gruppen- bzw. Stadienzugehörigkeit 
überprüft werden. 

119	 Der Prozentwert 25 % bezieht sich auf eine Verteilung auf vier Stadien (Gruppen) bei Ver-
nachlässigung unterschiedlicher Gruppengrößen.
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Die umgekehrte Tendenz ist bei einer Aufteilung in fünf Stadien (VS04) zu erken-
nen. Dennoch erreicht die Klassifizierung an einer Stelle (VS04_03) sogar mehr 
zutreffende Gruppenzuordnungen (65 %) als für dieselbe Gefahr bei VS01; an 
einer anderen Stelle liegt sie nicht sehr weit darunter (VS04_7: 48,0 %). Wirk-
liche Verbesserungen der Kennwerte lassen sich aber weder durch eine Reduk-
tion noch eine Vermehrung der Stadien erreichen. 

Als Zwischenergebnis kann festgehalten werden:  Es zeigt sich, dass die sozio-
kognitiven Variablen einen Einfluss auf die Stadieneinteilung ausüben, auch 
wenn dieser nicht vollständig überzeugen kann. Daraus kann eine Annahme 
von Hypothese 4.1 120 abgeleitet werden. Gleichzeitig muss aufgrund der Ergeb-
nisse nicht von den bisherigen Modellannahmen von M3P abgewichen werden. 
Darüber hinaus erzielt das Modell besonders gute Ergebnisse bei bestimmten 
Gefahren. Dazu gehören Brände, Ausfälle der Versorgung und Naturkata
strophen. Hypothese 4.1 gilt daher wahrscheinlich besonders in Bezug auf diese 
potenziellen Schadensereignisse. Es lässt sich die Vermutung formulieren, dass 
es sich bei den genannten Gefahren um solche handelt, bei denen eine ganze 
Bandbreite von Vorsorgemaßnahmen existiert und diese verhältnismäßig ein-
fach realisiert werden können. 

5.2.2	 Ergänzender Einfluss soziodemografischer Variablen

Um weitere Hinweise darüber zu erhalten, ob erstens die untersuchten sozio-
demografischen Variablen 121 einen ergänzenden Einfluss auf die Stadienein-
teilung ausüben und zweitens von welcher Anzahl von Stadien auszugehen 
ist, wurde zusätzlich eine ordinale logistische Regressionsanalyse durchgeführt. 
Dieses Vorgehen gründet sich auf das oben nachgewiesene ordinale Skalenni-
veau der Summenscores und damit der Stadieneinteilung. Im Vergleich zur 
multinomialen logistischen Regression verfügen die Hypothesentests der ordi-
nalen logistischen Regression über eine größere Teststärke (vgl. Baltes-Götz 

120	Hypothese 4.1: Die untersuchten soziokognitiven Variablen zeigen einen belegbaren Einfluss 
auf die Einteilung der Untersuchungsteilnehmer in die Stadien des Modells M3P.

121	 Geschlecht (V6.1); Anzahl der Personen im Haushalt (V6.2); wohnhaft im Osten, Westen, 
Norden, Süden Deutschlands (V6.3); Großstadt – Stadt – Land (V6.4); Alter (V6.5); Bil-
dungsstand (V6.6); Einkommen (V6.7); Migrationshintergrund (V6.8); Anzahl von Kin-
dern unter 18 Jahren im Haushalt (V6.9)
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2004: 57). Als Linkfunktion wird Log-Log-Negative gewählt, da niedrige Katego-
rien tendenziell stärker besetzt sind als hohe. 

In die Modellberechnung wurden alle soziokognitiven Variablen als Hauptef-
fekte aufgenommen. Der Einbezug von Wechselwirkungen unter diesen Varia-
blen bringt nur eine minimale Verbesserung, weshalb dieser Effekt nicht weiter 
berücksichtigt wurde. Auch die soziodemografischen Variablen wurden ohne 
ihre Wechselwirkungen einbezogen, um Hypothese 4.2 122 überprüfen zu können. 
Die Variablen mussten allerdings zum Großteil aus der Analyse ausgeschlossen 
werden, da sie immer wieder zu Singularitäten (unendlichen Parametern) in der 
Fisher-Informationsmatrix führten und daher die Brauchbarkeit der Ergebnisse 
beeinträchtigten. So konnten letztlich nur die Variablen Alter (V6.5) als weitere 
Kovariate sowie Geschlecht (V6.1) und Herkunftsgebiet in Deutschland (V6.3) als 
Faktoren berücksichtigt werden. Die Ergebnisse werden in Tabelle 21 dargestellt. 

Tabelle 21 ist ähnlich wie Tabelle 20 aufgebaut: In der ganz linken Spalte Variable 
sind erneut die verschiedenen Stadieneinteilungen aufgeführt. Zur Beurteilung 
des Modells werden die Kennwerte herangezogen – unter anderem der p-Wert 
(Signifikanz der Modells). Er gibt auf einem 95 %-Niveau Auskunft darüber, ob 
zwischen der Gesamtheit der unabhängigen soziokognitiven und soziodemo
grafischen Variablen und der abhängigen Stadienvariablen ein Zusammenhang 
besteht, die Variablen also einen signifikanten (d. h. von 0 verschiedenen) Erklä-
rungsbeitrag für die Einteilung in Stadien liefern. 
Wie gut das Regressionsmodell mit den zugrunde liegenden Daten über-
einstimmt, wird durch die Signifikanz von Pearsons x 2 und der so genannten 
Abweichung 123 wiedergegeben. Da diese Maßzahlen aber sehr sensibel auf leere 
Zellen (Spalte Warnung 1) 124 reagieren (vgl. Brosius 2008: 601), die bei allen Ana-
lysen mehr oder weniger stark vertreten sind, werden die Kennwerte nicht in 
die Interpretation aufgenommen. Dieses Vorgehen ist in der Forschungspraxis 
üblich (vgl. Brosius a. a. O.). 

122	Hypothese 4.2: Die untersuchten soziodemografischen Variablen verstärken die Wirkung der 
soziokognitiven Variablen auf die Stadieneinteilung.

123	In Tabelle 15 wird nur Pearsons Chi-Quadrat exemplarisch aufgeführt.

124	Unter der Überschrift „Warnung 1“ wird die Warnung vor Zellen mit Nullhäufigkeiten 
als prozentualer Anteil an der Gesamtheit aller möglichen Kombinationen aus den Wer-
ten der unabhängigen Variablen aufgeführt. Der als Prozentwert ausgewiesene Anteil 
an allen möglichen Kombinationen kommt in den empirischen Daten nicht vor. (Vgl. 
auch: Brosius 2008: 600)
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Besonderes Augenmerk bei der Beurteilung des Modells wird auf die Pseudo-
R2-Werte Cox & Snell, Nagelkerke und McFadden gelegt sowie auf das Klassifizie-
rungsergebnis. Nach Backhaus (2008:  270) können Pseudo-R2-Werte ab 0,2 als 
akzeptabel, ab 0,4 als gut und ab 0,5 als sehr gut interpretiert werden. Der Wert 
1 kann von Cox & Snell sowie von McFadden praktisch nicht erreicht werden. 
Aus der weiteren Interpretation ausgeschlossen sind Gefahren-Stadien-Eintei
lungen, bei denen Singularitäten in der Fisher-Informationsmatrix auftraten 
(Spalte Warnung 2) sowie die Gefahr Versorgungsausfälle, die zwar hervorra-
gende Werte lieferte, aufgrund der nur wenigen Fälle jedoch keine zuverläs-
sige Interpretation erlaubt. Für diese Ausnahmen wurden keine Klassifizie
rungsergebnisse berechnet.
Die Einteilung in vier Stadien (VS01) verzeichnet eher mittelmäßige Kennwerte, 
in den meisten Fällen jedoch bessere Klassifikationsergebnisse als bei der Dis-
kriminanzanalyse. Einen deutlichen Fortschritt zeigt die Reduzierung auf drei 
Stadien (VS02): Wesentlich mehr Kennwerte steigen bei den einzelnen Gefahren 
auf über 0,2 und 0,3. Auch die Klassifikationsergebnisse verbessern sich stark. 
Das beste Ergebnis zeigt sich – wie auch schon zuvor – in Bezug auf Naturkata-
strophen (VS02_07). Die drei Kennwerte Cox & Snell, Nagelkerke und McFadden 
liegen hier weitgehend im Bereich gut bis sehr gut, das Klassifikationsergebnis 
bei 94,85 %, und das Modell ist hoch signifikant. 
Ein Teil dieser guten Ergebnisse kann auch auf den Einbezug der soziodemogra-
fischen Variablen zurückgeführt werden, die bei den Ergebnissen der Diskrimi-
nanzanalyse noch keine Rolle gespielt haben. Hypothese 4.2 wird daher ange-
nommen, obwohl sich nur leichte Verbesserungen zeigen, die den indirekten 
Einfluss dieser Faktoren betonen. 
Ein Vergleich mit den Werten der beiden Zwei-Stadien-Einteilungen (VS03 und 
VS05) zeigt, dass – bis auf die Gefahr Naturkatastrophen – keine substantiellen 
Verbesserungen erreicht werden, die Argumente für die Wahl dieser Modelle 
liefern würden. Vielmehr scheinen die Einteilungen in zwei Stadien die Kenn-
werte nur künstlich – beispielsweise durch eine leichtere Klassifikation – zu 
erhöhen. Auch fünf Stadien (VS04) sind weder in Bezug auf die Kennwerte noch 
auf die Klassifizierungsergebnisse eine annehmbare Alternative.
Die Ergebnisse deuten darauf hin, dass drei Stadien, nämlich ein prä-intenti-
onales, ein prä-aktionales und ein aktionales, das solideste Resultat in dieser 
Untersuchung bilden. Daher wird Hypothese 4.5 125 zurückgewiesen und die 
Annahme formuliert, dass die ersten beiden Stadien von M3P ein gemeinsames, 

125	 Hypothese 4.5: Es gibt Belege für die Anzahl von vier Stadien.
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prä-intentionales Stadium bilden. Zudem ergeben sich auch in der ordinalen 
Regression starke Unterschiede bei den Kennwerten der einzelnen Gefahren. 
In Bezug auf die Modellanpassung schneiden vor allem Terror, Epidemien und 
ABC-Gefahren über alle Stadieneinteilungen schlecht ab. Auch für die Pseudo-
R2-Werte weisen sie keine akzeptablen Ergebnisse auf. Genau umgekehrt ver-
hält es sich mit Naturkatastrophen, Bränden und Unwettern. 
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5.3	 Überprüfung der Existenz von Stadien

5.3.1	 Grafische Analyse des Verlaufs der soziokognitiven Variablen

Die Einteilung in drei Stadien kann zusätzlich anhand von Grafiken unter-
sucht werden (vgl. Sutton 2000: 166), die die Entwicklung der Mittelwerte der 
untersuchten soziokognitiven Variablen über die Stadien zeigen. Daraus lassen 
sich Hinweise für die Annahme gewinnen, dass man es mit tatsächlichen Sta-
dien und nicht mit so genannten Pseudo-Stadien zu tun hat. Voraussetzung für 
diesen Schluss ist allerdings, dass ein nicht-linearer Verlauf erkennbar ist; im 
Fall von Pseudo-Stadien wäre die Entwicklung weitgehend linear, unterschied-
liche Stadien können dann nicht unterschieden werden. Am deutlichsten wird 
ein nicht-linearer Verlauf für die Stadieneinteilung in Bezug auf die Gefahr 
Naturkatastrophen. Deren Graphen sind exemplarisch im Folgenden dargestellt 
(Abbildungen 29-35): Auf der x-Achse sind die drei Stadien zu finden, auf der 
y-Achse die Mittelwerte der jeweiligen soziokognitiven Variablen. 

Abb. 29  Entwicklung der Variablen Risiko-

wahrnehmung über drei Stadien für die 

Gefahr Naturkatastrophen
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Abb. 30  Entwicklung der Variablen Ergebnis-

erwartung über drei Stadien für die Gefahr 

Naturkatastrophen

Abb. 31  Entwicklung der Variablen Kosten-

erwartungen über drei Stadien für die Gefahr 

Naturkatastrophen

Abb. 32  Entwicklung der Variablen 

prä-intentionale Selbstwirksamkeits-

erwartungen über drei Stadien für die 

Gefahr Naturkatastrophen
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Abb. 33  Entwicklung der Variablen 

prä-aktionale Selbstwirksamkeits-

erwartungen über drei Stadien für die 

Gefahr Naturkatastrophen

Abb. 34  Entwicklung der Variablen aktionale 

Selbstwirksamkeitserwartungen über drei 

Stadien für die Gefahr Naturkatastrophen

Abb. 35  Entwicklung der Variablen Planen 

über drei Stadien für die Gefahr Natur-

katastrophen
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Bei der Variablen Risikowahrnehmung (vgl. Abbildung 29) zeigt sich keine lineare 
Entwicklung über die Stadien: In der prä-intentionalen Phase ist sie vergleichs-
weise gering, steigt recht steil bis zum Höhepunkt im prä-aktionalen Stadium 
und flacht dann wieder ab. Dies entspricht den theoretischen Annahmen: Wenn 
Risikowahrnehmung vor allem für den Übergang vom prä-intentionalen ins 
prä-aktionale Stadium verantwortlich ist, müsste der durchschnittliche Höhe
punkt der Variablen im zweiten Stadium liegen.
Betrachtet man die Ergebniserwartung (vgl. Abbildung 30), so ist diese über die 
ersten beiden Stadien nahezu gleich, wächst dann aber bis ins aktionale Sta-
dium. Ausgehend von den Modellannahmen müsste ein ähnlicher Verlauf wie 
bei der Risikowahrnehmung auftreten. Als Erklärung dieser Abweichung kann 
die Vorstellung dienen, dass vor allem in der aktionalen Phase eine hohe Ergeb-
niserwartung vorhanden sein muss. Diese Überlegungen sind jedoch noch zu 
vage, um M3P entsprechend zu ändern. Es ergeben sich daraus jedoch Ansatz-
punkte für zukünftige Forschung.
Fast spiegelbildlich zur Ergebniserwartung entwickeln sich die Kostenerwar
tungen (vgl. Abbildung 31), die im aktionalen Stadium am schwächsten sind. 
Auch hier wäre ein anderer Verlauf zu erwarten gewesen. Dennoch macht 
es Sinn, dass gerade die Kostenerwartungen im aktionalen Stadium für die 
Handlungsumsetzung am niedrigsten sind. Der Anstieg im zweiten Stadium 
ist jedoch nicht nachvollziehbar. Wie zuvor ergeben sich interessante Ansatz-
punkte für weitere Forschung.
Bei den drei Selbstwirksamkeitsüberzeugungen (vgl. Abbildung 32 bis 34) ist nur 
eine lineare Entwicklung erkennbar: Sie steigen – wenn auch nicht als perfekte 
Gerade – von Stadium zu Stadium weiter an. 
Die Variable Planen (vgl. Abbildung 35) zeigt schließlich wieder eine stadien-
spezifische Entwicklung, die auch aus Sicht der theoretischen Vorüberlegungen 
sinnvoll erscheint:  Nach den Modellannahmen müsste die Variable vor allem 
für den Übergang vom prä-aktionalen zum aktionalen Stadium ihre Wirkung 
entfalten. Daher müsste der höchste durchschnittliche Wert im dritten Sta-
dium vorkommen. Der Verlauf davor ist allerdings nicht direkt nachvollziehbar. 
Für die Gefahr Brände ergeben sich sehr ähnliche Verläufe der soziokognitiven 
Variablen (siehe Anhang 8.10). Die Entwicklung der Mittelwerte in Bezug auf 
die Gefahr Unwetter (siehe Anhang 8.11) deutet zwar auch auf Stadien hin; sie 
ist jedoch unterschiedlich zu den ersten beiden Beispielen. 
Bei den genannten drei grafischen Analysen, die deutlich auf Stadien hinweisen, 
ergeben sich auch die besten Kennwerte bei der analytischen Untersuchung mit 
Hilfe der Diskriminanzanalyse und der ordinalen logistischen Regression. Als 
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Gegenbeispiel sollen die ABC-Gefahren dienen, die bis auf die Variablen Risiko-
wahrnehmung und Planen bei den übrigen soziokognitiven Variablen eher line-
are Anstiege zeigen (siehe Anhang 8.12).
Auch wenn dies nicht unmittelbar belegbar ist, so offenbart sich dennoch bei 
einzelnen Gefahren ein gewisser Zusammenhang zwischen der statistischen 
Modellgüte bei der Einteilung in Vorsorgestadien und der oben gezeigten Ent-
wicklung der Mittelwerte über die Stadien.
Für alle Gefahren zusammengenommen ist ein nicht-linearer Kurvenverlauf nur 
für die Variable Risikowahrnehmung zu erkennen. Alle anderen Variablen stei-
gen oder fallen scheinbar linear.

5.3.2	 Entwicklung der soziokognitiven Variablen über die Stadien

Untermauert wird die Annahme von Stadien durch eine Untersuchung der 
Kurvenanpassung. Diese analysiert die Entwicklung der Werte der sozioko-
gnitiven Variablen über die Stadien (siehe Anhang 8.13). Wird als Ergebnis 
dieser Analyse ein kubischer Entwicklungstrend angezeigt, so kann dies als 
Indiz für die Existenz von Stadien gewertet werden (vgl. Sniehotta 2005a: 226; 
Schüz 2008: 8).
In Bezug auf die Stadieneinteilung über alle Gefahren erreicht in den meisten 
Fällen tatsächlich ein kubischer Trend den höchsten R2-Wert. Ausnahme ist Vari-
able V4.6.3 (Beibehaltungs-Selbstwirksamkeit), bei der der kubische und der 
quadratische Trend denselben R2-Wert erhalten. 
Insgesamt dominiert der kubische Trend in den vorliegenden Ergebnissen die 
Entwicklung der soziokognitiven Variablen in allen Gefahren-Unterteilungen, 
wobei gelegentlich gleich hohe R2-Werte für den quadratischen Trend ausgege-
ben werden. 

5.3.3	 Untersuchung der Stadienübergänge

Die Diskriminanzanalyse bietet die Möglichkeit, Variablen schrittweise in die 
Analyse aufzunehmen, um herauszufinden, welche Variablen den größten 
Beitrag für die Unterscheidung von Gruppen leisten. Auch mit dieser Methode 
kann überprüft werden, ob es sich um tatsächliche Stadien handelt. Dies ist 
dann der Fall, wenn für die Unterscheidung von Stadium 1 und Stadium 2 
andere Variablen ausschlaggebend sind als bei der Unterscheidung von Sta-
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dium 2 und Stadium 3. Wie in Tabelle 22 126 nachvollzogen werden kann, liegt 
dieses Phänomen hier vor, auch wenn kein konkretes Muster erkennbar ist. Es 
zeigt sich jedoch, dass bei den Gefahren, die sich eher schlechter modellieren 
lassen, bei einigen Übergängen in der Diskriminanzanalyse keine soziokogni-
tiven Variablen von Bedeutung sind. 

Übergang
Stadium 1 -> Stadium 2

Übergang
Stadium 2 -> Stadium 3

alle Gefahren V4.6.1 	� [prä-intentionale 
Selbstwirksamkeit]

V4.3 	 [Risikowahrnehmung]
V4.5 	 [Kostenerwartungen]
V4.6.3 	� [Beibehaltungs-

Selbstwirksamkeit]
V4.7 	 [Ausführungsplanen]

V4.4

Brände V4.3 V4.6.3

Unfälle V4.6.3
V4.4 	 [Ergebniserwartung]

V4.4

Versorgungs
ausfälle

V4.3
V4.6.3
V4.4

V4.4
V4.6.2 	� [Ausführungs-

Selbstwirksamkeit]

Unwetter V4.4 –

Naturkatastrophen V4.3 V4.5
V4.4

Terror – –

Epidemien V4.6.3 –

ABC-Gefahren – V4.4
V4.6.2
V4.5
V4.6.1

Tab. 22  Diskriminanzanalyse mit schrittweiser Aufnahme der Variablen, sortiert nach Reihenfolge der 

Aufnahmen – Darstellung je Stadienübergang

Bei der Unterscheidung des ersten und zweiten Stadiums sind vor allem 
Risikowahrnehmung (V4.3), Selbstwirksamkeitserwartungen (V4.6.X) und 

126	Die Reihenfolge der Variablen gibt abnehmend deren Beitrag zur Unterscheidung der 
Gruppen an.
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Ergebniserwartungen (V4.4) von Bedeutung. Dies entspricht im weitesten 
Sinne den theoretischen Annahmen. Dabei taucht besonders auch die Beibehal-
tungs-Selbstwirksamkeit (V4.6.3) immer wieder auf, die an dieser Stelle nach 
den Modellannahmen keine Rolle spielen dürfte. Aufgrund des Verzichtes auf 
Item-Batterien zur Messung dieses Konstruktes kann nicht vollkommen sicher 
davon ausgegangen werden, dass hier eine reine Beibehaltungs-Selbstwirksam-
keit gemessen wurde. In jedem Fall spielt jedoch eine Form der Selbstwirksam-
keit eine wichtige Rolle.
Beim Übergang vom zweiten ins dritte Stadium taucht vor allem die Ergebniser-
wartung als wichtigste Variable auf, neben Selbstwirksamkeitserwartungen 
und Kostenerwartungen. Auch wenn dies so explizit nicht im Modell der Förde-
rung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P) formuliert wird, ist dieses Muster 
nachvollziehbar:  Gerade im Vorfeld einer Handlung würde sich eine Person 
besonders mit Überlegungen zum Ergebnis der eigenen Handlungen und der 
eigenen Handlungsfähigkeit sowie den Kosten des Verhaltens beschäftigen. 
Dagegen verschwindet der Einfluss der Risikowahrnehmung zur Unterschei-
dung der Stadien vollständig, was theoretisch bereits begründet wurde. Ver-
gleichbare Tendenzen waren auch in der grafischen Analyse aufgefallen.

Auf Grundlage der grafischen Analyse, der Kurvenanpassung und der Untersu-
chung der Stadienübergänge kann Hypothese 4.4 127 beurteilt werden. Es gibt 
starke Hinweise darauf, dass es sich bei der Einteilung in drei Stadien nicht um 
Pseudo-Stadien handelt. Hypothese 4.4 wird daher angenommen. 
Gleichzeitig zeigte sich bei der Betrachtung der Stadienübergänge, dass die 
Variable Risikowahrnehmung zwar einen Einfluss auf die Unterscheidung 
der Stadien ausübt, jedoch keine den anderen Variablen überlegene Stellung 
besitzt. Ähnliche Ergebnisse waren bereits in den deskriptiven Analysen (vgl. 
Kapitel 4.2.5.5) aufgefallen. Aus diesem Grund wird auch Hypothese 4.3 128 
angenommen.

127	Hypothese 4.4: Es gibt Belege für die Existenz von Stadien.

128	Hypothese 4.3: Risikowahrnehmung ist im Prozess der Annahme von Vorsorgeverhalten nicht 
die einflussreichste Variable.
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5.4	 Überprüfung der Stadienformel

Eine weitere Annahme des Modells der Förderung von Persönlicher Notfall-
vorsorge (M3P) ist, dass die zentralen soziokognitiven Variablen sowohl einen 
hinderlichen als auch einen förderlichen Einfluss auf das Vorsorgeverhalten 
ausüben können. Die Variablen werden daher entsprechend ihrer Wirkung 
umcodiert, wobei niedrige Ausprägungen negativen Zahlen (-1 und -2) zugeord-
net, die mittlere Ausprägung zu Null und die positiven Ausprägungen zu posi-
tiven Zahlen (1 und 2) umgewandelt werden. Dies gilt für alle Variablen außer 
für Kostenerwartung, bei der die Codierung umgekehrt erfolgt.

Es wurden drei unterschiedliche Anwendungen der Formel überprüft: Zunächst 
wurde der Einfluss der Variablen berechnet, die bei dem nun angenommenen 
Modell mit drei Stadien für den Übergang von Stadium 1 nach Stadium 2 ver-
antwortlich gemacht werden, also Risikowahrnehmung, Ergebniserwartung, 
Kostenerwartung und prä-intentionale Selbstwirksamkeitserwartung. Es wur
den folgende Formelwerte ermittelt: -1,87 in Stadium 1, 0,33 in Stadium 2 und 
0,99 in Stadium 3. Man erkennt eine durchschnittliche Entwicklung dieser Vari-
ablen von einem negativen bzw. hinderlichen Einfluss hin zu einem positiven 
bzw. förderlichen Einfluss. Dies entspricht den Annahmen des Modells M3P.
Im zweiten Schritt wurden prä-aktionale Selbstwirksamkeitserwartung und 
Ausführungsplanen überprüft, von denen angenommen wird, dass sie den 
Übergang von Stadium 2 nach Stadium 3 begünstigen. Dabei wurden folgende 
Werte mit Hilfe der Formel berechnet:  -0,98 in Stadium 1, -0,14 in Stadium 2 
und 0,31 in Stadium 3. Wieder ist eine annahmegemäße Entwicklung zu einer 
förderlichen Ausprägung zu erkennen. Der noch negative Wert im zweiten Sta-
dium entspricht der Vorstellung, dass die höchste förderliche Wirkung der Vari-
ablen erst im dritten Stadium auftritt.
Abschließend wurde auch die Entwicklung der aktionalen Selbstwirksamkeits-
erwartung analysiert, die nach den Modellannahmen für das Aufrechterhalten 
des Vorsorgeverhaltens entscheidend ist. Auch hier stimmen die Werte mit den 
Vorhersagen überein:  -0,80 in Stadium 1, -0,03 in Stadium 2 und 0,27 in Sta-
dium 3. 



Empirische Untersuchung der Realisierung von Maßnahmen zur Erhöhung der Selbstschutzfähigkeit  |  Band 15

332

Es zeigt sich, dass die im Modell getroffenen Annahmen zutreffen: Vom ersten 
bis zum dritten Stadium nehmen die soziokognitiven Variablen im Durch-
schnitt eine positive, d. h. förderliche, Ausprägung an. Damit wird Hypothese 
4.6 129 angenommen.

129	Hypothese 4.6: Die Anwendung der Modellformel auf die Daten der Untersuchung zeigt eine 
Steigerung des förderlichen Einflusses der Variablen vom ersten bis zum letzten Stadium.
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5.5	 Anpassung des Modells an die Forschungsergebnisse

Insgesamt wurden ausreichende Hinweise dafür gefunden, dass wesentliche 
Komponenten des Modells der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge 
(M3P) empirisch nachvollzogen werden können:  Ein grundlegender Einfluss 
der soziokognitiven Variablen auf die Stadieneinteilung wurde gezeigt, auch 
wenn dieser anscheinend nicht universell gültig ist. Dies kann unter Umstän-
den auf den Verzicht von Itembatterien bei der Messung der Variablen zurück-
geführt werden. Darüber hinaus wurde nur eine Auswahl aller möglichen 
Einflussfaktoren untersucht. Die Stärke der Absicht oder der Erfolg einer ersten 
Handlung konnten in diesem Forschungsdesign beispielsweise nicht gemessen 
werden.

Die Variablen, die für die Unterscheidung von Stadien herangezogen werden 
können, deuten zwar auf die Existenz von Stadien hin, sind jedoch schlecht 
interpretierbar. Sie stimmen nur ansatzweise mit den theoretischen Annah-
men überein. Die gewonnenen Ergebnisse weisen keine sinnvollen Muster auf, 
so dass sie bei der Überarbeitung des Modells nicht berücksichtigt werden sol-
len. Für diesen Bereich müsste noch weitere Forschung durchgeführt werden.
Mit den soziodemografischen Variablen konnte die Modellanpassung nur leicht 
verbessert werden. Das geringe Ausmaß der Verbesserung ergibt sich allem 
Anschein nach aus dem indirekten Einfluss dieser Faktoren. 

Grundlegend kann das Modell M3P in seinem Anspruch, jegliches Vorsorgever-
halten im Sinne der Persönlichen Notfallvorsorge erklären zu können, als befrie-
digend bewertet werden. Differenziert man nach Gefahren, so offenbaren sich 
starke Unterschiede: Besonders gut bildet M3P die Entwicklung des Vorsorge-
verhaltens in Bezug auf Gefahren ab, für die es eine ganze Reihe von Maßnah-
men gibt und die ansatzweise beherrschbar erscheinen. Vorsorgeverhalten in 
Bezug auf andere Gefahren, die nahezu unbeherrschbar anmuten oder für die 
nicht viele Vorsorgemaßnahmen existieren bzw. diese besonders schwierig 
umzusetzen und teuer sind, lässt sich mit dem Modell weniger gut abbilden.
Insgesamt sind die Ergebnisse für diese erste Untersuchung von M3P vielver-
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sprechend. Dies liegt unter anderem auch an dem Umstand, dass drei unter-
schiedliche Analysen zumindest für verschiedene Gefahren starke Hinweise auf 
die Existenz von Stadien bei der Entwicklung des Vorsorgeverhaltens liefern. 
An dieser Stelle ist jedoch eine Modifikation notwendig: Die Forschungsergeb-
nisse legen nahe, dass es sich eher um drei Stadien als um vier handelt. Das 
überarbeitete Modell ist in Abbildung 36 dargestellt. Trotz der Tatsache, dass 
die ersten beiden Stadien auf Grundlage der Ergebnisse kombiniert werden, 
bietet es sich weiter konzeptionell an, zu Beginn des Entwicklungsprozesses 
mit Informationen über die Notwendigkeit für Vorsorge und massenmedialen 
Maßnahmen zu arbeiten (Variable Wissen als Auslöser der weiteren Bewer-
tungsprozesse).

Ähnlich wie HAPA soll M3P vor allem Fördermaßnahmen und zukünftige For
schung anregen und nicht als starres Modell verstanden werden. Als wissen-
schaftliche und pragmatische Grundlage der Förderung von Persönlicher Not-
fallvorsorge scheint es in jedem Fall geeignet zu sein.
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Abb. 36  Modifizierte Version des Modells der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P) 
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6.1	 Zielsetzung und Vorgehen

Dieses Kapitel integriert die Ergebnisse und Erkenntnisse aus den empirischen 
Untersuchungen in das in Kapitel 3.3 entwickelte Fördersystem. Dabei wird 
in abgekürzter Form die gesamte Argumentationsstruktur der vorliegenden 
Studie nachvollzogen. Es soll aber keine Wiederholung bereits hergeleiteter 
Aspekte des Fördersystems stattfinden, sondern vor allem deren Bewertung aus 
Sicht der gewonnenen Erkenntnisse dargestellt werden. Zu diesem Zweck wird 
schrittweise und systematisch vorgegangen, um in komprimierter Form Hand-
lungsempfehlungen formulieren zu können. Diese sollen als Maßnahmenkata-
log und Implementationshilfe für diejenigen lokalen Akteure dienen, die eine 
Vorsorgeförderung initiieren möchten.

Als Problemstellung und damit Anlass der hier beschriebenen Forschung wurde 
die Annahme postuliert, dass die deutsche Bevölkerung nur ein geringes Vor-
sorgeniveau besitzt. Diese Annahme wurde in der Expertenbefragung voll 
unterstützt:  83 % der Untersuchungsteilnehmer teilten diese Ansicht, nur 
4 % nahmen ein gutes Vorsorgeniveau an. Eine detailliertere Sicht auf das Pro-
blem konnte durch die Bevölkerungsbefragung gewonnen werden: Ein Drittel 
der Untersuchungsteilnehmer hatte überhaupt keine Vorsorge getroffen. Die 
Übrigen beschränkten sich weitgehend auf ein bis zwei Maßnahmen – von 
einem ausreichenden, geschweige denn umfassenden Vorsorgeverhalten kann 
nicht ansatzweise gesprochen werden. Obwohl gute bis sehr gute Ergebnisse in 
Bezug auf die Brandschutz- und vor allem Erste-Hilfe-Ausbildung in der Bevöl-
kerung ermittelt wurden, bestehen aufgrund des im Durchschnitt sehr großen 
zeitlichen Abstands zum letzten Lehrgang erhebliche Zweifel an diesem formal 
hohen Ausbildungsstand. Alle zuvor genannten Tendenzen wurden zusätzlich 
von den Teilnehmern der Runden Tische im Zuge der Untersuchung lokaler För-
dernetzwerke bestätigt. Als Fazit lässt sich festhalten, dass viele Anhaltspunkte 
für ein geringes Vorsorgeniveau der deutschen Bevölkerung gefunden werden 
konnten. Diese Erkenntnis ist der Ausgangspunkt der vorliegenden Studie, die 
argumentativ und folgerichtig zum Lösungsvorschlag der Förderung der Per-
sönlichen Notfallvorsorge führt.
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6.2	 Handlungsempfehlungen

6.2.1	� Begriffliche Grundlage des Lösungszusammenhangs:  
Persönliche Notfallvorsorge

Das Versagen bisheriger Ansätze der Vorsorgeförderung (Selbstschutzförderung) 
machte es notwendig, das gesamte Thema von Grund auf neu zu entwickeln. 
Als erster Schritt wird hier die Überarbeitung der begrifflichen Grundlage voll-
zogen. Dies beinhaltet Änderungen auf der Zeichenebene – den Austausch des 
Begriffes Selbstschutz durch den Begriff Persönliche Notfallvorsorge (PNV). Par-
allel muss eine erschöpfende und eindeutige Definition der Bedeutungsebene 
geschaffen sowie die Festlegung von Mindeststandards in Bezug auf Ausbil-
dung und Ausstattung vollzogen werden.
Die empirische Untersuchung der Begriffe durch die Bevölkerungsbefragung 
enthüllte eine eindeutige Überlegenheit des Begriffes Persönliche Notfallvorsorge. 
Weiterhin konnten erste Hinweise auf notwendige Ausbildungsinhalte und Aus-
stattungskomponenten durch die Expertenbefragung gewonnen werden. 

Für den Bereich der Begriffsfindung wird folgende Empfehlung abgeleitet: Der 
Begriff Selbstschutz sollte vollständig durch den Begriff Persönliche Notfallvor-
sorge (PNV) ersetzt werden. Weiterhin sollte die in der vorliegenden Studie ent-
wickelte Definition dieses Begriffes die Grundlage des Vorsorgekonzeptes bil
den (vgl. Kapitel 2.1.2.4). Die Untersuchung des Begriffes ist allerdings nicht als 
vollständig abgeschlossen zu betrachten, sondern sollte vor allem im Hinblick 
auf die Ausbildungsinhalte und Ausstattungskomponenten fortgesetzt werden 
(vgl. Kapitel 6.3).

6.2.2	 Wissenschaftliche Grundlage des Fördersystems: 
	Das Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P)

Zur Verbesserung der Vorsorgeförderung wurde mit dem Modell der Förde-
rung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P) eine wissenschaftliche Grundlage 
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geschaffen. Diese soll auf der Basis theoretischer und empirischer Erkenntnisse 
eine höhere Wirksamkeit der Maßnahmen ermöglichen. Darüber hinaus gibt 
das Modell dem gesamten Förderprozess eine Struktur und bietet Ansätze zur 
Erfolgsevaluation.
Die weitgehende Bestätigung des Modells hat starke Implikationen für das vor
geschlagene System der Vorsorgeförderung. Zusammen mit dem umfassenden 
Corpus der Vorsorgeforschung unterstützt es die entscheidenden Argumente 
für die große Bedeutung der interpersonalen Kommunikation bei allen Förder
maßnahmen.
Aus den gewonnenen Ergebnissen wird folgende Empfehlung abgeleitet:  Als 
theoretische Grundlage einer modernen Vorsorgeförderung soll das überarbei-
tete Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P) dienen. Wei-
tere empirische Überprüfungen des Modells sollten vorgenommen werden. 

6.2.3	� Ableitung eines ersten Förderprinzips aus der wissenschaftlichen 
Grundlage: Interpersonale Kommunikation

Aus der Verwendung des Modells der Förderung von Persönlicher Notfallvor-
sorge (M3P) als wissenschaftlicher Grundlage der Vorsorgeförderung leitet sich 
direkt der Fokus aller Maßnahmen auf interpersonale Kommunikation ab. Nur 
auf dieser Ebene kann eine ausreichende Wirksamkeit erreicht werden. Dies ist 
aus dem theoretischen Teil dieser Studie und der empirischen Untersuchung 
von M3P ableitbar. Auch die Teilnehmer der Runden Tische unterstützen die 
Bedeutung interpersonaler Kommunikation.
Gleichzeitig ergibt sich die Änderung der Kommunikationsebene fast zwingend 
aus dem Scheitern bisheriger Maßnahmen, wie in der Bevölkerungsbefragung 
dokumentiert werden konnte: Keiner der Untersuchungsteilnehmer gab unge
stützt eine Informationsquelle des BBK an. Zusätzlich ergaben sich Hinweise 
auf eine verschwindend geringe Wirksamkeit der Broschüre Für den Notfall vor-
gesorgt. 

Die Empfehlung, die sich aus diesen Betrachtungen für eine Implementie-
rung ergibt, lautet:  Vorsorgeförderung soll hauptsächlich auf der Ebene der 
interpersonalen Kommunikation organisiert werden. Massenmediale Instru-
mente können ergänzend einbezogen werden.
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6.2.4	� Realisierung eines Fördersystems auf Basis interpersonaler 
Kommunikation: Das Multiplikatorensystem

Legt man den Schwerpunkt aller Fördermaßnahmen auf interpersonale Kom
munikation, so erscheint als Verwirklichung dieses Prinzips ein Multiplikato-
rensystem am besten geeignet:  Nur durch diese Organisationsform lässt sich 
ein direkter und langfristiger Kontakt zur Bevölkerung realisieren. Daraus wie-
derum ergibt sich als Förderebene zwangsläufig die politische Gemeinde (Kom-
mune) in Deutschland. Dieser Aspekt wird weiter unten thematisiert.

Beurteilungen des Lösungsvorschlags Multiplikatorensystem konnten durch 
die Expertenbefragung gewonnen werden: 76 % der Teilnehmer äußerten sich 
positiv zu diesem Ansatz, 19 % bewerteten ihn als schlecht. Positiv wurden 
die hohe Reichweite und hohe Wirksamkeit hervorgehoben. Als Kritik wurde 
geäußert, dass die Multiplikatoren einen Mehrwert zur Motivation erhalten 
müssten. Lösungen für dieses Problem wurden bereits in Kapitel 3.3 im Zusam-
menhang mit Anreizen diskutiert. 
Weiterhin wurde kritisiert, dass die benötigte Anzahl von Multiplikatoren nicht 
rekrutiert werden könnte. Zur besseren Beurteilung dieser Kritik sind weitere 
Untersuchungen – beispielsweise ein Feldversuch – notwendig. Abschließend 
soll auf den Einwand eingegangen werden, durch die Multiplikatoren würden 
Assoziationen mit einem Luftschutzblockwart geweckt:  Solchen Reaktionen 
soll mit dem neuen Begriff und einem modernen Vorsorgekonzept entgegenge
wirkt werden. 

Weitere Rahmenbedingungen des Multiplikatorensystems wurden ebenfalls 
in der Expertenbefragung ermittelt: 61 % der Untersuchungsteilnehmer konn-
ten sich vorstellen, dass Mitglieder der Institution, die sie repräsentieren, das 
System personell unterstützen. Diese Einschätzung wurde vor allem von Orga
nisationen des Katastrophenschutzes geäußert. Die Bundesagentur für Arbeit 
hielt es für möglich, Ein-Euro-Jobber für diese Tätigkeit abzustellen. Über den 
Einsatz von Zivildienstleistenden konnten bisher keine Informationen gewon-
nen werden – sie erscheint jedoch weiterhin als sinnvoll.
Eng verbunden sowohl mit der personellen Gestaltung als auch mit der Größe 
der Gemeinde ist die Frage nach dem Grad der Ausdifferenzierung des Multipli-
katorensystems. Dazu wurden in Kapitel 3.3.4 bereits Vorschläge gemacht. Teil-
nehmer der Expertenbefragung empfahlen eine nicht zu hohe Differenzierung, 
damit der Aufbau überhaupt gewährleistet werden könne. Am sinnvollsten 
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scheint jedoch der Hinweis, dass der Differenzierungsgrad von der Bevölke-
rungsstruktur und den örtlichen Gegebenheiten abhängig gemacht werden 
müsse. Damit scheint dieser Aspekt vor allem in einem Feldversuch geklärt 
werden zu können.

Die Verantwortung für die Ausbildung der Multiplikatoren wurde in der 
Expertenbefragung vor allem dem Staat zugewiesen. Weitere Verantwor-
tung wurde bei der lokalen Wirtschaft und den Organisationen des Katastro
phenschutzes gesehen. Eine Bereitschaft für die Übernahme dieser Aufgabe 
wurde von den Organisationen des Katastrophenschutzes geäußert. Die 
Unterstützung wurde jedoch von der Offenlegung weiterer Rahmendaten 
abhängig gemacht  – wie den entstehenden Kosten und dem Zeitaufwand. 
Zudem wurde die Nutzung des Internets angeregt. Einer Kooperation mit 
Unfallkassen und Berufsgenossenschaften in Sachen Multiplikatorenausbil-
dung wurde vom entsprechenden Experten nur eine geringe Chance einge-
räumt.
Die Überprüfung des Unterstützungspotenzials der Bevölkerung für das Multi-
plikatorensystem ergab zunächst Hinweise darauf, dass von dieser Seite kaum 
mit Mitwirkungsbereitschaft zu rechnen ist. Dieser Aspekt müsste jedoch einer 
weiteren Überprüfung unterzogen werden.

Abschließend soll darauf hingewiesen werden, dass insbesondere das hier 
beschriebene Multiplikatorensystem in der Lage ist, unterschiedlichste Ziel-
gruppen differenziert anzusprechen. Zielgruppen bilden sich nicht nur durch 
soziodemografische Faktoren, wie Alter, Bildung, Geschlecht, Einkommen 
und Migrationshintergrund. Zielgruppen können auch in Bezug auf den 
Gesundheitszustand, das aktuelle Vorsorgeniveau oder den Grad der Ableh-
nung von Vorsorge definiert werden. Durch Kombination dieser Faktoren 
wird es möglich, auf unterschiedlichste Bedürfnisse und Probleme gezielt 
einzugehen. Dabei sollten auch die Ergebnisse zu den Wahrnehmungsstruk-
turen über bestimmte Gefahren berücksichtigt werden, wie sie aus Untersu-
chungsbereich 4 der Bevölkerungsbefragung (vgl. Kapitel 4.2.5.5) gewonnen 
werden konnten.
Aus der Untersuchung lokaler Fördernetzwerke mittels Runder Tische kann 
zudem geschlossen werden, dass insbesondere die Verbreitung der Persön-
lichen Notfallvorsorge (PNV) über Vereine und Verbände als vielversprechend 
angesehen wird.
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Als Empfehlung wird Folgendes festgehalten: Das Fördersystem auf der Basis 
interpersonaler Kommunikation sollte durch ein Multiplikatorensystem reali
siert werden. Den geäußerten Einwänden gegenüber dieser Maßnahme kann 
mit bereits entwickelten Lösungsvorschlägen sowie weiterer Forschung begeg
net werden. 

6.2.5	 Ergänzung der interpersonalen Kommunikation:  
Massenmedien als Multiplikatoren

Besonders zu Beginn des Prozesses der Vorsorgeförderung, also in Bezug auf 
die Verbreitung grundlegender Information, eignen sich massenmediale Ins
trumente als Ergänzung des bisher beschriebenen Systems. An erster Stelle 
steht nach den Ergebnissen der Bevölkerungsbefragung das Internet:  76 % 
der Untersuchungsteilnehmer nannten dieses Medium als erste Wahl bei der 
Suche nach Vorsorgeinformationen. Daraus kann abgeleitet werden, dass sich 
das Internet sowohl für allgemeine Informationen als auch für Teile der Vorsor-
geausbildung (z. B. E-Learning oder Blended Learning) anbietet. Darüber hinaus 
wurden Medien allgemein, wie Fernsehen, Zeitungen, Bücher und Radio, von 
den Befragten als Informationsquelle genannt. Das Medium Broschüre ran-
gierte dabei auf dem letzten Platz.
Der in der Expertenbefragung unternommene Versuch, die Medien als Partner 
eines Systems der Vorsorgeförderung zu gewinnen, brachte aufgrund fehlender 
Teilnahme dieser gesellschaftlichen Akteure keine Ergebnisse. Dieser Aspekt 
muss folglich weiter erforscht werden.

Die Empfehlung in Bezug auf massenmediale Förderinstrumente ist eindeu-
tig:  Zu einem ganzheitlichen System der Vorsorgeförderung gehören ergän-
zende Maßnahmen auf der massenmedialen Kommunikationsebene. Dabei 
sind die in der Studie gewonnenen Erkenntnisse und aufgedeckten Probleme 
zu berücksichtigen und zusätzliche Untersuchungen durchzuführen.

6.2.6 	 Ableitung einer räumlichen Förderebene aus der bisherigen 
Argumentationsfolge: Die politische Gemeinde

Als räumlich-organisatorische Ebene eignen sich nur die politischen Gemein
den (Kommunen) oder ihre Teileinheiten zur Implementierung eines interper
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sonalen Multiplikatorensystems. Diese Schlussfolgerung ergibt sich sowohl aus 
den bisherigen Argumentationsschritten als auch aus den Ergebnissen der Run-
den Tische zur Untersuchung lokaler Fördernetzwerke.

Die Empfehlung lautet: Erfolgreiche Vorsorgeförderung ist nur auf der Gemein
deebene möglich. 

6.2.7	 Erster Implementierungsschritt des Systems der 
Vorsorgeförderung: Schaffung eines Trägers der Innovation

Dieser Schritt wird sowohl aus der bisherigen Argumentationskette als auch 
aus der in M3P enthaltenen Diffusionstheorie abgeleitet. 
In der Expertenbefragung wurde die Initiierung der Vorsorgeförderung vor 
allem den Organisationen des Katastrophenschutzes zugesprochen. Auch 
genannt wurden Feuerwehr, Gemeindeverwaltung und Bildungsträger. Indi-
rekt kann aus den Ergebnissen darauf geschlossen werden, dass besonders die 
Organisationen des Katastrophenschutzes und die Feuerwehr sich selbst in der 
Verantwortung sehen.
Das Startkapital für den ersten Implementierungsschritt soll nach Meinung der 
Experten vor allem vom Staat bereitgestellt werden. Genannt wurden in die-
sem Zusammenhang außerdem die lokale Wirtschaft allgemein sowie im Spe-
ziellen Banken und Versicherungen.
Aus den Runden Tischen zur Untersuchung lokaler Fördernetzwerke ergaben 
sich einige alternative Vorschläge. Im Vordergrund stand dabei die Auffas-
sung, dass der Aufbau neuer Strukturen zu aufwendig und schwierig sei. Als 
Alternative stellten sich die recht informellen Treffen der beteiligten Akteure 
– also die Runden Tische selbst – heraus. Im Vordergrund stehen hier Flexi-
bilität und geringer Aufwand, wodurch die Bildung eines lokalen Trägers der 
Vorsorgeförderung wesentlich vereinfacht wird. Die Erfahrungen und Ergeb-
nisse der entsprechenden Untersuchung (vgl. Kapitel 4.4) unterstützen diese 
Annahmen.

Runde Tische als Organisationsform zur Koordinierung der lokalen Vorsorge-
förderung sollen als Alternative zu einem dauerhaft bestehenden Zentrum 
angesehen werden. Damit können Gemeinden oder lokale Akteure je nach den 
vorhandenen Strukturen zwischen unterschiedlichen Vorgehensweisen wäh-
len. Die Runden Tische sind vor allem als Initialisierung lokaler Aktivitäten 
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im Vorsorgebereich geeignet. Langfristig sollte jedoch – falls umsetzbar – die 
Etablierung eines festen Vorsorgezentrums angestrebt werden:  Vor allem auf 
diesem Weg scheint nach den wissenschaftlichen Erkenntnissen eine dauer-
hafte und wirkungsvolle Förderung realisiert werden zu können.

Als Empfehlung wird Folgendes festgehalten:  Als Initiator der lokalen Vor-
sorgeförderung eignen sich so genannte Runde Tische. Je nach Struktur der 
Gemeinde kann diese Organisationsform für die weiteren Förderaktivitäten 
beibehalten werden oder in eine fest institutionalisierte Koordinierungsstelle 
überführt werden.

6.2.8	 Organisation der Vorsorgeförderung:  
Schaffung eines lokalen Koordinierungszentrums

Der Vorschlag, ein lokales Koordinierungszentrum für Vorsorge einzurichten, 
lässt sich sowohl folgerichtig aus der Nutzung der interpersonalen Kommu
nikation und dem sich daraus ergebenden Multiplikatorensystem ableiten als 
auch durch die in Kapitel 3.2.2.3 dargestellte erfolgreiche Förderpraxis. Vor 
allem um die bisher vorgestellten Maßnahmen permanent umsetzen zu kön
nen, bedarf es einer lokalen Koordinierung.
In der Expertenbefragung wurde der Ansatz von 58 % der Befragten als gut bis 
sehr gut bewertet. 25 % beurteilten ihn als schlecht. Positiv hervorgehoben 
wurden die enge Bürgernähe und die Spezialisierung auf die lokalen Probleme. 
Auch eine Anpassung an den Klimawandel könne auf diese Weise vollzogen 
werden. Kritisiert wurde, dass ein solches Koordinierungszentrum zu aufwen
dig und bürokratisch sei und keine Akzeptanz beim Bürger genießen würde. 
Zudem würde die heterogene Struktur der Gemeinden vernachlässigt. Aufklä-
rung darüber, ob diese Probleme wirkliche Hindernisse darstellen, kann nur 
weitere Forschung erbringen. 
Der Kritik, es gäbe keinen Bedarf an einer neuen Institution der Vorsorgeför
derung, da die Feuerwehr diese Aufgabe bereits erfüllen würde, muss wider-
sprochen werden: Zwar könnte die Koordinierung bei der Feuerwehr angesie
delt werden, diese koordiniert jedoch aktuell keine Vorsorgeförderung in dem 
hier gebrauchten Verständnis. Berücksichtigt werden muss zudem der oben 
bereits dargelegte Vorschlag, anstelle eines Koordinierungszentrums die Vor-
sorgeförderung durch die recht informellen Runden Tische zu organisieren.
Die Empfehlung lautet: Zur Koordinierung der Vorsorgeförderung soll ein loka
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les Zentrum geschaffen werden. Als flexible und weniger aufwendige Alterna-
tive eignen sich so genannte Runde Tische, die auch als schnell zu etablierender 
Innovationsträger fungieren können. Weiterhin sind die gewonnenen Erkennt-
nisse und kritischen Anmerkungen der durchgeführten Untersuchungen zu 
berücksichtigen.

6.2.9	 Ressourcen für das Fördersystem: Schaffung lokaler Partnerschaften

Die Ressourcen, die für die Vorsorgeförderung – insbesondere für das Koor
dinierungszentrum – benötigt werden, können aller Voraussicht nach nicht 
vom Staat bereitgestellt werden. Daher wird hier vorgeschlagen, lokale 
Partnerschaften in Anlehnung an Public-Private-Partnerships zu schaffen, die 
zum Fördersystem beitragen können. Dazu gehört auch das Prinzip der Bünde-
lung, also der Zusammenfassung und Kooperation bereits bestehender lokaler 
Initiativen und Aktivitäten auf dem Gebiet der Vorsorge.
Der Vorschlag lokaler Partnerschaften wurde in der Expertenbefragung von 
46 % der Teilnehmer als gut und von 25 % als schlecht bewertet. Positiv her
vorgehoben wurde, dass durch diesen Ansatz eine höhere Identifikation mit 
dem Thema Persönliche Notfallvorsorge zu erwarten sei und eine engere Abstim-
mung der Akteure möglich wäre. Zweifel wurden vor allem an der Kostenneu-
tralität geäußert sowie am Interesse der lokalen Akteure, Partnerschaften zu 
bilden.
Auch wenn in diesem Zusammenhang weitere Forschung notwendig ist, gab 
es dennoch bereits in der Expertenbefragung erste Hinweise darauf, welche 
Akteure Ressourcen beitragen könnten. In Bezug auf die Ressourcen Raum, 
Personal, Büroausstattung, laufende Kosten und Informationsmaterial gab 
es eine Reihe von Angeboten. Diese kamen vor allem von den Organisationen 
des Katastrophenschutzes. Darüber hinaus konnte auf Unterstützung aus der 
Versicherungswirtschaft, der Feuerwehr, einem Verband von Sicherheitsinge
nieuren sowie aus einer Bürgerinitiative geschlossen werden. Weitere Hilfsan-
gebote für die Vorsorgeförderung bezogen sich auf Beratung, Mitarbeit bei der 
Konzeptentwicklung und Ausbildung. 

Mit der Methodik der Runden Tische wurden der Vernetzungswille und die 
Bereitstellungsbereitschaft für Ressourcen untersucht. Dabei zeigte sich, dass 
die oben genannten Ressourcen aufgrund der gewählten Organisationsform 
(Runde Tische) des lokalen Vorsorgeträgers nicht unbedingt benötigt wurden. 
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Indirekt kann darauf geschlossen werden, dass Räumlichkeiten und Personal 
(oftmals als Ressource Zeit bezeichnet) in einem gewissen Umfang zur Verfü-
gung stehen. Hinweise auf zusätzliche finanzielle Hilfen von den Gemeindever-
waltungen gab es nicht. 
In Bezug auf eine Vernetzung lokaler Akteure zeigte sich in der Untersuchung vor 
allem eine Bereitschaft aus dem Pool der Fachakteure und der Gemeindeverwal-
tung. Entscheidend für den Aufbau eines Netzwerkes war das Engagement einer 
zentralen Persönlichkeit, wie des Bürgermeisters. Als weitere Faktoren der Netz-
werkarbeit stellten sich unter anderem heraus, dass flexibel neue Themen auf-
genommen und unvermittelbare fallen gelassen werden sollten sowie ständig 
neue Akteure und Mitarbeiter für die Netzwerkarbeit gesucht werden sollten.

Als Empfehlung wird formuliert: Die bisherigen Erkenntnisse, die aus erfolg-
reichen Praxisbeispielen, der Expertenbefragung und den Runden Tischen 
gewonnen werden konnten, lassen die Bildung lokaler Partnerschaften als recht 
vielversprechend erscheinen, so dass weiterhin an diesem Vorschlag festgehal-
ten werden soll. 

6.2.10	 Voraussetzungen für die Fördertätigkeiten:  
Lokale Risikoanalyse, Vorsorgeausbildung und Vorsorgeausstattung

Der Vorschlag, lokale Risikoanalysen durchzuführen, wurde nicht weiter unter-
sucht, da seine Anwendung sich zwingend aus der lokalen Anpassung eines Vor-
sorgekonzeptes ergibt. Als Empfehlung gilt weiterhin, dass lokale Risikoana
lysen durchgeführt und auf einem aktuellen Stand gehalten werden müssen. 

Es ist zudem unstrittig, dass es eine fundierte Ausbildung in Persönlicher 
Notfallvorsorge geben muss. Dabei ist die Schaffung eines modernen Images 
genauso erforderlich wie die Verdeutlichung der Notwendigkeit und des Nut
zens von Vorsorge. 
Durch die Delphi-Studie konnten bereits erste Mindeststandards in Bezug 
darauf geschaffen werden, was die Bevölkerung unbedingt über Notfallvorsorge 
wissen sollte. Dennoch muss der Forschungsprozess zu diesem Thema fortge-
führt werden. Darüber hinaus sind weitere wichtige Kriterien zu beachten: Es 
sollten nicht zu hohe Anforderungen gestellt und die Ausbildung sollte unbüro-
kratisch durchgeführt werden. 
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Über die Bevölkerungsbefragung konnten zusätzliche Rahmenbedingungen 
definiert werden: Der zeitliche Umfang der Kurse sollte nicht länger als einen 
Tag dauern – ca. 6 bis maximal 8 Stunden (zu je 60 Minuten). Die Kostenvor-
gabe liegt bei maximal 40 Euro und der akzeptable Wiederholungszeitraum 
bei 5 Jahren. Die von den Untersuchungsteilnehmern als selbst durchgeführt 
genannten Vorsorgemaßnahmen könnten zudem als Anknüpfungspunkte 
dienen und den Einstieg in das Thema erleichtern. Auch die Erkenntnis, dass 
das Internet in der Vorsorgeausbildung eine zentrale Rolle spielen sollte, muss 
berücksichtigt werden.

Die Empfehlung plädiert für die Beachtung der gewonnenen Erkenntnisse bei 
der Konzeption einer Vorsorgeausbildung sowie für die Festlegung eines Min
deststandards in Bezug auf die Ausbildungsinhalte. Der Bereich der Vorsor-
geausbildung ist von derart großer Bedeutung, dass er weiterer empirischer 
Überprüfung bedarf.

Eine Bestimmung von Mindeststandards in Bezug auf die Vorsorgeausstattung 
der Bevölkerung erfolgte ebenfalls durch die Delphi-Studie. Nach den Ergeb-
nissen der Bevölkerungsbefragung wiederum sollen die Kosten für die Erstan
schaffung der Ausstattung bei maximal 350 Euro liegen. Dieser Wert ist deut-
lich niedriger als die Kosten von ca. 570 Euro, die entstehen, wenn man sich 
nach den Vorgaben der Broschüre Für den Notfall vorgesorgt ausrüstet.130

Auch ohne empirische Untersuchung ist nachvollziehbar, dass mit einer Redu
zierung der Anschaffungskosten die Wahrscheinlichkeit der Anschaffung steigt. 
Daher sollte über eine Subventionierung nachgedacht werden. Ein Experte aus 
dem Bereich für Brandschutzprodukte signalisierte die Möglichkeit, entsprech
ende Ausrüstung in einem System der Vorsorgeförderung zu vergünstigten 
Konditionen anzubieten. Aussagen über ähnliche Angebote zu weiteren benö
tigten Produkten konnten bislang nicht ermittelt werden. 

Die Empfehlung lautet analog zur Ausbildungsempfehlung: Die gewonnenen 
Ergebnisse sollten in der Konzeption von Ausstattungsempfehlungen berück-
sichtigt werden. Darüber hinaus ist eine weitere Erforschung von Mindeststan-
dards auch in der Vorsorgeausstattung unbedingt notwendig.

130	Der Wert ergibt sich aus den in der Broschüre empfohlenen Ausstattungskomponenten, 
deren Anzahl und Preis. Als Preis wurde das günstigste Produkt gewählt, das auffindbar 
war. Der Zeitpunkt dieser Berechnung ist das erste Quartal 2009.
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6.2.11	 Beurteilung von Verpflichtungen in der Vorsorgeförderung

Das kontroverse Thema der Aufnahme von verpflichtenden Elementen in die 
Vorsorgeförderung war ebenfalls Gegenstand der durchgeführten Untersu
chungen. 
In der Expertenbefragung wurde dieses Prinzip von 62 % der Teilnehmer als 
schlecht bis sehr schlecht beurteilt. Eine Motivation sei nur über Freiwilligkeit 
zu erreichen. Diese Sichtweise ist als eindimensional abzulehnen, genauso wie 
die Anmerkung, dass dieser Ansatz nicht realisierbar sei. Vielfältige Beispiele 
und die in Kapitel 3.2.3.3 dargestellten Argumente zeigen, dass verpflichtende 
Elemente sinnvoll und umsetzbar sind – in welchem Ausmaß und welcher Kon
stellation muss jeweils genauer untersucht werden.
Immerhin 21 % der Experten befanden verpflichtende Bestandteile der Vorsor-
geförderung für gut. Hierbei wurde angemerkt, dass das Thema Notfallvorsorge 
rein freiwillig nicht zu verbreiten sei und nur diejenigen erreicht würden, die 
sich sowieso schon dafür interessieren. Angeregt wurde, wie dies auch bereits 
in Kapitel 3.2.3.3 formuliert worden ist, Verpflichtungen mit Anreizen zu kom-
binieren. Auch eine Kopplung an andere Bereiche, wie den Erwerb bestimmter 
Leistungen oder Produkte, könnte einen Verpflichtungscharakter erzeugen. 
Der Experte der Versicherungswirtschaft hielt jedoch die Kopplung einer Vor-
sorgepflicht an Versicherungsprodukte für nicht durchführbar. Zur Verknü
pfung mit dem Erwerb von Bankprodukten oder dem Erhalt des Führerscheins 
konnten bisher keine Erkenntnisse gewonnen werden. Unstrittig ist jedoch bei 
den Experten die Forderung, Vorsorge in die Erziehung aufzunehmen. Dabei 
sollte mit einer frühzeitigen Heranführung in Kindergärten und Grundschulen 
begonnen und diese Ausbildung später in weiterführenden Schulen und Frei-
zeiteinrichtungen fortgesetzt werden. 
Interessant sind die Ergebnisse der Bevölkerungsbefragung zu diesem The
menkomplex: Über 45 % der Untersuchungsteilnehmer beurteilten Verpflich
tungselemente in der Vorsorgeförderung als positiv oder sehr positiv und nur 
24 % als negativ oder sehr negativ.

Als Empfehlung soll festgehalten werden: Die einseitige Ablehnung jeglicher 
Verpflichtung in der Vorsorgeförderung erscheint als kontraproduktiv – genauso 
wie die alleinige Anwendung dieses Prinzips. In Kombination mit Anreizen, als 
Voraussetzung zum Erlangen von Produkten und Berechtigungen oder als Teil 
der Erziehung in Bildungseinrichtungen kann die Anwendung dieses Ansatzes 
jedoch als wirkungsvoll angesehen werden.
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6.3	 Schlussbetrachtungen und Ausblick

Zusätzlich zu den bisher in Kapitel 6 genannten Lösungsansätzen dürfen die 
darüber hinaus entwickelten Vorschläge nicht vergessen werden, auch wenn 
sie in der vorliegenden Studie nicht explizit untersucht wurden. Dazu zählen:

•	 Partizipation der Bevölkerung
•	 Verantwortungsteilung
•	 Einbezug von Laien
•	 Permanente Förderung
•	 Simulierte Erfahrungen
•	 Etablierung einer Risikokultur

Mit Erwähnung dieser Prinzipien, die in Kapitel 3.2 umfassend beschrieben 
wurden, soll die Studie abgeschlossen werden. 

Dennoch ist weitere Forschung notwendig:  Ein Feldversuch kann als das am 
besten geeignete Forschungsinstrument angesehen werden, das in der Lage ist, 
die Umsetzbarkeit des entwickelten Fördersystems zu bewerten. Die bereits 
durchgeführten und geplanten Untersuchungen dienen der Vorbereitung der 
Feldphase. Diese könnte auch als ein erster Implementierungsschritt aufgefasst 
werden. Ein Feldversuch ist jedoch zum jetzigen Zeitpunkt nicht konkret gep-
lant.

Alles in allem wurden mit der vorliegenden Studie erste wirkungsvolle Schritte 
unternommen, die die Voraussetzung für die Schaffung und Etablierung 
eines hohen Vorsorgeniveaus in der Bevölkerung darstellen. Der weitere For
schungsprozess soll die gewonnenen Erkenntnisse vertiefen und die Grundla-
gen für ihre Implementierung schaffen.
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8.1	� Zusammenfassung der theoretischen Grundlagen für das 
Modell der Förderung von Persönlicher Notfallvorsorge (M3P)

Stadium 1:  
prä-kognitives Stadium

 
Variablen in Stadium 1

PMT Phase 1:
Auslösen der 
Bewertungsprozesse

durch: [vgl. Rogers 1997: 114]
Reize
Angst-Reize

Aus zwei Quellen:
Gespräche (= interpersonale Kommunikation)
Beobachtung (z. B. soziale Vorbilder)

aus der Person selber aufgrund von Erfahrungen oder Per-
sönlichkeitsmerkmalen

Anzeichen für Gefahr: [Kroemker 2002: 107]
Je deutlicher Anzeichen für Gefahr, desto unwahrschein-
licher, dass jemand die Situation als irrelevant empfindet.

PAPM Stadium 1:
Person weiß nichts 
von der Gefahr

Wissen (= Ausgleich des Informationsdefizits)
[vgl. Weinstein 1998: 293, Weinstein 1992: 170;  
Weinstein 2002: 25]

HAPA [keine explizite 
Zuordnung;
Teil der 
Motivationsphase]

DIFF Wissensstadium Wissen über Existenz der Innovation [vgl. Rogers 2003: 162]
[= Existenz der Vorsorgenotwendigkeit und Vorsorge
möglichkeit]

Hinderliche Einflüsse [vgl. Rogers 2003: 164]
kognitive Dissonanz
selektive Wahrnehmung

Es müssen Übereinstimmungen mit eigenen 
Überzeugungen und Bedürfnissen vorhanden sein.

Aber auch: Allein dadurch, dass Kenntnis der Innovation 
erlangt wird, kann ein Bedürfnis entstehen.

Stadium 1 endet mit dem Auslösen einer Auseinandersetzung mit der Vorsorgenotwendigkeit und den 

Vorsorgemöglichkeiten.
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Stadium 2:  
prä-intentionales Stadium

 
Variablen in Stadium 2

PMT Bewertungsprozesse:

Bedrohungsbewertung
Schadenswahrscheinlich-
keit
Schadensausmaß
Bewältigungsbewertung
Bewertung der 
Reaktionswirksamkeit
Bewertung der 
Selbstwirksamkeit
Bewertung der Kosten

[vgl. Neuwirth 200: 722; 
Grothmann 2005a: 3 f.; 
Kroemker 2002: 101 f.; 
Rogers 1997: 115]

[Reihenfolge!]

Bedrohungsbewertung [= Risikowahrnehmung], 
[Angst]
[Werte, Wissen, Persönlichkeit, Situation, soziale 
Gruppenzugehörigkeit]
Reaktionswirksamkeit [= Ergebniserwartung]
Selbstwirksamkeit  
[= Selbstwirksamkeitserwartungen] 
[vgl. Maddux 1983: 470; Bandura 1977: 211ff.]
Kosten [= Kostenerwartungen] [in Bezug auf 
Geld, Zeit, Aufwand, Lusteinbußen; vgl. Kroemker 
2002: 106] [Verzicht auf intrinsische Belohnungen = 
Genuss; und extrinsische Belohnungen = 
Anerkennung von Freunden; soziale Zustimmung; 
vgl. Rogers 1997: 115]

PAPM Stadium 2:
Wissen
ungeklärte Relevanz
keine Beschäftigung mit 
dem Problem
kein Nachdenken über 
Vorsorge

Stadium 3:
Wissen
Persönliche Relevanz
Beschäftigen mit Vorsorge
Nachdenken über Vorsorge

[vgl. Weinstein 1988: 362; 
Weinstein 1998: 293; 
Weinstein 2002: 23]

[Übergang von Stadium 2 nach 3; und von Stadium 3 
nach 4 oder 5]

Risikowahrnehmung [vgl. Sniehotta 2005a: 224]
Ergebniserwartung [vgl. Luszczynska 2003: 95 ff.]
Selbstwirksamkeit [vgl. Luszczynska 2003: 95 ff.]
Erweiterung des Wissens [Weinstein 2002: 21 f.]
Erfahrungen [Weinstein 2002: 21 f.]
Kosten [Geld, Zeit, Aufwand, Vergnügungseinbußen] 
[vgl. Weinstein 1988: 365]

Anmerkungen:
•	 Die Unterscheidung zwischen Stadium 2 und Stadium 3 in PAPM macht nur einen sehr 

geringen Unterschied aus, für den kein eigenes Stadium benötigt wird: In der Darstellung 
von M3P wird dem Rechnung getragen.

•	 Auch Stadium 4 von PAPM wurde nicht berücksichtigt, weil es unsinnig ist, in einer Ab-
folge von Stadien ein Stadium zu definieren, in dem die betreffende Person sich gegen 
Vorsorge entschieden hat. 
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Stadium 2:  
prä-intentionales Stadium

 
Variablen in Stadium 2

HAPA Motivationsphase

[vgl. Schwarzer 1992; 
Schwarzer 1999: 117 f.; 
Scholz 2005: 401; 
auch: Heckhausen 
1987: 118]

[Reihenfolge! Bedeutung steigend; 
vgl. Schwarzer 1992: 234; Scholz 2005: 402]

Risikowahrnehmung [für alle: Schwarzer 1992: 235]
Ergebniserwartung
Selbstwirksamkeitserwartungen

Hinderliche Einflüsse: Soziale Ergebniserwartungen 
[vgl. Schwarzer 1992: 235]
sozialer Druck
Vermeidung von Konflikten und Respektverlust 

Gewichtsverlagerung der Variablen:
durch situativen Kontext und persönliche 
Erfahrungen 
[vgl. Schwarzer 1992: 235]

DIFF Überzeugungsstadium
Entscheidungsstadium 

Informationen, 
die die Innovation und ihre Konsequenzen näher 
beschreiben und beurteilen
[vgl. Rogers 2003: 168 ff.]

Fragen:
Was sind die Auswirkungen?  
[= Ergebniserwartungen, Kosten]
Was sind die Vor- und Nachteile?  
[= Ergebniserwartungen, Kosten]

Handlungsschlüssel [vgl. auch: Schwierigkeiten bei 
der Annahme von Vorsorgeinnovationen] [vgl. Rogers 
2003: 170]
Erfahrungen [z. B. Brand]
Anreize [finanzielle, Anerkennung]

Ausprobieren [ = Ergebniserwartungen, Selbstwirk-
samkeitserwartungen] 
Demonstration [= Ergebniserwartungen, Selbstwirk-
samkeitserwartungen]

Stadium 2 endet mit der Bildung einer Entscheidung.
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Stadium 3:  
prä-aktionales Stadium Variablen in Stadium 3

PMT [Intention sagt Verhalten 
voraus] 
[= hohe Schutzmotivation]

[vgl. Orbell 1998: 164; 
Rogers 1997: 116; Neuwirth 
2000: 723; Prentice-Dunn 
1986: 155]

[Menschen mit Absicht 
werden wahrscheinlicher 
Verhalten aufnehmen als 
Menschen ohne Absicht; 
vgl. Schüz 2007: 3]

Intention [Absicht] [= erfolgreicher Abschluss des 
vorherigen Stadiums]

PAPM Stadium 5:
Wissen
persönliche Relevanz
Beschäftigung
Entscheidung für Vorsorge

[vgl. Weinstein 1992: 170; 
Weinstein 1998: 293; 
Weinstein 2002: 24]

[wie zuvor] [besonders aber: wahrgenommene 
Kosten]

Situative Faktoren: [vgl. Weinstein 1992: 179]
Verfügbarkeit von Vorsorgematerialien
detaillierte Anleitung durch andere

Erfolgreicher Abschluss des vorherigen Stadiums 
[vgl. Schwarzer 2001: 50]
[d. h. Bildung einer Absicht]

HAPA
prä-aktionale Phase [vgl. 
Scholz 2005: 402]

[Lücke zwischen Absicht 
und Handeln] 

Selbstregulatorische Strategien:
Planen [= Übersetzen der Absicht in detaillierte 
Anweisungen]
[vgl. Schwarzer 2007: 164; Schüz 2007: 35; Sniehotta 
2005b: 575; Luszczynska 2003: 105; Gollwitzer 
2006: 109; Ziegelmann 2006: 159]
Ausführungsplanen [Beginnen, Ausführen]
[Bewältigungsplanen [Hindernisse überwinden]]
Handlungskontrolle [vgl. Scholz 2006: 80]

prä-aktionale Selbstwirksamkeit  
[Handlungsselbstwirksamkeit]
[vgl. Luszczynska & Schwarzer 2003: 97;  
Schwarzer 1999: 121]
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Stadium 3:  
prä-aktionales Stadium Variablen in Stadium 3

DIFF Umsetzungsstadium [bis 
zum Beginn der Handlung]

[vgl. Rogers 2003: 172]

Funktionswissen
Woher bekomme ich die Innovation? [= Verfügbarkeit]
Wie nutze ich sie? [= Anleitung, Planen]
Wie funktioniert sie? [= Anleitung, Planen]

Mit welchen Umsetzungsschwierigkeiten werde ich 
wahrscheinlich konfrontiert und wie löse ich sie? 
[= Ausführungsplanen, Bewältigungsplanen, 
Handlungsselbstwirksamkeit]

Konzept: Adoptionsrate [vgl. Rogers 2003] 
[mit den positiven Faktoren der Adoptionsrate lassen 
sich Hindernisse überwinden]
relativer Vorteil 
[Kosten bzw. positive Umkehrung, Anreize, 
Handlungsschlüssel]
Übertragbarkeit 
[Vermeidung kognitiver Dissonanz, sozialen Drucks, 
Verlust an Achtung, Kosten [Aufwand] usw.]
Komplexität [Kosten [kognitiver Aufwand], 
Selbstwirksamkeit]
Erprobbarkeit
Beobachtbarkeit

Eigenschaften der Innovation  
[vgl. Rogers 2003: 206 ff.]
Art der Innovationsentscheidung
Art der Kommunikationskanäle 
[vgl. Lazarsfeld 1964: 130: verschiedene Kanäle]
Art des sozialen Systems 
Ausmaß der Förderanstrengungen der Multiplikatoren

Stadium 3 endet mit der Umsetzung einer Handlung.
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Stadium 4:  
aktionales Stadium Variablen in Stadium 4

PMT [keine Angaben]

PAPM Stadium 6: mindestens 
einmal gehandelt

Stadium 7: permanentes 
Handeln 
[= Institutionalisierung]

[wie zuvor]

Abschluss des vorherigen Stadiums  
[= erste erfolgreiche Handlung] 
[= Selbstwirksamkeit]

HAPA aktionale Phase

postaktionale Phase

[vgl. Scholz 2005: 402]

Beibehaltungsselbstwirksamkeit  
[Bewältigungsselbstwirksamkeit] 
[vgl. Luszczynska 2004: 102]
Wiederherstellungsselbstwirksamkeit 
[vgl. Schwarzer 2007: 164; Schwarzer 1999: 121]
[für beide: Luszczynska & Rogers 2003: 97]

Meta-kognitive Abschirm- und Durchhaltestrategien 
[vgl. Scholz 2005: 402]

Hinderliche Einflüsse: übermächtige situative 
Faktoren

DIFF Umsetzungsstadium 
[ab der ersten Handlung]
[vgl. Rogers 2003: 172]

Bestätigungsstadium 
[vgl. Rogers 2003: 181 f.]
Verstärkung der 
Entscheidung
Rückgängigmachen 
[Ernüchterung, 
Diskontinuität]

Konzept der Modifikation

[vor allem: Bestätigung] [vgl. Rogers 2003: 181 f.]
Suche nach Verstärkung
Vermeidung kognitiver Dissonanzen
Konzept der Adoptionsrate

Das aktionale Stadium wird hier so verstanden, dass es alle Ausprägungen von Handeln ein-
schließt: Beginnen, Beibehalten, Aufhören, Wiederherstellen.

Stadium 4 wird nicht abgeschlossen, sondern nur beibehalten oder in Richtung Stadium 3 verlassen.
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8.2	 Identifizierte Akteure für die Expertenbefragung

1.	 Kategorie: Staat
a.	 Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-

schutz
b.	 Bundesministerium für Gesundheit
c.	 Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
d.	 Bundesagentur für Arbeit
e.	 Bundesamt für Zivildienst
f.	 Kultusministerkonferenz
g.	 Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr 

Kommunale Spitzenverbände
h.	 Deutscher Städtetag
i.	 Deutscher Städte- und Gemeindebund
j.	 Deutscher Landkreistag 

2.	 Kategorie: Kirchen
a.	 Evangelische Kirche Deutschland
b.	 Katholische Kirche Deutschland (Deutsche Bischofskonferenz)
c.	 Zentralrat der Juden in Deutschland
d.	 Zentralrat der Muslime in Deutschland
e.	 Kommission der Orthodoxen Kirche 

3.	 Kategorie: Wohlfahrtsverbände
a.	 Diakonie
b.	 Caritas
c.	 Arbeiterwohlfahrt
d.	 Paritätischer Wohlfahrtsverband (ohne ASB und DLRG) 
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4.	 Kategorie: Sozialversicherer
a.	 Bundesverband der Unfallkassen
b.	 Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaften
c.	 Bundesverband der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften
d.	 Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Krankenkassen (GKV) 

5.	 Kategorie: Wirtschaft

Versicherer
a.	 Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (ohne VÖV)
b.	 Verband öffentlicher Versicherer (VÖV)
c.	 Verband der privaten Krankenversicherungen
d.	 Münchener Rück
e.	 Swiss Re (München) 

Handel und Industrie
f.	 Hauptverband des Deutschen Einzelhandels
g.	 Bundesverband der Deutschen Industrie
h.	 Deutscher Industrie- und Handelskammertag 

Fachverbände
i.	 Bundesverband freiberuflicher Sicherheitsingenieure und überbetrieb-

licher Dienste
j.	 Verband deutscher Sicherheitsingenieure
k.	 Bundesverband technischer Brandschutz
l.	 Bundesverband Brandschutzfachbetriebe
m.	Bundesverband der Medizintechnologie
n.	 SPECTARIS Fachverband Medizintechnik
o.	 Bundesverband des Schornsteinfegerhandwerks 

	 Banken
p.	 Deutscher Bankenverband 

6.	 Kategorie: Feuerwehr und Brandschutz
a.	 Deutscher Feuerwehrverband
b.	 Vereinigung zur Förderung des Deutschen Brandschutzes 
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7.	 Kategorie: Organisationen des Katastrophenschutzes

a.	 Bundesarbeitsgemeinschaft Erste Hilfe
i.	 Arbeiter-Samariter-Bund [Parität. Wohlfahrtsverband]
ii.	 Deutsches Rotes Kreuz
iii.	 Deutsche Lebensrettungsgesellschaft [Parität. Wohlfahrtsverband]
iv.	 Johanniter Unfall-Hilfe
v.	 Malteser Hilfsdienst 

b.	 Technisches Hilfswerk 

Weitere
c.	 Medizinisches Katastrophen-Hilfswerk Deutschland
d.	 Deutsche Unfallhilfe 

8.	 Kategorie: Bürgerengagement
a.	 Hochwassernotgemeinschaft Rhein
b.	 Deutsche Verkehrswacht
c.	 Katastrophenschutz e. V.  

9.	 Kategorie: Stiftungen
a.	 Björn-Steiger-Stiftung
b.	 Stiftung Umwelt und Schadenvorsorge 

10.	Kategorie: Medien
Verband Deutscher Zeitschriftenverleger
a.	 Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger
b.	 ARD 
c.	 ZDF
d.	 Verband privater Rundfunk und Telekommunikation 

11.	 Kategorie: Parteien
a.	 SPD
b.	 CDU
c.	 CSU
d.	 FDP
e.	 Bündnis 90/Die Grünen
f.	 Linkspartei
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8.3	 Fragebogen der Expertenbefragung

1.	Definition Selbstschutz

	� Für die Realisierung eines Konzepts der Selbstschutzförderung ist es wichtig 
zu klären, welche Inhalte eine Ausbildung im Selbstschutz mindestens ent-
halten sollte. 

	 a.	� Welche Minimalanforderung würden Sie an eine Ausbildung im Selbstschutz 
stellen?

	� Darüber hinaus muss ebenso festgelegt werden, welche Selbstschutzausstat-
tung in einem Haushalt mindestens vorhanden sein sollte.

	 b.	� Welche Minimalanforderung würden Sie an eine Selbstschutzausstattung eines 
Haushalts stellen?

 
2.	Beurteilung Selbstschutzfähigkeit

	 a.	� Wie beurteilen Sie aktuell die Selbstschutzfähigkeit der deutschen Bevölke-
rung? (Bitte kurze Begründung Ihrer Einschätzung.)

	 b.�	Falls Sie der Meinung sind, dass die Selbstschutzfähigkeit der deutschen Bevöl-
kerung verbessert werden muss: Welche Maßnahmen könnten dazu beitragen, 
diesen Zustand zu beheben?

 
3	 Beurteilung System der Selbstschutzförderung

	 a.	� Wie beurteilen Sie allgemein das Vorhaben, in jeder Gemeinde eine zentrale 
Stelle zur Koordinierung der Selbstschutzförderung einzurichten? (Bitte kurze 
Begründung Ihrer Einschätzung.)
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	 b.	� Wie beurteilen Sie darüber hinaus den Vorschlag, dass diese Koordinierungs-
stelle nicht allein von der Gemeindeverwaltung getragen werden soll, sondern 
durch lokale Partnerschaften? (Bitte kurze Begründung Ihrer Einschätzung.)

	 c.	� Wie bewerten Sie die Empfehlung, ein Multiplikatorensystem zur Selbstschutz-
förderung aufzubauen? (Bitte kurze Begründung Ihrer Einschätzung.)

	 d.	� Wie schätzen Sie die Möglichkeit ein, dass Mitglieder Ihrer Institution ehren-
amtlich als Multiplikatoren tätig werden? (Bitte kurze Begründung Ihrer Ein-
schätzung.)

	 e.	  �Wie beurteilen Sie den Gedanken, die Bevölkerung bei fehlender Mitwirkungs-
bereitschaft dazu zu verpflichten, sich von den Multiplikatoren regelmäßig 
(z. B. ein Mal pro Jahr) beraten zu lassen? (Bitte kurze Begründung Ihrer Ein-
schätzung.)

	 f.	� Welche lokal tätigen Institutionen, Organisationen, Verbände, Behörden oder 
Unternehmen sind Ihrer Meinung nach am besten dazu geeignet, sich an einer 
Finanzierung der Ausbildung der Multiplikatoren zu beteiligen? (Bitte kurze 
Begründung Ihrer Einschätzung.)

Die Multiplikatoren können je nach Ausdifferenzierung des Systems in ver-
schiedenen räumlichen Einheiten (z. B. Stadteilen, Vierteln, Straßen, Wohnge-
bäuden) angesiedelt werden. 

	 g.	� Welchen Grad der Ausdifferenzierung halten Sie für ein Multiplikatorensystem 
der Selbstschutzförderung für realistisch? (Bitte kurze Begründung Ihrer Ein-
schätzung.)

Für die Selbstschutzförderung in den Gemeinden ist es notwendig, dass eine 
lokale Institution den ersten Schritt unternimmt, um die Koordinierung des 
Selbstschutzes aufzubauen.

	 h.	�Welche lokal tätigen Institutionen, Organisationen, Verbände, Behörden oder 
Unternehmen sind Ihrer Meinung nach am besten dazu geeignet, den ersten 
Schritt zu unternehmen, um die Selbstschutzförderung aufzubauen? (Bitte 
kurze Begründung Ihrer Einschätzung.)
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Zielsetzung der vorliegenden Untersuchung ist es, für die Gemeindeverwal-
tungen ein Konzept der Selbstschutzförderung zu entwickeln, das für sie voll-
ständig oder weitgehend kostenneutral ist. Dennoch wird in der Aufbauphase 
der Selbstschutzförderung unter Umständen ein gewisses Startkapital benötigt.

	 i.	� Welche lokal tätigen Institutionen, Organisationen, Verbände, Behörden 
oder Unternehmen sind Ihrer Meinung nach am besten dazu geeignet, dieses 
Startkapital oder Teile des Startkapitals zur Verfügung zu stellen? (Bitte kurze 
Begründung Ihrer Einschätzung.)

Ein weiterer Schritt bei der Konzeption eines neuen Systems der Selbstschutz-
förderung ist die Überprüfung der in den Voruntersuchungen gewonnenen 
Erkenntnisse in einem Feldversuch. 

	 j.	� Wären Sie oder Ihre Mitglieder bereit, an einem solchen Feldversuch teilzuneh-
men?

	 k.	� Können Sie zu diesem Zeitpunkt bereits einzelne Mitglieder oder lokale Einrich-
tungen nennen, die sich an einem Feldversuch beteiligen würden?

 
4.	Beurteilung Ressourcen

Soll die lokale Selbstschutzförderung nicht allein von der Gemeindeverwaltung 
getragen werden, ist es notwendig, dass verschiedene andere Institutionen 
Ressourcen zur Verfügung stellen, die von der Koordinierungsstelle für Selbst-
schutzförderung benötigt werden.
Zu den Ressourcen zählen 
•	 Räumlichkeiten
•	 Personal (z. B. in ehrenamtlicher Tätigkeit) 
•	 Ausstattung (z. B. Büromaterialien)
•	 laufende Kosten (z. B. Telefonkosten)
•	 Informationsmaterial (zu Selbstschutz, Vorsorge und Schadenverhütung).

	 a.	� Bitte geben Sie für jede Ressource an, welche lokal tätigen Institutionen, Orga-
nisationen, Verbände, Behörden oder Unternehmen Ihrer Meinung nach am 
besten dazu geeignet sind, sich an der Bereitstellung dieser Ressourcen zu betei-
ligen. (Bitte kurze Begründung Ihrer Einschätzung.)
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	 b.	� Wie beurteilen Sie für jede der Ressourcen die Möglichkeit, dass Ihre Institu-
tion, Ihre Mitglieder oder Ihre lokalen Einrichtungen diese beisteuern könnten?

	 c.	� Falls Sie der Meinung sind, dass weitere, hier nicht genannte Ressourcen benö-
tigt werden, können Sie diese im Folgenden angeben. (Bitte kurze Begründung 
Ihrer Einschätzung.)

	 d.	� Falls Sie darüber hinaus weitere, hier nicht genannte Ressourcen zur Verfügung 
stellen möchten, können Sie diese im Folgenden ebenfalls nennen.
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8.4	 Untersuchte Spezialressourcen in der Expertenbefragung

Erkenntnisinteresse 5: Spezielle Ressourcen und Kooperationen

Theoretisches Konstrukt 5.1:
•	 Bereitschaft, Teile der Selbstschutz-Ausbildung zu übernehmen
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− In welchem Umfang und zu welchen Bedingungen wäre Ihre Institution bereit, 
Teile der Multiplikatorenausbildung zu übernehmen?

•	 Fragencode: Be_Sys_Multi_Ausbildung
•	 Variable: V55 

Theoretisches Konstrukt 5.2:
•	 Wahrgenommene Möglichkeit, Selbstschutz an Versicherungsprodukte zu koppeln
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang die Möglichkeit einer Koopera-
tion zwischen Versicherungswirtschaft und Selbstschutzförderung, z. B. da-
hingehend, dass Selbstschutzmaßnahmen als Voraussetzung für den Versiche-
rungsschutz bei Hausrat oder Wohngebäuden verlangt werden?

•	 Fragencode: Be_Sys_Zwang_Vers
•	 Variable: V58 

Theoretisches Konstrukt 5.3:
•	 Bereitschaft der Unfallkassen, sich an der Finanzierung der Selbstschutzausbil-

dung zu beteiligen
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Wie beurteilen Sie die Möglichkeit, dass die örtlichen Unfallkassen sich an einer 
Ausbildungsfinanzierung der Selbstschutzmultiplikatoren beteiligen?

•	 Fragencode: Be_Sys_Finanzierung_Unfall
•	 Variable: V61 
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Theoretisches Konstrukt 5.4:
•	 Bereitschaft der Berufsgenossenschaften, sich an der Finanzierung der Selbst-

schutzausbildung zu beteiligen
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Wie beurteilen Sie die Möglichkeit, dass die gewerblichen Berufsgenossen-
schaften sich an einer Ausbildungsfinanzierung der Selbstschutzmultipli
katoren, z. B. im Rahmen eines Erste-Hilfe-Trainings in Betrieben, beteiligen?

•	 Fragencode: Be_Sys_Finanzierung_BG
•	 Variable: V64 

Theoretisches Konstrukt 5.5:
•	 Wahrgenommene Möglichkeit, dass die Mitgliedsunternehmen vergünstigt Selbst-

schutz-Ausstattung (Brandschutz) zur Verfügung stellen
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Menschen lassen sich gewöhnlich wesentlich leichter zur Vorsorge bewegen, 
wenn die Kosten für die Selbstschutzausstattung (z. B. Brandschutz) gering 
sind.

−− Wie beurteilen Sie die Möglichkeit, dass Ihre Mitgliedsunternehmen als Partner 
in einem lokalen System der Selbstschutzförderung entsprechende Ausstattung 
und Dienstleistungen zu vergünstigten Konditionen anbieten?

•	 Fragencode: Be_Sys_Ausstattung_Brand
•	 Variable: V67 

Theoretisches Konstrukt 5.6:
•	 Wahrgenommene Möglichkeit, dass die Mitgliedsunternehmen vergünstigt Selbst-

schutz-Ausstattung (EH) zur Verfügung stellen
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Menschen lassen sich gewöhnlich wesentlich leichter zur Vorsorge bewegen, 
wenn die Kosten für die Selbstschutzausstattung (z. B. Verbandsmaterial) ge-
ring sind.

−− Wie beurteilen Sie die Möglichkeit, dass Ihre Mitgliedsunternehmen als Partner 
in einem lokalen System der Selbstschutzförderung entsprechende Ausstattung 
und Dienstleistungen zu vergünstigten Konditionen anbieten?

•	 Fragencode: Be_Sys_Ausstattung_Med
•	 Variable: V70 
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Theoretisches Konstrukt 5.7:
•	 Wahrgenommene Möglichkeit, Selbstschutz an Bankprodukte zu koppeln
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang die Möglichkeit einer Kooperati-
on zwischen Banken und Selbstschutzförderung, z. B. dahingehend, dass Selbst-
schutzmaßnahmen als Voraussetzung für die Vergabe von Krediten beim Bau 
von Wohngebäuden verlangt werden?

•	 Fragencode: Be_Sys_Zwang_Bank
•	 Variable: V73

Theoretisches Konstrukt 5.8:
•	 Wahrgenommene Möglichkeit, kostenlosen Medienraum zur Verfügung zu stellen
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Für die Förderung von Selbstschutz werden auch massenkommunikative Maß-
nahmen (z. B. Werbeanzeigen) benötigt.

−− Zu welchen Bedingungen und in welchem Umfang wären Ihrer Einschätzung 
nach Ihre Mitglieder bereit, kostenlosen Medienraum für diesen Zweck zur Ver-
fügung zu stellen?

•	 Fragencode: Be_Res_Kom_Raum
•	 Variable: V76 

Theoretisches Konstrukt 5.9:
•	 Wahrgenommene Möglichkeit, kostenlose Medienzeit zur Verfügung zu stellen
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Für die Förderung von Selbstschutz werden auch massenkommunikative Maß-
nahmen (z. B. Spots) benötigt.

−− Zu welchen Bedingungen und in welchem Umfang wären Sie bereit, kostenlose 
Medienzeit für diesen Zweck zur Verfügung zu stellen?

•	 Fragencode: Be_Res_Kom_Zeit
•	 Variable: V79

Theoretisches Konstrukt 5.10:
•	 Möglichkeit, Multiplikatoren über Ein-Euro-Jobs zu rekrutieren
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Aus Sicht der Forschung ist es wie gezeigt sinnvoll, in jeder Gemeinde eine Koor-
dinierungsstelle für Selbstschutzförderung einzurichten.

−− Problematisch könnte sich dabei die personelle Besetzung dieser Stelle erwei-
sen. 
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−− Ist es denkbar, Ein-Euro-Jobs für diese Tätigkeit zu schaffen?
•	 Fragencode: Ressource_AG
•	 Variable: V82 

Theoretisches Konstrukt 5.11:
•	 Möglichkeit, Zivildienstleistende als Multiplikatoren einzusetzen
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Aus Sicht der Forschung ist es wie gezeigt sinnvoll, in jeder Gemeinde eine Koor-
dinierungsstelle für Selbstschutzförderung einzurichten.

−− Problematisch könnte sich dabei die personelle Besetzung dieser Stelle erwei-
sen. 

−− Ist es denkbar, Stellen für Zivildienstleistende für diese Tätigkeit zu schaffen?
•	 Fragencode: Ressource_Zivil
•	 Variable: V85 

Theoretisches Konstrukt 5.12:
•	 Möglichkeit, Selbstschutz-Unterricht an Schulen anzubieten
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Um Selbstschutzfähigkeiten und Selbstschutzwissen in der Bevölkerung lang-
fristig fördern, steigern und verankern zu können, gibt es den Vorschlag, dieses 
Thema an allen weiterführenden Schulen in den Lehrplan aufzunehmen und in 
jedem Schuljahr zu wiederholen.

−− Wie beurteilen Sie diesen Vorschlag hinsichtlich seiner Umsetzbarkeit?
•	 Fragencode: Ressource_Schule
•	 Variable: V88 

Theoretisches Konstrukt 5.13:
•	 Möglichkeit, Selbstschutz-Ausbildung an den Führerscheinerhalt zu koppeln
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Um Selbstschutzfähigkeiten und Selbstschutzwissen in der Bevölkerung lang-
fristig fördern, steigern und verankern zu können, gibt es den Vorschlag, eine 
Selbstschutzausbildung an den Besitz eines Führerscheins zu koppeln und zwar 
dahingehend, dass eine Fahrerlaubnis nur dadurch behalten werden kann, dass 
alle zwei Jahre ein Selbstschutzkurs (mit Lebensrettenden Sofortmaßnahmen) 
wiederholt wird.

−− Wie beurteilen Sie diesen Vorschlag hinsichtlich seiner Umsetzbarkeit?
Fragencode: Ressource_Verkehr
Variable: V91 
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Theoretisches Konstrukt 5.14:
•	 Teilnahmebereitschaft am Feldversuch
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Wären Sie oder Ihre Mitglieder bereit, an einem solchen Feldversuch teilzuneh-
men?

•	 Fragencode: Be_Sys_Feldversuch
•	 Variable: V37
•	 Merkmalsausprägungen:

−− Volle Teilnahmebereitschaft
−− Allgemeine Teilnahmebereitschaft
−− Eventuelle Teilnahmebereitschaft

Theoretisches Konstrukt 5.15:
•	 Vermutete wirkliche Mitwirkungsbereitschaft durch Nennung konkreter Feldver-

suchsteilnehmer
•	 Operationalisiert durch folgende Frage:

−− Können Sie zu diesem Zeitpunkt bereits einzelne Mitglieder oder lokale Einrich-
tungen nennen, die sich an einem Feldversuch beteiligen würden?

•	 Fragencode: Be_Sys_Feldversuch_Teilnehmer
•	 Variable: V40 
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8.5	 Anschreiben zur Expertenbefragung

Expertenbefragung zur Selbstschutzförderung in Deutschland

Sehr geehrte [XXX],

mit diesem Schreiben bitte ich Sie um Ihre Mithilfe bei einem Forschungspro-
jekt der Universität Karlsruhe zu Möglichkeiten der Selbstschutzförderung in 
Deutschland. 

Das Projekt wurde vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophen-
hilfe (BBK) in Auftrag gegeben. Die im Weiteren getroffenen Aussagen und prä-
sentierten Vorschläge geben jedoch nicht unbedingt die Meinung des BBK wie-
der, sondern basieren auf der an der Universität Karlsruhe bisher geleisteten 
wissenschaftlichen Arbeit. Auch handelt es sich bei den beschriebenen Konzep-
ten nicht um konkret geplante Maßnahmen, sondern nur um Lösungsansätze, 
deren Realisierbarkeit geprüft werden soll.

Der Begriff „Selbstschutz“ stammt ursprünglich aus dem Bereich des Zivil-
schutzes, bezeichnet also Maßnahmen, die von der Bevölkerung im Verteidi-
gungsfall zum eigenen Schutz unternommen werden können. Heute besteht 
weitgehend Konsens darüber, dass Selbstschutz nicht auf kriegerische Aus-
einandersetzungen beschränkt werden kann, sondern auch bei alltäglichen 
Unglücken bis hin zu Katastrophen wirksam ist. Die Bandbreite des Selbst-
schutzes reicht folglich von Erster Hilfe über einfache Rettungstechniken und 
Brandschutz bis hin zu Versicherungsschutz, baulichem Selbstschutz und 
Lebensmittelbevorratung.

Nach Meinung vieler Experten ist die Selbstschutzfähigkeit der deutschen 
Bevölkerung jedoch viel zu gering. Das macht es erforderlich, neue Metho-
den der Selbstschutzförderung zu entwickeln, eine Aufgabe, der sich das For-
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schungsprojekt der Universität Karlsruhe widmet. In diesem Rahmen würde ich 
Sie gerne befragen.

Um Ihnen so wenig Mühe zu bereiten wie möglich, wird die Untersuchung 
online durchgeführt. Bitte gehen Sie auf die Seite www.sesf.de und loggen Sie 
sich mit der Kennung [XXXX] ein. Weitere Informationen erhalten Sie dann 
direkt im Anschluss. Für eine Beantwortung bis zum 14.09.2007 wäre ich Ihnen 
sehr dankbar.

Falls Sie Fragen haben, stehe ich Ihnen unter henning.goersch@insurance.uni-
karlsruhe.de oder telefonisch unter 0251 – 777 59 63 bzw. 0170 – 416 59 44 zur 
Verfügung. 

Für Ihre Mitwirkungsbereitschaft danke ich Ihnen im Voraus und verbleibe 

mit freundlichen Grüßen

Henning Goersch
– Wissenschaftlicher Mitarbeiter – 
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8.6	 Fragebogen der Bevölkerungsbefragung

Einleitung

Guten Tag. 
Ich heiße [Vorname, Name] und ich rufe vom Sozialforschungsinstitut forsa in 
Berlin an. 
Wir führen zurzeit eine bundesweite Repräsentativ-Umfrage für die Universität 
Karlsruhe zu einem für die deutsche Bevölkerung sehr wichtigen Thema durch. 
Dabei geht es um Gefahren, die jeden einzelnen in Deutschland betreffen können.

Wir wären Ihnen sehr dankbar, wenn Sie sich die Zeit nehmen würden, uns 
einige Fragen zu beantworten.
[Abfrage der Teilnahmebereitschaft] 
[Dauer: 20-30 Minuten] 
[Zusicherung von Anonymität]

Teil 1: Begriffsverständnis
Zunächst möchten wir Sie nun bitten, uns Ihre Meinung zu zwei Begriffen mit-
zuteilen. 

Frage 1.1:
Was verstehen Sie persönlich unter dem Begriff „Selbstschutz“? [offen]

Frage 1.2:
Was verstehen Sie persönlich unter dem Begriff „Persönliche Notfallvorsorge“? 
[offen]

Teil 2: Risikokommunikation des BBK
In dieser Befragung geht es um viele verschiedene Gefahren, die uns begegnen 
können. Damit meinen wir Gefahren, die im Alltag immer wieder vorkommen 
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wie Brände, Unfälle und Unwetter. Es geht aber auch um weniger häufig auftre-
tende Ereignisse wie Naturkatastrophen, Terroranschläge, sich schnell verbrei-
tende Krankheiten, Ausfälle der Versorgung sowie atomare, biologische und 
chemische Gefahren.
Bitte stellen Sie sich nun einen Moment lang vor, Sie würden Informationen 
darüber suchen, wie Sie sich in Zukunft besser vor diesen Gefahren schützen 
können.

Frage 2.1:
Welche Informationsangebote sind Ihnen bekannt, die Sie für Ihre Suche nutzen 
könnten?
[offen]
Um die Bevölkerung über Vorsorgemöglichkeiten zu den eben genannten 
Gefahren zu informieren, gibt es eine Broschüre mit dem Titel „Für den Notfall 
vorgesorgt“.

Frage 2.2: [Filter bei allen Items: Bei Nein: Weiter mit Frage 3.1]
Welchen der folgenden Aussagen können Sie in Bezug auf die Broschüre „Für den 
Notfall vorgesorgt“ zustimmen? Dabei möchte ich Sie jeweils bitten, mit „Ja“ oder 
mit „Nein“ zu antworten. 

−− Ich habe von dieser Broschüre gehört. [Ja/Nein]
−− Ich besitze diese Broschüre. [Ja/Nein]
−− Ich habe die feste Absicht, eine oder mehrere Vorsorge-Empfehlungen aus der Bro-

schüre zu verwirklichen. [Ja/Nein]
−− Ich habe bereits eine oder mehrere Vorsorge-Empfehlungen aus der Broschüre ver-

wirklicht. [Ja/Nein]

[Filter:  Nur bei positiver Antwort auf das letzte Item wird die folgende Frage 
gestellt:]

Frage 2.3:
Welche Vorsorge-Empfehlungen aus der Broschüre haben Sie bereits verwirklicht?
[offen – Precodes]

Teil 3: Vorsorgeniveau der Bevölkerung
Im Folgenden möchte ich Ihnen eine Liste der bereits genannten Gefahren und 
einige Beispiele dazu vorlesen. [Datei: 05a – Liste der Gefahren [mit Beispielen]]
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Frage 3.1:
Welche Vorsorgemaßnahmen haben Sie für eine oder mehrere der eben genannten 
Gefahren getroffen? [offen]

Frage 3.2:
Haben Sie eine oder mehrere der folgenden Vorsorgemaßnahmen getroffen? 
[Datei: 05b – Liste der Vorsorgemaßnahmen]

Frage 3.3:
Vor wie langer Zeit haben Sie Ihren letzten Erste-Hilfe-Kurs gemacht? [Jahre]

Frage 3.4:
Vor wie langer Zeit haben Sie Ihren letzten Brandschutzkurs gemacht? [Jahre]

Teil 4:  Untersuchung des Modells der Förderung von Persönlicher Notfall-
vorsorge
Ich möchte Ihnen nun noch einmal die Liste der Gefahren vorlesen. 
[Datei: 05a – Liste der Gefahren [ohne Beispiele]]

Frage 4.1:
Welche dieser Gefahren erscheint Ihnen persönlich am bedrohlichsten?
[Programmierung: Ersetzen von „von mir/Ihnen genannte[n] Gefahr“ durch die 
Gefahr, die bei 4.1 angegeben wurde.]

Frage 4.2:
Wenn Sie nun an die Gefahr denken, die Ihnen am bedrohlichsten erscheint:  Wel-
chen der folgenden Aussagen zu Ihrer persönlichen Situation stimmen Sie zu? Dabei 
möchte ich Sie bitten, mit „Ja“ oder mit „Nein“ zu antworten.

−− Ich habe mich bereits mit der Frage beschäftigt, ob ich Vorsorgemaßnahmen für 
[die von mir genannte Gefahr] verwirklichen soll. [Ja/Nein]

−− Ich habe mich bereits endgültig entschieden, Vorsorgemaßnahmen für [die von 
mir genannte Gefahr] zu verwirklichen. [Ja/Nein]

−− Ich habe bereits mehrere Vorsorgemaßnahmen für [die von mir genannte Gefahr] 
verwirklicht. [Ja/Nein]

−− Ich habe nicht nur mehrere Vorsorgemaßnahmen für [die von mir genannte Ge-
fahr] verwirklicht, sondern überprüfe, erneuere und erweitere diese Vorsorge-
maßnahmen regelmäßig. [Ja/Nein]



Empirische Untersuchung der Realisierung von Maßnahmen zur Erhöhung der Selbstschutzfähigkeit  |  Band 15

450

Frage 4.3:
Wie schätzen Sie die Wahrscheinlichkeit ein, persönlich von [der von Ihnen genann-
ten Gefahr] betroffen zu sein?
[sehr gering, gering, mittel, hoch, sehr hoch]

Frage 4.4:
Wie erfolgreich können Vorsorgemaßnahmen Sie persönlich Ihrer Meinung nach vor 
[der von Ihnen genannten Gefahr] schützen?
[überhaupt nicht, kaum, mittel, ziemlich, sehr]

Frage 4.5:
Die Verwirklichung von Vorsorgemaßnahmen kann bedeuten, dass Sie Geld ausge-
ben, Freizeit opfern und sich anstrengen müssen. Wie schätzen Sie persönlich den 
gesamten Aufwand für die Verwirklichung von Vorsorgemaßnahmen für [die von 
Ihnen genannte Gefahr] ein?
[sehr gering, gering, mittel, hoch, sehr hoch]

Frage 4.6:
Wie stark stimmen Sie den folgenden, auf Sie persönlich bezogenen Aussagen zu? 

−− Ich fühle mich fähig und in der Lage, alle nötigen Vorsorgemaßnahmen für [die 
von mir genannte Gefahr] selbstständig zu verwirklichen.

−− Ich fühle mich fähig und in der Lage, alle nötigen Vorsorgemaßnahmen für [die 
von mir genannte Gefahr] selbstständig zu verwirklichen, selbst wenn die Pla-
nung dafür sehr aufwendig wäre.

−− Ich fühle mich fähig und in der Lage, alle nötigen Vorsorgemaßnahmen für [die 
von mir genannte Gefahr] selbstständig zu verwirklichen, selbst wenn ich diese 
Vorsorgemaßnahmen regelmäßig überprüfen und erneuern müsste.

−− Wenn ich Vorsorgemaßnahmen für [die von mir genannte Gefahr] verwirklichen 
will, mache ich mir im Vorfeld einen Plan, wie ich dieses Ziel erreichen kann.

	 [sehr wenig, wenig, mittel, stark, sehr stark]

Teil 5: Unterstützungspotenziale und Akzeptanz
Im letzten Teil der Befragung möchten wir nun gerne Ihre Meinung zu einigen 
möglichen Plänen für Vorsorgemaßnahmen kennenlernen. Bitte denken Sie 
noch einmal an die Liste der hier immer wieder genannten Gefahren zurück. 
[Auf Verlangen erneut vorlesen]
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Frage 5.1:
Wenn Sie diese Gefahren insgesamt als Bedrohung für die Menschen in Deutschland 
betrachten, für wie wichtig halten Sie es, dass die Menschen für diese Gefahren vor-
sorgen sollten? [sehr unwichtig, unwichtig, mittel, wichtig, sehr wichtig]

Frage 5.2:
Wenn ein Kurs angeboten würde, in dem Ihnen die Vorsorgemaßnahmen für die 
genannten Gefahren beigebracht würden, wie viele Stunden zu je 60 Minuten dürfte 
dieser Kurs Ihrer Meinung nach höchstens dauern? [Stunden]

Frage 5.3:
Wie viel Euro dürfte dieser Kurs Ihrer Meinung nach höchstens kosten? [Geld, Euro]

Frage 5.4:
Nach wie vielen Jahren wären Sie bereit, den Kurs zu wiederholen? [Jahre]

Frage 5.5:
Wie viel Euro dürfte die gesamte Ausrüstung, die Sie für Vorsorgemaßnahmen benö-
tigen, wie beispielsweise Feuerlöscher, Erste-Hilfe-Kästen oder Vorräte, in der Erst-
anschaffung insgesamt höchstens kosten? [Geld, Euro]

Frage 5.6:
Wie würden Sie Ihre Motivation beschreiben, sich aktiv daran zu beteiligen, andere 
Menschen von der Notwendigkeit von Vorsorge zu überzeugen?
[sehr gering, gering, mittel, hoch, sehr hoch]

Frage 5.7:
Wie beurteilen Sie den Vorschlag, eine allgemeine Vorsorgepflicht – ähnlich wie der 
verpflichtende Erste-Hilfe-Kurs für den Führerschein – gesetzlich festzuschreiben?
[sehr negativ, negativ, neutral, positiv, sehr positiv]

Teil 6: Soziodemografie
[forsa-Standardtext]
•	 Geschlecht 
•	 Anzahl der Personen im Haushalt 
•	 Herkunftsgebiet in Deutschland: Ost, West, Nord, Süd 
•	 Großstadt, Stadt, Land 
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•	 Alter 
•	 Bildung 
•	 Einkommen 
•	 Migrationshintergrund 
•	 [Ist Deutsch die Sprache, mit der Sie sich in Ihrem Haushalt hauptsächlich 

unterhalten?]
•	 Anzahl der Kinder unter 18 im Haushalt
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8.7	 Liste der Gefahren aus der Bevölkerungsbefragung

Liste der Gefahren

1.	 Brände[n] = 3
[Haus-, Wohnungs-, Großbrände] 

2.	 Unfälle[n] = 4
[in Verkehr, öffentlichen Verkehrsmitteln, Haushalt, Freizeit usw.] 

3.	 Ausfälle[n] der Versorgung  
mit Strom, Wasser, Gas, Öl, Lebensmitteln usw. = 5

4.	 Unwetter[n] = 6
[wie Sturm, Schneechaos, Gewitter, Starkregen, Hitzewelle] 

5.	 Naturkatastrophen = 7
[wie Erdbeben, Überschwemmung, Flut, Dürre, Vulkanausbruch] 

6.	 Terroranschläge[n] = 8

7.	 Sich schnell verbreitende Krankheiten bzw. Epidemien = 9

8.	 Atomare[n], biologische[n], chemische[n] Gefahren = 10
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8.8	 Liste der Vorsorgemaßnahmen aus der Bevölkerungsbefragung

Liste der Vorsorgemaßnahmen

1.	 Rauchmelder

2.	 Feuerlöscher

3.	 Erste-Hilfe-Ausrüstung/Verbandskasten

4.	 Vorrat an Lebensmitteln

5.	 Vorrat an Trinkwasser

6.	 Versicherungsschutz gegen Schäden an Haus oder Wohnung und der 
jeweiligen Einrichtung

7.	 Batterieradio und Batterien

8.	 Sichere Verwahrung von wichtigen Dokumenten

9.	 Verstärkung des Hauses oder der Wohnung gegen Naturgefahren

10.	Ausrüstung mit Wärmequellen, die ohne Strom funktionieren 

11.	 Vorrat an Hygieneartikeln

12.	Wissen über lokale öffentliche Schutzmöglichkeiten

13.	Vorbereitung auf atomare, chemische oder biologische Gefahren
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8.9	� Vollständige Ergebnisse von Frage 3.1  
der Bevölkerungsbefragung

Anzahl gültiger Fälle 876 [61,60 % 
aller Fälle]

Anzahl der Antworten 1405

% der  
Antworten

% der  
Fälle

Versicherungsschutz Haus, Wohnung, Einrichtung 20,50 % 32,88 %

Versicherungsschutz allgemein 20,07 % 32,19 %

Installation von Rauchmeldern 10,53 % 16,89 %

Sonstiges 7,40 % 11,87 %

Ausrüstung mit Feuerlöschern 7,33 % 11,76 %

Unfallversicherung 5,55 % 8,90 %

Impfung 4,84 % 7,76 %

Bevorratung von Lebensmitteln 3,06 % 4,91 %

Haftpflichtversicherung 2,35 % 3,77 %

Anpassung durch bauliche Veränderung 2,06 % 3,31 %

Ausrüstung mit Lichtquellen, die ohne Strom funktionieren 1,49 % 2,40 %

Bevorratung von Medikamenten 1,35 % 2,17 %

Bevorratung von Trinkwasser 1,28 % 2,05 %

Bevorratung von EH-Ausrüstung 1,28 % 2,05 %

Ausrüstung mit Wärmequellen, die ohne Strom funktionieren 0,93 % 1,48 %

Blitzableiter 0,93 % 1,48 %

Sichere Verwahrung von wichtigen Dokumenten 0,78 % 1,26 %

EH-Kurs besucht haben 0,71 % 1,14 %

Auswahl eines Wohnortes für Haus oder Wohnung … 0,71 % 1,14 %

Finanzielle Reserve 0,71 % 1,14 %

Wissen, wie man den Notruf richtig absetzt 0,64 % 1,03 %
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Anzahl gültiger Fälle 876 [61,60 % 
aller Fälle]

Anzahl der Antworten 1405

% der  
Antworten

% der  
Fälle

Lebensversicherung 0,64 % 1,03 %

Bevorratung allgemein 0,50 % 0,80 %

Verringerung von Unfallquellen im Haus 0,50 % 0,80 %

Bevorratung von Batterien 0,36 % 0,57 %

Ausrüstung mit Löschdecken 0,36 % 0,57 %

Wissen über lokale Schutzmöglichkeiten 0,36 % 0,57 %

Meiden gefährlicher Gebiete 0,36 % 0,57 %

Bevorratung von Hygieneartikeln 0,21 % 0,34 %

Aufstellen eines persönlichen Katastrophenplans 0,21 % 0,34 %

Bevorratung von Treibstoffen 0,21 % 0,34 %

Brandschutzkurs 0,21 % 0,34 %

Besitz eines Schutzraums 0,21 % 0,34 %

Packen eines Notgepäcks 0,14 % 0,23 %

Ausrüstung mit Fluchthauben 0,14 % 0,23 %

Wissen, wie man weitere Informationen über Gefahren  
und Vorsorge erlangt

0,14 % 0,23 %

Anpassung durch Maßnahmen außerhalb des Hauses 0,14 % 0,23 %

Schulungen allgemein 0,14 % 0,23 %

Notstromaggregat 0,14 % 0,23 %

Ausrüstung mit einem batteriebetriebenen Radio 0,07 % 0,11 %

Anpassung durch Anordnung der Möbel 0,07 % 0,11 %

Wissen über das Verhalten in atomaren, chemischen  
oder biologischen Gefahrensituationen

0,07 % 0,11 %

Wissen über lokale Verfahren der Evakuierung 0,07 % 0,11 %

Bargeldvorrat 0,07 % 0,11 %

Kurs allgemein 0,07 % 0,11 %

Teilnahmen an Übungen 0,07 % 0,11 %
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8.10	 Online-Delphi-Seite Runde 1

Seite 1: Einleitungsseite 1
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Seite  2: Einleitungsseite 2
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Seite 3: Einleitungsseite 3
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Seite 4: Frage 1

…
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Seite 5: Frage 2

…
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Seite 6: Weitere Anmerkungen

Seite 7: Abschlussseite
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8.11	 Ergebnisse Delphi-Studie 1

Ergebnisse Frage 1 (Ausbildungsinhalte):

Vorsorge allgemein

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Item 1

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5

Erste Hilfe

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Erste-Hilfe-
Maßnahmen

Informationen 
zum Notruf

Informationen 
zur Organi
sation des 
Rettungs-
dienstes

Informationen 
zu Kapazitäts-
grenzen

Item 1 Lebens
rettende 
Sofortmaß-
nahmen

Erläute-
rung der 
verschiedenen 
Notruf
nummern

Informationen 
zur 
Organisation 
des Rettungs
dienstes 
[Allgemein]

Versorgung 
von Patienten 
bei Ausfall von 
Rettungsdienst 
und Kranken-
häusern

Item 2 Insbesondere: 
Wund
versorgung

Informationen 
zum korrekten 
Notruf

Engpässe der 
Notfallver-
sorgung bei 
Katastrophen-
lagen

Item 3 Insbesondere: 
Kardiale 
Notfälle und 
Frühdefi
brillation

Meldewege 
des Notrufs

Item 4 Insbesondere:  
Reanimation

Item 5 Insbesondere:  
Vergiftungen
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Krankenpflege

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Item 1 Grund
pflegerische 
Kenntnisse

Item 2 Umgang mit 
Medikamenten

Item 3 Hygiene und 
Desinfektion

Item 4

Item 5

Epidemien

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Informationen 
zu Hygiene 
und 
Desinfektion

Informationen 
zur Gefahren-
abwehr

Item 1 Ausstattung 
und 
Anwendung 
Persönlicher 
Schutzmaß-
nahmen

Begriffe 
und Grund
informationen

Korrektes 
Hygiene
verhalten

Pandemie- 
Abwehrpläne

Item 2 Kenntnis von 
aktuellen 
Informations-
quellen

Ansteckungs-
risiken und 
Übertragungs-
wege

Bevorratung 
von Desin-
fektions- und 
Hygienemitteln

Bevölkerungs-
warnung

Item 3 Bedeutung 
einer Impfung

Tierseuchen Dekontamina-
tion

Item 4 Therapie
möglichkeiten

Item 5 Basismaß-
nahmen bei 
Epidemien
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Vorbeugender Brandschutz

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Informationen 
zu Rettungs- 
und Flucht
wegen

Informationen 
zu Lösch
mitteln

Item 1 Bedeutung, 
Installation 
und 
Verwendung 
von Rauch-
meldern

Erkennen von 
Risiken und 
Gefahren

Rettungswege Bedienung 
eines Feuer
löschers

Item 2 Brandschutz 
im Haushalt

Rauch
ausbreitung

Fluchtwege Anzahl der 
Feuerlöscher 
im Haushalt

Item 3 Umgang mit 
brennbaren 
und brand-
fördernden 
Stoffen

Brand
entstehung

Item 4 Gasmelder Brandlasten

Item 5 Sicherheit 
elektrischer 
Geräte und 
Einrichtungen

Brandschutz-
gutachten
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Abwehrender Brandschutz

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Informationen 
zu Löschmit-
teln

Informationen 
zu Rettungs- 
und Flucht
wegen

Informationen 
zur Gefahren-
abwehr

Item 1 Verhalten im 
Brandfall

Fettbrände Gebrauch von 
Feuerlöschern

Freihalten von 
Zufahrtswegen

Leistungen 
der Gefahren
abwehr

Item 2 Löschen von 
Kleinbränden

Gefahr und 
Ausbreitung 
von Rauch

Löschdecken Behinde-
rung durch 
Schaulustige

Sammelplätze 
am Arbeits-
platz, Schule, 
Hochschule

Item 3 Notrufnum-
mern

Tannenbaum-
brände

Informationen 
zu unter-
schiedlichen 
Löschmitteln

Fluchtwege

Item 4 Nutzung von 
Fluchtmasken

Silvester-
Feuerwerk

Löschtraining

Item 5 Anwendung 
einfacher 
Rettungswerk-
zeuge

Wassernebel-
löschanlagen

Versicherungsschutz

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Lebens
versicherung

Item 1

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5



Kapitel 8

467

Sturm

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5
Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Sicherungs-
maßnahmen 
an Wohnung 
und Haus

Kenntnis 
von weiteren 
Informations-
quellen

Item 2 Risikoanalyse Gefahren 
durch um-
herfliegende 
Gegenstände

Item 3 Verhalten im 
Freien

Ursachen und 
Auswirkungen

Item 4 Umsetzung 
von Warn
hinweisen

Item 5 Versicherungs-
schutz

Starkregen

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5
Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Sicherungs-
maßnahmen 
an Wohnung 
und Haus

Kenntnis von 
Ursachen und 
Grundlagen

Item 2 Umsetzung 
von Warn
hinweisen

Gefahren-
bereiche im 
Gebäude

Item 3 Risikoanalyse Schadstoff
sedimentation 
und  
-mobilisierung

Item 4 Versicherungs-
schutz

Verkehrsrisiko

Item 5 Kenntnis 
weiterer 
Informations
quellen
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Schneechaos, Blitzeis

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Wärmeerhalt Verkehrsrisiko

Item 2 Energie
versorgung

Gefahren 
durch 
Dachlast

Item 3 Umsetzung 
von Warnhin-
weisen

Veränderung 
der Gefahr in 
Stärke und 
Häufigkeit

Item 4 Möglich-
keiten des 
improvisierten 
Abstützens

Gefahren auf 
Treppen und 
Wegen

Item 5 Umgang mit 
Versorgungs-
engpässen

Gewitter

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Vermeidung 
von Sach-
schäden bei 
Gewitter

Gefahren 
durch Blitz-
schlag im 
Freien

Item 2 Umsetzung 
von Warnhin-
weisen

Wechsel
wirkungen mit 
Starkregen

Item 3 Versicherungs-
schutz gegen 
Gewitterschäden

Gefährliche 
Infrastrukturen

Item 4 Möglichkeiten 
des Schutzes 
im Freien

Gewitter
gefährdung in 
Deutschland

Item 5
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Hitzewelle

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5
Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Wasser-
Elektrolyt-
Haushalt des 
Menschen

Mögliche 
Auswirkungen

Item 2 Richtige 
Bekleidung

Gefahren und 
Erkennen der 
Dehydratation

Item 3 Sonnenschutz

Item 4 Vermeidung 
von Brand
gefahren

Item 5 Körperliche 
Belastung in 
der Hitze

Erdbeben

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5
Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Verhaltens-
empfehlungen 
für den 
Gefahrenfall

Grundwissen über 
die geografische 
Verteilung der 
Seismizität 
und Erdbeben
gefährdung

Item 2 Risikoanalyse Mögliche Aus-
wirkungen

Item 3 Umgang mit 
kranken, 
alten und 
behinderten 
Menschen

Kenntnis 
weiterer Informa-
tionsquellen

Item 4 Kenntnis der 
Bauvorschriften

Item 5
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Überschwemmung, Flut, Rückstau

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Item 1 Sicherungs-
maßnahmen 
an Wohnung 
und Haus

Item 2 Verhaltens-
empfehlungen 
für den 
Gefahrenfall

Item 3 Risikoanalyse

Item 4 Umsetzung 
von Warn
hinweisen

Item 5 Informationen 
zur 
Evakuierung

Dürre

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Verhaltens
regeln für den 
Gefahrenfall

Mögliche 
Auswirkungen

Item 2 Umgang 
mit alten, 
kranken und 
behinderten 
Menschen

Veränderung 
in Stärke und 
Häufigkeit

Item 3 Kenntnis 
weiterer 
Informations-
quellen

Item 4

Item 5
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Vulkanausbruch

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Vorsorge-
maßnahmen 
allgemein

Mögliche 
Auswirkungen

Item 2 Flucht vor der 
Gefahr

Kenntnis 
weiterer 
Informations-
quellen

Item 3 Umgang 
mit alten, 
kranken und 
behinderten 
Menschen

Item 4

Item 5

Terroranschlag

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Verhaltens
regeln für den 
Gefahrenfall

Kenntnis 
relevanter 
Aspekte

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5
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Evakuierung, Notgepäck, Dokumentsicherung

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Item 1 Inhalt des 
Notgepäcks

Item 2 Dokument
sicherung

Item 3 Prozedere bei 
Evakuierungen

Item 4 Persönliche 
Szenarien und 
Übungen

Item 5

Ausfall der Versorgung mit Lebensmitteln

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Art und 
Umfang eines 
Notvorrats

Vulnerabilität 
von Waren-
ketten

Item 2 Bevorratung 
von Getränken

Item 3 Trinkwasser-
aufbereitung

Item 4 Alternativen 
für die 
Zubereitung 
von Lebens-
mitteln

Item 5 Umgang mit 
kranken, 
alten und 
behinderten 
Menschen



Kapitel 8

473

Ausfall der Stromversorgung

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Möglichkeiten 
zur Licht
erzeugung

Mögliche 
Auswirkung

Item 2 Möglichkeiten 
des Wärme
erhalts

Item 3 Notstrom
aggregate

Item 4 Erarbeitung 
persönlicher 
Szenarien

Item 5 Bereithaltung 
batterie
betriebener 
Geräte

Ausfall der Wasserversorgung

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Informationen 
zur öffentlichen 
Hilfeleistung

Item 1 Bevorratung  
von 
Trinkwasser

Mögliche 
Auswirkungen

Öffentliche 
Wasser
verteilung im 
Notfall

Item 2 Trinkwasser-
aufbereitung 
und  
-gewinnung

Flüssigkeits-
bedarf 
des Körpers

Item 3 Erarbeitung 
von 
persönlichen 
Szenarien

Item 4

Item 5
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Ausfall der Versorgung mit Kraftstoffen

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Möglichkeiten  
der 
Bevorratung

Mögliche 
Auswirkungen

Item 2 Möglichkeiten 
der Wärme
erzeugung

Item 3

Item 4

Item 5

Ausfall der Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Item 1 Lebensmittel-
reserven

Mögliche 
Auswirkungen

Item 2 Bevorratung  
von 
Trinkwasser

Item 3 Hausapotheke

Item 4 Bevorratung 
von Non-
Food-Gegen-
ständen

Item 5 Erarbeitung 
persönlicher 
Szenarien
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Bevorratung allgemein

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Item 1 Hausapotheke

Item 2 Lebensmittel-
reserven

Item 3 Bevorratung 
von 
Trinkwasser

Item 4 Unterstützung 
von alten, 
kranken und 
behinderten 
Menschen

Item 5

Bauliche Veränderung und Verstärkung von Gebäuden

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Item 1 Hochwasser-
angepasstes
Bauen

Item 2 Mindest
standards 
nach den 
Bauordnungen

Item 3 Vorsorge 
gegenüber 
Erdbeben
auswirkungen

Item 4 Informationen 
zu Risiko
analysen

Item 5 Informationen 
zu den Kosten
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Bauliche Veränderung und Verstärkung außerhalb von Gebäuden

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Item 1 Hochwasser-
schutz

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5

CBRN-Gefahren

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Informationen 
zu Vorsorge-
maßnahmen

Informationen 
zur Gefahr

Informationen 
zu Hygiene 
und 
Desinfektion

Informationen 
zu öffentlicher 
Hilfeleistung

Item 1 Ausstattung 
und 
Anwendung 
der 
Persönlichen 
Schutz
ausrüstung

Kenntnis 
relevanter 
Aspekte

Hygiene und 
Desinfektion 
allgemein

Öffentliche
Hilfeleistung 
allgemein

Item 2 Allgemeine 
Verhaltens
regeln

Freisetzung 
von Gefahr-
stoffen

Dekontamina-
tion

Item 3 Umgang mit 
kranken, 
alten und 
behinderten 
Menschen

Aktuelle Lage

Item 4 Kenntnis 
von Notfall
szenarien

Item 5
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Ergebnisse Frage 2 (Ausstattungskomponenten):

Vorsorge allgemein

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Item 1

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5

Erste Hilfe

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Persönliche 
Notfallaus
rüstung

Bevorratung

Item 1 Verbandskasten Medikamente

Item 2 zusätzliche 
Beatmungshilfe

Hygiene
material

Item 3 Decken

Item 4

Item 5

Krankenpflege

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Persönliche 
Notfallaus
rüstung

Bevorratung

Item 1 Desinfektions-
mittel

Medikamente

Item 2 Mundschutz

Item 3 Einmal-
Handschuhe

Item 4

Item 5
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Epidemien

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Persönliche 
Notfallaus
rüstung

Bevorratung

Item 1 Desinfektions-
mittel

Medikamente

Item 2 Schutz
kleidung

Lebensmittel

Item 3 Atemschutz

Item 4

Item 5

Vorbeugender Brandschutz

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Persönliche 
Notfallaus
rüstung

Bauliche 
Schutz
komponenten

Item 1 Rauchmelder Rauch
ableitung in 
allen Treppen-
häusern

Item 2 Kennzeichnung 
von Flucht
wegen

Brandschutz-
türen

Item 3 Taschenlampe Vermeidung 
von 
Brandlasten

Item 4 Telefon Instandhaltung 
technischer 
Anlagen

Item 5
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Abwehrender Brandschutz

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Persönliche 
Notfallaus
rüstung

Item 1 Feuerlöscher

Item 2 Löschdecken

Item 3 Atemschutz

Item 4 Wasser-
schlauch

Item 5 Einfaches 
Rettungs
werkzeug

Versicherungsschutz

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Versicherungs-
schutz

Item 1 Absicherung 
relevanter 
Gefahren

Item 2 Lebens
versicherung

Item 3 Umwelt
haftpflicht

Item 4

Item 5
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Sturm

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Persönliche 
Schutzaus
rüstung

Item 1 Versicherungs-
schutz

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5

Starkregen

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5
Bauliche 
Schutz
komponenten

Item 1 Sicherung 
Kellerfenster

Item 2 Rückstau-
klappe

Item 3 Pumpen

Item 4

Item 5

Schneechaos, Blitzeis

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Persönliche 
Notfall
ausrüstung

Item 1 Streusalz

Item 2 Schnee
schaufel

Item 3

Item 4

Item 5
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Gewitter

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Item 1

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5

Hitzewelle

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Bevorratung

Item 1 Trinkwasser-
vorrat

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5

Erdbeben

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Item 1

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5
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Überschwemmung, Flut, Rückstau

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Persönliche 
Notfallaus
rüstung

Bauliche 
Schutzkom
ponenten

Item 1 Versicherungs-
schutz

Sandsäcke

Item 2 Rückstau
sicherung

Item 3 Bretter, Bohlen

Item 4

Item 5

Dürre

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Bevorratung

Item 1 Trinkwasser-
vorrat

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5

Vulkanausbruch

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Item 1

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5
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Terroranschlag

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Item 1

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5

Evakuierung, Notgepäck, Dokumentsicherung

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Item 1

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5

Ausfall der Versorgung mit Lebensmitteln

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Bevorratung Persönliche 
Notfallaus
rüstung

Item 1 Lebensmittel-
vorrat

Alternative 
Kochmöglich-
keiten

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5
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Ausfall der Stromversorgung

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Persönliche 
Notfallaus
rüstung

Item 1 Alternative 
Möglichkeiten 
der Strom
erzeugung

Item 2 Alternative 
Lichtquellen

Item 3 Alternative 
Kochmöglich-
keit

Item 4 Batterien

Item 5 Warme 
Kleidung

Ausfall der Wasserversorgung

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Bevorratung Persönliche 
Notfallaus
rüstung

Item 1 Trinkwasser-
vorrat

Möglich-
keiten der 
Trinkwasser
aufbereitung

Item 2 Pumpen

Item 3 Tanks

Item 4

Item 5
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Ausfall der Versorgung mit Kraftstoffen

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Bevorratung

Item 1 Notvorrat an 
Kraftstoffen

Item 2 Alternative
Heizmöglich-
keiten

Item 3 Kfz-Tank stets 
voll halten

Item 4

Item 5

Ausfall der Versorgung mit Gütern des täglichen Bedarfs

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Item 1

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5

Bevorratung allgemein

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Item 1

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5
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Bauliche Veränderung und Verstärkung von Gebäuden

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Bauliche 
Schutz
komponenten

Item 1 Rückschlag-
klappen

Item 2 Strom
verteilung 
nicht im Keller

Item 3 Heizung nicht 
im Keller

Item 4

Item 5

Bauliche Veränderung und Verstärkung außerhalb von Gebäuden

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Bauliche 
Schutz
komponenten

Item 1 Mobiler und 
fester Hoch-
wasserschutz

Item 2

Item 3

Item 4

Item 5
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CBRN-Gefahren

Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4 Kategorie 5

Persönliche 
Notfallaus
rüstung

Bauliche 
Schutz
komponenten

Item 1 Desinfektions-
mittel

Schutzraum

Item 2 ABC-Schutz-
maske und 
Filtervorrat

Item 3 Schutz
kleidung

Item 4

Item 5
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8.12	 Online-Delphi-Seite 2

Seite 1: Einleitungsseite
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Seite 2: Übersichtsseite 1
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Seite 3: Bewertungsseite



Kapitel 8

491

Seite 4: Übersichtsseite 2

Seite 5: Abschlussseite
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8.13	 Ergebnisse Delphi-Studie 2

Mindeststandards –  Ausbildung/Notwendige Informationen

1.	Erkrankungen/Verletzungen
	 [Erste Hilfe, Krankenpflege, Epidemien]

	 a.	Lebensrettende Sofortmaßnahmen
−− Insbesondere: Reanimation
−− Insbesondere: Kardiale Notfälle und Frühdefibrillation
−− [Seitenlage, Druckverband]

	 b.	Notruf
−− Korrekter Notruf
−− Erläuterung der verschiedenen Notrufnummern

	 c.	 Hygiene
−− Hygiene und Desinfektion [Querschnittsthema]
−− Hygieneverhalten	

	 d.	Grundpflegerische Kenntnisse	

	 e.	Umgang mit Medikamenten	

	 f.	 Basismaßnahmen bei Epidemien
−− Ansteckungsrisiken und Übertragungswege
−− Ausstattung und Anwendung persönlicher Schutzausstattung
−− Kenntnis von aktuellen Informationsquellen
−− Bedeutung der Impfung

2.	Brandschutz
	 [vorbeugender Brandschutz, abwehrender Brandschutz]
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	 a.	Rauchmelder
−− Bedeutung, Installation und Verwendung
−− Rauchausbreitung

	 b.	Erkennen von Risiken und Gefahren

	 c.	 Verhaltensempfehlungen im Brandfall 

	 d.	Fluchtwege/Rettungswege

	 e.	Löschen von Kleinbränden

	 f.	 Notruf [Querschnittsthema]

3.	Unwetter/Naturkatastrophen

	 Sturm, Starkregen, Gewitter
	 a.	Verhaltensempfehlungen im Freien

−− Gefahren durch umherfliegende Gegenstände
−− Gefahren durch Blitzschlag
−− Schutzmöglichkeiten

	 b.	Sicherungsmaßnahmen an Wohnung und Haus
−− Gefahrenbereiche im Gebäude
−− Vermeidung von Sachschäden

	 c.	 Wechselwirkungen der Gefahren

	 d.	Umsetzung von Warnhinweisen [Querschnittsthema]

	 Schneechaos/Blitzeis
	 a.	Wärmerhalt

	 b.	Umgang mit Versorgungsengpässen [Querschnittsthema]
−− Insbesondere: Energieversorgung

	 c.	 Informationen zu Gefahren und Risiken
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−− Gefahren durch Dachlasten
−− Verkehrsrisiko

	 d.	Umsetzung von Warnhinweisen [Übergreifendes Thema]

	 Überschwemmungen/Flut/Rückstau
	 a.	Verhaltensempfehlungen für den Gefahrenfall

−− Sicherungsmaßnahmen an Wohnung und Haus
−− Informationen zur Evakuierung

	 b.	Umsetzung von Warnhinweisen [Querschnittsthema] 

	 c.	 Risikoanalyse

	 Hitzewelle/Dürre
	 a.	Gesundheitliche Gefahren 

−− Gefahren und Erkennen der Dehydratation
−− Körperliche Belastung in der Hitze
−− Wasser-Elektrolyt-Haushalt des Menschen
−− Richtige Bekleidung, Sonnenschutz

	 b.	Vermeidung von Brandgefahren

	 c.	� Umgang mit alten, kranken und behinderten Menschen	   
[Querschnittsthema]

	 d.	Verhaltensempfehlungen für den Gefahrenfall

	 Erdbeben
	 a.	Verhaltensempfehlungen für den Gefahrenfall

4.	Man-Made Disasters

	 Terroranschlag
	 a.	Verhaltensempfehlungen für den Gefahrenfall

	 b.	Kenntnis relevanter Aspekte
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	 CBRN
	 a.	Allgemeine Verhaltensregeln

	 b.	Hygiene und Desinfektion [Querschnittsthema]

	 c.	 Aktuelle Lage

	 d.	Öffentliche Hilfeleistung

	 e.	Freisetzung von Gefahrstoffen

5.	Ausfall der Versorgung/Bevorratung [Querschnittsthema]

	 Ausfall der Wasserversorgung
	 a.	Bevorratung von Trinkwasser

	 b.	Öffentliche Trinkwasserverteilung im Notfall

	 c.	 Trinkwasseraufbereitung und -gewinnung

	 d.	Flüssigkeitsbedarf des Körpers [s.  o.]

	 e.	Mögliche Auswirkungen

	 Ausfall der Versorgung mit Lebensmitteln
	 a.	Art und Umfang eines Notvorrats

	 b.	�Umgang mit kranken, alten und behinderten Menschen 	  
[Querschnittsthema]

	 c.	 Alternativen für die Zubereitung von Lebensmitteln

	 Ausfall der Stromversorgung
	 a.	Möglichkeiten des Wärmeerhalts

	 b.	Bereithaltung batteriebetriebener Geräte

	 c.	 Möglichkeiten zur Lichterzeugung
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	 d.	Erarbeitung persönlicher Szenarien [Querschnittsthema]

	 Weitere Bevorratung
	 a.	Hausapotheke

	 b.	Auswirkungen des Ausfalls der Versorgung 	  
		  [auch: Güter des täglichen Bedarfs, Kraftstoffe]

	 d.	Erarbeitung persönlicher Szenarien [Querschnittsthema]

	 e.	� Umgang mit kranken, alten und behinderten Menschen 	  
[Querschnittsthema]

6.	Evakuierung

	 a.	Dokumentsicherung

	 b.	Inhalt des Notgepäcks

	 c.	 Prozedere bei Evakuierungen

	 d.	Persönliche Szenarien und Übungen [Querschnittsthema]

7.	Bauliche Notfallvorsorge

	 a.	Hochwasserschutz, hochwasserangepasstes Bauen
	 b.	Mindeststandards nach den Bauordnungen

Mindeststandards – Ausstattung

1.	Erkrankungen/Verletzungen
	 a.	Verbandskasten

	 b.	Desinfektionsmittel/Hygienematerial [Querschnittsthema]
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	 c.	 Medikamente [Querschnittsthema]

	 d.	Schutzkleidung
−− Einmal-Handschuhe
−− Atemschutz

2.	Brandschutz

	 a.	Rauchmelder

	 b.Telefon [Notrufmöglichkeit]

	 c.	 Instandhaltung technischer Anlagen

	 d.	Vermeidung von Brandlasten

	 e.	Rauchableitung in allen Treppenhäusern

	 f.	 Feuerlöscher

3.	Versicherungsschutz

	 a.	Absicherung relevanter Gefahren [siehe: einzelne Gefahren]

4.	Unwetter/Naturkatastrophen

	 Sturm/Starkregen/Überschwemmung/Flut/Rückstau
	 a.	Versicherungsschutz

	 b.	Rückstausicherung/-klappe [Querschnittsthema]

	 c.	 Sicherung der Kellerfenster

	 d.	Pumpen
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	 Schneechaos/Blitzeis
	 a.	Schneeschaufel

	 b.	Streusalz

	 Hitzewelle/Dürre
	 a.	Trinkwasservorrat [Querschnittsthema]

5.	Man-Made Disasters

	 CBRN
	 a.	Desinfektionsmittel [Querschnittsthema] 

6.	Ausfall der Versorgung, Bevorratung

	 Ausfall der Wasserversorgung
	 a.	Trinkwasservorrat [Querschnittsthema]

	 Ausfall der Versorgung mit Lebensmitteln
	 a.	Lebensmittelvorrat

	 b.	Alternative Kochmöglichkeiten

	 Ausfall der Stromversorgung
	 a.	Warme Kleidung

	 b.	Alternative Lichtquellen

	 c.	 Batterien

	 d.	Alternative Kochmöglichkeit

	 Weitere Bevorratung
	 a.	Alternative Heizmöglichkeiten
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7.	Bauliche Notfallvorsorge

	 a.	Rückstauklappe [Querschnittsthema]

	 b.	Mobiler und fester Hochwasserschutz 

	 c.	 Keine Stromverteilung im Keller 

	 d.	Keine Heizung im Keller 
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8.14	� Entwicklung der soziokognitiven Variablen  
über drei Stadien für die Gefahr Brände
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8.15	� Entwicklung der soziokognitiven Variablen  
über drei Stadien für die Gefahr Unwetter
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Punkte/Linien zeigen Mittelwerte  
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8.16	� Entwicklung der soziokognitiven Variablen  
über drei Stadien für die Gefahr ABC-Gefahren
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8.17	 Ergebnisse der Kurvenanpassung

Risikowahrnehmung

Gleichung Modellzusammenfassung

 R-Quadrat F Freiheits-
grade 1

Freiheits- 
grade 2

Sig.

Linear ,709 2610,291 1 1072 ,000

Logarithmisch ,235 328,476 1 1072 ,000

Invers ,776 3707,067 1 1072 ,000

Quadratisch ,880 3918,510 2 1071 ,000

Kubisch ,881 2642,803 3 1070 ,000

Zusammengesetzt ,650 1994,269 1 1072 ,000

Potenzfunktion ,224 309,053 1 1072 ,000

S-förmig ,692 2408,361 1 1072 ,000

Aufbaufunktion ,650 1994,269 1 1072 ,000

Exponentiell ,650 1994,269 1 1072 ,000

Logistisch ,650 1994,269 1 1072 ,000

Abhängige Variable: V4.3.Transformiert 

Die unabhängige Variable ist Stadieneinteilung 2.
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Ergebniserwartung

Gleichung Modellzusammenfassung

 R-Quadrat F Freiheits-
grade 1

Freiheits-
grade 2

Sig.

Linear ,743 3080,912 1 1066 ,000

Logarithmisch ,306 470,683 1 1066 ,000

Invers ,687 2339,330 1 1066 ,000

Quadratisch ,846 2926,420 2 1065 ,000

Kubisch ,848 1975,424 3 1064 ,000

Zusammengesetzt ,689 2364,318 1 1066 ,000

Potenzfunktion ,297 450,147 1 1066 ,000

S-förmig ,612 1681,860 1 1066 ,000

Aufbaufunktion ,689 2364,318 1 1066 ,000

Exponentiell ,689 2364,318 1 1066 ,000

Logistisch ,689 2364,318 1 1066 ,000

Abhängige Variable: V4.4.Transformiert 

Die unabhängige Variable ist Stadieneinteilung 2.

Kostenerwartung

Gleichung Modellzusammenfassung

 R-Quadrat F Freiheits-
grade 1

Freiheits-
grade 2

Sig.

Linear ,625 1753,443 1 1050 ,000

Logarithmisch ,161 201,545 1 1050 ,000

Invers ,819 4742,572 1 1050 ,000

Quadratisch ,866 3391,980 2 1049 ,000

Kubisch ,872 2383,896 3 1048 ,000

Zusammengesetzt ,606 1616,678 1 1050 ,000

Potenzfunktion ,161 201,371 1 1050 ,000

S-förmig ,779 3707,410 1 1050 ,000

Aufbaufunktion ,606 1616,678 1 1050 ,000

Exponentiell ,606 1616,678 1 1050 ,000

Logistisch ,606 1616,678 1 1050 ,000

Abhängige Variable: V4.5.Transformiert 

Die unabhängige Variable ist Stadieneinteilung 2.
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Prä-intentionale Selbstwirksamkeit

Gleichung Modellzusammenfassung

 R-Quadrat F Freiheits-
grade 1

Freiheits-
grade 2

Sig.

Linear ,763 3441,783 1 1071 ,000

Logarithmisch ,336 542,764 1 1071 ,000

Invers ,659 2066,545 1 1071 ,000

Quadratisch ,845 2927,110 2 1070 ,000

Kubisch ,846 1957,012 3 1069 ,000

Zusammengesetzt ,684 2313,739 1 1071 ,000

Potenzfunktion ,333 535,897 1 1071 ,000

S-förmig ,534 1226,584 1 1071 ,000

Aufbaufunktion ,684 2313,739 1 1071 ,000

Exponentiell ,684 2313,739 1 1071 ,000

Logistisch ,684 2313,739 1 1071 ,000

Abhängige Variable: V4.6.1.Transformiert 

Die unabhängige Variable ist Stadieneinteilung 2.

Prä-aktionale Selbstwirksamkeit

Gleichung Modellzusammenfassung

 R-Quadrat F Freiheits-
grade 1

Freiheits-
grade 2

Sig.

Linear ,743 3085,685 1 1067 ,000

Logarithmisch ,316 492,541 1 1067 ,000

Invers ,666 2128,058 1 1067 ,000

Quadratisch ,837 2729,091 2 1066 ,000

Kubisch ,837 1824,965 3 1065 ,000

Zusammengesetzt ,654 2013,452 1 1067 ,000

Potenzfunktion ,315 489,755 1 1067 ,000

S-förmig ,519 1152,802 1 1067 ,000

Aufbaufunktion ,654 2013,452 1 1067 ,000

Exponentiell ,654 2013,452 1 1067 ,000

Logistisch ,654 2013,452 1 1067 ,000

Abhängige Variable: V4.6.2.Transformiert 

Die unabhängige Variable ist Stadieneinteilung 2.
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Aktionale Selbstwirksamkeit

Gleichung Modellzusammenfassung

 R-Quadrat F Freiheits-
grade 1

Freiheits-
grade 2

Sig.

Linear ,753 3261,442 1 1068 ,000

Logarithmisch ,329 523,556 1 1068 ,000

Invers ,660 2075,874 1 1068 ,000

Quadratisch ,840 2807,080 2 1067 ,000

Kubisch ,841 1879,393 3 1066 ,000

Zusammengesetzt ,666 2131,365 1 1068 ,000

Potenzfunktion ,325 513,505 1 1068 ,000

S-förmig ,524 1174,320 1 1068 ,000

Aufbaufunktion ,666 2131,365 1 1068 ,000

Exponentiell ,666 2131,365 1 1068 ,000

Logistisch ,666 2131,365 1 1068 ,000

Abhängige Variable: V4.6.3.Transformiert 

Die unabhängige Variable ist Stadieneinteilung 2.

Planen

Gleichung Modellzusammenfassung

 R-Quadrat F Freiheits-
grade 1

Freiheits-
grade 2

Sig.

Linear ,663 2115,028 1 1073 ,000

Logarithmisch ,218 298,675 1 1073 ,000

Invers ,732 2928,359 1 1073 ,000

Quadratisch ,822 2474,798 2 1072 ,000

Kubisch ,827 1702,949 3 1071 ,000

Zusammengesetzt ,597 1589,771 1 1073 ,000

Potenzfunktion ,200 268,330 1 1073 ,000

S-förmig ,649 1982,673 1 1073 ,000

Aufbaufunktion ,597 1589,771 1 1073 ,000

Exponentiell ,597 1589,771 1 1073 ,000

Logistisch ,597 1589,771 1 1073 ,000

Abhängige Variable: V4.7.Transformiert 

Die unabhängige Variable ist Stadieneinteilung 2.
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	 TÜV Energie und Umwelt GmbH/2001/Druckversion vergriffen

	38	� Rechnergestütztes Beratungssystem für das Krisenmanagement bei chemischen 
Unfällen (DISMA®)

	 W. Kaiser, M. Schindler/1999/Druckversion vergriffen

	36	� Biologische Indikatoren für die Beurteilung multifaktorieller Beanspruchung. 
Experimentelle, klinische und systemtechnische Untersuchung

	 M. Weiss, B. Fischer, U. Plappert, T.M. Fliedner/1998

	35	� Praxisanforderung an Atem- und Körperschutzausstattung zur Bekämpfung von 
Chemieunfällen

	� K. Amman, A.-N. Kausch, A. Pasternack, J. Schlobohm, G. Bresser, P. Eulenburg/2003/
Druckversion vergriffen

	34	 Untersuchung der Wirksamkeit von Selbstschutzausstattung bei Chemieunfällen
	 S. Bulheller, W. Heudorfer/2003/Druckversion vergriffen

	33	 Laserspektrometrischer Nachweis von Strontiumnukliden im Niederschlag
	 J. Bernhardt, J. Haus, G. Hermann, G. Lasnitschka, G. Mahr , A. Scharmann/1998

	32	 Kriterien für Evakuierungsempfehlungen bei Chemikalienfreisetzungen
	 G. Müller/1998/Druckversion vergriffen

	31	� Beiträge zur Isolierung und Identifizierung von Clostridium sp.und Bacillus sp. 
sowie zum Nachweis deren Toxine

	 G. Schallehn, H. Brandis/1998/Druckversion vergriffen

	30	� Untersuchung der Praxisanforderungen an die Analytik bei der Bekämpfung 
großer Chemieunfälle

	 G. Matz/1998/Druckversion vergriffen

	29	 Erfahrungen aus Abwehrmaßnahmen bei chemischen Unfällen
	 D. Hesel, H. Kopp, U. Roller/1997

	28	 Wirkungen von Organophosphaten
	 R. Zech/1997
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	27	 Staatliche Risikokommunikation bei Katastrophen
	 Informationspolitik und Akzeptanz
	 G. Ruhrmann, M. Kohring/1996

	26	� 43. und 44. Jahrestagung der Schutzkommission beim Bundesminister des Innern
	 Vorträge/1997/Druckversion vergriffen

	25	 Abschätzung der gesundheitlichen Folgen von Großbränden
	 Literaturstudie Teilbereich Toxikologie
	 K. Buff, H. Greim/1997/Druckversion vergriffen

	24	 42. Jahrestagung der Schutzkommission beim Bundesminister des Innern
	 Vorträge/1996/Druckversion vergriffen

	23	 Das Verhalten von Umweltchemikalien in Boden und Grundwasser
	 K. Haberer, U. Böttcher/1996/Druckversion vergriffen

	22	 Inkorporationsverminderung für radioaktive Stoffe im Katastrophenfall
	 B. Gloebel, Ch. Graf/1996/Druckversion vergriffen

	21	� Arbeiten aus dem Fachausschuß III: Strahlenwirkungen – Diagnostik und Therapie
I. 	 Ganzkörpermessungen reiner ß-Strahler 
II.	 Untersuchungen zur therapeutischen Beeinflussung des Strahlenschadens 	
	 durch Biological Response Modifier 
III.	Prophylaxe und Therapie von Strahlenschäden im Katastrophenfall 
IV.	 Interstitielle Pneumonie nach Ganzkörperbestrahlung 
V.	 Modellversuch zur Therapie von Strahlen- und Kombinationsschäden

	 I. 	 R.E. Grillmaier, M. Thieme
	 II. 	 P.G. Munder, M. Modolell, F. Link, R. Escher
	 III. 	W. Pohlit, Bhavanath Jha, M. Jülch
	 IV. 	K. Quabeck, D.W. Beelen, R. Ehrlich, U.W. Schaefer, F. Wendt
	 V. 	 O. Messerschmidt, A. Bitter, F. Eitel/1996

	20	 Arbeiten aus dem Fachausschuß V:
		  I. 	 Langzeitwirkungen phosphor-organischer Verbindungen 
		  II.	 Die zellvermittelte typübergreifende Immunantwort nach Infektion mit 	
			   dem Influenzavirus 
		  III.	� Die Bedeutung vasculärer Reaktionen beim akuten Nierenversagen nach 

großen Weichteilverletzungen (Crush-Niere)
	 I. 	 D. Henschler
	 II. 	 H. Becht
	 III. 	F. Hoffmann, F. Vetterlein, G. Schmidt/1996/Druckversion vergriffen
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	19	 Radioaktive Strahlungen
		  I. 	 Nuklidspezifische Kontaminationserfassung 
		  II. 	 Datenaufbereitung für den Notfallschutz
	 I. 	 B. Kromer unter Mitarbeit von K.O. Münnich, W. Weiss u. M. Zähringer
	 II. 	 G. Hehn/1996/Druckversion vergriffen

	18	 Deutsche Regelsysteme:
		�  Vernetzungen und Integrationsdefizite bei der Erstellung des öffentlichen Gutes 

Zivil- und Katastrophenschutz in Europa
	 L. Clausen, W.R. Dombrowsky, R.L.F. Strangmeier/1996/Druckversion vergriffen

	17	 41. Jahrestagung der Schutzkommission beim Bundesminister des Innern
	 Vorträge/1996/Druckversion vergriffen

	16	� Einfluß von Lipidmediatoren auf die Pathophysiologie der Verbrennungs-
krankheit

	 F.E. Müller, W. König, M. Köller/1993

	15	 Beiträge zur dezentralen Trinkwasserversorgung in Notfällen. Teil II
		  1. Einfache organische Analysemethoden 
		  2. Einfache Aufbereitungsverfahren
	 K. Haberer, M. Drews/1993/Druckversion vergriffen

	14	 Beiträge zu Strahlenschäden und Strahlenkrankheiten
		  I. 	 Strahleninduzierte Veränderungen an Säugetierzellen als Basis für die 	
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		  II. 	 Hämopoeseschaden, Therapieeffekte und Erholung 
		  III.	Präklinische Untersuchung zur Beschleunigung der Erholungsvorgänge in 	
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		  IV. 	Radionuklid Transfer
	 I. 	 H. Schüßler
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	13	 Modifikation der Strahlenwirkung und ihre Folgen für die Leber
	 H. Mönig, W. Oehlert, M. Oehlert, G. Konermann/1993



531

Bisherige Publikationen

	12	 Biologische Dosimetrie
		  I. 	 Einleitung: Dosisabschätzung mit Hilfe der Biologischen Dosimetrie 
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	 I. 	 H. Mönig, W. Pohlit, E.L. Sattler
	 II. 	 H.J. Egner et al.
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	 IV. 	P. Bidon et al./1993/Druckversion vergriffen
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	10	 Bürgerkonzeptionierter Zivil- und Katastrophenschutz –
	 Das Konzept einer Planungszelle Zivil- und Katastrophenschutz
	 W.R. Dombrowsky/1992/Druckversion vergriffen

	 9	� 39. und 40. Jahrestagung der Schutzkommission beim Bundesminister des Innern
	 Vorträge/1993/Druckversion vergriffen

	 8	 Beiträge zur dezentralen Trinkwasserversorgung in Notfällen, Teil I
		�  Einfach anorganische und radiologische Methoden zur Wasseruntersuchung an 

Ort und Stelle
	 K. Haberer, U. Stürzer/1991/Druckversion vergriffen

	 7	 Das Schädel-Hirn-Trauma
		�  Klinische und tierexperimentelle Untersuchungen zur Pathogenese und neuen 

Behandlungsansätzen im Rahmen der Katastrophenmedizin
	 E. Pfenninger, F.W. Ahnefeld/1991/Druckversion vergriffen

	 6	 Neutronenschäden
		  Untersuchungen zur Pathophysiologie, Diagnostik, Prophylaxe und Therapie 
	 O. Messerschmidt, A. Bitter/1991/Druckversion vergriffen

	 5	 Strahlenexposition durch Ingestion von radioaktiv kontaminiertem Trinkwasser
	 R.E. Grillmaier, F. Kettenbaum/1991/Druckversion vergriffen
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	 4	 Computereinsatz im Zivil- und Katastrophenschutz – Möglichkeiten und Grenzen
	 W.R. Dombrowsky/1991/Druckversion vergriffen

	 3	� Der Nachweis schneller Neutronen in der Katastrophendosimetrie mit Hilfe von 
Ausweisen aus Plastikmaterial

	 B. Lommler, E. Pitt, A. Scharmann, R. Simmer/1990/Druckversion vergriffen

	 2	� Gammastrahlung aus radioaktivem Niederschlag/Berechnung von Schutzfaktoren
	 G. Hehn/1990/Druckversion vergriffen

	 1	� Zur Akzeptanz staatlicher Informationspolitik bei technischen Großunfällen und 
Katastrophen

	 L. Clausen, W.R. Dombrowsky/1990/Druckversion vergriffen

Zivilschutzforschung, Alte Folge

	22	 Organophosphate Biochemie-Toxikologie-Therapie
	 G. Schmidt, R. Zech et al./1988/Druckversion vergriffen

	21	 Arbeiten aus dem Fachausschuß II: Radioaktive Niederschläge
	 1988/Druckversion vergriffen

	20	 Beiträge zur Katastrophenmedizin
	 1988/Druckversion vergriffen

	19	 Beiträge zur Wirkung von Kernwaffen
	 A. Sittkus, G. Hehn, H. Mönig/1989/Druckversion vergriffen

	18	 Forschungen für den Zivil- und Katastrophenschutz 1975-1985,
		  Festschrift für Paul Wilhelm Kolb
	 1986/ISBN 3-7894-0097-1/Druckversion vergriffen

	17	 Chemischer Strahlenschutz
	 H. Mönig, O. Messerschmidt, C. Streffer/1984/ISBN 3-7894-0096-3/
	 Druckversion vergriffen

	16	 Streß und Individuum
	 M. Ackenheil, M. Albus, R.R. Engel, H. Hippius/1984/ISBN 3-7894-0092-0/
	 Druckversion vergriffen
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	15	 Ulmer Vorträge, Festschrift für Franz Gross
	 1983/ISBN 3-7894-0091-2/Druckversion vergriffen

	14	 Einführung in die Soziologie der Katastrophen
	 L. Clausen, W.R. Dombrowsky/1983/ISBN 3-7894-0090-4/Druckversion vergriffen

	13	 30 Jahre Schutzkommission – Ausgewählte Vorträge
	 1981/ISBN 3-7894-0084-1/Druckversion vergriffen

	12	 Untersuchungen zum Strahlenrisiko
	 H. Schüssler, H. Pauly, B. Glöbel, H. Glöbel, H. Muth, E. Oberhausen/1981/ 
	 ISBN 3-7894-0083-2/Druckversion vergriffen

	11	 Brandgefährdung von Wohngebieten durch Flächenbrände
	� O. Carlowitz, T. Krone, R. Jeschar/1980/ISBN 3-7894-0079-3/Druckversion vergriffen

	10	 Wirkungen des Luftstoßes von nuklearen und konventionellen Explosionen
	 G. Weigel/1980/ISBN 3-7894-0078-5/Druckversion vergriffen

	 9	 Veränderung von Befinden und Leistung bei einem Bunkerbelegungsversuch
	 J.F. Dirr, J. Kugler, M.C. Laub, K. Schröder/1979/ISBN 3-7894-0062-9/
	 Druckversion vergriffen

	 8	 Beiträge zur Neutronenwaffe
	 A. Sittkus, H. Mönig/1978/ISBN 3-7894-0061-0/Druckversion vergriffen

	 7	� Bestimmung der Wasserdurchlässigkeit von Kiesbeton aus dem Wassereindring-
verhalten

	 J. Steinert/1977/ISBN 3-7894-0056-4/Druckversion vergriffen

	 6	 Literaturübersicht zur Frage der Erholung nach Ganzkörperbestrahlung
	 A. Kindt, E.-L. Sattler/1977/ISBN 3-7894-0058-0/Druckversion vergriffen

	 5	 Kombinationsschäden als Folge nuklearer Explosionen
	 O. Messerschmidt/1977/ISBN 3-7894-0055-6/Druckversion vergriffen

	 4	 Untersuchungen zu Therapie und Prognose des Kreislaufschocks beim Menschen
	 H. Schönborn/1976/ISBN 3-7894-0048-3/Druckversion vergriffen

	 3	� Strahlenempfindlichkeit und die akute und chronische Strahlenschädigung der 
Leber

	 R. Lesch/1976/ISBN 3-7894-0048-3/Druckversion vergriffen



Empirische Untersuchung der Realisierung von Maßnahmen zur Erhöhung der Selbstschutzfähigkeit  |  Band 15

534

	 2	 Beiträge zur Frage der Erholung von Strahlenschäden
	 H. Muth, H. Pauly/1975/ISBN 3-7894-0039-4/Druckversion vergriffen

	 1	 Schutzkommission beim Bundesminister des Innern
		  25 Jahre Forschung für den Zivil- und Katastrophenschutz
	 1975/ISBN 3-7894-0038-6/Druckversion vergriffen

Sonderveröffentlichungen

	�	�  Notfall- und Katastrophenpharmazie I – Bevölkerungsschutz und Medizinische 
Notfallversorgung

	 2009/ISBN 978-3-939347-18-7

	�	  Notfall- und Katastrophenpharmazie II – Pharmazeutisches Notfallmanagement
	 2009/ISBN 978-3-939347-19-4

	�	  Katastrophenmedizin – Leitfaden für die ärztliche Versorgung im Katastrophenfall
	 2006/ISBN 3-939347-01-9 bzw. 978-3-939347-01-9

		  Biologische Gefahren – Beiträge zum Bevölkerungsschutz, 2. Auflage
	 2005/ISBN 3-00-016733-1/Druckversion vergriffen

		�  Biologische Gefahren I – Handbuch zum Bevölkerungsschutz, 3. vollständig über-
arbeitete Auflage

	 2007/ISBN 3-939347-06-X bzw. 978-3-939347-06-4

		�  Biologische Gefahren II – Entscheidungshilfen zu medizinisch angemessenen Vor-
gehensweisen in der B-Gefahrenlage

	 2007/ISBN 3-939347-07-8 bzw. 978-3-939347-07-1

Internetveröffentlichungen

		  www.bbk.bund.de/Publikationen

		�  Entwicklung von Therapieschemata für die Behandlung des akuten Nierenver-
sagens (Crush-Niere)

	 F. Vetterlein, G. Hellige/2005









ISBN-13: 978-3-939347-36-1
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